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Vorwort der Herausgeber der
Reihe Potsdamer Textbiicher

In den deutsch-polnischen Beziehungen wird oft der Mangel an
gegenseitiger Wahrnehmung beklagt. Dies gilt auch fiir die Sozialwis-
senschaften. Nach wie vor wird vieles von dem, was im Nachbarland
diskutiert und publiziert wird, kaum wahrgenommen.

Der Poznatier Soziologe Andrzej Sakson gehort hier zu den bemer-
kenswerten Ausnahmen. Friihzeitig begann er, seine Forschungs-
ergebnisse auch in Deutschland zu publizieren. Stets suchte er den
Dialog mit seinen deutschen Fachkollegen und war und ist an einer
Vielzahl deutsch-polnischer wissenschaftlicher Forschungsprojekte
und Diskussionsforen beteiligt.

Siebzehn Beitrige aus drei Schwerpunktbereichen der soziologischen
und historischen Forschungen Andrzej Saksons sind in diesem Band
zusammengetragen worden: zu den Beziehungen zwischen Polen und
Deutschen, zu den Minderheiten in Polen und Deutschland sowie zur
Migration in Europas Geschichte und Gegenwart. Diese Beitrige
wurden (bis auf eine Ausnahme) bereits zwischen 1991 und 2006
in verschiedenen Sammelbidnden bzw. Zeitschriften in deutscher
Sprache erstverdffentlicht. Der spezielle Reiz dieses Bandes besteht
in der Gesamtschau der Analysen und Forschungsergebnisse von
Andrzej Sakson.

Die Beitriige wurden lediglich sprachlich bearbeitet und bei Uber-
schneidungen gekiirzt, blieben aber inhaltlich unverindert. Angesichts
der bereits vergangenen iiber anderthalb Jahrzehnte seit Beginn der
groflen Transformation in Polen, Deutschland und Europa bieten diese
zugleich einen spannenden Einblick in das zeitgendssische Denken
eines der fithrenden Soziologen unseres Nachbarlandes.

Potsdam, im November 2007

Erhard Crome, Jochen Franzke, Raimund Kriamer.
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Vorwort des Autors

Als ich 1969, als Schiiler des 3. Allgemeinbildenden Lyzeums in
Poznan, zum ersten Mal zu einer Klassenfahrt nach Leipzig und
Thiiringen aufbrach, dachte ich mir nicht, dass mein kiinftiges Berufs-
leben mit den Forschungen zu den polnisch-deutschen Beziehungen
verbunden sein wiirde. Was ich damals sah, schrieb sich dauerhaft in
meine Erinnerungen ein und befruchtete meine zukiinftigen Studien
und zahlreichen Aufenthalte in beiden deutschen Staaten sowie spiter
im vereinigten Deutschland.

Meine mit der Erlangung von wissenschaftlichen Graden verbundene
Arbeiten bezogen sich auf die soziologischen Feldforschungen, die
anfangs auf das Polenbild unter den westdeutschen Jugendlichen
konzentriert waren (Diplomarbeit von 1976), spiter auf die Subkultur
in West-Berlin (Dissertation von 1980), oder auch auf die Masuren als
eine zwischen Polentum und Deutschtum geteilte Gesellschaftsgruppe
(Habilitation von 1990).

Das allgemeine Thema dieses Buches bilden die polnisch-deutschen
Beziehungen, Probleme der nationalen Minderheiten und Angelegen-
heiten der Migration in Polen, Deutschland und Europa. Diese drei
thematischen Schwerpunkte machen die grundsétzlichen Stromungen
meiner Forschungsinteressen aus.

Die hier gesammelten Beitrige entstanden in der Zeitperiode der
letzten 16 Jahren. Sie waren in verschiedenen Sammelbédnden und
Zeitschriften veroftentlicht, die in Deutschland herausgegeben wur-
den. Die ersten Veroffentlichungen betrafen das Verhiltnis Polens zur
Vereinigung Deutschlands und die Kulturfreiheit in Polen. Beide Texte
wurden 1991 veroffentlicht, kurz nach der Herstellung der Einheit
Deutschlands. Der Text zu den Problemen der Migration nach der
Osterweiterung der Europédischen Union am 1. Mai 2004 entstand
im Jahr 2007 speziell fiir diese Publikation.

Viele der in diesem Band présentierten Texte ergaben sich aus meinem
Engagement fiir die polnisch-deutsche Versohnung. Diese besitzt
nicht nur eine tiefe zweiseitige Dimension, sondern auch einen eu-
ropdischen Aspekt. Ohne dauerhafte Versohnung zwischen Polen und
Deutschen bzw. Deutschen und Franzosen lisst sich die Vereinigung
des ,,alten Kontinents schwer vorstellen.

Trotz der Tatsache, dass die vorgestellten Texte aus verschiedenen
Jahren stammen, so glaube ich, dass sie in ihrer faktographischer
Sicht immer noch der Aufmerksamkeit wert sind. Dem deutschen
Leser konnen sie den vielfiltigen Gegenstand der polnisch-deutschen
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Beziehungen und die Probleme sowohl der Polen in Deutschland
als auch der Deutschen in Polen néher bringen. Einen wesentlichen
Aspekt, der in dieser Arbeit behandelt wird, bilden die Konigsberg/
Kaliningrad betreffenden Studien und jene der Migration zwischen
Ost und West. Die polnische Sichtweise auf diese Angelegenheiten
kann einen zusitzlichen Wert ausmachen.

Die Entstehung dieser Arbeit wire ohne freundliches Engagement
meiner deutschen Freunde unméglich. Besonders herzlich mochte ich
mich bei Jochen Franzke bedanken. Eine gliickliche Fiigung fiihrte
dazu, dass wir uns 1991 zufillig in Berlin-Kreuzberg trafen. Dieses
Treffen fiihrte z.B. zur Idee, iiber die Griindung einer deutsch-pol-
nischen Vierteljahresschrift ,,WeltTrends. Zeitschrift fiir Politik und
internationale Studien® nachzudenken, die dann 1993 Wirklichkeit
wurde. Seither verbindet uns diese Zeitschrift — wie viele andere
polnische und deutsche Kollegen — miteinander. Demnéchst werden
15 bewegte Jahre seit ihrer Griindung vergangen sein.

Andrzej Sakson
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I. Polen und Deutsche

1. Angst vor einem iibermichtigen Nachbarn —
Polen und die deutsche Frage 1945 bis 1989

Noch bis vor kurzem besal} die deutsche Frage fiir Polen eine unge-
wohnlich weit reichende Bedeutung. Wegen der Westverschiebung des
polnischen Staatsgebietes im Jahre 1945 konnte, ohne eine Regelung
dieser Frage und ohne definitive Anerkennung der Westgrenze Polens
durch das vereinigte Deutschland, von einem normalen Funktionieren
des Staates und einem Gefiihl der Sicherheit unter den Millionen Po-
len, die auf dem Gebiet der ehemaligen Ostprovinzen Deutschlands
leben, kaum die Rede sein.

Das Verhiltnis der Polen zur deutschen Frage und zu Deutschland
selbst hat im Laufe der Nachkriegszeit eine grundlegende Entwicklung
erfahren. Wie bedeutsam diese Frage war, wird durch die Tatsache
belegt, dass man in Polen von einem ,,deutschen Syndrom* sprach.
Darunter ist eine spezifische Sensibilisierung der polnischen Gesell-
schaft fiir die Deutschen und ihren Staat zu verstehen, die sich im
privaten wie offentlichen Bereich in einer bestimmten Einstellung
und in Verhaltensweisen niederschligt. Diese Einstellungen sind
das Produkt der Erfahrungen vieler Generationen. Dieses Syndrom
umfasst sowohl die Erinnerung an friiher erlittenes Unrecht und Leid
als auch einen Respekt vor der 6konomischen und zivilisatorischen
Stirke Deutschlands, der allzu oft nicht weit von einem polnischen
Minderwertigkeitskomplex entfernt ist.

Von grundlegender Bedeutung fiir das Verhiltnis der Polen zur deut-
schen Frage waren verschiedene Faktoren, darunter vor allem die
historischen Erfahrungen mit den wechselseitigen Kontakten —beson-
ders aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs — die neue Festlegung der
Nachkriegsgrenzen, die Zugehorigkeit Polens zum Warschauer Pakt,
die wachsende wirtschaftliche und politische Stirke der Bundesre-
publik Deutschland, der allméhliche zivilisatorische Kollaps Polens
sowie die direkten und indirekten Kontakte mit Deutschen.

Das Verhiltnis Polens zur deutschen Frage lésst sich auf zwei Ebe-
nen aufzeigen. Die erste bildet die offizielle Politik der staatlichen
Behorden, also der Kommunistischen Partei in den Jahren 1945 bis
1989 und der spéteren, aus demokratischen Wahlen hervorgegangen
Regierungen. Die zweite Ebene erkennt man in den Einstellungen der
polnischen Gesellschaft, darunter vor allem ihrer meinungsbildenden
Kreise, die durch die katholische Kirche, die antikommunistische
Opposition und bestimmte Intellektuellenzirkel geprigt wurden. Die
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unmittelbare Nachkriegszeit war gekennzeichnet durch eine weitge-
hende Deckungsgleichheit der Einstellungen von staatlichen Vertre-
tern und der Gesellschaft zur deutschen Frage. Das kommunistische
Polen entstand als ein antideutscher Staat. Diesem Sachverhalt lagen
die Erfahrungen der Jahre 1939 bis 1945 zugrunde.

Negative Stereotype

In den ersten Nachkriegsjahren gab es im gesellschaftlichen Bewusst-
sein vielfiltige Traditionen, Erfahrungen, Ideen, Konzeptionen, Paro-
len und Emotionen im Hinblick auf die Deutschen. Ihr dominierendes
und gemeinsames Element war das Antideutsche, das sich als ein Hass
auf die Deutschen und alles Deutsche darstellte. Damals herrschte ein
extrem negatives Stereotyp vor, das den Deutschen und das gesamte
deutsche Volk mit dem Nationalsozialismus und den Verbrechen
des Genozids gleichsetzte. Die Deutschfeindlichkeit umfasste die
ganze Gesellschaft iiber alle tiefen politischen Zerkliiftungen hinweg
und war ebenso massenhaft verbreitet wie die aus den Kriegs- und
Besatzungsjahren stammenden Traumata. Die Deutschfeindlichkeit
war ein Faktor, der die polnische Gesellschaft auf der Grundlage
gemeinsamer tragischer Erlebnisse und des gemeinsamen Verlangens
nach Vergeltung und Genugtuung fiir das erlittene Unrecht einte.

Die deutsche Frage spielte eine wichtige Rolle in Programm und
Praxis der kommunistischen Partei, die seit 1945 die politische Macht
in Polen ausiibte. Die gegeniiber den beiden deutschen Staaten entwi-
ckelte Strategie war eine direkte Konsequenz des Monopols, das die
Partei sowohl in der Innenpolitik als auch in der AuBlenpolitik besal3.
Die Haltung der Kommunistischen Partei zur deutschen Frage war
auch einer der wesentlichen Faktoren, die das Bild der Deutschen, der
beiden deutschen Staaten und der deutsch-polnischen Beziehungen
in der polnischen Gesellschaft von oben stark prigte. Man dachte
nicht an die Folgen, die dieses, von oben aufgesetzte Denken, im
allgemeinen Bewusstsein festsetzte. Die Partei steuerte die Haltung
der Polen mit den zur Verfiigung stehenden Mitteln: von diplomati-
schen Schritten iiber Propagandafeldziige, die Informationspolitik,
die verschiedenen Bereiche der Kultur bis hin zu einem Erziehungs-
programm der Schulen.

Monopol der Kommunisten

Als auf dem Territorium des Dritten Reiches zwei Staaten entstan-
den, mussten die kommunistischen Behorden eine neue Haltung zur
deutschen Frage entwickeln, zumal die Griindung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik in
eine Zeit des Systemwandels in Polen fiel. Dessen Resultat war die
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Ausschaltung der Opposition und die Festigung der Herrschaft der
Kommunisten, besonders nach der Vereinigung der Polnischen Arbei-
terpartei und der Polnischen Sozialistischen Partei im Dezember 1948
zur Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei (PVAP). Deren Entstehung
und die Unterordnung anderer Organisationen und Parteien — auch
solcher, die auf frithere oppositionelle Gruppierungen zuriickgin-
gen — unter ihre Kontrolle bewies, dass das politische Monopol der
Kommunisten inzwischen unanfechtbar geworden war.

Was die Haltung Polens zur deutschen Frage anging, so wurde ei-
nerseits argumentiert, dass die deutsche Problematik eng mit der
polnischen Staatsrison zusammenhinge. Andererseits wurde die
deutsche Frage im politischen Konzept der PVAP stérker als bisher
auf der Grundlage allgemeiner Leitlinien formuliert, die von den
tibrigen sozialistischen Staaten, insbesondere von der Sowjetunion,
gefordert wurden.

Die Fiihrung der PVAP reagierte sehr scharf auf die Tatsache, dass
im September 1949 die staatlichen Institutionen der Bundesrepublik
Deutschland ins Leben gerufen wurden. Polen protestierte in einer
offiziellen Note, die den Siegermichten am 5. Oktober 1949 zugeleitet
wurde. Die polnische Regierung betrachtete den Akt der Proklamation
des neuen deutschen Staates als eine Verletzung des Potsdamer Ab-
kommens. In der Presse wurde behauptet, die Entstehung des Staates
und der Regierung in Bonn verstof3e gegen das Pariser Abkommen,
in dem sich die Westméchte verpflichtet hatten, ihre Bemiihungen
um die Einheit Deutschlands fortzusetzen.

Eine ganz andere Haltung nahm die kommunistische Regierung zur
Schaffung der Deutschen Demokratischen Republik ein. Die Konzep-
tion eines ,,demokratischen‘ deutschen Staates war bei den polnischen
Kommunisten schon in den ersten Nachkriegsjahren aufgetaucht,
setzte aber im Einklang mit der sowjetischen Linie die Schaffung
eines vereinten Deutschlands voraus. Gemill den Beschliissen der
Parteifiithrung wurde um die Jahreswende 1949/50 der Standpunkt
verbreitet, dass die Entstehung zweier deutscher Staaten den Beginn
eines vollig neuen Abschnitts in der Geschichte der Nationen Mittel-
europas darstellen. Nach Griindung der DDR musste das Problem der
Sicherheit Polens in einem neuen Lichte betrachtet werden. Dieses
Problem wiirde sich von nun an mit der Auflenpolitik des neuen
Staates verbinden, vor allem mit den Entwiirfen zur Losung der
deutschen Frage. Man darf hinzufiigen, dass dabei die Vorstellung,
die Sicherheit Polens mit der Politik der DDR zu verkniipfen, bis zum
Ende der staatlichen Existenz der DDR im Denken der Parteifiihrung
mafgebend war.
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Durchbruch in der Nachkriegsgeschichte

Neue Elemente in der deutschen Frage bekriftigte das Gorlitzer
Abkommen, das am 6. Juli 1950 zwischen Polen und der DDR ge-
schlossen wurde. Das Dokument stellte in Artikel 1 fest, dass ,,die
festgelegte und bestehende Grenze, die [...] entlang der Oder [ ... ] und
der Lausitzer Neife [...] verlauft, die Staatsgrenze zwischen Deutsch-
land und Polen bildet*. Das war unzweifelhaft ein Durchbruch in
der Nachkriegsgeschichte der deutsch-polnischen Beziehungen. Die
PVAP, wie iibrigens auch die anderen Parteien, feierte das Gorlitzer
Abkommen als ein ,,historische Ereignis*. Der zwanzig Jahre spéter,
am 7. Dezember 1970 von der Volksrepublik Polen und der Bundes-
republik Deutschland unterzeichnete Vertrag tiber die Grundlagen der
Normalisierung der gegenseitigen Beziehungen war ein Erfolg der
polnischen AuBenpolitik und realisierte die grundsétzliche politische
Linie der regierenden PVAP im Bereich der Deutschlandpolitik.

Die PVAP betrachtete die Existenz zweier deutscher Staaten und
die Freundschaft und Zusammenarbeit mit der DDR als eine der
grundlegenden Garantien der Sicherheit Polens. Dagegen wurde
die im westdeutschen Grundgesetz festgehaltene Verpflichtung aller
Bundesregierungen, auf die Einheit Deutschlands hinzuwirken, als
ein Anschlag auf die im Gefolge des Zweiten Weltkriegs entstandene
Friedensordnung in Europa gewertet. In Wiirdigung der Bedeutung
der DDR fiir die vitalen Interessen Polens wurden in der ersten Hilfte
der 1970er Jahre die Bemiihungen verstirkt, deren internationale Stel-
lung zu festigen und die Anerkennung ihrer nationalen Souverinitét
durch die Bundesrepublik zu erreichen.

Samtlichen Bemithungen von Parteifiihrung und Regierung in diesem
Bereich lassen sich auf die vereinfachende Formel reduzieren: ,,die
DDR unterstiitzen und festigen*. Eine starke, internationale Autoritit
genieBende Deutsche Demokratische Republik sollte nicht nur die
Visitenkarte des Weltkommunismus sein, sondern auch ein Boll-
werk gegen die Vereinigungsbestrebungen der Bundesrepublik. Die
Offnung der Grenze an der Oder im Jahre 1972 nahm die Parteipro-
paganda in Polen zum Anlass, die DDR als musterhaftes Vorbild fiir
den sozialistischen Aufbau darzustellen und ihr Engagement fiir die
Entwicklung des Kommunismus in der Welt herauszustellen.

Dilemma der Partei

Bis Ende der 1970er Jahre fand die Idee einer moglichen Wiederver-
einigung Deutschlands kein groeres Echo in der Parteipublizistik
und den zahlreichen Materialien von Parteitagen und ZK-Plenen der
PVAP. Die heute zuginglichen Dokumente zeigen, dass man dieses
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Problem fiir erledigt und eine Diskussion dariiber fiir tiberfliissig hielt.
Kraft einer nie unterzeichneten Vereinbarung behielten sich Erich
Honecker und seine Umgebung das Exklusivrecht fiir Auerungen
tiber das Thema der Vereinigung der beiden deutschen Staaten vor.

Der Beginn der Entspannungsprozesse in Europa, das Nachlassen der
Dynamik der Ostpolitik der bundesdeutschen SPD/FDP-Regierung,
innere Verinderungen in der Bundesrepublik und die Verstiarkung
der Kontakte zwischen Ost-Berlin und Bonn sorgten dafiir, dass
die Vereinigungsproblematik wieder auf die Titelseiten der Zeitun-
gen zuriickkehrte. Am Rande des zweiten Besuchs des sowjetischen
Partei- und Staatschefs Breschnjew in der Bundesrepublik im Mai
1978 dréngte sich diese Frage mit aller Macht in den Vordergrund.
In zahlreichen Presseduferungen wurden Vereinigungsszenarien und
Spekulationen dariiber vorgetragen, unter welchen Bedingungen
es Moskau akzeptieren wiirde, dass sich die Bundesrepublik mit
der DDR vereinigte. Die Verkettung dieser ungiinstigen dufleren
Umstinde mit zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten und
einer Schwichung der internationalen Positionen Polens schuf ein
Dilemma fiir die Fiihrung der PVAP.

In den 1980er Jahren war das Problem der Einheit Deutschlands fiir
die Herrschenden ein Tabuthema, und alle, die versuchten sich in die
Mentalitit und Seelenlage der Biirger jenes Landes hineinzuversetzen,
das aufgrund der Abkommen von Jalta und Potsdam geteilt worden
war, galten als die schlimmsten Feinde der polnischen Staatsridson.
Literatur und Publizistik waren dermaf3en von Ideologie durchtriinkt,
dass die deutsche Frage in diesem politischen Lager nicht zum Anstof3
einer griindlicheren Reflexion iiber die deutsch-polnische Ausséhnung
und die Stellung beider Nationen in Europa werden konnte.

Das Denkmuster der herrschenden Kreise lief auf eine schlichte For-
mel hinaus: Das Ruder der Regierung musste in den Hianden der PVAP
bleiben, dann blieb es auch bei dem Biindnis mit der Sowjetunion,
bei Garantien Moskaus fiir die polnische Westgrenze und damit auch
bei der Fortdauer der fiir Polen — und, wie man glaubte, fiir Europa —
vorteilhaften Teilung Deutschlands. Die Parteielite glaubte, dass das
Eintreten in eine ernstere Diskussion iiber das geteilte Deutschland
einen nicht mehr aufzuhaltenden Prozess in Gang setzen und weitere
Fragen nach sich ziehen wiirde — nach der Legitimitit der Friedens-
ordnung von Jalta und Potsdam, nach dem Sinn der Unterordnung
Polens unter die Interessen der Sowjetunion und nach der Legitima-
tion der Machtausiibung durch die PVAP. Um diesen unbequemen
Fragen auszuweichen, wurden historische Reminiszenzen und ver-
breitete Angste vor einem liberméchtigen Deutschland missbraucht.
Die offizielle Propaganda versuchte den Polen einzureden, dass die
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Vereinigung von Deutschland unmittelbar den Verlust der West- und
Nordgebiete, also der ehemaligen deutschen Ostgebiete, und einen
anschlielenden Vasallenstatus Polens nach sich ziehen wiirde. Dabei
operierte sie mit der Parole vom ,,Pangermanismus‘ und mit Grof3-
machtambitionen Deutschlands, um nicht den Gedanken aufkommen
zu lassen, dass ein vereintes Deutschland als ein demokratischer Staat
ohne territoriale Forderungen an die Nachbarn wiedererstehen konnte
und mit seinen wissenschaftlichen und technischen Errungenschaften
auf Europa strahlen wiirde.

Die Analyse der Haltung der polnischen Kommunisten zur deutschen
Frage in den Jahren 1945 bis 1989 bestitigt die These, dass sie fiir die
Partei das wichtigste auflenpolitische Problem darstellte. Das ergab
sich nicht nur aus den Bedingungen in Europa und aus der Tatsache,
dass das Thema in Deutschland die Aufmerksamkeit vieler Staaten
fesselte. Sehr wichtig war auch die Funktion, die die deutsche Frage
im Programm und in der Praxis der PVAP erfiillte. Die polnischen
Kommunisten nutzten es aus, dass die Deutschlandpolitik und die
deutsche Frage mit dem Erreichen ihrer eigenen Ziele, der Erhaltung
und Festigung ihrer Macht, zusammenhingen. Deshalb akzeptierten
sie bedenkenlos die These von ewiger Feindschaft zwischen Deutsch-
land und Polen. Sie warnten vor der bestehenden deutschen Gefahr,
was durch das Nichtfestlegen Bonns in der Frage der Westgrenze
bestitigt wurde. Das verbreitete Empfinden einer Bedrohung durch
Deutschland legitimierte gleichsam die Herrschaft der Kommunisten,
die im Bunde mit der Sowjetunion imstande waren, die Sicherheit und
Unverletzlichkeit des polnischen Territoriums zu gewidhrleisten.

Aufruf zur Mdafigung

Dass die polnische Gesellschaft sich angesichts der Gefahr des deut-
schen Revisionismus und Militarismus um das Programm der Kom-
munisten scharen miisse, war die Parole, mit der bereits die Polnische
Arbeiterpartei und anschlieBfend die PVAP arbeiteten: zunichst im
Kampf gegen die Opposition, sodann in den Kampagnen zur Festigung
ihres Monopols und schlieBlich in der Bekdmpfung aller Versuche,
auf andere Weise an die deutsche Frage heranzugehen. Zwar herrsch-
te in der polnischen Gesellschaft grundsitzliche Einigkeit, was die
deutsche Frage anging — man war sich also einig, dass ein stindiger
deutscher Expansionsdrang die Existenz der polnischen Nation und
des polnischen Staates bedrohte — doch gab es in den Jahren von
1945 bis 1949 auch andere Auffassungen. Ihre Vertreter wiesen auf
das andere Deutschland hin und erklirten, dass nicht alle Deutschen
ein ,,Volk von Mordern und Verbrechern® seien.



16 Potsdamer Textbuch 10

Besondere Aufmerksamkeit verdient in diesem Zusammenhang die
erstmals 1946 erschienene Arbeit von Jan E. Osmanczyk unter dem
Titel ,,Sprawy Polakéw* [Die Angelegenheiten der Polen] und die um
diese Veroffentlichung gefiihrte Diskussion. Osmnanczyk wies zutref-
fend darauf hin, dass das besiegte Deutschland sich in relativ kurzer
Zeit von der Niederlage erholen und seine Wirtschaft wieder aufbauen
konne. Die Polen sollten aufhoren, sich stindig in Erinnerungen an
erlittene Untaten und Misserfolge zu ergehen, denn das schwiche und
verzettelt die gesellschaftliche Energie, die fiir den Wiederaufbau des
Landes benétigt werde. Nur eine vermehrte Anstrengung der gesamten
Nation, ein regelrechter ,,Wettlauf der Arbeit* konne Polen vor einer
kiinftigen deutschen Bedrohung bewahren.

Intellektuelle Kreise, die mit der katholischen Kirche verbunden
waren, versuchten die deutsche Frage unter moralischem Aspekt zu
betrachten und wiesen darauf hin, dass es zu nichts fiithren konne,
wenn man die Zukunft der deutsch-polnischen Nachbarschaft und
des neuen Europas auf Hass griinde. Thren Aufruf zur MiBigung in
der Beurteilung des deutschen Volkes begriindeten sie mit dem unge-
schriebenen ethischen Kodex des Zusammenlebens der Volker. Die
Bereitschaft zur Vergebung und Versshnung duflerte sich 1965 auf
besondere Weise, als der polnische Episkopat sich in einer Botschaft
an die katholischen Bischofe Deutschlands wandte, in der die bezeich-
nenden Worte fielen: ,,Wir vergeben und bitten um Vergebung*.

Auf ethische Primissen stiitzte man auch die Uberzeugung, dass die
Teilung Deutschlands nach 1945 ebenso unmoralisch sei wie die
Teilung Polens im 18. Jahrhundert, und dass sich dies frither oder
spéter dndern miisse. Auf eine dhnliche Argumentation stiitzte sich
die Auffassung oppositioneller Kreise in den 1970er und 1980er
Jahren. Andrzej Kijowski schrieb 1978 in seinem Essay ,,Niemcy,
Polacy i inni“ [Deutsche, Polen und die anderen]: ,,Mitten durch
Deutschland geht die Grenze zweier Welten. Diese Grenze ist so
uniibersehbar wie einst die romischen Willle, die die zivilisierte Welt
von der Barbarei trennten, wie die Chinesische Mauer, die das Reich
der Mitte in jahrhundertelanger Isolation abschloss. Es gibt Streifen
gepfliigten Bodens, auf denen das Auge des Wichters nach Spuren
von Fliichtlingen sucht, es gibt Kilometer von Stacheldraht, es gibt
Wachtiirme, es gibt schlielich mitten in Berlin eine Mauer, einen
Graben und unter Strom stehende Drahtzidune. Entlang dieser ganzen
Grenze, und vor allem in Berlin, fallen immer wieder Deutsche von
deutscher Hand. Das hat es noch nie und nirgendwo gegeben. Das kann
nicht von Dauer sein. Diese Grenze reizt die nationalen Gefiihle der
Deutschen und birgt die Gefahr, dass diese irgendwann explodieren.
Diese Grenze ist eine Beleidigung der gesamten zivilisierten Welt*.
Auch Jan Jozef Lipski, der 1981 in seiner beriihmten Broschiire
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,Zwei Vaterldnder, zwei Patriotismen‘ das Verhiltnis der Polen zur
deutschen Frage untersuchte, stiitzte sich in seiner Argumentation auf
die ethische Ebene. Er stellte fest, dass man keinem Volk das Recht
absprechen konne, in einem gemeinsamen Staat zu leben.

Spekulationen und Prognosen

Zum Gegenstand eines gesteigerten Interesses der Polen wurde die
Moglichkeit einer Wiedervereinigung Deutschlands wihrend der
Vorbereitungen zum Abschluss des polnisch-westdeutschen Abkom-
mens von 1970 sowie wihrend der beobachteten wirtschaftlichen
Anniherung zwischen der Bundesrepublik und der DDR. Ein Teil der
offentlichen Meinung Polens duflerte damals Zweifel, ob das deutsche
Volk als Ganzes das Recht auf staatliche Einheit habe. Man fragte:
,»Welche Garantien haben wir angesichts der verstirkten wirtschaftli-
che Integration der DDR und BRD, die DDR im sozialistischen Lager
halten zu kénnen?* und: ,,Kann es nach der Unterzeichnung eines
Friedensvertrages mit der BRD zum Zusammenschluss der beiden
deutschen Staaten kommen?*

Die Frage der Einheit Deutschlands war in den 1980er Jahren Gegen-
stand von Untersuchungen und Spekulationen der aus der Solidarnos¢
hervorgegangenen polnischen Opposition. Dies war keine vereinzelte
Einstellung. Mit der realen Moglichkeit einer Wiedervereinigung
Deutschlands rechneten auch Vertreter der polnischen Wissenschaft.
So schrieb zum Beispiel der Soziologe Jan Szczepanski in seiner 1988
verfassten und Anfang 1989 in Warschau erschienenen Untersuchung
,,Polska wobec wyzwan przysztosci“ [Polen und die Herausforderun-
gen der Zukunft], dass es in allernédchster Zeit ,,zum Zusammenschluss
der beiden deutschen Staaten kommen wird, sei es in Form einer
Foderation oder eines Komplexes von Abkommen oder schlielich
einer vollstdndigen Vereinigung*.

Der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989 und der anschlie-
Bende Zerfall der DDR schufen die Perspektive einer raschen Verei-
nigung Deutschlands. Diese Prozesse wurden nicht nur in der polni-
schen Gesellschaft mit groler Uberraschung zur Kenntnis genommen,
sondern in ganz Europa. Die Moglichkeit eines Zusammenschlusses
der beiden deutschen Staaten 16ste bei den Polen unterschiedliche
Reaktionen aus. Einerseits erzeugte sie die Genugtuung, dass jenseits
unserer Westgrenze ein stalinistischer Staat zerfiel, dessen Fiihrer
des realen Sozialismus die stirksten Gegner von Reformen gewesen
waren. Andererseits weckte sie Befiirchtungen und ein Gefiihl der
Bedrohung.
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Die von der ersten nichtkommunistischen Regierung Polens eingelei-
tete allmédhliche Normalisierung der deutsch-polnischen Beziehungen
sorgte dafiir, dass die Akzeptanz des wiedervereinigten Deutschlands
allmihlich wuchs. Wesentlich trugen dazu die 1990 und 1991 ge-
schlossenen deutsch-polnischen Abkommen iiber die Anerkennung
der Grenzen, gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen-
arbeit bei. Bei den Polen hat sich die Uberzeugung durchgesetzt, dass
ein stabiles, demokratisches und vereintes Deutschland im Interesse
Polens und Europas liegt.

(Zuerst verdffentlicht in: Haus der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland (Hrsg.): Deutsche und Polen 1945-1995. Anndherungen,
Bonn 1996, S.118-125)
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2. Die Einstellung polnischer Grenzbewohner
zur Einheit Deutschlands

Die Offnung der Berliner Mauer am 9. November 1989 und die damit
verbundene Wiedervereinigung Deutschlands riefen in der polnischen
Gesellschaft unterschiedlichste Reaktionen hervor. Einerseits zeigte
man sich befriedigt, dass jenseits der Westgrenze der neostalinistische
Staat in sich zusammenfiel, dessen politische Fiihrung stéirkster Geg-
ner polnischer Reformen im sozialistischen Block gewesen war. Mit
Wohlwollen reagierten jene politischen Krifte, die mit dem Ethos der
»Solidarnos¢™ aus der einstigen Opposition hervorgegangen waren
und die — erinnernd an die eigenen Teilungen — den Deutschen das
Recht auf Einheit nicht streitig machen konnten und wollten. In ihrem
hiufig kritisierten Idealismus erwiesen sie sich als dullerst weitsichtig
und durchaus als realistisch.

Andererseits kamen nach dem Zerfall der DDR und der damit un-
vermeidlich gegebenen Perspektive der Wiedervereinigung der deut-
schen Staaten in der polnischen Gesellschaft verborgene Angste und
Befiirchtungen zuriick an die Oberflache. Alte Ressentiments und
negative Stereotype wurden neu belebt und verstirkten sich.'

Die sich in Deutschland vollziehenden Verdnderungen betrafen vor
allem die Menschen an Polens Westgrenze. Jene Gebiete, die vor
1945 zu Deutschland gehorten. Die Weigerung der westdeutschen
Regierung, die Grenze an Oder und Neif3e vorbehaltlos als endgtil-
tig anzuerkennen, weckte in Verbindung mit der Perspektive eines
politisch und wirtschaftlich michtiger werdenden Deutschland unter
den Bewohnern dieser Gebiete groflere Besorgnis als bei den Polen
im Ostteil des Landes. Dieser besorgniserregende Zustand ergab
sich dadurch, dass die westlichen Grenzbewohner, die nach dem
Zweiten Weltkrieg ihre ostpolnische Heimat verloren hatten und nach
Westpolen umgesiedelt waren, es als reale Gefahr empfanden, dass
sie, im Falle einer Riickkehr der fritheren deutschen Bevolkerung,
ihr Hab und Gut verlieren wiirden. Daraus entwickelten sich reale
Existenzdngste. Man befiirchtete eine Destabilisierung der bestehen-
den Ordnung, die letztendlich zu neuen Umsiedlungen und erneutem
Ungliick fithren konnten. Solche Befiirchtungen konnte man sowohl
unter den Menschen in Pommern, Ermland und Masuren, im Gebiet
von Lebus und in Schlesien als auch in den anderen Grenzgebieten
beobachten. Eine besondere Spezifik entstand in den Grenzgebie-
ten, in denen sich die ortlichen Gemeinwesen mit einem unter der

' Vgl. A. Sakson, ,,Stereotypy a obraz drugiego kraju i narodu‘ (Stereo-
type und das Bild von Land und Nation des Anderen), in: Socjologia
zachowan politycznych (Soziologie der politischen Verhaltensweisen),
Red. A. Sakson, Olsztyn 1984.
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einheimischen Bevolkerung stark regenden Gefiihl des Deutschtums?
konfrontiert sahen, so besonders ausgeprigt in Schlesien.

Die Einstellung der westlichen Grenzbewohner
zur Einheit Deutschlands

Um die Einstellungen der westlichen Grenzbewohner gegeniiber der
Einheit Deutschlands charakterisieren zu konnen, muss obige Unter-
scheidung beachtet werden. Erstens ist es von Bedeutung, ob es sich
um eine entfernte oder um unmittelbare Grenznachbarschaft handelt.
Zweitens ist es entscheidend, ob ein Kontakt mit der deutschen Min-
derheit gegeben ist. In den zwolf Monaten zwischen November 1989
und November 1990 lassen sich zwei Hauptphasen unterscheiden.

Der erste Zeitabschnitt, von der Offnung der Berliner Mauer bis zur
Beendigung der Zwei-plus-Vier-Gespriche im Juli 1990, war geprégt
durch eine starke Zunahme der Angste und Befiirchtungen. Diese
Einstellung dominierte iiber die positiven Moglichkeiten und Chancen
infolge der deutschen Widervereinigung, sowohl fiir das polnische
Grenzland als auch fiir das gesamte Land. Die Ergebnisse der seitens
des Zentrums zur Erforschung der 6ffentlichen Meinung (CBOS) im
Februar 1990 durchgefiihrten Représentativamfrage® zeigten nicht nur
geringes Interesse an der Vereinigung der beiden deutschen Staaten,
sondern auch einen deutlichen Anstieg des Bedrohungsgefiihls.* Eine
reprasentative Mehrheit der Polen (68 Prozent) gab offen zu, sich per-
sonlich durch die Deutschen bedroht zu fiihlen; 30 Prozent empfanden
dagegen gar keine Bedrohung. Nur wenige Monate frither, im Juni 1989,
wies die Umfrage das umgekehrte Verhiltnis auf: 41 Prozent der Be-
fragten fiihlten sich zu diesem Zeitpunkt bedroht, 59 Prozent nicht.

Hauptgrund fiir das Gefiihl zunehmender Bedrohung war die kurze
Zeitspanne, in der sich die Vereinigung der beiden deutschen Staaten
vollzog. Das belegt die allgemeine Uberzeugung. So meinten 83
Prozent der Befragten, dass mit dem Augenblick der Wiedervereini-
gung die Bedrohung zunimmt. Die Angste der Polen waren so stark,
dass die Frage nach der Stationierung sowjetischer Truppen in Polen
als zweitrangig empfunden wurde. Zwar begriiiten 43 Prozent der
Befragten den Abzug eines sowjetischen Kontingents. Gleichzeitig
waren fast 60 Prozent im Fall einer Wiedervereinigung Deutschlands

2 Vgl. A. Sakson, Mazurzy - spotecznos¢ progranicza (Masuren - eine vol-
kische Gemeinschaft des Grenzlandes), Poznan 1990.

3 Es wurden 1.500 Personen aus dem westlichen Grenzland ohne Spezi-
fizierung beziiglich der Gruppe ausgewihlt.

4 Stosunek spoteczenstwa polskiego do zjednoczenia Niemiec (Die Be-
ziehung der polnischen Gesellschaft zur Einheit Deutschlands), CBOS,
Warschau 1990 (Maschinenschrift).
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mit weiteren Stationierungen einverstanden. Fiir einen kompletten
Abzug sprachen sich 35 Prozent aus. Gleichzeitig wiinschten sich
57 Prozent keinen Abzug sowjetischer Truppen aus der DDR, 26
Prozent sprachen sich dafiir aus.

Das neue und gréBere Deutschland polarisierte die polnische Ge-
sellschaft. Die Gruppe der Befiirworter der deutschen Einheit (41
Prozent) hielt sich mit den Einheitsgegnern (41 Prozent) die Waage.
Unter den Befiirwortern lassen sich zwei Ansichten unterscheiden:
eine groBere Gruppe (84 Prozent), die sich fiir eine Wiedervereinigung
zu einem spiteren Zeitpunkt aussprach und eine kleinere Gruppe (16
Prozent), die fiir eine sofortige Vereinigung votierte.

Vergleicht man die Daten dieser Umfrage mit den Ergebnissen dersel-
ben Umfrage vom Oktober 1988 (siehe Abbildung), dann erkennt man,
dass die Zahl derer, die das Recht der Deutschen auf Einheit in Frage
stellten, stabil ist. Deutliche Verdnderungen dagegen kennzeichnen
die iibrigen Gruppen. Die Zahl der Einheitsbefiirworter nahm um
zehn Prozent zu, gleichzeitig verringerten sich die Befiirworter einer
sofortigen Fusion um die Hilfte (von 12,8 Prozent auf 6,6 Prozent).
Die Fraktion derer, die fiir eine spitere Vereinigung optierte, verdop-
pelte sich von 18,5 Prozent auf 34,4 Prozent.

Die Stabilitit der Gruppe derer, die das Recht der Deutschen auf
Einheit in Frage stellten, resultiert aus einem allgemeinen Miss-
trauen gegeniiber den Deutschen und einem besonderen gegeniiber
dem Bundeskanzler Helmut Kohl. Sein Besuch in Moskau war fiir
50 Prozent der Polen ein Anlass zu neun Argwohn und Angsten. Es
wurde geglaubt, dass die Deutschen sich mit den Russen hinter dem
Riicken ihrer Verbiindeten und Polens verstindigen. Der Kanzler
selbst verlor zu diesem Zeitpunkt Sympathiepunkte. Die Zahl derer,
die ihm zwischen September 1989 und Februar 1990 keine Sympa-
thie entgegenbrachten, wuchs um 33 Prozent (von 18 Prozent auf 51
Prozent). Die Zahl der Sympathisanten verringerte sich entsprechend
von 18 Prozent auf zwolf Prozent.

Uber die Hilfte der Befragten duBerte sich iiber die Politik der Bun-
desrepublik ablehnend, 14 Prozent positiv und 33 Prozent gleichgiil-
tig. Dies ist zweifellos eine Folge von Helmut Kohls zweideutigem
Standpunkt beziiglich der Teilnahme Polens an Gesprichen tiber die
Zukunft Deutschlands. Von den Befragten unterstiitzten 62 Prozent
den Standpunkt der polnischen Regierung. Diese forderte, ein ent-
scheidendes Wort in den Zwei-plus-Vier-Gesprichen mitreden zu
konnen. Lediglich acht Prozent meinten, dies sei ausschlieBlich Sache
der groBen Vier — USA, UdSSR, GroBbritannien und Frankreich —
sowie der beiden deutschen Staaten.
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Tabelle 1: Ansichten in Polen zur Wiedervereinigung der deutschen
Staaten

Ansichten zur Wiedervereinigung der deutschen Staaten®

Zeitpunkt der Befragungen 1988 1990
Ich bin ein entschiedener Gegner
der Wiedervereinigung 40,3 40,7
Ich bin fiir die Wiedervereinigung, 185 344
aber zu einem spiteren Zeitpunkt ’ ’
31,0 41,0
Ich bin fiir die schnellstmogliche 12.8 6.6
Wiedervereinigung ’ i
Schwer zu sagen 28,4 18,3

* in Prozent

Ahnlich starke Zustimmung (81 Prozent) erhielt die Regierung von
der polnischen Gesellschaft im aulenpolitischen Bereich. So duflerten
sich 76 Prozent der Befragte, dass es fiir die Sicherheit Polens giins-
tiger sei, wenn es weiterhin zwei deutsche Staaten gibe. Selbst unter
den Vertretern einer sofortigen Vereinigung erklirte jeder Zweite (45
Prozent), dass der polnischen Staatsraison eher zwei deutsche Staaten
als ein starker deutscher Staat entsprechen wiirde.

Die Mehrheit der Polen blickte sorgenvoll auf die weitere Entwicklung
nach der Wiedervereinigung. Vielleicht resultierte dies aus der Tatsa-
che, dass die Polen die Deutschen (70 Prozent) mehr als die Russen
(zehn Prozent) fiirchten. Es iiberwiegt die Meinung (69 Prozent),
dass die Deutschen aus der Bundesrepublik und die aus der DDR
gleich gefihrlich seien. Die restlichen Befragten fiirchten die Letz-
teren (19 Prozent) mehr als die Ersteren (zehn Prozent). Die Rechte
der Deutschen auf die polnischen Westgebiete werden entschieden
zuriickgewiesen (79 Prozent). Wiedergutmachungsforderungen pol-
nischer Zwangsarbeiter im Zweiten Weltkrieg wurden und werden
stark unterstiitzt (83 Prozent). Verstindlicherweise sind 87 Prozent
der Befragten der Ansicht, dass Entschiddigungen sowohl von der
Bundesrepublik als auch von der DDR gefordert werden sollten.

Eine Quelle fiir die Ablehnung der sofortigen Einheit war die Furcht
vor einer Verschlechterung der Beziehungen. 68 Prozent der Einwoh-
ner Warschaus teilten diese Befiirchtung. Die Warschauer wiirden es
nur ungern sehen, geriete die DDR in den Einflussbereich der NATO
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(14 Prozent). Das Gros votierte fiir eine Neutralitit Deutschlands (50
Prozent) bzw. fiir ein weiteres Verbleiben im Warschauer Pakt (36
Prozent). Keinen eindeutigen Standpunkt bezogen die Befragten in
der Frage Berlins als Hauptstadt eines geeinten Deutschlands: 33
Prozent waren dafiir, 29 Prozent dagegen und 38 Prozent erklérten,
dass es ihnen egal sei.

Die im Zusammenhang mit der Einheit Deutschlands entstandene
Verunsicherung fiihrte zu einer deutlichen Abkiihlung gegeniiber dem
westlichen Nachbarn. Die durchschnittliche Temperatur an Gefiihlen
gegeniiber der Bundesrepublik, wie sie von den Befragten auf einer
Thermometerskala von -50 °C bis +50 °C zu bestimmen war, fiel von
+6 °C (Oktober 1988) auf -3 °C (Februar 1990). Im Vergleich zum
Oktober 1988 fiel die Zahl derer, die ihre Gefiihle gegeniiber der Bun-
desrepublik im Plus-Bereich bestimmt hatten um 16 Prozent (von 50,1
Prozent auf 34,3 Prozent). Demgegeniiber wuchs die Gruppe derer,
die ihre Gefiihle im Minusbereich einstuften um 18 Prozent (von 29,9
Prozent auf 48,1 Prozent). Im Juli 1989 waren es 49,9 Prozent, die
offen erklérten, dass sie die Deutschen nicht mdgen, im Februar 1990
waren es sogar 56,4 Prozent. Somit wurde der Prozess, die zdhlebigen
Wahrnehmungsmuster beziiglich der Deutschen zu durchbrechen,
merklich gestoppt. Dies wird durch die allgemeine Akzeptanz (70
Prozent) der Redewendung untermauert: ,,Solange die Welt besteht,
wird der Deutsche dem Polen niemals ein Bruder sein.*

Die diistere Bilanz dieser Untersuchung wird ein wenig aufgehellt
durch die Antworten auf die Frage: Ist eine Versohnung zwischen
Polen und Deutschen moglich? Zwolf Prozent der Befragten schliefen
eine solche Moglichkeit aus, 38 Prozent beurteilen dies skeptisch, 41
Prozent sind optimistisch und sechs Prozent sind der Meinung, dass
sie uneingeschriankt moglich ist. Auch die im August 1989 in Polen
und in der Bundesrepublik im Auftrag des westdeutschen Fernsehens
(SFB) durchgefiihrten soziologischen Untersuchungen bestétigen das
Vorhandensein einer spiirbaren Distanz. Ermittelt werden sollte, ,,was
Deutsche und Polen voneinander halten. Auf die Frage, ob Polen
sich durch Deutsche bedroht fiihlen sollten, gaben 41 Prozent der
Bewohner Polens eine positive und 59 Prozent eine negative Antwort.
Von den Deutschen antworteten lediglich zwei Prozent zustimmend,
und 90 Prozent verneinten jede Furcht der Polen vor den Deutschen.
50 Prozent der befragten Polen meinten, dass die Polen die Deutschen
nicht mogen, und 15 Prozent der Deutschen, dass die Deutschen die
Polen nicht mogen.’

Wesentlichen Einfluss auf die soziale Meinungsbildung hatten Helmut
Kohls Reise nach Polen im November 1989 sowie die Verkiindigung

5 Polityka Nr. 35 vom 2.9.1989, S. 11.
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des Zehn-Punkte-Planes zur deutschen Einheit am 28. November 1989
im Deutschen Bundestag. Die fehlende Anerkennung der polnischen
Westgrenze durch den deutschen Bundeskanzler und die westdeut-
sche Regierung Ende 1989 liel unter den Einwohnern der West-
und Nordgebiete das Bedrohungsgefiihl wachsen. Ressentiments,
Angste, Spannungen und nationalistische Stimmungen erlebten eine
Renaissance; und dies beiderseits der Grenze. Besonders die DDR
erlebte — vom kommunistischen System nicht mehr unterdriickt — eine
Welle antipolnischer Vorurteile und Verhaltensmuster. Kennzeichnend
fiir diese Stimmungen war die Tatsache, dass die Polen fiir den Zu-
sammenbruch des Binnenmarktes der DDR verantwortlich gemacht
wurden, was u.a. in diskriminierenden Praktiken gegeniiber polni-
schen Kiufern (einschlieBlich der offiziell in der ehemaligen DDR
Beschiiftigten) sowie in Schaufensteraushingen mit der Aufschrift
,.Nur fiir Deutsche* seinen Ausdruck fand.

In vielen Orten entlang der Grenze konnte ein Anwachsen sozia-
ler Spannungen beobachtet werden. Dazu ein Ausschnitt aus einer
Reportage von zwei nur durch die Neifle getrennten Grenzorten,
Leknica und Muskau, wie sie in der ,,Gazeta Wyborcza“ vom 26.
Mai 1990 unter der Schlagzeile ,,Ein Sprung iiber den Friedensfluss*
veroffentlicht wurde: ,,Schwer zu fassen der Augenblick, in dem
Unfreundlichkeit wie Nebel iiber der Friedensbriicke lag. Vielleicht
geschah dies in den Tagen, als die Mauer fiel — friiher sicher nicht.
Vorher verlief das Leben beider Stidte, dieser beiden Hilften ein und
desselben Apfels unter wechselseitigem Lécheln und gegenseitiger
Hilfe... Der 1971 abgeschlossene bilaterale Vertrag zur Regelung des
Grenzverkehrs war zehn Jahre spiter deutscherseits schon einmal
gebrochen worden. Und nun miissen Polen, wollen sie die Neifle
tiberqueren, eine Einladung vorweisen, wihrend DDR-Biirger nur
ihren Personalausweis zeigen, wenn sie nach Polen ausreisen... In
Leknica hilt die Geisterbeschworung an. Halbe Kinder, schlecht
erzogene deutsche Rotznasen, schleppen hier den Geist preuBBischen
Militarismus ein, jagen wie blind mit heulenden Motoren und in
schwarzen Lederjacken zum Schrecken der Passanten die Straen
entlang. In geschlossener Formation umkreisen sie einen Brunnen und
schreien: ,Heil!” Flaschen fliegen. Griinanlagen werden beschadigt.
Und das alles mit einem héasslichen Lachen im Gesicht. Der Geist
des Militarismus steckt hinter Aktionen unbekannter Téter. An einer
Buchhandlung die Parole: ,Polnische Schweine, mit euch rechnen
wir noch ab.” Auf Flugblittern die Forderung nach Grenzkorrekturen.
Von Steinen getroffene Angler.*

¢ Vgl. auch: W. Pawtowski, Zgorzelec i Gorlitz: stan prézni (Bilanz der

Vergeblichkeit), in: Polityka Nr. 23 vom 9.6.1990; Reportage von A.
Wilodarczyk aus Stubice und Frankfurt/Oder unter dem Titel ,,Najdtuzszy
most, wspétczesnej Europy* (Die langste Briicke des heutigen Europas),
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Nachdem in WestpreuB3en der Konflikt zwischen Polen und der DDR
um den Verlauf der Staatsgrenze in der Stettiner Bucht Emporung
hervorgerufen hatte, sorgte Anfang 1990 die Frage nach einer wirt-
schaftlichen Entwicklung des Gebiets um Konigsberg sowie einer
eventuellen Besiedlung dieses Teils Ostpreulens durch Russland-
deutsche fiir Arger.” Diese und andere, polnische Rechte auf die
Westgebiete berithrende Meldungen weckten unter der Bevolkerung
das Gefiihl einer realen Bedrohung. Das belegen Untersuchungen,
wie sie im Gebiet um Lebus durchgefiihrt wurden. Hier die fiir diese
Gegend charakteristische Aussage einer 50-jahrigen Bewohnerin von
Zielona Géra (Griinberg): ,,Meine alte Mutter — beide wurden wir
jenseits des Bug geboren und kamen nach dem Kriege hierher und
wohnten auf einem Dorf unweit von Zielona Géra. Eines Tages kommt
sie ganz erschrocken zu mir, voller Furcht, der frithere deutsche Ei-
gentiimer des Hauses, in dem sie jetzt wohnt, kénne bald in ihr Dorf
zuriickkehren und sie von dort vertreiben. Ich wohne in einem nach
dem Krieg von Polen erbauten Block, so dass wohl niemand uns vor
die Tiir setzen kann. Ich konnte in dem Fall meine Mutter bei mir
aufnehmen. Schlimmer wire es, wollten die Deutschen alle Polen aus
Zielona Gora loswerden, aber dazu wird es wohl nicht kommen.“®

Gemeinden mit einem betréichtlichen Anteil an deutschstimmiger
Bevolkerung wurden von einem emotionalen Wiederaufleben des
Deutschtums erfasst.” Dieses Phinomen war vor allem im Oppelner
Schlesien zu verzeichnen. Bewohner dieser Region, ja ganz Polens,
zeigten sich iiber die Transparente von Repridsentanten der deut-
schen Minderheit wihrend des Besuchs von Helmut Kohl in Krzy-
zowa (Kreisau) im November 1989 emport. Auf ihnen war zu lesen:
,.Helmut, Du bist auch unser Kanzler.” Dieses und die Verwendung
deutscher Namen fiir schlesische Ortschaften sowie spétere anma-
Bende Aussagen von Fiihrern der deutschen Minderheit weckten
antideutsche Ressentiments und Angste. Hinzu kamen Eintragungen

in: Wprost Nr. 32/1990, sowie der Artikel von P. Smolenski unter dem
Titel ,,Odra rzeka nadziei* (Oder Strom der Hoffnung), in: Gazeta Wy-
borcza vom 2.6.1990, und Z. Kurcz, ,,Polacy - bohaterowie czy hand-
larze?* (Polen — Helden oder Héndler?), in: Odra Nr. 10/1990.
7 Vgl. S. Kulwiec, ,,»Wyprzedzi¢ Niemcéw w Kaliningradzie, Na wycia-
gnigcie dtoni* (Den Deutschen in Konigsberg zuvorkommen. Handbrei-
te Nihe), in: Polityka Nr. 16/1990, sowie J. Borkowicz, ,,Polaka droga
do Koenigsbergu* (Eines Polen Weg nach Konigsberg), in: Gazeta Wy-
borcza vom 31.5.1990.
Vgl. A. Sakson, Przemiany wi€zi lokalnej i regionalnej mieszkancéw
wsi lubuskiej (Wandlungen der lokalen und regionalen Bindung der Be-
wohner eines Dorfes im Raum von Lubus), Poznah 1989 (Maschinen-
schrift).
®  Vgl. A. Wolff-Poweska, ,,Das deutsche Problem aus polnischer Sicht®,
in: Deutsche Studien Nr. 110/1990.
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von Schlesiern in die sog. “deutschen Nationalitdtenlisten* ohne
gleichzeitige Loyalitdtserkldrung gegeniiber dem polnischen Staat
sowie einer Bestitigung der Oder-Neife als deutsche Ost- und pol-
nische Westgrenze. Das alles polarisierte unter dem starken Einfluss
der Vertriebenenverbinde aus der Bundesrepublik, die soziale Bezie-
hungen in Dorfern und Kleinstiddten aufbauten.

Auch die polnischen Massenmedien trugen zur ungewissen Stimmung
im Land bei. In Presse, Radio und Fernsehen kam es zu einer Welle
von Aussagen voller Sorge und Beunruhigung. Der Tenor war: An
unserer polnischen Westgrenze erscheinen die Deutschen als neuer
und alter Nachbar. Michtig, weil vereint. Mit fast 360.000 km? und
einer Bevolkerung von 80 Millionen. Dieser Nachbar verfiigt tiber ein
gewaltiges Wirtschafts- und Finanzpotential, bereit, unsere Fabriken
und unser Land aufzukaufen. Deutschlands Blick ist — wie viele
meinen — wieder begierig nach Osten gerichtet. Wie werden diese
neuen Deutschen sein? Erlebt der Geist PreuB3ens seine Auferstehung,
sorgsam bewahrt im DDR-Realsozialismus? Eingedenk eines nicht
leichten Nachbarn vermischten sich Besorgnisse allmihlich mit Res-
sentiments und Phobien. '

Doch nach und nach gelangte die 6ffentliche Meinung zu der Uber-
zeugung, dass zwischen der Souveridnitit Polens und der Einheit
Deutschlands eine Art Wechselwirkung bestehe. Polen kann nicht
unabhéngig sein, solange das Satelliten- und Protektoratssystem
existiert, doch die Liquidierung des Systems bleibt ohne die Einheit
Deutschlands unmoglich.!' Im Laufe der Zeit wuchs die Erkenntnis
von einer Notwendigkeit gutnachbarlicher Beziehungen und einer
deutsch-polnischen Interessengemeinschaft. Im gesellschaftlichen
Bewusstsein gewann die Einsicht an Bedeutung, dass Polens Weg
nach Europa nur iiber Deutschland fiihrt und es ohne Unterstiitzung
der Bundesrepublik schwer sein wiirde, von einem Beitritt zur EG
und anderen gesamteuropdischen Institutionen zu triumen.'?

10

Vgl. . Najkrétsza droga — przez Niemcy. Przeglad prasy* (Der kiirzeste
Weg — durch Deutschland). Presseiibersicht, in: Tygodnik Powszechny
Nr. 46/1990.

A.Hajnicz, ,,Sukces i jego cena. O konferencij, dwa plus cztery’inaszej po-
lityce zagranicznej* (Erfolg und sein Preis. Uber die Zwei-plus- Vier-Kon-
ferenz und unsere Auflenpolitik), in: Tygodnik Powszechny Nr. 35/1990,
S. 3.

A. Friszke, ,,Niemcy i Polacy w zjednoczonej Europie* (Deutsche und
Polen im vereinten Europa), in: Wigz Nr. 9/1990; ,,Antypolskie, anty-
niemieckie” (Antipolnisch — antideutsch), Umfrage in: Res Publica Nr.
6/1990; W. Beres, ,,Na Zachodzie zmiany. Polacy i Niemcy przed 3
pazdziernika 1990 (Verianderungen im Westen. Polen und Deutsche vor
dem 3. Oktober 1990), in: Tygodnik Powszechny Nr. 38/1990; S. Stom-
ma, ,,Pojednanie, normalizacja, przyjazn“ (Versohnung, Normalisierung,
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Nach den Zwei-plus-Vier-Gesprdichen

Die erfolgreich beendete polnische Diplomatie beziiglich einer
Teilnahme Polens an den Zwei-plus-Vier-Gesprichen sowie den
anschlieBenden Verhandlungen iiber gutnachbarliche Beziehungen,
die durch die Begegnung beider Regierungschefs in Frankfurt/Oder
und Slubice sowie durch die Unterzeichnung eines Vertrages, der die
bestehende Grenze zwischen der Bundesrepublik und der Republik
Polen bestitigte, fiihrte zu einer Verminderung der mit der Einheit
Deutschlands verbundenen Angste.

Das Ende der Zwei-plus-Vier-Gespriche (Juli/August 1990) gilt als
Beginn der zweiten Einstellungsphase der westlichen Grenzbewohner
gegeniiber der deutschen Einheit. Diese ist durch eine allméhliche
Beseitigung der grofiten gegenseitigen Angste und Bedrohungsge-
fiihle gekennzeichnet. Mit der fortschreitenden Normalisierung der
deutsch-polnischen Beziehungen in der zweiten Hilfte des Jahres
1990 nahmen auch die antideutschen Vorurteile und Stimmungen
langsam ab. Dennoch konnen weiterhin viele, hauptsdchlich mit der
okonomischen Stirke Deutschlands verbundene Angste registriert
werden, wobei der deutschen Wirtschaftsmacht hidufig die Schwiche
Polens entgegengestellt wird. Die gefiihlte Bedrohung seitens eines
geeinten Deutschlands sind in Polen nicht mehr so intensiv wie zur
Jahreswende 1989/1990.

Die vom Zentrum zur Erforschung der 6ffentlichen Meinung am
8./9. Oktober 1990, ein Jahr nach dem Fall der Berliner Mauer,
durchgefiihrte soziologische Untersuchung zeigte, dass die Angste
der Polen vor einem vereinten Deutschland zuriickgehen. Dennoch
sind diese Angste weiterhin betrdchtlich. So sind 29 Prozent der
Polen der Meinung, die Einheit Deutschlands sei fiir Polen von-
Vorteil. Im Mirz 1990 waren es lediglich 13 Prozent gewesen. Im
Oktober 1990 sahen 50 Prozent in der Einheit eine Gefdhrdung der
polnischen Grenzen, im Mirz 1990 waren es noch 69 Prozent. Die
polnischen Biirger waren auch weiterhin von einer Bedrohung durch
die Deutschen iiberzeugt, nur nicht mehr so stark. Nur Befragte mit
einer Hochschulbildung sahen keinen Grund fiir Befiirchtungen. Mit
groBerem Optimismus blickten die Befragten auf die wirtschaftli-
chen Auswirkungen der deutschen Einheit: 43 Prozent meinten, sie
seien fiir Polen giinstig; 33 Prozent waren gegenteiliger Ansicht. 22
Prozent gaben an, in fiinf Jahren werde die gesamte polnische Wirt-
schaft durch die deutsche beherrscht sein; 34 Prozent prognostizierten

Freundschaft), in: Tygodnik Powszechny Nr. 40/1990; A. Wolff-Powegska,
,,Polska jako pomost Europy** (Polen als Briicke Europas), in: Zycie i Mysl
Nr. 7-8/1990; A. Sakson, ,,Mit dem Ziel der Versohnung, Deutsch-Pol-
nischer Jugendaustausch®, in: Das Parlament Nr. 33/1990.
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dagegen eine wirtschaftliche Zusammenarbeit, von der beide Lander
profitieren werden.'?

Untersuchungen, wie sie im September 1990 vom CBOS beziiglich
der Riickkehr Polens nach Europa durchgefiihrt wurden, zeigten, dass
der 6ffentlichen Meinung zunehmend bewusst wurde, dass zwischen
der Riickkehr Polens nach Europa und den deutsch-polnischen Be-
ziehungen ein enger Zusammenhang besteht. Mehr noch, 91 Prozent
der Befragten gaben an, dass die deutsch-polnischen Beziehungen
fiir die Zukunft Europas wichtig seien, 55 Prozent halten sie fiir sehr
wichtig und 59 Prozent zeigten sich sogar von der Moglichkeit einer
deutsch-polnischen Versohnung iiberzeugt. Allméhlich verschwindet
das Gemisch aus Angst und Abneigung gegeniiber den Deutschen,
was jedoch nicht mit der eindeutigen Aussage, dass Polens Weg nach
Europa tiber Deutschland fiihrt, gleichzusetzen ist. Lieber wiirden die
Polen die Franzosen oder die Italiener als Anwilte der polnischen
Riickkehr nach Europa sehen.'

Eine interessante Erginzung dieser Untersuchung ist eine nidhere
Darstellung der Ergebnisse einer vom Institut angewandter Soziologie
in Bad Godesberg auf Empfehlung des westdeutschen Fernsehens
(ARD) durchgefiihrten Befragung. Sie fand im Oktober 1990 statt
und galt den Beziehungen der Deutschen zu den Polen: Haben Sie
nicht den Eindruck, daf in den Nachbarstaaten eine Angst vor den
Deutschen besteht? Den Antworten der reprisentativ ausgewéhlten
Bevolkerungsgruppe geht folgender Kommentar voraus: ,,Es herrscht
die Uberzeugung, dass eine solche Furcht in Europa besteht; erst mit
deutlichem Abstand werden andere Lander genannt.” Die Ergebnisse
sind: Polen 57 Prozent; Tschechoslowakei und Frankreich um die 19
Prozent; Belgien, Ddnemark und Osterreich um die fiinf Prozent. Die
Autoren haben sicher die Ergebnisse vorausgesehen, zielt doch die
folgende Frage auf die Feststellung der Ursachen polnischer Angste.
Es zeigt sich, dass nicht die militirische Stirke (15 Prozent) noch die
Wirtschaftskraft der Bundesrepublik (36 Prozent) den Hauptgrund
der Furcht bilden, sondern die Belastungen der Vergangenheit (64
Prozent). So sehen das die Deutschen. Die Polen zidhlen nicht zu den
von ihnen favorisierten Nationen. Auf der Skala Ausldndern entgegen-
gebrachter Sympathien nehmen die Polen am Fuf3 der Pyramide den
letzten Platz ein. An ihrer Spitze befinden sich die Franzosen, vor den
Amerikanern und Dinen. Im unteren Feld, vor den Polen, rangieren
in folgender Reihenfolge: Russen, Briten und Tschechoslowaken.
Angesichts dieser Situation drdngt sich die Frage auf, ob sich die

3 Vgl. Gazeta Wyborcza vom 24.10.1990 sowie Rzeczpospolita vom

22.10.1990.
E. Smitowski, ,,My-Europejczycy“(Wir Européer), in: Polityka Nr. 43/
Iffl, S. 11.

14
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Beziehungen zwischen Deutschen und Polen ebenso giinstig wie zwi-
schen Deutschen und Franzosen entwickeln konnen: mit Sicherheit
antworten acht Prozent der in der Bundesrepublik Befragten; wahr-
scheinlich 44 Prozent, eher unwahrscheinlich 38 Prozent, génzlich
unwahrscheinlich sieben Prozent. Dazu der ARD-Kommentar: ,, Trotz
aller Probleme zeigen sich positive Ansitze und Voraussetzungen.
Von ihrem Erfolg hingt es ab, ob ein zukunftsorientiertes Denken
oder die Erinnerungen an die Vergangenheit den durch das Schicksal
bestimmten gemeinsamen Weg prigen wird. "

Die Befiirchtungen der Polen beziiglich der Wiedervereinigung
Deutschlands werden auch von anderen europdischen Lindern geteilt.
Erhebungen, wie sie z.B. im Oktober 1990 in Frankreich durchgefiihrt
wurden, ergaben folgendes Ergebnis: ,,Wahrend in den Monaten
zuvor 60 Prozent der Franzosen die Einheit Deutschlands begriiiten,

waren es im Oktober nur noch 37 Prozent. Uber 62 Prozent sahen ein
deutsches Ubergewicht gegeniiber den Nachbarn. !¢

Die am 1. Juli 1990 zwischen der DDR und der Bundesrepublik
Deutschland eingefiihrte Wahrungsunion sowie der am 23. August
1990 gefasste Volkskammerbeschluss iiber den Beitritt der DDR zur
Bundesrepublik Deutschland zum 3. Oktober fiihrte u.a. zu einem
massenhaften Strom von Grenzbewohnern der ehemaligen DDR nach
Polen, um dort preisgiinstig einzukaufen.'”

Dieses Phianomen bewirkte auf polnischer Seite einen deutlichen
Abbau der bisheriger Vorurteile und Minderwertigkeitsgefiihle, und
zwar auf dem Hintergrund der Erfahrung, dass die Biirger der DDR,

15

Vgl. M. Jaranowski, »Niemcy o Polakach. Na dole piramidy sympatii
(Deutsche tiber Polen. Am Ful3 der Sympathiepyramide), in: Zycie Wars-
zawy Nr. 255 vom 2.11.1990.

Vgl. P. Ruge, ,,Alte Angste beschiiftigen die meisten Franzosen®, in: Die
Welt Nr. 230 vom 2.10.1990.

17" So z.B. kamen am 25. September 1990, einem Sonnabend, 11.700 Deut-
sche aus der DDR nach Zgorzelec, einer 37.000 Einwohner zidhlenden
Stadt, um dort einzukaufen. Weitere 30.000 DDR-Einwohner tiberschrit-
ten unweit davon in Siemiawec den Grenziibergang. Am folgenden Sonn-
tag, dem 16. September, waren es in Zgorzelec weitere 66.000. Insgesamt
iiberschritten allein im August 1990 eine Million Deutsche die Grenze in
Zgorzelec. Ahnlich war die Situation in den anderen polnischen Grenzor-
ten. Vgl. A. Grzyto, ,,Czy optaca sig¢ zamyka¢ granice?* (Lohnt es sich,
die Grenze zu schliefen?), in: Gazeta Wyborcza vom 26.9.1990, sowie
G. Zigtkiewicz, ,,Szlabany na Odrze* (Schlagbdume an der Oder), in:
Wprost Nr. 42/1990. Auch im Oktober und November wurde ein mas-
senhafter Zustrom von Deutschen mit gleichem Einkaufsinteresse no-
tiert. So kamen z.B. am 27. Oktober, einem Sonnabend, 25.000 Deut-
sche nach Szczecin, Swinoujécie und Krajnik. Vgl, Gazeta Wyborcza
vom 30.10.1990.
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die noch vor kurzem Polen gegeniiber arrogant aufgetreten waren,
nach dem 3. Oktober 1990 in dem vereinten Deutschland zu Biirgern
zweiter Klasse geworden waren. Der rapide Zusammenbruch der
DDR-Wirtschaft, die hohe Arbeitslosigkeit sowie der massenhafte
Zustrom von Deutschen zu Einkédufen in den polnischen Grenzge-
bieten veridnderte auch die Sichtweise vieler Deutscher aus der DDR
auf die in Polen herrschenden Verhiltnisse.

Um die gegenseitigen Vorurteile abzubauen, vereinbarten die lokalen
Behorden beider Staaten, verschiedene Mafnahmen zu ergreifen. Am
1. September 1990 fand in Guben entlang der deutsch-polnischen
Grenze unter dem Motto ,,Rock the Border — Gubin,90* eine ge-
meinsame Anti-Kriegs-Veranstaltung statt.'® Einem Zhnlichen Ziel
diente ein Treffen in Darléw am 1. und 2. September zwischen den
vertriebenen deutschen und gegenwiirtig dort lebenden polnischen
Einwohnern dieser Region. ,,Es verlief im Geiste der Vergebung und
Versohnung.*“!°

Die Einheit Deutschlands eroffnet fiir die Grenzregionen neue Mog-
lichkeiten. Bereits begonnene konservatorische Arbeiten konnten
fortgesetzt und neue in Angriff genommen werden. Gemeinsame
wirtschaftliche, kommunale und 6kologische Projekte sowie der
Bau einer Autobahn Berlin-Warschau liefen an. Um die verschiede-
nen wirtschaftlichen Initiativen der Grenzregionen zu koordinieren,
fand am 25. Oktober 1990 in Zielona Géra eine vom westpolnischen
Gemeindeverband organisierte Versammlung statt.”® Derlei Initi-
ativen fiihren zu einem Abbau von gegenseitigen Vorurteilen und
Bedrohungen.

18 Vgl. O. Iwaniak, ,,Gubin, 90. Granica jednostronnie pgknigta“ (Guben,
90. Eine einseitig berstende Grenze), in: Rzeczpospolita vom 3.9.1990;
B. Stasko, ,,Pomyst na sasiedztwo*, (Anmerkungen zur Nachbarschaft),
in: Trybuna vom 10.9.1990.
19 Organisatoren dieses Treffens waren: deutscherseits die um Verschnung
bemiihte deutsch-polnische Gesellschaft . Jona* in Liibeck, polnischerseits
die Franziskaner von Dartéw. Vgl. Gazeta Wyborcza vom 4.9.1990.
Anden Beratungen nahmen 112 Vertreter aus 202 grenznaheri Gemeinden
der Wojewodschaften Szczecin, Gorzéw, Jelenia Gora, Zielona Géra teil.
In der Diskussion wurde die Notwendigkeit gemeinsamer deutsch-polni-
scher Investitionen herausgestellt, zugleich aber auch vor einer zu gro-
Ben Expansion deutschen Kapitals in die polnischen Westgebieten ge-
warnt. Dariiber hinaus wurde eine Kompetenzerweiterung fiir die Woje-
woden der Grenzregionen gefordert, so u.a. in der Frage der Er6ffnung
neuer Grenziiberginge. Vgl. Gtos Wielkopolski vom 26.10.1990. Vgl.
auch: Z. Lentowicz, ,,Zwiazek optymistyczny* (Ein optimistischer Zu-
sammenschluB}), in: Rzeczpospolita vom 7.11.1990.

20
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Im Verlauf der Wahlkampagne zu den Kommunalwahlen im Mai 1990
sowie zur Senatsnachwahl nach dem Tode von Jan E. Osmanczyk, bei
der sich der Fiihrer der 130.000 Mitglieder umfassenden Vereinigung
der Deutschen Minderheit fiir Gesellschaft und Kultur des Oppelner
Schlesiens, Henryk Krol, und Prof. Dorota Simonides um den frei-
gewordenen Sitz beworben hatten, traten die Widerspriiche zwischen
den verschiedenen regionalen Gruppen in diesem Raum offen zu Tage.
Unter der polnischen Bevolkerung Schlesiens konnte man drei Einstel-
lungen gegeniiber Schlesiern deutscher Herkunft beobachten:

— endlich zeigen sie, wer sie sind,

— es gibt iiberhaupt keine deutsche Minderheit, das ist alles Schwin-
del und

— den Versuch einer rationalen Bewertung dieses Phanomens und
seiner Bedeutung fiir Polen.*

Nach dem Erfolg des Kandidaten, der an die 300.000 Personen zih-
lenden deutschen Minderheit bei den Kommunalwahlen in Schlesien?,
erlosch nach und nach die Diskussion iiber den Status dieser Min-
derheit.” Die Situation hatte sich in nationaler Hinsicht geklart. Man
wusste, ,,Wer wer ist“ und was man voneinander erwarten konnte. Die
Landsmannschaften mit ihrem groBen Einfluss auf das Verhalten der
deutschen Schlesier brachten diesen weiterhin politische Auffassun-
gen nahe, die zu einem Anheizen der Situation fiihren mussten, statt
zu einer sozialen Integration. Zu derlei Auffassungen zéhlen u.a. die
Forderungen, deutsche Hilfe nur der deutschsprachigen Bevolkerung
zukommen zu lassen, auch Polen (Mitglieder gemischter Familien) fiir
die Listen der deutschen Minderheit zu gewinnen, der Anspruch auf eine
Autonomie der schlesischen Region, der Ruf nach einem neuerlichen
Plebiszit und das Verlangen nach einer doppelten Staatsbiirgerschaft.
Alles Forderungen, die tendenziell die Anerkennung der Grenze an
Oder und Neifle sowie die Loyalitit gegeniiber dem polnischen Staat
in Frage stellen.” Diese Forderungen stehen im Widerspruch zu den

2 Vgl. T. Bochwic, ,,Slask Opolski domen dla wszystkich* (Das Oppelner
Schlesiwen - ein Haus fiir alle), in: Tygodnik Solidarnos¢ Nr. 5/1990.

22 Die Reprisentanten der deutschen Minderheit im Oppelner Schlesien
haben in 38 gemeindlichen Selbstverwaltungen der Wojewodschaft so-
wie ungefidhr 380 Riten ihre Vertreter. In 18 Gemeinden bilden sie die
Mehrheit und haben ihre Gemeindevorsteher und Biirgermeister. Vgl. K.
Lubieniecka, ,,Stowo o mniejszo$ci (Ein Wort zur Minderheit), in: Ga-
zeta Wyborcza vom 15.11.1990.

Vgl. J. Przytucki, ,,Slaski kociot. Lawa stygnie* (Der schlesische Kes-
sel. Die Lava erstarrt), in: Wprost Nr. 46 vom 18.11.1989.

Im Zentralrat der Deutschen Gesellschaften in Polen zeichneten sich
deutliche Unterschiede in der Einstellung zu den polnischen Behorden
ab. Bezeichnend ist unter diesem Aspekt die Abberufung des Sekretirs
Dietmar Brehmer als Reprisentant einer Linie der Verstindigung und

23
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Grundlagen der polnischen Politik, die die Sonderrechte gesellschaft-
licher Minderheitsgruppen zuriickweist und die auf einer Loyalitét
gegeniiber geltenden Gesetzen besteht. Als Beispiel sei das Problem der
Einberufung zum Militidrdienst genannt. 1990 reisten 1.500 Personen
aus dem Oppelner Land in die Bundesrepublik aus, um so dem Dienst
in der polnischen Armee zu entgehen.” Die Realisierbarkeit der Idee,
Schlesien zu einer Briicke zwischen Polen und Deutschen? zu machen,
riickt vor diesem Hintergrund in weiter Ferne.

Ausblick

Es hat den Anschein, dass ein langsamer Abbau der mit der deutschen
Einheit verbundenen Angste unter den westlichen Grenzbewohnern
vom wirtschaftlichen Aufschwung in Polen begleitet wird. Eine Ge-
sundung der polnischen Wirtschaft, wodurch nach und nach der
zivilisatorische Graben entlang der Oder zugeschiittet wird, verspricht
eine gewisse Intensivierung einer fiir die Grenzregionen vorteilhaften
Kooperation und wird dazu beitragen, dass das Gefiihl einer deutschen
Bedrohung abklingt. Zusammenarbeit und Versohnung zwischen
Polen und Deutschen im vereinten Europa kénnen in Zukunft durch
Uberwindung von gegenseitigen Vorurteilen und gutnachbarschaft-
liche Beziehungen fruchtbar gemacht werden.

(zuerst erschienen in: Deutschlandarchiv, August 1991, S. 822-831.
Aus dem Polnischen von Theo Mechtenberg)

Versohnung mit den Polen. Vgl. ,,Komu nie spodobal si¢ Brehmer?*
(Wem gefiel Brehmer nicht?), in: Trybuna vom 8.11.1990 sowie Zycie
Warszawy vom 7.11.1990.

Vgl. M. Szmeja, ,,Czy na Slasku sa Niemcy?* (Gibt es in Schlesien Deut-
sche?), in: Tygodnik Powszechny Nr. 13/1990; J. Dziadul, ,,Niemieckie
enklawy na Opolszczyznie* (Deutsche Enklave im Oppelner Land), in:
Polityka Nr. 33/1990; ders., ,,Slaski kociot« (Der schlesische Kessel), in:
Polityka Nr. 46/1990; Th. Klein-Brokhoff, ,,Der schleichende Anschluf3
— Oberschlesien ist deutscher, als die Politik erlaubt®, in: Die Zeit Nr.
41/1990; D. Berlifiska, ,,Slazacy jako wspdlnota regionalna w Swietle
badan socjologicznych na Slasku Opolskim (Schlesien als regionale Ge-
meinschaft im Lichte soziologischer Untersuchungen im Oppelner Schle-
sien), in: Przeglad Zachodni Nr. 2/1990. Als weiteres Beispiel fiir eine
Polarisierung der Beziehungen kann das in Tolknicko (Wojewodschaft
Elblag) im November 1990 verkiindete ,,Manifest rzadu Prus Wschod-
nich® (Manifest der Regierung WestpreuB3ens) dienen. Der Text dieses
Manifests findet sich im Glos Wielkopolski vom 8.11,1990.

Vgl. A. Lawaty, ,,Slaski pomost*™ (Schlesische Briicke), in: ,,Polityka‘
Nr. 29/1990; H. Wohlan, ,, Trigt die Briicke schon?*, in: Das Parlament
Nr. 33/1990; A. Krzeminski, ,,Schlesien kann zur Brucke werden®, in:
Das Parlament Nr. 33/1990; M. Zml_]CWSkl, .Niemcy i Polacy na Slqsku
czyli w Europie (Deutsche und Polen in Schlesien — das heif8t in Euro-
pa), in: Wigz Nr. 9/1990.
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3. Die Deutschen in der 6ffentlichen Meinung der Polen

»Solange die Welt besteht, wird ein
Deutscher nie eines Polen Bruder sein. “

Polnisches Zitat

Das Verhiltnis der polnischen Gesellschaft zu den Deutschen unterlag
in der Nachkriegszeit einer weitgehenden Evolution. Von der Bedeut-
samkeit des Problems zeugt die Tatsache, dass diese Entwicklung in
der polnischen soziologischen Literatur mit dem speziellen Begriff
.deutsches Syndrom‘ bezeichnet wurde. Darunter ist eine bestimmte
Empfindsamkeit der polnischen Gesellschaft gegeniiber den Deut-
schen zu verstehen, die ihren Ausdruck sowohl im privaten als auch
im offentlichen Leben findet und zwar in der Einstellung und im
Verhalten gegeniiber den westlichen Nachbarn, die das Ergebnis der
Erfahrungen von vielen Generationen von Polen sind. Dieser Begriff
umfasst nicht nur die Erinnerung an das von den Deutschen in der
Vergangenheit veriibte Unrecht und die Qualen, sondern auch den
Respekt gegeniiber der 6konomischen Macht und den kulturellen
Errungenschaften Deutschlands. Ein Respekt, der sehr oft in einen
polnischen Minderwertigkeitskomplex tibergeht.

Das deutsche Syndrom

Das deutsche Syndrom in Polen, das als eine soziologisch-psycholo-
gische Erscheinung aufgefasst wird, weist keinen einheitlichen Inhalt
auf. Es wird in den einzelnen Regionen des Landes sehr unterschied-
lich interpretiert. Diese Differenzen sind gerade auch mit den unter-
schiedlichen Erfahrungen der Generationen verbunden. Besonders
die nach 1945 geborenen Polen haben ein anderes Verhiltnis zu den
Deutschen. Dieses wird sehr oft durch eigenes Erleben und eigene
Kontakte mit den westlichen Nachbarn beeinflusst.?’

Bis Ende der 1960er Jahre wurden keine systematischen soziologi-
schen Untersuchungen iiber das Verhiltnis der Polen zu ihren deut-
schen Nachbarn durchgefiihrt. Einen Durchbruch auf diesem Gebiet
brachten erst die 1970er Jahre. Zu dieser Zeit begannen vor allem
Poznaner Soziologen Untersuchungen, deren Zielgruppe die in den
polnisch-ostdeutschen Grenzgebieten lebende Bevdlkerung war.
Doch aus politischen Griinden wurden diese Untersuchungen nicht
fortgesetzt und ihre Ergebnisse wegen der Zensureinschriankungen
nicht veroffentlicht.

2 Vgl. den Beitrag ,,Angst vor einem iiberméchtigen Nachbarn. Polen und

die deutsche Frage 1945-1989* in diesem Band.
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Reprisentative soziologische Untersuchungen, die dem Verhéltnis der
polnischen Gesellschaft zu den Deutschen gewidmet waren, wurden
erst in der zweiten Hilfte der 1980er Jahre gefiihrt. Intensiviert wur-
den die Untersuchungen in den Jahren 1989-1991. Einfluss auf das
Verhiiltnis der Polen zu den Deutschen iibte eine Reihe von Faktoren
aus, vor allem folgende:

— geschichtliche Erfahrungen, besonders aus der Zeit des Zweiten
Weltkrieges,

— die neuen Nachkriegsgrenzen,

— die Zugehorigkeit Polens zum sowjetischen Block,

— das Anwachsen der 6konomischen und politischen Macht der
Bundesrepublik Deutschland,

— direkte und indirekte Kontakte zu den Deutschen.

Auf dem Verhiltnis der polnischen Gesellschaft zu Deutschland las-
ten stark die Erfahrungen aus den Jahren 1939-1945. In den ersten
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg existierten im Bewusstsein der
Polen vielfiltige Erfahrungen, Ideen, Konzeptionen, Parolen sowie
Emotionen, die im Zusammenhang mit den Deutschen standen. Thr
dominierendes und verbindendes Element war die Deutschfeindlich-
keit, die sich oft in Hass gegeniiber den Deutschen und allem, was
deutsch war, verwandelte. Damals iiberwog ein extrem negativer
Stereotyp des Deutschen, der den einzelnen Deutschen mit dem Na-
tionalsozialismus und seinen Verbrechen gleichsetzte. Die Deutsch-
feindlichkeit war in der ganzen Gesellschaft bemerkbar und reichte
iiber die weitgehend trennenden politischen Meinungsunterschiede
des polnischen Volkes hinaus. Sie war eine alltdgliche Erscheinung
und so stark, wie die negativen Erfahrungen aus der Zeit des Krieges
und der Okkupation.

Die Deutschfeindlichkeit wurde zu einem Faktor, der die polnische
Gesellschaft aufgrund der Gemeinsamkeit der tragischen Erlebnisse,
des gemeinsamen Rufs nach Rache und dem Verlangen nach Wieder-
gutmachung einte.? Die Zeit der deutschen Okkupation fiihrte dazu,
dass sich die negativen Stereotype ,,Deutschland* und ,,die Deut-
schen® in der polnischen Gesellschaft gefestigt und starke Wurzeln
geschlagen haben. Jeder Stereotyp hat seinen Ursprung in der histori-
schen Tradition. Die Bildung des stereotypen Bildes des ,,Deutschen
im Bewusstsein der Polen hat ihren Ursprung in der Geschichte der
polnisch-deutschen Beziehungen, die insbesondere im 19. und 20.
Jahrhundert antagonistischen Charakter annahmen. Davon zeugt die

% Vgl.: E. Dmitréw, Niemcy i okupacja hitlerowska w oczach Polakéw.

Poglady i opinie z lat 1945-1948. Die Deutschen und die Naziokkupa-
tion in den Augen der Polen, Meinungen und Urteile aus den Jahren
1945-1948, Warszawa 1987, S. 282 und 283.



Menschen im Wandel 35

Lebenskraft des bekannten und oft gedinderten Spruchs ,,So lange die
Welt besteht, wird ein Deutscher nie eines Polen Bruder sein*.?

Viele Faktoren beeinflussten das gebildete und gefestigte Bewusst-
sein der polnischen Gesellschaft iiber den deutschen Staat und das
deutsche Volk. Hierzu zéhlen:

— die enge Nachbarschaft und die damit verbundenen Konflikte,

— 0Okonomisch-gesellschaftliche, politische und administrative Zu-
sammenhinge,

— beiderseitiger Bevolkerungsaustausch,

— sprachliche Fremdheit, verbunden mit sprachlicher Verfolgung,

— teilweise konfessionelle Unterschiede (Stereotyp: deutscher Pro-
testant und polnischer Katholik),

— kulturelle und mit Sitten und Briduchen verbundene Besonderhei-
ten,

— der Grad der allgemeinen kulturellen Entwicklung.

Der sich im Laufe von Jahrhunderten entwickelnde Stereotyp des
Deutschen war vereinfacht und oft durch irrationale Inhalte durch-
drungen. Er stiitzte sich auf zwei Priamissen: a) der polnisch-deutsche
Konflikt sei ein Ergebnis des stindigen Strebens der Deutschen nach
Eroberung neuer Territorien; b) die Polen seien in diesem Konflikt
imstande, auch wenn sie es mit starkeren Kriften zu tun hitten, ihre
Identitit zu verteidigen.*

Differenzierung des Bildes

Charakteristisch fiir die 1960er und besonders fiir die 1970er Jahre
ist der allméhliche Abbau der negativen Vorstellungen iiber die Deut-
schen. Das Verstreichen der Zeit, eine neue Generation von jungen
Polen, die die Grausamkeiten der Okkupationszeit nicht mehr miter-
lebt haben und die Moglichkeit direkter Kontakte mit den Deutschen
hatten, bildeten neue Voraussetzungen fiir die Sicht der polnischen
Gesellschaft auf Deutschland.

Allmaéhlich entwickelte sich auch ein differenziertes Bild der Deutschen
aus der DDR und aus der BRD. Grof3en Einfluss auf das Gesellschafts-
bewusstsein und die Wahrnehmung unserer beiden westlichen Nachbarn

¥ Vgl.: W. Wrzesinski, Sasiad. Czy wrég? Ze studiéw nad ksztalttowaniem

obrazu Niemca w Polsce w latach 1795-1939. Nachbar. Oder Feind? Aus
den Studien iiber die Entstehung des Bildes des Deutschen in Polen in
den Jahren 1795-1939, Wroctaw 1992.

T. Szarota, Niemiecki Michel. Dzieje narodowego symbolu i autostereo-
typu. Der deutsche Michel. Die Geschichte des Nationalsymbols und des
Autostereotyps, Warszawa 1988.

30



36 Potsdamer Textbuch 10

tibte die Normalisierung der polnisch-deutschen Beziehungen aus, zu
der es Anfang der 1970er Jahre kam. Anzeichen dieser Normalisierung
waren der am 7. Dezember 1970 mit der Bundesrepublik abgeschlos-
sene Vertrag, der die Oder-NeiBe-Linie als deutsch-polnische Grenze
faktisch anerkannte sowie das spétere Offnen der Grenze zur DDR. In
einer seiner Arbeiten aus den 1970er Jahren schrieb Andrzej Kwilecki:
»--. ein Stereotyp des Deutschen existiert in Polen nicht — dhnlich, wie
es in Polen nicht nur ein Bild von Deutschland gibt, sondern ganz im
Gegenteil, diese Begriffe beinhalten heutzutage verschiedene Erkennt-

nisse und emotionale Inhalte*.3'

Im Verhiltnis zu Deutschland und seinen Bewohnern in den 1970er
Jahren konnte man eine breite Skala von Einstellungen unterscheiden,
doch grundsitzlich gab es keine positiven Einstellungen gegeniiber den
Deutschen. Obwohl so viel Zeit vergangen war, hatten sich Voreinge-
nommenheiten und feindliche Haltungen gegeniiber Deutschland als
bestindig erwiesen. Doch der Umfang der pejorativen Vorstellungen
tiber Deutschland und die Deutschen ist deutlich geschrumpft. Die
damaligen negativen Stereotype fanden am haufigsten ihren Ausdruck
im deklarierten Mangel an Vertrauen und dem fehlenden Glauben an die
Anderung des deutschen Charakters. Dazu gehorte auch ein gewisses
Misstrauen gegeniiber den wahren Zielen der von den Deutschen ge-
zeigten Sympathie oder Freundschaft zu Polen. Sehr typisch war hier der
Stereotyp des Wolfes im Schafspelz oder die These vom ,,Lauern® oder
dem Verhalten ,,zum Vorzeigen*. Damals kam Misstrauen gegeniiber
jenen Deutschen auf, die ihre friithere Heimat in Westpolen besuchten
und Gedanken an eine Riickkehr oder an rechtliche Anspriiche auf
ihr fritheres Eigentum ablehnten. In solchen Fillen glaubte man den
Deutschen nicht ganz und verdichtigte sie der Hoflichkeit oder der
Berechnung. Es wurde ihnen vorgeworfen, dass sie ihre Gedanken
verheimlichen und man zweifelte an ihrer neuen Gesinnung.*

Die Untersuchungen, die in den 1970er Jahren von Krystyna Pisarko-
wa durchgefiihrt wurden, zeigen ein anderes Bild des Deutschen, das
aus zwei widerspriichlichen Meinungen bestand: verniinftig-dumm.
Hier iiberwogen noch immer negative Eigenschaften, die in fol-
genden Bezeichnungen Ausdruck fanden: ,,Verbrecher, Besatzer,
Schinder, Nazi, Gestapo-Beamter, SS-Mann, Unmensch, u.d. Es
wurden negative Eigenschaften der Deutschen genannt: sie seien

3 Vgl.: A. Kwilecki, Z badan nad stereotypem Niemca w Polsce i Polaka
w NRD i REN, Aus den Untersuchungen iiber den Stereotyp des Deut-
schen in Polen und des Polen in der DDR und der BRD, in: Z pograni-
cza problematyki narodowej i migdzynarodowe;j. Studia i szkice, Aus
dem Grenzraum der nationalen und internationalen Problematik. Studi-
en und Skizzen, Warszawa 1982, S. 123.

32 Ebenda.
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riicksichtslos, unmenschlich, gemein, grausam, eingebildet, streng;
aber auch positive: sauber, genau, gewissenhaft, arbeitsam, praktisch,
solide, wirtschaftlich, sparsam, auBBerdem hitten sie natiirliche Ei-
genschaften wie: dick, groB, laut.

Charakteristisch fiir den differenzierten Zustand der Vorstellungen
tiber die Deutschen und der auf diesem Gebiet existierenden Ten-
denzen war die allméhliche Teilung des Stereotyps des Deutschen
in zwei neue Untertypen: den Stereotyp des Deutschen aus der DDR
und den aus der BRD.** Die Biirger der DDR nahm man auf eine
uneinheitliche Art und Weise wahr. In ihrem Bild gab es sowohl
Elemente positiver (arbeitsam, pflichtbewusst, diszipliniert, gehor-
sam, sparsam, ordnungsliebend usw.) als auch negativer Beurteilung
(laut, eingebildet, phantasielos, ideenarm, langweilig). Es gab auch
Uberreste des fritheren negativen Stereotyps: ,,sie seien den Polen
abgeneigt”, ,,wenn sie nur die Gelegenheit dazu hitten, wiirden sie

unsere Gebiete wieder besetzen* und ,,Chauvinisten®.?

Mit dem Namen der Bundesrepublik Deutschland verband man un-
terschiedliche Inhalte: neben den positiven gab es oft auch negative
Einschitzungen. Im Allgemeinen spiegelte sich in diesen Beurtei-
lungen einerseits die Anerkennung fiir die BRD wegen ihrer 6ko-
nomischen und technologischen Erfolge wieder, doch andererseits
war das Misstrauen in Bezug auf die Ehrlichkeit der Absichten in
der Politik dieses Staates bemerkbar. Fiir die Polen gehorten die
Deutschen aus der BRD zu den in den 1970er Jahren am wenigsten
sympathischen Nationen.*

Charakteristisch fiir die 1980er Jahre waren ein zunehmender Realis-
mus in der Einschidtzung Deutschlands und eine weitergehende Eli-
minierung der negativen Stereotype. Einer der wichtigsten Faktoren,
die diesen Prozess beeinflussten, war die so genannte ,,Pakethilfe®,
mit der viele Biirger der Bundesrepublik in den Jahren 1980-1983
die Polen spontan unterstiitzten. Ganz neue Erscheinungen in den
polnisch-deutschen Nachkriegsbeziehungen waren die massenhafte
Saisonmigration sowie die Ausreisen der Polen nach Deutschland.
Fast die Hilfte der in dieser Zeit aus Polen emigrierten Personen (ca.

3 Vgl.: K. Pisarkowa, Konotacje semantyczne nazw narodowosci, Seman-
tische Konotationen der Volkernamen, in: Zeszyty Prasoznawcze, Nr.
1/1976.

3 Vel.: A. Kwilecki, a.a.0., S. 128.

3 Ebenda.

% Vgl.: A. Sakson, Stereotypy a obraz drugiego kraju i narodu, Stereoty-
pen und das Bild eines anderen Landes und einer anderen Nation, in:
Socjologia zachowan politycznych, Soziologie der politischen Verhal-
ten, Hrsg. von A. Sakson, Olsztyn, 1984, S. 25-30.
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500.000) ist in die BRD ausgewandert.’” Die Evolution der Einstel-
lung gegeniiber der Bundesrepublik zeigen Untersuchungen, die vom
Zentrum fiir Untersuchung der 6ffentlichen Meinung in den Jahren
1985, 1987 und 1990 durchgefiihrt wurden.

Aus den Jahren 1985 und 1987 stammende AuBerungen zeigen die
BRD als einen Staat, dem man zwar nicht mit besonders grofer
Sympathie begegnet, aber den man schétzen sollte und mit dem die
Zusammenarbeit, vor allem auf dem Gebiet der Wirtschaft, verstirkt
werden sollte. Mit der Bundesrepublik verbanden sich zugleich viele
Befiirchtungen, von denen besonders die Gefihrdungen hervorgeho-
ben wurden, die aus dem anwachsenden 6konomischen und politi-
schen Potential dieses Staates resultierten. In den Jahren 1985 und
1987 durchgefiihrten Untersuchungen zufolge, stellte die BRD nach
Meinung der Polen noch immer die grofite Gefihrdung dar. Doch
diese Beurteilung unterlag stetigem Wandel. Vertraten im Jahre 1985
noch 59,1 % der Befragten diese Meinung, so waren es 1988 nur noch
35,4 % der Polen. Charakteristisch war, dass je jiinger die Befragten
waren, desto geringer die von ihnen angenommene Gefihrdung —
47,4 % im Jahre 1985 und 30,9 % im Jahre 1988.

In den AuBerungen der Polen iiber die BRD gab es auch zahlreiche
positive Beurteilungen. Sie betrafen vor allem das Niveau der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Der westdeutsche Staat erfreute sich infol-
gedessen in den Jahren 1985-1990 einer wachsenden Sympathie. Bei
der Beantwortung der Frage: ,,Welches Land finden Sie sympathisch?*
wurde die BRD mit 12,9 % an dritter Stelle genannt, nach den USA
(21,9 %) und Japan (18,6 %), vor Frankreich (8,9 %), Grof3britannien
(5,1 %) oder der DDR (3,1 %). Aus denselben, im Januar 1989 durch-
gefiihrten Untersuchungen folgt, dass 15,2 % der Polen gern in die
BRD auswandern wiirden. Als Griinde dafiir nannten die Befragten
vor allem: den hohen Lebensstandard, gute materielle Bedingungen
und Moglichkeiten zum schnellen Vorwirtskommen (36,2 %) sowie
die gut organisierte, effektive Wirtschaft (29,1 %). Es wurden auch
Eigenschaften der Deutschen wie Arbeitseifer, Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit (6,7 %) sowie Ordnungsliebe (4,7 %) hervorgehoben.
Bei den im Jahre 1988 durchgefiihrten Untersuchungen wurde nach
den Beziehungen zwischen Polen und der BRD gefragt. Die deutliche
Mehrheit von 56,7 % hielt sie fiir ,,weder gut, noch schlecht*, wihrend
jeweils ein Fiinftel der befragten Polen die Beziehungen positiv bzw.
negativ einschitzte.*

37 Vgl. Beitrag ,,Ost-West-Wanderungsbewegungen in Europa“ in diesem

Band.
Vgl.: S. Lisiecki, Polska opinia publiczna wobec RFN, NRD i zjedno-
czenia Niemiec. Polnische tffentliche Meinung gegeniiber der BRD, der
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Ganz anders verlief die Beziehung zur DDR. Den Ausgangspunkt
bildete hier die ,,deklarierte Freundschaft®. Trotz der offiziell freund-
schaftlichen Beziehungen wurden den Biirgern der beiden benachbar-
ten Staaten erst in den 1970er Jahren Moglichkeiten zu freieren Kon-
takten eingerdumt. Von der geringen Sympathie der Polen gegeniiber
der DDR zeugen die im Jahre 1987 durchgefiihrten Untersuchungen.
In den Meinungen iiberwogen Misstrauen und Zuriickhaltung. Die
DDR nahm auf einer Gefiihlsliste nur den 15. Platz unter 18 Lidndern
ein. Obwohl sie ebenso wie Polen dem Warschauer Block angehorte,
waren nur 3,3 % der Befragten bereit, die DDR zu einem echten Ver-
biindeten zu zdhlen. Die DDR war das einzige Mitglied des Ostblocks,
das eher als potentieller Gegner, denn als ein Verbiindeter betrachtet
wurde. Erich Honecker erfreute sich unter den fiinf Staatsoberhduptern
der sozialistischen Gemeinschaft Mittelosteuropas der geringsten
Sympathie (4,2 %).*

Die Untersuchungen der Jahre 1987 und 1988 zeigen die weitere
Evolution der Meinungen iiber die Deutschen aus der BRD und
der DDR im Bewusstsein der Polen. Dies ermoglichte einen Kata-
log der positiven und negativen Eigenschaften zusammenzustellen.
Den positiven Stereotyp bildeten vor allem solche Eigenschaften
wie: Ordnungsliebe (26,9 %), Kultur und gefestigte Arbeitsmuster
(24,1 %), Arbeitseifer (19,7 %), Wirtschaftlichkeit (18,8 %), Sau-
berkeit (11,9 %), die Fihigkeit sich unterzuordnen (11,5 %), gute
Arbeitsorganisation (6,1 %), Gesellschaftskultur (4,4 %) und eine
gute Verwaltung (2,7 %).

Die Aufstellung der negativen Eigenschaften ist ebenfalls betréichtlich,
auch wenn die Haufigkeit des Benennens um die Hilfte geringer war.
Hierzu zihlten: Uberheblichkeit, Einbildung, Grolenwahn (12,7 %),
abschitziges Verhiltnis zu den Polen (11,7 %), Hochmut, Diinkel,
Stolz (9,1 %), Nazivergangenheit (8,9 %), Aggressivitit, Feindlichkeit
gegeniiber anderen Nationen (7,2 %), Rassismus, Nationalismus,
Chauvinismus (5,7 %) Habgier, Eroberungssucht (4 9 %), Larmen,
Derbheit (3,3 %) sowie blinder Gehorsam und Ubereifer (2,7 %).

Aufgrund der oben angefiihrten Ergebnisse der durchgefiihrten Un-
tersuchungen kann man im Allgemeinen feststellen, dass die Deut-
schen aus der BRD dank ihren positiven Eigenschaften besser als die

DDR und der Wiedervereinigung Deutschlands, in: Przeglad Zachodni,
Westliche Rundschau, Nr. 1/1991.

¥ Vgl.: Opinie o Niemieckiej Republice Demokratycznej i stosunkach
pomigdzy tym krajem a RFN. Urteile iiber die Deutsche Demokrati-
sche Republik und iiber die Beziehungen zwischen diesem Land und
der BRD, Zentrum zur Untersuchung der 6ffentlichen Meinung, Wars-
zawa 1988, S. 3.
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Deutschen aus der DDR eingeschitzt wurden, und dass es in dem
Bild der Westdeutschen mehr positive als negative Beurteilungen
gegeben hat.*

Das Verhdltnis zur Wiedervereinigung Deutschlands

Der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989 sowie der Zusam-
menbruch der DDR schufen Perspektiven fiir eine schnelle Wieder-
vereinigung Deutschlands. Das war fiir die polnische Gesellschaft,
wie fiir ganz Europa, eine gro3e Uberraschung. Die Moglichkeit
der Vereinigung der beiden deutschen Staaten rief bei den Polen
unterschiedliche Reaktionen hervor. Einerseits kam darin die Ge-
nugtuung tiber den Zusammenbruch und den Zerfall eines stalinisti-
schen Staates zum Ausdruck, dessen Regierung im Lager des realen
Sozialismus der grofite Feind jeglicher Reformen war. Andererseits
rief diese Entwicklungsperspektive eine Reihe von Befiirchtungen
und ein Gefiihl der Gefdahrdung hervor. Mit verstidrkter Kraft lebten
alte Voreingenommenheiten und negative Stereotype gegeniiber den
Deutschen wieder auf.

Die Ergebnisse aus den im Februar 1990 durchgefiihrten Untersu-
chungen, die ausschliefSlich der internationalen Problematik gewidmet
wurden, haben gezeigt, dass die Vereinigung der beiden deutschen
Staaten nicht nur zum Gegenstand eines lebhaften Interesses in der
polnischen Gesellschaft wurde, sondern dass sie auch zum Anwachsen
des Gefiihls der Gefidhrdung seitens der Deutschen gefiihrt hat. Die
meisten Polen (68 %) haben offen zugegeben, dass sie sich personlich
von den Deutschen gefihrdet fithlten. Nur 30 % erklirten, sie fiihlten
sich nicht bedroht. Nur einige Monate friiher gestalteten sich diese
Relationen umgekehrt: eine Gefdhrdung empfanden 41 % und 59 %
der Befragten hegten dieses Gefiihl nicht.

Der Hauptgrund fiir diese Befiirchtungen war die nahe Perspektive
der deutschen Vereinigung. Davon zeugt die fast bei allen herrschen-
de (83 % der Befragten) Uberzeugung, dass von dem Moment der
Vereinigung an die Gefdhrdung fiir Polen anwachsen wiirde. Die Be-
flirchtungen waren so stark, dass sogar ein so heikles Problem wie die
Stationierung der sowjetischen Truppen in Polen in den Hintergrund
gedringt wurde. Zwar hitten 43 % der Befragten mit Zufriedenheit
die Nachricht iiber den Riickzug der sowjetischen Truppen aus Polen
begriifit, doch fast 60 % waren mit ihrer weiteren Stationierung im
Falle der Wiedervereinigung Deutschlands einverstanden. Fiir einen

40 Vgl.: Opinie o Niemcach, Republice Federalnej Niemiec i stosunkach pols-

ko-zachodnioniemieckich. Urteile iiber die Deutschen, die Bundesrepub-
lik Deutschland und iiber die polnisch-westdeutschen Beziehungen, Zen-
trum zur Untersuchung der 6ffentlichen Meinung, Warszawa 1989, S. 3.
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Riickzug sprachen sich 35 % aus. Zugleich widersetzten sich 57 %
der Befragten dem Riickzug der sowjetischen Truppen vom Territo-
rium der DDR.

Das Problem der Vereinigung der beiden deutschen Staaten hat die
polnische Gesellschaft grundsitzlich in zwei gleichstarke Gruppen
geteilt — jeweils ca. 41 %: die Gruppe der Befiirworter des Rechtes
der Deutschen auf die Vereinigung und die der Gegner. Unter den
Befiirwortern kann man zwei weitere Ansichten unterscheiden: die
Mehrheitsoption, die die Vereinigung in einer nicht niher prizisier-
ten Zukunft unterstiitzte (84 %) und die Minderheitsoption, die fiir
die sofortige Vereinigung plidierte (16 %). Die Mehrheit der Polen
hatte Angst vor der Entwicklung der Ereignisse nach der deutschen
Einheit. Vielleicht ergab sich dies aus der Tatsache, dass man sich
mehr vor den Deutschen (70 %) als vor den Sowjets (10 %) fiirchte-
te. Es herrschte die Meinung vor, dass die Deutschen aus der BRD
die gleiche Bedrohung darstellen wie die aus der DDR (69 %). Die
ibrigen Befragten fiirchteten sich mehr vor Letzteren (19 %) als vor
Ersteren (10 %). Entschieden wurde jegliches Recht der Deutschen auf
die westlichen Gebiete in Polen abgelehnt (79 %); Forderungen nach
Entschidigung fiir Personen, die wihrend des Zweiten Weltkrieges
zur Zwangsarbeit im Reich gezwungen wurden, wurden mehrheitlich
unterstiitzt (83 %). Nach Meinung von 87 % der Befragten sollte der
Schadensersatz sowohl von der BRD als auch von der DDR verlangt
werden.*!

Die vom Zentrum zur Untersuchung der 6ffentlichen Meinung im
Oktober 1990, also ein Jahr nach dem Fall der Berliner Mauer, durch-
gefiihrten soziologischen Untersuchungen haben gezeigt, dass die
Befiirchtungen der Polen vor dem wiedervereinigten Deutschland
zuriickgegangen waren, obwohl sie immer noch beachtlich waren.
29 % der Befragten waren der Meinung, dass die Wiedervereinigung
Deutschlands vorteilhaft fiir Polen sei. Im Mérz 1990 wurde diese
Meinung lediglich von 13 % der Polen vertreten. 50 % sahen darin eine
Gefihrdung fiir die polnischen Grenzen, im Mérz 1990 waren es 69 %.
Es existierte also immer noch die Uberzeugung, dass Deutschland eine
Gefihrdung darstellen wiirde. Nur Angestellte mit hoherer Bildung
waren mehrheitlich der Meinung, dass die Polen keinen Grund zu
Befiirchtungen hitten. Mit groferem Optimismus interpretierten die
Befragten die wirtschaftlichen Folgen der deutschen Vereinigung fiir
Polen: 43 % waren der Ansicht, dass diese auch fiir Polen vorteilhaft
sein wiirden, wihrend nur 33 % eher negative Auswirkungen erwar-
teten. 34 % der Befragten sahen eine gut entwickelte und fiir beide

4 Vgl.: Polacy wobec kwestii niemieckiej, Polen gegeniiber der deutschen
Frage, Zentrum zur Untersuchung der 6ffentlichen Meinung, Warszawa,
1990.
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Seiten vorteilhafte Zusammenarbeit voraus, 22 % behaupteten, dass
in fiinf Jahren die polnische Wirtschaft der deutschen vollkommen
untergeordnet sein wiirde.*

Im September 1990 durchgefiihrte Untersuchungen iiber die ,,Riick-
kehr Polens nach Europa‘ haben gezeigt, dass die 6ffentliche Meinung
immer mehr des Zusammenhangs zwischen der Stellung Polens in
Europa und den polnisch-deutschen Beziehungen gewahr wird. Und
mehr noch: 91 % der Befragten erklérten, dass die polnisch-deutschen
Bezichungen fiir die Zukunft Europas wichtig wiren, 55 % waren der
Meinung, dass sie sogar sehr wichtig wiren und 59 % der Befrag-
ten waren von der Moglichkeit der polnisch-deutschen Versdhnung
iberzeugt.*

In ihren Befiirchtungen im Zusammenhang mit der Vereinigung
Deutschlands standen die Polen nicht allein in Europa. Im Oktober
1990 in Frankreich durchgefiihrte Untersuchungen hatten ergeben,
dass nur noch 37 % der befragten Franzosen die Vereinigung Deutsch-
lands unterstiitzten, wihrend in den Monaten zuvor noch tiber 60 %
diese Meinung vertreten hatten. Uber 62 % sahen ein Ubergewicht
Deutschlands im Verhiltnis zu seinen Nachbarn.*

Die Anfang Juli 1990 eingefiihrte Wahrungsunion zwischen der DDR
und der BRD sowie der am 23. August gefasste Beschluss der Volks-
kammer iiber den Anschluss der DDR an die BRD am 3. Oktober
verursachten u.a. einen massenhaften Andrang der Bewohner der
Grenzgebiete der DDR. die in Polen preisgiinstige Waren einkaufen
wollten. Diese Erscheinung und die Tatsache, dass die Biirger der
DDR, die sich noch bis vor kurzem iiberheblich gegeniiber den Polen
benommen hatten, nach dem 3. Oktober 1990 in dem vereinigten
Deutschland zu Biirgern zweiter Klasse wurden, fiihrte nun auf pol-
nischer Seite zum weitgehenden Abflauen bisheriger Voreingenom-
menheiten und Minderwertigkeitskomplexe. Der Zusammenbruch der
Wirtschaft der DDR, die hohe Arbeitslosigkeit sowie der massenhafte
Andrang der Deutschen in den polnischen grenznahen Gebiete haben
auch die Meinungen von vielen Deutschen aus der ehemaligen DDR
iiber die in Polen herrschenden Verhiltnisse gedndert.*

4 Vgl.: Gazeta Wyborcza, Wahlzeitung vom 24.10.1990.

4 Vgl.: E. Smitowski, My-Europejczycy, Wir-Européer, in: Polityka, Nr.
43/1990. .

Vgl.: F. Ruge, Alte Angste beschiftigen die meisten Franzosen, in: Die
Welt, Nr. 230/1990.

Vgl. Beitrag ,,.Die Einstellung polnischer Grenzbewohner zur Einheit
Deutschlands* in diesem Band.
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Die Normalisierung der polnisch-deutschen Beziehungen Anfang
der neunziger Jahre verringerte die Furcht der Polen vor dem wie-
dervereinigten Deutschland allmihlich. Dazu hat der im Juni 1991
abgeschlossene polnisch-deutsche Vertrag iiber gutnachbarschaftli-
che Beziehungen und freundschaftliche Zusammenarbeit wesentlich
beigetragen. Diese Tendenz bestitigen auch andere soziologische
Untersuchungen, die im Jahre 1988 im Auftrag des Westberliner
Senders SFB sowie im Jahre 1991, also bereits nach der Vereinigung,
im Auftrag der Zeitschrift Der Spiegel durchgefiihrt wurden. Die
Ergebnisse verdeutlichten auch die Bestindigkeit alter Stereotype
sowie die immer noch vorhandene Zuriickhaltung in den Beziehungen
zwischen Polen und Deutschen. Aus den Untersuchungen des SFB
ging hervor, dass die Hilfte der Polen die Deutschen immer noch nicht
mogen, 41 % der Befragten waren sie egal und nur 9 % bekannten,
dass sie die Deutschen mochten. Ca. 59 % der Polen fiirchteten sich
vor den Deutschen und nur 41 % verspiirten diese Angst nicht.*®

Eine Untersuchung der Zeitschrift Der Spiegel, die gleichzeitig in den
westdeutschen und ostdeutschen Landern sowie in Polen durchgefiihrt
wurde, ergab, dass das Verhéltnis der meisten Deutschen zu den Polen
immer noch kompliziert und voller Widerspriiche sei. Die Meinungen
und Gefiihle werden immer noch durch die Erfahrungen aus den
Jahren 1939-1945 beeinflusst, obwohl die Mehrheit der Befragten
diese Periode nicht mehr personlich erlebt hat. Die Deutschen finden
die Polen nicht sympathisch: Auf einer Skala von minus fiinf bis plus
fiinf wurden die Polen unter null placiert. Interessant ist auch, dass
die Westdeutschen weniger Sympathie fiir die Polen haben als die
Ostdeutschen, wihrend die Polen die Westdeutschen positiver als die
Ostdeutschen einschitzen. Ursache dafiir ist u.a., dass nur 10 % der
Westdeutschen schon einmal in Polen waren, dafiir aber iiber 40 %
der Polen in Deutschland, auch wenn sich ihr Aufenthalt meist auf
die DDR beschrinkt hat. Und was die DDR-Bevolkerung betrifft,
so hatten zwei Drittel bereits Polen besucht, in einer Zeit, als ihr der
Weg nach Westen noch verschlossen war, und sie genug Gelegenheit
hatte, sich eine eigene Meinung zu bilden.

Die Meinungsunterschiede in Bezug auf die polnisch-deutschen
Beziehungen sind weitaus grofler und hingen mehr mit dem Alter
als mit der Ausbildung oder den politischen und religiosen Ansich-
ten zusammen. Sehr deutlich kann man dies erkennen, wenn man
Ansichten von Polen unter 30 und iiber 60 miteinander vergleicht.
Lediglich 36 % der dlteren Befragten, aber dafiir 62 % der jiingeren
Befragten sind der Meinung, dass Deutschland ein demokratisches
Land bleiben wird. Nur 29 % der Polen iiber 60 finden die Deutschen
sympathisch, derselben Meinung sind aber 54 % unter 30 Jahren.

4 Vergl.: Polityka, Nr. 35/1989.
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Den Einfluss des Alters auf die Ansichten kann man auch bei anderen
Fragen feststellen. Nur 29 % der idlteren, aber 52 % der jiingeren Polen
sind der Meinung, dass die Zukunft der gegenseitigen Beziehungen
keine grofere oder gar keine Gefiahrdung darstelle.

Das Verhiltnis der Polen zu den Deutschen kann als eine Mischung
aus Befiirchtungen, Neid und Respekt bezeichnet werden. Die Polen
schitzen ihre westlichen Nachbarn und bewundern sie sogar, aber
zugleich mogen sie sie nicht und vertrauen ihnen nicht. Etwa 2 %
der Polen wiirden fiir immer nach Deutschland auswandern, 12 %
wiirden ihre Heimat fiir ein paar Jahre verlassen, weitere 12 % wiirden
gerne jedes Jahr lidngere Zeit in Deutschland verbringen. 38 % der
Polen mochten dieses Land nur besuchen und lediglich 35 % sind
an einer Reise nach Deutschland iiberhaupt nicht interessiert. Die
Tatsache, dass jeder vierte Pole daran denkt, ein besseres Schicksal
in Deutschland zu finden, hingt mit den 6konomischen Bedingungen
zusammen. Dies betrifft zweimal mehr Méinner als Frauen, unter
ihnen befinden sich mehr gelernte als ungelernte Arbeiter, die meist
auch relativ jung sind.’

Im Empfinden der Gesellschaft ist die polnisch-deutsche Versoh-
nung durchaus moglich. Die im September 1990 durchgefiihrten
Untersuchungen haben ergeben, dass 59 % der Polen von der realen
Maoglichkeit einer Versohnung iiberzeugt sind, nur 13 % der Befragten
hielten das fiir vollig unmoglich.*

Evolution der Vorstellungen iiber Polens westlichen Nachbarn

Die Ergebnisse der neuesten Untersuchungen iiber das Verhiltnis der
Polen zu den Deutschen zeugen vom weiteren Riickgang der negativen
Vorstellungen iiber die westlichen Nachbarn. Im Bewusstsein der
Polen werden die Deutschen immer mehr als ,,sympathisch® wahr-
genommen. Das Ergebnis der im September 1994 durchgefiihrten
Untersuchungen hat gezeigt, dass 85 % der befragten Polen eine enge
Zusammenarbeit mit den Deutschen auf dem Gebiet der Wirtschaft
und 78 % auf dem Gebiet der Politik befiirworten. Durch Deutschland
fithlen sich nur noch 19 % der Befragten gefihrdet, dieselben Befiirch-
tungen gegeniiber Russland empfinden jetzt aber bereits iiber 48 %
der befragten Polen.* Ahnliche Ergebnisse lieferten Untersuchungen,
die im Auftrag des West-Instituts Poznan im Mai 1994 durchgefiihrt

47 Vgl.: Furcht, Neid und Respekt, SPIEGEL-Umfrage in Polen und
Deutschland iiber die Einstellung der beiden Volker zueinander, in:
,Der Spiegel“ Nr. 36/1991.

4 Vgl.: G. Trautmann (Hrsg.), Die hisslichen Deutschen? Deutschland im
Spiegel der westlichen und Ostlichen Nachbarn. Darmstadt 1991.

¥ Vgl.: ,,Gazeta Wyborcza“ vom 18. Oktober 1994, S. 6.
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wurden. Danach verbinden 66 % der Polen die grofite Gefidhrdung
mit Russland, nur 38 % hegen Angste vor Deutschland.*

Besonders aufschlussreiche Anderungen in der Wahrnehmung der
Deutschen kann man bei den jungen Polen sowie bei der in den
polnisch-deutschen Grenzgebieten lebenden Bevolkerung feststellen.
Aus den Untersuchungen von IMAS International iiber die Erinne-
rung an die Zeit des Zweiten Weltkrieges hat sich ergeben, dass jeder
vierte junge Pole (bis 30 J.) der Meinung ist, dass es hochste Zeit sei,
die in den Jahren 1939-1945 begangenen Verbrechen zu vergessen.”!
Junge Polen sind sich dariiber einig, dass sich die Deutschen durch
Wirtschaftlichkeit, Arbeitseifer, Ordnungsliebe und Umweltbewusst-
sein auszeichnen. Als negative Eigenschaften werden am héufigsten
Aggressivitit, Hochmut, Larmen, Nationalismus, Haarspalterei und
Neigung zur Uberheblichkeit genannt. Nach Meinung der meisten
polnischen Schiiler seien die Deutschen vor allem auf dem Gebiet der
wirtschaftlichen und technischen Entwicklung, im Lebensstandard,
der Ordnungsliebe und der Asthetik iiberlegen. Auch wiirden sie viel
mehr Wert auf den Umweltschutz legen.*> Diese Tendenz bestitigen
auch andere in Polen und Deutschland durchgefiihrte soziologische
Untersuchungen.*

Interessantes Material zur Evolution der Ansichten der in den pol-
nisch-deutschen Gebieten lebenden Bevdlkerung liefern uns Un-
tersuchungen, die in den Jahren 1991-1993 durch das West-Institut
Poznan durchgefiihrt wurden. Die Untersuchungen iiber die gesell-
schaftlichen Folgen der Offnung der Grenzen wurden in Stubice,
Frankfurt an der Oder, Gubin und Guben durchgefiihrt. Sie zeigen
die hohe Meinung der Polen iiber Deutschland als ein reiches Land
mit hohem Entwicklungsniveau. AuBerdem schitzen die Polen ihre
personlichen Bekanntschaften und Freundschaften mit den Deutschen.
Dies stort sie aber nicht, ihre Abneigung gegen die Deutschen als
Volk offen zu erklédren.

%0 Vgl.: A. Sakson, Bezpieczenstwo Polski w postzimnowojennej Europie

[Sicherheit Polens in Europa nach dem Kalten Kriege], in: ,,Zycie i My$I*
[,,Leben und Gedanke*] 1 Nr. 1/1995, S. 38-39, siehe auch: B. Koszel, Po-
lens dorniger Weg zur NATO, in: WeltTrends, Nr. 10, 1996, S. 45-57.

St Vegl. ,,Gazeta Wyborcza® vom 4. Mai 1995, S. 1.

2 Vgl.: M. Graczyk, P. Cywinski, Pozegnanie z historia [Abschied von der
Geschichte], in: ,,wprost™ Nr. 19, 1995, S. 22-26.

3 Vgl.: B. Jonda, Kiwerska, A. Sakson, M. Tomczak, ,,Europiische Visi-
onen‘ der jungen Generation in Polen am Beispiel Posens, in: Mobili-
tdt ist mehr als Reisen. Die Einstellung der jungen Generation in Polen
und Deutschland zu einer Schliisselqualifikation. T.R. Henschel (Hrsg.),
Bonn 1995, S. 84-97.
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Die Analyse der Untersuchungen iiber das Bewusstsein der Bewohner
der Grenzgebiete weist jedoch darauf hin, dass sich die Meinungen
tiber die offene Grenze von Jahr zu Jahr dndern. Ein Jahr nach der
Offnung hat sich die Anzahl der Polen und der Deutschen, die dieses
Ereignis positiv bewertet haben, fast verdoppelt. Auch die Anzahl
der Personen, die den positiven Einfluss dieses Ereignisses auf die
Entwicklung der grenznahen Stiddte und auf ihre Bewohner sehen,
wichst unauthaltsam. Dennoch ist die Antwort auf die Frage, ob im
Zusammenhang mit den zwischen Polen und Deutschen bestehenden
Unterschieden die Versohnung der beiden Nationen moglich ist,
ziemlich negativ ausgefallen. 60 % der Einwohner von Frankfurt und
Guben waren der Meinung, dass sie ,,schwierig® oder ,,unmdoglich*
sei, und von den Einwohnern von Stubice und Gubin vertraten diese
Meinung sogar 65 % der Befragten. Rund 42 % der Einwohner von
Stubice und Gubin wiirden die Deutschen gern 6fter in ihren Stidten
willkommen heif3en. Jenseits der Grenze erkliarten 55,4 % der Be-
fragten, dass sie nichts gegen hidufigere Besuche der Polen hitten.
Doch nur 3,6 % der Polen und 7,7 % der Deutschen erklirten sich
bereit, in derselben Stadt zu wohnen.

Den Grad der gesellschaftlichen Distanz verdeutlicht wohl am besten
die Antwort auf die Frage: ,,Konnten die Nachbarn von driiben zu Mit-
gliedern Threr Familie werden?** Einer solchen Moglichkeit stimmten
auf der polnischen Seite lediglich 2,4 % der Befragten und auf der
deutschen 2,7 % zu. Als ein anderes Anzeichen der gesellschaftlichen
Distanz kann das Verhiltnis zu dem auch von den polnischen Skins
oft wiederholten Spruch dienen: ,,Solange die Welt besteht, wird ein
Deutscher nie eines Polen Bruder sein®. Im Jahre 1990 stimmten die-
sem Spruch 70 % der befragten Polen zu, zwei Jahre spiter vertraten
diese Meinung 62,5 % der Einwohner von Stubice und Gubin und
38,5 % der Befragten aus Frankfurt an der Oder und Guben. Aus den
Untersuchungen hat sich aulerdem ergeben, dass sich die Kontakte
der Einwohner der grenznahen Gebiete auf Einkiufe beschrinken, die
die Deutschen auf polnischen Mirkten und die Polen in den billigeren
deutschen Kaufhallen machen.**

Die Evolution des Bildes der Deutschen in der 6ffentlichen Meinung
in Polen hat einen dynamischen Charakter und ist durch zunehmen-
den Realismus gekennzeichnet. Lange Jahre hindurch herrschte ein
duBerst negatives Bild vor. Nur nach und nach wurden die feindlichen
Vorurteile abgebaut. Die 1990er Jahre sind durch dynamische Wand-
lungen der Einstellung der Polen gekennzeichnet. Die Deutschen

5 Vgl.: Otwarta granica. Raport z badan na pograniczu polsko-niemieckim

(1991-1993), Offene Grenze. Bericht iiber die Untersuchungen in den
polnisch-deutschen Grenzgebieten (1991-1993), Hrsg. von S. Lisiecki,
Poznan 1995.
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steigen auf der polnischen Sympathieskala jahrlich um zwei bis drei
Punkte nach oben, was vermuten lisst, dass die Frage der Normalisie-
rung der deutsch-polnischen Beziehungen in der nahen Zukunft eher
von der polnischen Seite forciert wird. In der deutschen Gesellschaft
dominieren iiber die Polen nach wie vor negative Vorstellungen. Im
Laufe der letzten zehn Jahre waren keine wesentlichen Korrekturen im
Polenbild bemerkbar. ,,Erst wenn der in Deutschland tibliche Begriff
der ,polnischen Wirtschaft‘ nicht mehr fiir Unordnung und Indolenz,
sondern fiir Flexibilitdt und Dynamik stehen wird, kann es wirklich
zu einem Ausgleich zwischen diesen beiden schwierigen Nachbarn
kommen* schrieb Adam Krzeminski®. Die néchsten Jahre werden
zeigen, ob er mit seiner Prognose richtig liegt.

(Zuerst erschienen in: Claus Montag, Andrzej Sakson (Hrsg.): Die
deutsch-polnischen Beziehungen. Bilanz nach fiinf Jahren Nachbar-
schaftsvertrag, Potsdam 1996, S. 79-94)

55 A.Krzeminski, Unheilvolle Logik. Bilder der deutsch-polnischen Nach-
barschaft, in: Deutsche und Polen 1945-1995, S. 22.
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4. Die Kluft wichst. Das Deutschlandbild der Polen

Die deutsch-polnischen Beziehungen werden heute gemeinhin als
,sehr gut eingeschitzt. Deutschland ist gegenwirtig der wichtigste
wirtschaftliche Partner Polens. Der deutsche Beitrag zum polnischen
NATO- und EU-Beitritt ist weit liber Warschau und Berlin hinaus be-
kannt. Es haben sich— 60 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg —enorme
positive Verdnderungen ergeben, die sich vor einigen Jahren keiner
vorstellen konnte. Doch mehren sich in letzter Zeit jene Signale, die
auf eine Verschlechterung in diesen Beziehungen hindeuten. Dabei
zeigt sich erneut: Die deutsch-polnischen Beziehungen werden wei-
terhin von der Vergangenheit geprigt, zumindest belastet.

Im Mai 2004 erreichte Polen seine wichtigsten strategischen Ziele
der letzten Jahre, d.h. die Mitgliedschaft in NATO und EU. Seine
geopolitische Lage ist die giinstigste seit 200 Jahren. Das gilt fiir die
(sicheren) Grenzen, das Fehlen von Konflikten um Territorien und
Probleme von Minderheiten. Die Tatsache, dass Polen Mitglied der
europdischen und transatlantischen Gemeinschaft wurde, erdffnete
auch ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen Warschau und
Berlin. Diese neue Qualitit fasse ich so auf, dass Polen ein vollberech-
tigtes Mitglied der NATO und der EU ist, mit allen Konsequenzen,
die sich aus dieser Tatsache ergeben.

Eine relevante Rolle fiir die Entstehung dieser fiir Polen sehr giinstigen
Konstellation spielten u.a. die Verdnderungen in Deutschland sowie
der deutsch-polnische Verstindigungs- und Versohnungsprozess. Die
Wende und Normalisierung der deutsch-polnischen Beziehungen
wurde von folgenden Entwicklungen verursacht und beeinflusst:

1. Vom Ende des Kalten Krieges zwischen Ost und West 1989/90,
dem Untergang des Sozialismus in Polen und der Wiedervereini-
gung Deutschlands. ,,Auf den Triimmern‘ der Volksrepublik Polen
und der DDR entstanden zwei demokratische, marktwirtschaftli-
che Nachbarstaaten. Ohne diese Verédnderungen wire die Wende
im deutsch-polnischen Verhiltnis nicht moglich gewesen.

2. Die Umwilzungen in Deutschland fiihrten 1990 und 1991 zur
endgiiltigen Anerkennung der polnischen Westgrenze.

3. Es wurden zwei fundamentale Vertrige zur Anerkennung der
Grenzen und zur freundschaftlichen Zusammenarbeit unterzeich-
net, die die weiteren Richtlinien fiir das gegenseitige Verhiltnis
bestimmten und ein Muster fiir dhnliche Vertrige mit anderen
Nachbarn Polens bildeten.

4. Infolge der Wende wurde die deutsch-polnische Zusammenarbeit
vielseitiger und entwickelte sich auf gesellschaftlicher, wirtschaft-
licher, kultureller und politischer Ebene. Deutschland wurde zum
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~Anwalt” Polens wihrend des EU- und NATO-Beitrittsprozesses.
Das lag gewiss primdr in dessen eigenem Interesse. Deutschland
mochte — was ebenso fiir Polen beziiglich der Ukraine gilt — von
,berechenbaren Lindern umgeben sein, d.h. solchen Lindern,
in denen das demokratische System und freie Marktwirtschaft
herrschen und die Menschenrechte geachtet werden.

Die deutsch-polnischen Beziehungen entwickelten sich nach 1989/90
dynamisch und im Grunde genommen konfliktlos. Die ersten Zeichen
fiir ein Abschwichen der bisherigen Dynamik wurden seit dem Ende
der 1990er Jahre sichtbar. Der ,,Krieg der Resolutionen* brach aus.
Dieser begann mit der Erkldrung des Bundestages zu den Rechten
der Vertriebenen und setzte sich mit einer Antworterkldrung des
polnischen Sejms fort. In den deutschen Wahlkampagnen seit 1998
spielten immer wieder alte Forderungen an Polen eine Rolle. So
wurde 2002 gefordert, die Bene$- und Bierut-Dekrete fiir ungiiltig
zu erkldren, um die Stimmen von ,,Vertriebenen® zu gewinnen. Eine
derartige Argumentation fiihrte zu einer lebhaften Diskussion in Polen
und wurde stark kritisiert.

Zu einem Bruch innerhalb der Fundamente der deutsch-polnischen
Versohnung trugen Anfang des 21. Jahrhunderts folgende Ereignisse
bei:

— Die Diskussionen iiber das Zentrum gegen Vertreibungen, das
auf Initiative des BAV und deren Vorsitzenden Erika Steinbach in
Berlin entstehen soll. Diese Frage ist Teil der deutschen Diskus-
sionen iiber die Vergangenheit, deren Folge die Behauptung ist,
dass auch die Deutschen zur ,,europdischen Opfergemeinschaft*
gehoren.

— Die Frage der Kriegsentschadigungen fiir verlorenes Eigentum.
Die Forderungen des BdV und der PreuBischen Treuhand in Bezug
auf die Entschddigungen fiihrten zur Entstehung der Polnischen
Treuhand und zum Beschluss des Sejms iiber die Kriegsrepara-
tionen im September 2004.

— Die deutsch-polnischen Meinungsunterschiede in Bezug auf die
EU-Verfassung und den Irak-Krieg. Die letztgenannte Frage hingt
mit einem neuen Phianomen zusammen, und zwar der ,,Emanzi-
pierung® Deutschlands gegeniiber den USA, deren Folge eine
Welle des Antiamerikanismus ist. In Polen gab es genau entge-
gengesetzte Tendenzen.

— Die Anniherung Deutschlands an das Putin’sche Russland und der
Aufbau eines ,.harten Kerneuropas‘ auf der Grundlage des engen
deutsch-franzosischen Verhéltnisses verstirkten das polnische
Misstrauen gegeniiber der deutschen Politik.
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Vor diesem Hintergrund verstirkte sich nach dem 1. Mai 2004, dem
Beitritt Polens zur EU, die Kluft in den deutsch-polnischen Bezie-
hungen. Gegenwirtig sind zwei Diskurse in Bezug auf den Zustand
dieser Beziehungen zu erkennen:

Der offizielle Diskurs: die Politiker in beiden Ldndern versichern
der Offentlichkeit, dass die deutsch-polnischen Beziehungen immer
noch sehr gut seien und es nur ,,voriibergehende Schwierigkeiten*
gebe; der Experten- und Mediendiskurs: Forscher und Publizisten
behaupten, dass es seit ein paar Jahren eine Krise im bilateralen
Verhiltnis gibt.

Die renommierte Deutschland-Expertin Anna Wolff-Poweska vertritt
z.B. folgende Meinung: ,,Unser Nachbar erscheint wieder als der
ewige Aggressor, der unter dem EU-Mantel Hegemonialanspriiche
duBert und danach strebt, Polen zu schwichen. Frankreich dage-
gen erwies sich fiir Deutschland als eine brauchbare Anstandsdame
fiir einen Flirt mit Russland.* Das Bild Polens kniipfte in manchen
deutschen Medien an den Stereotyp der ,,polnischen Wirtschaft*
oder des ,,polnischen Reichstags® an, der fiir Streitsiichtigkeit und
Verantwortungslosigkeit stand. Trotz der verflossenen Zeit existieren
die Vorurteile und (negativen) Stereotype fort. Mehr noch: Neue
kommen hinzu.

In der letzten Dekade der 1990er Jahre und am Anfang des 21. Jahr-
hunderts konnte man beobachten, wie das Bild Deutschlands in Polen
immer realer und positiver wurde. Doch im Gegensatz dazu bestanden
in Deutschland viele negative Vorstellungen iiber Polen und seine
Bewohner fort. Ja, man sogar kann von einer ,,Asymmetrie der ge-
genseitigen Wahrnehmung* sprechen. In letzter Zeit spiirt man, wie
die Verschlechterung der deutsch-polnischen Beziehungen sich auf
die Wahrnehmung der Deutschen durch die polnische Gesellschaft
auswirkt. Dass die Sympathie der Polen gegeniiber den Deutschen
sinkt, ist seit 1997 zu bemerken. Noch 1996 hatten 43 % der Polen ein
positives Verhiltnis zu den Deutschen. In den folgenden Jahren sank
dieses deutlich: 1997 auf 38 %, 1998 auf 32 %, 1999 auf 31 und 2003
auf 22 %. Nach den Umfragen vom August 2004 empfinden 40,6 %
der Polen sogar Angst, wenn sie an die (materiellen) Forderungen der
Deutschen denken. 57 % meinen, dass die Erkldrungen der Politiker
auf beiden Seiten den Deutschen nicht den Weg zu Entschédigungen
versperren wiirden. Mehr als 46 % sind der Auffassung, dass die
deutschen Aussiedler vor europdischen Gerichten die Verfahren zur
Riickgabe der Giiter gewinnen konnten.

61 % der Polen und 38 % der Tschechen halten es fiir moglich, dass
die Regierung Deutschlands die ,,Riickgabe der ehemals deutschen
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Gebiete™ oder eine Entschadigung fordern wird, so die Ergebnisse
einer Umfrage des Instituts fiir Demoskopie Allensbach. 41 % der
Polen und 39 % der Deutschen sind der Meinung, das Ziel der deut-
schen Vertriebenenorganisationen bestehe darin, die verlorenen Giiter
wieder zu gewinnen. Zugleich hat aber die Mehrheit der Befragten
zugestanden, dass das geplante Zentrum gegen Vertreibungen eine
gute Idee ist, vorausgesetzt jedoch, dass dort die Geschichte der Ver-
treibungen aus verschiedenen Landern dokumentiert werde. Dariiber
hinaus mochten die Polen, dass sein Sitz in Breslau sein soll. Die
Tschechen bevorzugen dagegen Prag.

Derartige, durch Angst vor den deutschen Forderungen geprigte
Einstellungen sollte man nicht ignorieren. Viele polnische Politiker
haben verstanden, dass sie durch das Ausspielen der antideutschen
Karte viel gewinnen konnen, vor allem potenzielle Wihler. Dies ist
ein bitteres Geschenk der ,.ewig Gestrigen* und der politischen Eliten
in Deutschland fiir diejenigen, die sich seit Jahren fiir die deutsch-
polnische Versohnung einsetzen. Viele von ihnen wurden in Polen
als Verriter bezeichnet; viele Institutionen und Forscher werden
bezichtigt, ,,von deutschem Geld* zu leben.

Andere soziologische Untersuchungen in Polen spiegeln ein kom-
pliziertes Bild der deutsch-polnischen Beziehungen und der Wahr-
nehmung Deutschlands und seiner Bewohner durch die Polen wider.
Aus den im Oktober 2004 durchgefiihrten Umfragen geht hervor, dass
52 % der Befragten die Erkldrung des Sejm fiir richtig halten, die von
Deutschland die Zahlung von Kriegsreparationen fiir die polnischen
Verluste im Zweiten Weltkrieg fordert; 35 % waren dagegen. Man
muss feststellen, dass das Echo der polnisch-deutschen Parlaments-
und Pressedebatten in der Bevolkerung relativ gering ist. Nur 32 %
der Befragten meinten, dass sich die deutsch-polnischen Beziehungen
verschlechterten, genauso viele Befragte gehen davon aus, dass sich
die Beziehungen zwischen beiden Lindern verbessert haben.

Zugleich wachsen die Uberzeugungen, dass eine dauerhafte Versoh-
nung zwischen unseren beiden Volkern schwierig sei. Noch zwei Jahre
vor dem polnischen EU-Beitritt dulerten 80 % die Meinung, dass
die Versohnung mit Deutschland moglich sei. Dies war die hochste
Quote seit 1989. Im Jahre 2003 sank diese Quote auf 75 %, im Mai
2004 auf 69 %.

Aus den im Juli 2004 veréffentlichten Untersuchungen geht hervor,
dass die Deutschen und Franzosen innerhalb der EU-Linder zu den-
jenigen gehoren, die die grofite negative Einstellung zum polnischen
EU-Beitritt haben. Den Beitritt Polens lehnten 45 % der Befragten
in Deutschland und 40 % in Frankreich ab. Polenfreundlich dufSerten
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sich in Deutschland nur ein Fiinftel der Befragten und in Frankreich
nur 12 %.

Aus den im Juni 2005 verdffentlichten Umfragen ldsst sich jedoch
immer noch ein positives Bild Deutschlands herauslesen. 23 % der
Polen dachten, dass Deutschland nicht freundlich zu Polen eingestellt
sei, 18 % meinten, dass es ,,etwas freundlich und etwas unfreundlich*
gegeniiber Polen eingestellt sei. Aber 50 % der Polen gaben an, dass
Deutschland ein polenfreundliches Land sei.

Es fillt auf, dass die Einstellungen der Polen zu den Deutschen im
Gegensatz zu ihren Einstellungen zum deutschen Staat viel positiver
sind. Auf die im Juli 2005 gestellte Frage: ,,Wen mochtest Du als
Nachbarn haben?* antworteten 25 % der befragten Polen, dass sie
am liebsten einen Deutschen zum Nachbarn haben méchten. Das gibt
trotz aller Schwierigkeiten, ja sogar Riickschlidgen, der Gegenwart
Hoffnung fiir das bilaterale Verhéltnis zwischen Polen und Deutsch-
land in der Zukunft.

(Zuerst erschienen in: WeltTrends, 50/2006, S. 125-130)
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II. Minderheiten in Polen und
Deutschland

5. Polen in Deutschland -
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben

Die in Deutschland lebenden Polen bilden eine duflerst differenzierte
Gruppe. Thre Aktivitdt im gesellschaftlichen und politischen Leben
wird durch unterschiedliche Faktoren beeinflusst. Dazu zédhlen vor
allem:

1. Die Dauer des Aufenthaltes in Deutschland: die alte Migration,
also Personen, die bereits vor 1945 deutsche Biirger waren sowie
im Land verbliebene Lagerhiftlinge und Zwangsarbeiter, Soldaten
der alliierten Armeen, Fliichtlinge aus Polen sowie die neue Emig-
ration der siebziger und achtziger Jahre, wobei letztere hiufig als
»Solidarnos¢-Emigration® bezeichnet wird.>

2. Der Rechtsstatus: Dieser bestimmt weitgehend den Platz des Ein-
zelnen in der Gesellschaft. Eine Gruppe bilden die Polen mit deutscher
Staatsbiirgerschaft. Diese konnen die offentlichen Rechte voll in
Anspruch nehmen. Eine ginzlich andere Rechtsposition besitzen die
Asylbewerber bzw. Personen mit nicht geregeltem Aufenthaltsstatus
in Deutschland. Von besonderer Art ist die grole Gruppe derer, die
im Besitz einer doppelten Staatsbiirgerschaft sind sowie die ,,Spét-
aussiedler®, die ihren polnischen Pass behalten haben und sich mehr
oder weniger als Polen identifizieren.

3. Die Motive der Emigration: Einen bedeutenden Einfluss auf die
Teilhabe am gesellschaftlichen und politischen Leben hat die Frage,
ob die entsprechende Person Polen hauptséchlich aus politischen, aus
Okonomischen oder aus familidren Griinden verlassen hat.*’

% Vgl. H.-P. Meister, Gruppen der Polen in Deutschland unterschiedlicher
Interessenlage aufgrund ihrer Migrationsgeschichte und ihres rechtli-
chen Status, in: Mniejszos¢ niemiecka w Polsce i Polacy w Niemczech,
Hrsg.: Z. Kurcz u. W. Misiak, Wroctaw 1994, S. 197-208; A. Sakson,
Hintergriinde der polnischen Massenemigration — die de-facto-Fliicht-
linge aus Polen, AWR Bulletin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfra-
gen Nr. 3/1990, S. 117-125, derselbe: Problem masowej emigracji z Pol-
ski w latach osiemdziesiatych Zycie i Mys$l Nr. 10/1989, S. 28-35.

57 Vgl. F. Miera, Zuwanderer und Zuwanderinnen aus Polen in Berlin in
den 1990er Jahren, Berlin 1996; E. Kienast, H. Marburger, Arbeits- und
Lebensbedingungen polnischer Arbeitsmigranten in den neuen Bundes-
landern, Berlin 1995; A. Sakson, Die neuen Wanderungsbewegungen
polnischer Arbeitskrifte, Prokla Nr. 2/1991, S. 285-290.
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4. Bildung und Vermogensverhiltnisse: Personen mit Hochschul-
bildung, die in der Sozialstruktur eine gehobene Position bekleiden,
unterscheiden sich von Personen niederer Bildung und geringem
Einkommen durch den Grad an gesellschaftlicher Aktivitit. Ande-
re Unterscheidungskriterien sind der Kenntnisgrad der deutschen
Sprache, der Wunsch nach Assimilation bzw. Integration sowie die
Moglichkeit dazu.®

Die hier skizzierten Unterschiede sind der Grund dafiir, dass eine
Analyse der Teilnahme von Polen und polnischsprachigen Perso-
nen (Polonia) am gesellschaftlichen und politischen Leben sich als
schwierig gestaltet. Die sowohl von polnischen als auch von deutschen
Wissenschaftlern durchgefiihrten Untersuchungen beschrinken sich
grundsitzlich auf die ,,anerkannten Polen**’, also jener Personenkreis,
der einen geregelten Aufenthaltsstatus sowie die Staatsbiirgerschaft
besitzt bzw. staatenlos polnischer Abstammung ist. Lediglich diese
Gruppe wird von den deutschen Behorden formal als in Deutschland
lebende Polen anerkannt.

Distanz zum Offentlichen Leben

Die entschiedene Mehrzahl der nach Deutschland emigrierten Polen
gleicht sich relativ schnell der neuen Realitit an.° Die Startbedingun-
gen der Ankdmmlinge aus Polen waren unabhiingig von den einzelnen
Migrationswellen im Vergleich zu den dortigen Verhéltnissen in der

% Vgl. A. Berg, Polen und Tiirken im Ruhrkohlenbergbau. Ein Vergleich
zweier Wanderungsvorginge mit einer Fallstudie iiber Tiirken im Ruhr-
gebiet, Bochum 1990; H. Marburger, E. Kienast, G. Helbig, G. Zorn,
Arbeits- und Lebensbedingungen polnischer, tschechischer und slowa-
kischer Arbeitsmigranten in den neuen Bundeslédndern, Halle 1995.
Die in dieser Arbeit prisentierten, 1998 von einer Forschungsgruppe
durchgefiihrten Untersuchungen beschrinken sich auf die ,,anerkannten
Polen®. Sie werden erginzt durch eigene qualitative Untersuchungen, die
unter Anwendung folgender Techniken durchgefiihrt wurden: dufere und
teilnehmende Beobachlung sowie freie und gelenkte (insgesamt 51) In-
terviews. Der Autor dieses Textes hatte wéihrend zahlreicher Aufenthal-
te in verschiedenen deutschen Ortschaften (seit den 1970er Jahren) die
Moglichkeit, mit Vertretern verschiedener Gruppen von Polen sowie mit
polnischsprachigen Personen zahlreiche Kontakte zu kniipfen. Die Teil-
nahme an den gesellschaftlichen Aktivititen der Polonia sowie die ge-
meinsame Arbeit und die Aufnahme in Héusern von Polen ermdglich-
ten eine umfassende Kenntnis dieses Milieus sowie die Erfahrung der
Komplexitit dieser Fragestellung und vermittelten ihm die notige Zu-
riickhaltung gegeniiber der verschiedenen Art von Verallgemeinerungen
und wertenden Urteilen.
€ Vgl. Beitrag ,,Ost-West-Wanderungsbewegungen in Europa“ in diesem
Band; derselbe: Nowa fala migracji w Europie, Przeglad Zachodni Nr.
1/1995, S.75-86.

59



Menschen im Wandel 55

Regel schlecht. Die Art der ausgetibten Tatigkeit, Groe und Stan-
dard der Wohnung sowie die Qualitit des Wohngebiets bilden einen
wichtigen Faktor zur Bestimmung des sozialen Status und Prestiges,
die bei der Mehrheit der Polen nicht sonderlich hoch sind.

In relativ kurzer Zeit gelang dem Gros der Emigranten mehrheitlich
eine Verbesserung der materiellen Lebenssituation sowie des Lebens-
standards, u.a. dank einer breit ausgebauten staatlichen Unterstiitzung.
Die Mehrzahl der in Deutschland lebenden Polen bewegt sich im
unteren Bereich der sozialen Struktur und wird mehr oder weniger
als fremd gesehen und behandelt. Erst nach lidngerer Zeit erfihrt diese
Situation eine grundlegende Anderung.

Ungefihr 60 % der Polen, besonders die aus den neueren Emigra-
tionswellen, mussten nach Eintreffen in Deutschland den bislang
ausgetiibten Beruf aufgeben, sei es aus Mangel an entsprechenden
Arbeitsplitzen, sei es wegen Nichtanerkennung der Zeugnisse und
Diplome oder auch aufgrund des Uberschreitens der Altersgrenze
oder ungeniigender Beherrschung der deutschen Sprache. In einer
besonders ungiinstigen Situation befanden sich Frauen sowie Personen
mit Hochschulbildung und hoher beruflicher Spezialisierung; in vielen
Fillen galt der Grundsatz: je hoher die Bildung, desto schwieriger
war das Finden einer Arbeit im erlernten Beruf.

Die verinderten Lebensverhiltnisse, ein anderer Lebensstil und eine
neue Wertewelt haben zur Folge, dass viele Polen Enttduschung und
Frustration (den so genannten Emigrationsstress) in Deutschland
erfahren. Das Abreiflen bisheriger familidrer Bindungen und Kon-
takte zur zuriickgelassenen Gemeinschaft sowie Schwierigkeiten
neue Kontakte zu finden, sind fiir viele eine schwer zu iiberwindende
Barriere. Ein zusétzlicher Faktor der Frustration ist die gleichgiiltige
oder ablehnende, manchmal auch feindliche Einstellung der Umwelt
den Auslidndern gegeniiber.

Die Uberwindung von Adaptationsschwierigkeiten sowie das spétere
Bemiihen um Erlangung einer hoheren sozialen Position bewirken,
dass sich die Mehrzahl der Polen in keinerlei Organisationen und
Institutionen des 6ffentlichen Lebens aktiv engagiert und lediglich ein
Drittel eine solche Tétigkeit deklariert. In dieser Gruppe gehoren fast
drei Viertel der Organisationen der Polonia an; der Prozentsatz der in
katholischen Verbanden, Gewerkschaften, internationalen Organisati-
onen und Sportvereinen engagierten Personen ist bedeutend geringer
und beschrénkt sich auf relativ wenige Beispiele. Die hiufigsten
Motive einer Zugehorigkeit zu den genannten Organisationen sind:
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— der Wunsch, die polnische Identitéit zu bewahren,
— die Realisierung eigener Interessen,

— das gesellige Beisammensein,

— der Wunsch nach interessanter Freizeitgestaltung.

In vielen Fillen bestanden mehrere Faktoren gleichzeitig. Zumeist bleibt
die Aktivitit der Befragten in 6ffentlichen Organisationen auf die blofe
Mitgliedschaft beschrinkt; ein etwas seltenerer Grund ist die Initiative
verschiedener Unternehmungen und der Sitz in Vorstinden. In den Im-
migrantengruppen wie auch bei vielen nationalen Minderheiten vollzieht
sich héufig eine deutliche Trennung zwischen der ethnisch-kulturellen
und der staatsbiirgerlichen Identitit. Die Immigranten halten an der
eigenen kulturellen Identitit fest und haben somit grofle Schwierigkeiten
eine neue staatsbiirgerliche Identitét zu gewinnen.

Bei einem Teil der in Deutschland lebenden Polen spielt die Zugeho-
rigkeit zur Organisation der Polonia eine wesentliche Rolle. Einerseits
halten sie die kulturelle Identitéit aufrecht und mindern das Gefiihl
des ,,fremd seins‘ und der sozialen Marginalisierung, andererseits er-
leichtern diese Organisationen den Emigranten den Eintritt in die neue
Gesellschaft. Aus einer 1987 von einer Soziologengruppe unter Lei-
tung von Leon Dyczewski durchgefiihrten Feldforschung ergibt sich,
dass unter den Emigranten die Kenntnis polnischer Organisationen in
der Bundesrepublik Deutschland relativ gering war. Uber die Hilfte
der Befragten kannte keine polnische Organisation in Deutschland.
Die Kenntnis iiber die polnischen Organisationen sowie der Grad der
Aktivitit in ihnen steht im deutlichen Zusammenhang mit der Dauer
des Aufenthaltes. Besser iiber das polnische Organisationsleben in-
formiert sind Personen mit lingerer Emigrationserfahrung (70 %).
Eine bedeutend geringere Orientierung zeigen Personen der jiingsten
Emigrationswelle (40 %). Besonders gut informiert sind Personen
mit Hochschulbildung; unter Ingenieuren sind dies 66,7 % und bei
Vertretern freier Berufe 53,1 %. Dagegen wissen lediglich 27,5 % der
Facharbeiter iiber polnische Organisationen in Deutschland bescheid.
Der Wissensgrad beziiglich dieser Einrichtungen wird auch vom Alter
sowie von den Motiven der Emigration beeinflusst. Den Organisati-
onen der Polonia gehoren hauptsidchlich Personen fortgeschrittenen
Alters, mit hoherer Bildung sowie mit Familie an.

In der Regel sind es Minner und sesshafte Personen. Mitglieder in
Organisationen sind vor allem jene, die das Land aus politischen
Griinden verlieen und einen geregelten Aufenthaltsstatus besitzen.
Konflikte und Rivalitdten zwischen den einzelnen Organisationen
halten viele von einer Mitarbeit ab. Die gegenwirtige Situation wirkt
desintegrierend auf das polnische Milieu, das ohnehin in Deutschland
keine in sich geschlossene Gemeinschaft bildet, und weckt zudem
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Misstrauen gegentiiber simtlichen formalen und institutionalisierten
Initiativen.

Organisationen der Polonia erleichtern den Emigranten nur relativ
geringfiigig die Integration in die deutsche Gesellschaft. Die sozi-
ale Aktivitéit der Polen konzentriert sich weitgehend auf die private
Ebene, auf den Kreis kleiner, informeller Gruppen von Kollegen.
Dies bedeutet zwar keine Krise fiir die Organisationen der Polonia,
die die nationale Bindung aufrecht erhalten und den Ehrgeiz haben,
die Interessen der in Deutschland lebenden Polen zu vertreten, aber
belegt doch die Abneigung einer Mehrheit der Polen, sich zu engagie-
ren.®! Dieses Phinomen ist besonders auffillig bei der Beteiligung an
gesellschaftlichen und politischen Initiativen au3erhalb der Polonia.
Die in Deutschland lebenden Polen stehen iiberwiegend abseits des
offentlichen Lebens.

Gefiihl der Diskriminierung

Die grofite Dynamik unter den Polen entwickeln Personen mit Hoch-
schulbildung, die ihren erlernten Beruf ausiiben, einen geregelten
Aufenthaltsstatus besitzen und iiber ein relativ hohes Einkommen
verfiigen. Arzte, Rechtsanwilte, Ingenieure, Wissenschaftler und
Geistliche bilden nicht nur innerhalb der Polonia, auf gesamtdeutscher
oder regionaler Ebene, bestimmte Berufsverbénde, sie sind auch ak-
tive Mitglieder in verschiedenen deutschen Organisationen, und dies
sowohl in Berufsorganisationen als auch in anderen Vereinen.

Nur wenige Polen sind Mitglieder politischer Parteien. Schon mehr
gehoren Gewerkschaften an, bekleiden dort jedoch keine bedeuten-
den Funktionen. Da die ,,deutschen Polen* iiber keine bundesweite
Organisation verfiigen, bilden sie keine geschlossene Lobby. Mit
wenigen Ausnahmen sitzen ihre Vertreter in keinen Gremien, die sich
mit Ausldnderfragen befassen. Diese Situation hat zur Folge, dass
hinter einem Polen, der eine politische Karriere anstreben méochte,
keine starke und gut gefiihrte Organisation oder eine andere pressure
group steht. Eine Person ohne sozialen Riickhalt vermag im 6ffent-
lichen Leben keine wichtige Rolle zu spielen, nicht einmal auf der
untersten Stufe der Selbstverwaltungsorgane.

Eine etwas groflere Zahl von Polen, besonders Vertreter der &lteren
Emigration, beteiligt sich an kulturellen, religiosen, touristischen oder
sportlichen Programmen der verschiedenen deutschen Organisatio-
nen und Vereine. Ein Teil der jungen Leute gehort den Pfadfindern
oder kirchlichen und anderen Jugendgruppen an. Personen, deren

1 L.Dyczewski, Polacy w Bawarii. Tozsam$¢ etniczno-kulturowa: wchod-
zenie w spoteczenstwo niemieckie, Lublin 1993, S. 140-143.
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Kinder die verschiedenen Schultypen besuchen, nehmen gleichsam
notwendigerweise an Elternversammlungen und Elternbeiriten teil.
Untersuchungen zeigen, dass nur relativ wenige Polen dort eine aktive
Rolle spielen. Vorherrschend ist eine abwartende Haltung verbunden
mit Unsicherheit und Skepsis. Fiir die geringe Beteiligung der Polen
am Leben der deutschen Gesellschaft auf strukturell-institutioneller
und staatsbiirgerlicher Ebene gibt es viele Griinde. In der gegenwirti-
gen deutschen Gesellschaft bilden die Polen eine Randgruppe. Viele
von ihnen empfinden sich als Biirger zweiter Klasse. Manche von
ihnen fiihlen sich mehr oder weniger diskriminiert. Aus einer 1994
auf Anweisung der Berliner Behorden durchgefiihrten Untersuchung
geht hervor, dass beinahe die Hilfte der Polen auf verschiedene
Weise eine schlechtere Behandlung als die deutsche Bevolkerung
erfahren hat.®

Unter den verschiedenen als Ausdruck von Diskriminierung erfah-
renen Situationen, die 1998 eine Forschungsgruppe aus Poznan un-
tersucht hat, erwihnte diese vor allem:

— die ungerechtfertigte Ablehnung von Bewerbungen,

— Arger am Arbeitsplatz,

— eine negative Einschitzung der aus Osteuropa kommenden Men-
schen,

— eine negative Einstellung von Deutschen gegeniiber Auslindern
und

— feindliches und aggressives Verhalten von Neonazis.®

Das subjektive, eine groBere Gruppe von Biirgern unabhéngig von
ihrer Nationalitit treffende oder aus allgemeinen Regeln der offent-
lichen Verwaltung resultierende Gefiihl der Diskriminierung zeigt
sich besonders stark in der Anfangsphase der Adaptation an die neuen
Lebensbedingungen.* Es vertieft sich hdufig durch eine ungeniigende
Kenntnis der Landessprache, der Rechtsordnung, der ortlichen Ge-
wohnheiten sowie des neuen Lebensstils. Mit dem fortschreitenden
Prozess der Anpassung geht dieses Gefiihl langsam zuriick. Hier
zeigt sich eine bestimmte GesetzmiBigkeit: je hoher die Arbeitszu-
friedenheit und je besser die materielle Lage, umso niedriger ist der
subjektive Eindruck von Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit.
Die Personen, denen aus unterschiedlichen Griinden die Verwirkli-
chung ihrer Lebensplanung nicht gelang, betonen Formen der Ab-

2 H.P. Meister, Polen und Statistik, Polen und wir, Nr. 2/1995 S. 25.

®  Raport z badan ankietowych nad obecna sytuacja Polakéw w Niem-
czech badz oséb w szczegdlny sposéb zwigzanych z Polska, Poznan,
Juni 1998. Vervielfiltigte Maschinenschrift, S. 24.

¢ Vgl. R. Meinhardt, Zur Geschichte der Fremdenfeindlichkeit in Deutsch-
land, Oldenburg 1985.
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lehnung entschieden haufiger. Unter den in Deutschland Geborenen
bzw. Aufgewachsenen ist dieses Gefiihl relativ schwach, was sich
weitgehend daraus erklirt, dass ihre Umwelt die einzige ist, die sie
néher kennen lernen konnten.

Als Folge der Uberzeugung, dass die Zugehorigkeit zur polnischen
Gruppe eine Verschlechterung des sozialen Status nach sich zieht,
igeln sich viele Polen ein. Die Umwelt, in der sie leben, nimmt sie als
Fremde und als weniger wertvoll wahr. Das Empfinden, als Ausldnder
mit allen damit verbundenen negativen Konsequenzen eingeschétzt
zu werden, fiihrt dazu, dass polnische Eltern mit ihren Kindern ganz
bewusst nicht mehr auf Polnisch miteinander sprechen. Das miindet
manchmal in grotesken Situationen. So z.B. behandeln die Kinder
ihre Eltern als ,,Auslédnder und machen sich iiber sie lustig. Solche
Situationen gibt es auch in Ehen, in denen ein Elternteil (zumeist die
Frau) nicht berufstitig ist. Die Folge ist eine schwache Bindung zur
deutschen Gesellschaft. In der Regel wird dies durch den Ausbau
von Kontakten der eigenen Volksgruppe, mit Horen des polnischen
Rundfunks und dem Sehen polnischer Fernsehprogramme kompen-
siert. Die mangelnde Kenntnis der deutschen Sprache vertieft das
Fremdheitsgefiihl und fiihrt zu einer Ghettobildung und -mentalitét
bzw. zu dem Syndrom der ,,belagerten Festung™.

Die Untersuchungen belegen, dass die Anpassung der Polen an ihre
neue Umwelt lediglich oberfldchlich ist. Nur wenige konnen sich
mit dem Deutschtum identifizieren und leben deswegen in einer
eigentiimlichen ,,Spaltung®. Sie halten sich im eigenen Milieu auf,
kritisieren Erscheinungen des Lebens in Deutschland, betonen ihre
Ablehnung seitens der Biirokratie und finden an ihren deutschen
Nachbarn wenig Gutes. Diese Kritik ist umso leichter, als es den
in Deutschland lebenden Polen nicht schwer fillt, sich auf die wei-
terhin in der polnischen Gesellschaft lebendigen Ressentiments zu
berufen, die in ihren Wurzeln besonders auf die Okkupationszeit
(1939-1945) zuriickgehen, als der deutsch-polnische Antagonismus
seinen Hohepunkt erreichte. Thren Verwandten in Polen gegeniiber
betonen sie andererseits die guten Seiten vom Leben in Deutschland
und kritisieren negative Phinomene in Polen.*

Bei einem Teil der vom Autor in den 1970er Jahren sowie in dem
darauf folgenden Jahrzehnt, in der Zeit einer tiefen Wirtschaftskrise
und des Kriegsrechts in Polen, befragten Personen konnte man ein

6 Vgl. A. Stach, Deutsche in Polen — Polen in Deutschland. Eine Doku-
mentation der Kooperationstagung der Bundeszentrale fiir Politische Bil-
dung, Bonn, und der Friedrich Naumann-Stiftung, Biiro Warschau, vom
8.9.1996 bis zum 13.9.1996 in Berlin, Breslau und Oppeln, Bonn 1996,
vervielfiltigte Maschinenschrift, S. 9f.



60 Potsdamer Textbuch 10

ihren in der Heimat lebenden Landsleuten gegeniiber demonstriertes
und aus der Tatsache eines Lebens ,,im Westen* resultierendes Ge-
fiihl einer gewissen Uberlegenheit beobachten. Doch insbesondere
seit der zweiten Hilfte der 1990er Jahre, als die in Deutschland
lebenden Polen nicht ohne einen gewissen Neid und hiufig mit dem
Gefiihl, selbst Biirger zweiter Klasse zu sein, feststellten, dass viele
ihrer Verwandten und Bekannten in Polen Erfolge verbuchten und
einen Lebensstandard erreichten, wie man ihn vergleichsweise auch
in Deutschend antreffen kann und der hdufig ihren eigenen iibertraf,
trat eine bemerkenswerte Verdnderung dieser Situation ein.

Schwache polnische Organisationen

Die abseits der Hauptstromung des 6ffentlichen Lebens verbleibenden
Polen kompensieren diesen Sachverhalt weitgehend durch den Ausbau
personlicher Kontakte zu Deutschen sowie zu ihren Landsleuten. Sie
haben unter Deutschen viele Bekannte, Kollegen und Freunde. Diese
Kontakte werden als positiv bewertet. Es ldsst sich sagen, dass sich
die Polen in der Privatsphire sozialer Lebensbeziige gut fiihlen. All-
gemein kann man feststellen, dass sie in einer ,,doppelten Welt* Ieben.
Einerseits sind sie von einer freundlichen privaten Umwelt umgeben,
andererseits ist die weitere Umwelt ihnen gegentiber eher gleichgiiltig
und feindlich eingestellt. Jaroslaw Zatecki meint: ,,Auf der Ebene des
Privatlebens integrieren sich Polen ohne groflere Schwierigkeiten in
die deutsche Gesellschaft, dagegen ist ihre Integration auf der Ebene
des offentlichen Lebens und auf der Basis gesellschaftlicher Struk-
turen schwach ausgeprédgt. Hier ist die Integration stark gehemmt,
denn viele Arbeitsplitze, vor allem in der Verwaltung, sind den Polen
verschlossen. [ ... ] Der Anteil der Polen in Machtpositionen und
Stellungen mit gesellschaftlichem Prestige ist verschwindend gering.
Mit anderen Worten: Die Polen bilden sich, arbeiten und konsumieren
in der deutschen Gesellschaft, doch an der gesellschaftlichen Verén-
derung haben sie keinen schopferischen Anteil.*

Diese Wahrnehmung bestitigt meine eigene Feldforschung. So du-
Berte sich einer der Respondenten wie folgt: ,,individuell sind die in
Deutschland lebenden Polen stark; sie bezwingen Hindernisse und
finden ihren Platz in der deutschen Gesellschaft. Dagegen sind die
Polen als Gruppe schwach, zerstritten, desintegriert, ohne Durchset-
zungskraft und nach auflen hin unsichtbar. Als Gesamtheit werden
sie oft durch das Prisma negativer Merkmale wahrgenommen wie:
Verschlagenheit, Trunksucht und Diebstahl, wobei diese Klischees
von den deutschen Medien bereitwillig betont werden.

Das Los der polnischen Volksgruppe in Deutschland ist weitgehend
die Folge schwieriger deutsch-polnischer Beziehungen und belasten-



Menschen im Wandel 61

der historischer Ereignisse.® Es ist eine offene Frage, ob es in Zukunft
,.deutsche Polen‘ geben wird, die in Deutschland ihre Heimat finden
und die dortige gesellschaftliche Entwicklung aktiv mitgestalten und
trotz ihrer polnischen Identitét nicht als Fremde behandelt werden und
sich auch nicht als solche fiihlen. Dies wird jedoch in hohem Maf3e
von ihrer eigenen Aktivitit und Fahigkeit zur Selbstorganisation und
der Nutzung der durch die demokratische Gesellschaft geschaffenen
Mobglichkeiten abhingen.

Die Uberwindung verschiedener Barrieren und die Moglichkeit,
dass die Polen den ihnen in der deutschen Gesellschaft gebiihrenden
Platz einnehmen (der sich nicht allein aus ihrer grolen Zahl, ihrer
Bildung und ihren Kenntnissen ergibt), wird auch zu einem guten
Teil durch den Stand der heutigen deutsch-polnischen Beziehun-
gen und der wirtschaftlichen Entwicklung Polens sowie durch das
Tempo der Integration ihres Heimatlandes in die politischen und
o0konomischen Strukturen Westeuropas bedingt. Es scheint, dass der
europdische Integrationsprozess, insbesondere der Beitritt Polens
zur Europidischen Union und zur NATO, wesentlich auch die Lage
der in Deutschland lebenden Polen sowie ihr wachsendes Gefiihl
der Gleichberechtigung beeinflusst, das in einer aktiven Teilhabe am
gesellschaftlichen und politischen Leben des Landes ihrer zweiten
Heimat seinen Ausdruck findet.

(Zuerst erschienen in: Anna Wolff-Poweska/Eberhard Schulz (Hrsg.):
Polen in Deutschland. Integration oder Separation?, Droste Verlag:
Diisseldorf 2000, S. 309-318)

¢ J. Zatecki, Wejscie w nowe spoteczenstwo, in: L. Dyczewski, Polacy
w Bawarii, a.a.0., S. 243f. Vgl. auch die von Karolina Literska un-
ter in Deutschland lebenden Kaschuben durchgefiihrten Untersuchun-
gen (K. Literska, Migracje Kaszubéw bytowskich do RFN w latach
1971-1975, in: Pomorze — trudna ojczyzna? Kszaltowanie si¢ nowej
tozsamos$ci 1945-1995, Aufsatzsammlung, Hrsg.: A. Sakson, Poznan
1996, S. 310-315) sowie die Befragungen von in der Bundesrepub-
lik lebenden Masuren durch Andrzej Sakson (A. Sakson, Mazurzy —
spotecznos$¢ pogranicza, Poznan 1990, S. 207-224).
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6. Die deutsche Minderheit in Polen
Gegenwart und Zukunft

Die gesellschaftlichen und politischen Umwandlungen, die sich
1989-1990 in Mittel- und Osteuropa vollzogen, insbesondere der Zu-
sammenbruch des kommunistischen Systems in Polen sowie die Wie-
dervereinigung Deutschlands, beeinflussten nachhaltig das Schicksal
der deutschen Minderheit in Polen. Die kommunistischen Machthaber
hatten die Existenz dieser Minderheit in Polen abgestritten und die
Griindung von autonomen Organisationen, die die polnischen Biirger
deutscher Minderheit vereinigen sollten, verboten.?’

Dennoch wurden bereits 1988 erste Organisationen der deutschen
Minderheit — vor allem in Schlesien — ins Leben gerufen.®® In Gleiwitz
(Gliwice) und Ratibor (Racibdrz) entstanden die ersten Deutschen
Freundschaftskreise (DFK). Erleichterungen bei Auswanderungen in
die Bundesrepublik Deutschland und die allgemeine Anerkennung der
deutschen Minderheit waren wichtige Forderungen. In Opposition zu
den Auswanderungspostulaten der DFK entstand im Oppelner Schlesi-
en die Initiative von Johann Kroll, die eine deutsche Gemeinschaft nach
festen Prinzipien organisieren wollte. Gemif} Kroll sollte ein legales,
organisiertes nationales Leben der deutschen Minderheiten im Oppelner
Schlesien das Ziel sein. Ausschlaggebend fiir diese Initiative waren die
Worte von Trimas Glemp, der sagte, er sihe ,.keine Notwendigkeit, im
Oppelner Gebiet eine heilige Messe in deutscher Sprache zelebrieren
zu lassen, da dort keine deutsche Minderheit existiere*.

Um zu beweisen, dass eine solche Minderheit dennoch existierte,
begann Kroll Unterschriften von Schlesiern zu sammeln, die sich zur
deutschen Herkunft bekannten. ,,Nachdem das Gericht der Wojewod-
schaft Oppeln die Einschreibung der Sozial-Kulturellen Gesellschaft
der deutschen Minderheit im Juli 1989 ablehnte, setzten sie ihre
Aktion unbeirrt fort. Als kurz vor dem Besuch des Bundeskanzlers
Helmut Kohl mehr als 250.000 Unterschriften vorlagen, wurde die
Aktion eingestellt. Die Existenz einer deutschen Minderheit im Op-
pelner Schlesien war damit bewiesen. %

¢ Vgl. Rautenberg, H.-W.: Deutsche und Deutschstimmige in Polen —
eine nicht anerkannte Volksgruppe, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
9.12.1988.

Vgl. Sakson, A.: Die deutsche Minderheit im heutigen Polen, in: Deut-
sche Studien, Nr. 115 (September 1991, Mérz 1992); Giinther, D.: Die
menschenrechtliche Lage der Deutschen in den Gebieten jenseits von
Oder und Neifle, in: Kulturelle Arbeitshefte, Nr. 26, 1990; Urban, T.:
Deutsche in Polen. Geschichte und Gegenwart einer Minderheit, Miin-
chen 1993; Kurcz, Z.: Ksztaltowanie sig, niemieckiej mniejszo$ci naro-
dowej, in: Kultura i Spoteczenstwo, Jg. 35 Nr. 2 (1991).

®  Vgl. Sakson, A.: Die deutsche Minderheit, Ibidem, S.233-234.
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Die politischen und strukturellen Umwandlungen in Polen seit Sep-
tember 1989 fiihrten zu einer politischen Kursénderung in Bezug auf
das Verhiltnis mit der deutschen Minderheit. Am 16. Januar 1990 legi-
timierte das Wojewodschaftsgericht in Kattowitz die Sozial-Kulturelle
Gesellschaft der Bevolkerung deutscher Herkunft der Wojewodschaft
Kattowitz und am 23. Januar desselben Jahres wurde diese Orga-
nisation auch in der Wojewodschaft Tschenstochau registriert. Die
Sozial-Kulturelle Gesellschaft der Deutschen Minderheit im Oppelner
Schlesien, unter Leitung von Johann Kroll, wurde am 14. Februar 1990
eingeschrieben und am 15. Mirz folgte die Gesellschaft polnischer
Biirger deutscher Abstammung mit Sitz in Danzig.”

Zwischen 1990 und 1992 entstanden eine Reihe weiterer Minder-
heitenorganisationen. Den Problemen der nationalen und ethnischen
Minderheiten in Polen hat vor allem die Bewegung Solidarno$¢ grof3e
Wichtigkeit beigemessen. Unter Premierminister Tadeusz Mazowie-
cki vollzogen sich strukturelle Verdnderungen, die die Griindung von
Institutionen fiir ethnische und nationale Minderheiten begiinstigten.
Zwei Tatsachen sollten in diesem Zusammenhang erwihnt werden.
Ein Parlamentarischer Ausschuss wurde gebildet, der sich im Forum
des polnischen Parlaments mit Problemen ethnischer und nationaler
Minderheiten befassen sollte. AuBlerdem wurde 1990 eine Organisa-
tion fiir die Angelegenheiten nationaler Minderheiten gegriindet, die
dem Ministerium fiir Kunst und Kultur unterstellt ist und Aufgaben
des Innenministeriums iibernimmt, zum Beispiel die Erteilung von
Subventionen und aktive Unterstiitzung bei organisatorischen Prob-
lemen in den Verbianden der Minderheiten.”

Am 17. Juni 1991 wurde in Bonn der Nachbarschaftsvertrag zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen unterzeichnet.
Dieser Vertrag umfasst 38 Artikel. An dieser Stelle sind vor allem die
Artikel 20-22 wichtig. Diese regeln den Status der deutschen Minderheit
in Polen. Im Artikel 20 ist das Recht der deutschen Minderheit in Polen
und der Angehdrigen der polnischen Nation in Deutschland verankert,
»einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe
ihre ethnische, kulturelle, sprachliche und religiose Identitét frei zum
Ausdruck zu bringen, zu bewahren und weiterzuentwickeln, frei von
jeglichen Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert zu werden®. Thre
Menschenrechte und Grundfreiheiten sollen diese Gruppen ohne jegliche
Diskriminierung und in voller Gleichheit vor dem Gesetz ausiiben.”

0 Ibidem, S. 234.

"' Yodzinski, S.: Struktura narodowosciowa Polski i polityka panstwa wo-
bec mniejszosci w latach 1989-1992, in: Kultura i Spoteczenstwo, Jg.36
Nr.3 (1992).

2 Die deutsch-polnischen Vertrige vom 14. November 1990 und 17. Juni
1991.
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Im dritten Absatz des Artikel 20 rdumten die Vertragsparteien den
oben genannten Personen das Recht ein, einzeln oder in der Gemein-
schaft ihre Muttersprache frei zu gebrauchen, ,,in ihr Informationen
zu verbreiten und auszutauschen und dazu Zugang zu haben®, eigene
Bildungs-, Kultur- und Religionseinrichtungen zu griinden und zu
unterhalten und im Einklang mit den jeweils geltenden Gesetzen
um offentliche Unterstiitzung zu bitten. Sie konnen sich frei zu ihrer
Religion bekennen, den Religionsunterricht in der Muttersprache
durchfiihren sowie iiberregionale Kontakte ungehindert pflegen, was
auch Kontakte iiber die Staatsgrenzen beinhaltet.”

Laut Nachbarschaftsvertrag erhalten die Angehdrigen der nationalen
Minderheit das Recht, den Vor- und Familiennamen in der Mutter-
sprache zu fiihren, Organisationen und Vereinigungen im jeweiligen
Land zu errichten und zu unterhalten und in ,,internationalen nicht-
staatlichen Organisationen mitzuarbeiten. Im vierten Absatz des
Artikels 20 wird bekriftigt, dass die Zugehorigkeit zu dem genannten
Personenkreis eine rein personliche Angelegenheit jedes Einzelnen
ist und ihm keine Nachteile daraus entstehen diirfen. Der Artikel 21
beinhaltet den Schutz von Angehdrigen einer nationalen Minderheit
und betrifft deren ethnische, kulturelle, sprachliche und religiose Iden-
titdat auf dem Hoheitsgebiet des jeweiligen Staates und die Forderung
genannter Identitidten durch denselben. Im zweiten Absatz dieses
Artikels erklirt sich der jeweilige Staat bereit, in Ubereinstimmung
mit der nationalen Gesetzgebung notwendige Voraussetzungen fiir
den Unterricht der Muttersprache zu schaffen sowie den Gebrauch
dieser institutionell durchzusetzen. Hier miissen Geschichte und
Kultur der Minorititsangehorigen berticksichtigt werden. Nach dem
Gesetz soll die Moglichkeit bestehen, ,,an 6ffentlichen Angelegenhei-
ten teilzunehmen, einschlieBlich der Mitwirkung in Angelegenheiten
betreffend den Schutz und die Forderung ihrer Identitét™. Analog zur
Forderung nach Loyalitét gegeniiber dem Staat, in dem der betreffende
Personenkreis lebt, ist der jeweilige Staat laut Artikel 22, Absatz 1
verpflichtet, die aufgefiihrten Rechte und Freiheiten zu gewihren
und nicht durch Malnahmen zu bremsen, die im Widerspruch zu
volkerrechtlichen Pflichten stehen.”

Stirke, Verteilung und Zusammensetzung der
deutschen Minderheit in Polen

Die zahlenméBige Stirke der deutschen Minderheit in Polen nach
1945 war bis vor kurzem noch ein Streitpunkt zwischen Polen und
Deutschland. Nach Forschungsergebnissen polnischer Wissenschaft-
ler leben gegenwirtig 300.000 bis 400.000 Angehorige der deutschen

73 Ibidem, S.44.
74 Ibidem, S.47.
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Minderheit in Polen.” Die deutsche Seite schiitzt die Zahl sogar auf
400.000 bis 800.000.7 In den 1980er Jahren wichen die Angaben
der polnischen Behorden stark von den Ergebnissen westdeutscher
Wissenschaftler ab. Nach offizieller polnischer Verlautbarung hief3
es, in Polen lebten nur 3.000 Deutsche.”” Die deutsche Seite dagegen
veranschlagte die Zahl ihrer Landsleute in Polen auf rund 1,1 Milli-
onen.”® Heute befindet sich die stirkste Konzentration der deutschen
Bevolkerung im Oppelner Schlesien, ca. 180.000-200.000. Dann
folgt Oberschlesien mit etwa 100.000-120.000 Menschen.” Ungefihr
300.000 Personen sind Mitglieder verschiedener Organisationen der
deutschen Minderheit.®

Die deutsche Minderheit ist nach der ukrainischen, die circa 300.000-
400.000 Angehorige zahlt, die zweitgrofte und eine gut organisier-
te nationale Minderheit.?' Viele polnische Wissenschaftler sind der
Meinung, dass die Groe der deutschen Minderheit nur schwer zu
bestimmen sei. Sie kann bei Anwendung verschiedenster Kriterien
nach oben oder nach unten korrigiert werden. Hier die Faktoren, die
die Zahl groBer erscheinen lassen:

— In Oberschlesien schlossen sich Einwohner den Organisationen
und Verbinden der deutschen Minderheit an, da sie der Meinung
waren, diese wiirden ihre lokalen Interessen am wirkungsvollsten
vertreten.

— Unter der einheimischen Bevolkerung, die nach Artikel 116 des
Grundgesetzes der BRD die Chance hat, als Deutsche anerkannt
zu werden, kursierten Geriichte, dass derjenige, der nicht der
deutschen Minderheit angehore, in Zukunft keine Moglichkeit

5 Vgl. Sakson, A.: Die deutsche Minderheit, Ibidem, S. 227.

6 Vgl. Schaefer, R.H.: Die deutsche Wiedervereinigung und das Vertriebe-
nenproblem, in: AWR Bulletin, Nr. 4 (1990); Lintner, E.: Die Deutschen
in Ostmitteleuropa im ersten nicht kommunistischen Jahr, in: Deutsch-
landarchiv, Nr. 8 (1991); Broder, H.M.: Deutsche in Schlesien, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 11.12.1992.

7 Vgl. Sakson, A..: Die deutsche Minderheit ... , Ibidem.

8 Vgl. Urban, T.: Deutsche in Polen ... , Ibidem. )

" Vgl. Kurcz, Z.: Towarzystwa spoteczno-kulturalne Niemc6w na Slasku,

in: Komunikaty Rady Krajowej Regionalnych Towarzystw Kultury, Nr.

1 (1992); Schikora, F.: Der Beitrag der Vertriebenen zur Verstindigung

mit Polen aus der Sicht eines Vertreters der deutschen Volksgruppe in

Polen, in: Dahnt, Ch., (Hrsg.): Verstindigung der deutschen Vertriebenen

mit den Ostlichen Nachbarn. Vergangenheit und Zukunft, Bonn 1992.

Vgl. Kurcz, Z,: Mniejszo$¢ niemiecka w wyborach parlarmentarnych

samorzadowych i prezydenckich — w latach 1989-1991, in: Przeglad Za-

chodni, Jg. 49 Nr. 1 (1993).

Vgl. Sakson, A.: Mniejszo$¢ niemiecka na tle innych mniejszosci na-

rodowych we wspotczesnej Polsce, in: Przeglad Zachodni, Jg. 47 Nr. 2

(1991).
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besitze, als Deutscher anerkannt zu werden und nach Deutschland
tiberzusiedeln. Das gelte genauso fiir Nachfahren.

— In Dorfern und Kleinstéddten spielt der Druck der nédchsten Ver-
wandten und Bekannten eine wichtige Rolle. Treten einer Organi-
sation Personen mit Vermdgen oder hohem sozialen Rang bei, so
wird dieses von vielen aus konformistischen Griinden nachgeahmt.
Verzicht auf die Mitgliedschaft in einer deutschen Minderheitenor-
ganisation konnte so als Verzicht auf die traditionelle Gemeinschaft
der Schlesier bzw. Masuren verstanden werden.

Es gibt aber auch Faktoren, die die Anzahl der Angehdrigen der
deutschen Minderheit kleiner erscheinen lassen. Denn die Tatsache,
ob man Deutscher ist, ist von der Mitgliedschaft in einer Gesellschaft
tiberhaupt nicht abhéingig. Deutsche konnen den deutschen Organi-
sationen fernbleiben und dies aus vielerlei Griinden:

— Die deutsche Identitédt kann heute durch Kontakte mit Familien
in Deutschland, der Besuchsreisen und des Satellitenfernsehens
bewahrt werden.

— Viele Bewohner erinnern sich der Schikanen, denen man als Deut-
scher nach dem Zweiten Weltkrieg ausgesetzt war und befiirchten,
bei einem eventuellen neuen Konflikt dem polnischen Nachbarn
zum Opfer fallen zu konnen.

— Andere wiederum bleiben einer deutschen Minderheitenorganisa-
tion fern, weil sie aus kommunistischen Zeiten noch Widerwillen
gegen jegliche Art von Organisationen empfinden.

— Manchmal sind die Betreffenden einfach zu betagt oder leben in
abgelegenen Ortschaften.®

Die autochthone Bevilkerung deutscher Option

Die deutsche Minderheit setzt sich aus zwei Gruppen zusammen. Am
stirksten vertreten sind ,,die Autochthonen deutscher Option®, deren
Angehorige vorwiegend in Schlesien leben, und die so genannten ,,eth-
nisch Deutschen®, die sich mit der deutschen Nation identifizieren.

Schlesier, Kaschuben, Slowinzer, Ermlinder und Masuren, eine eth-
nisch polnische und slawische Bevolkerung, lebte Jahrhunderte lang
in den Grenzen des deutschen preuBischen Staates. 1945 befanden
sich diese Menschen in den Grenzen des polnischen Staates. Diese
Bevolkerungsgruppen hatten ein sehr unterschiedliches National-
bewusstsein. Sie bildeten Gemeinschaften, die durch spezifische
Lebenserfahrungen in den Grenzgebieten geprigt waren.

82 Kurcz, Z.: Die deutsche Minderheit in Polen — mit besonderer Beriick-
sichtigung der Verhiltnisse in Schlesien, Wroctaw 1993 (Manuskript).
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In diesen Regionen stoBen die unterschiedlichsten kulturellen und
sprachlichen Einfliisse aufeinander. Uberlappungen gibt es nicht nur
in wirtschaftlicher und demographischer Hinsicht, sondern auch in
Zivilisation und in der Politik. Es dominieren schlieBlich die Zivilisa-
tions- und Kulturstrome sowie Konstellationen des sozialpolitischen
Verhaltens, die sich fiir die Bevolkerung als praktikabel und real er-
wiesen haben. Welchen Einfluss die jeweiligen Prozesse haben, bleibt
durch die oftmals ziemlich abgeschlossenen Territorien unbekannt
und ist von zahlreichen Faktoren abhéngig. Im Ergebnis ist neben
einer Gemeinschaft mit klarer nationaler Einstellung die Position
eines nicht geringen Teils der Einwohnerschaft im Grenzbereich der
Gesellschaft offen und recht labil .

Infolge natiirlicher Assimilationsprozesse und einer gezielten Germa-
nisierungspolitik war der Grad der Identifizierung mit dem deutschen
Volk und dem Staat unter einzelnen autochthonen Bevolkerungs-
gruppen im Jahre 1945 recht unterschiedlich. So gab es z.B. in der
Zeit zwischen den beiden Weltkriegen die polnische Bewegung in
Schlesien und im Ermland — polnische Organisationen, Schulen,
Banken und Gottesdienste in der polnischen Sprache — eine gewisse
Unterstiitzung bei pro-polnisch orientierten Einwohnern. Andererseits
war der Grad der Germanisierung z.B. der Slowinzen im 6stlichen
Hinterpommern und in den Masuren bereits weit vorangeschritten.
Die Menschen fiihlten sich hier in der Mehrzahl als Deutsche oder
als deutsche Masuren.

Nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges wurde die dort lebende
Bevolkerung vor die Wahl gestellt, sich entweder zu Polen zu be-
kennen, in der ,,Heimat* zu bleiben und ihr Eigentum zu behalten
oder dem deutschen Volksempfinden treu zu bleiben und damit die
Aussiedlung herbeizufiihren.

Die nationale Verifikation von 1945-1949 verlief regional unterschied-
lich. Schlesier und Ermlénder unterwarfen sich zumeist freiwillig der
Prozedur, indem sie auf den polnischen Staat einen Eid schworen. An-
ders war die Situation in den Masuren. Von den 80.000 Masuren lehnten
33.000 eine Verifikation ab. Ein groBer Teil von ihnen wurde daraufhin
zwangsweise verifiziert.** Unter denen, die sich entweder freiwillig oder
unter Zwang verifizieren lieen, gab es viele Deutsche oder vollstindig
germanisierte Autochthone. Ziel der polnischen Behorden war es, die
Aktion schnellstmoglich zu beenden und die gesamte Bevolkerung —
unabhiéngig von deren Volksempfinden — zu polnisieren.

8 Vgl. Sakson, A.: Mazurzy — spotecznos$¢ pogranicza, Poznan 1990.
8 Vgl. Sakson, A.: Die Wandlung der gesellschaftlichen Bande in Erm-
land und in Masuren, in: Polnische Weststudien, Bd. 8 (1989).
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Die Hauptzentren der als autochthon bezeichneten Bevolkerung
befanden sich in folgenden Wojewodschaften: Oppeln (418.251),
Kattowitz (350.160), Breslau (83.421), Griinberg (14.569), Posen
(2.681), Stettin (13.822), Koslin (43.356), Danzig (50.843), Allenstein
(103.122) sowie Bialystok (4.504). Insgesamt lebten in West- und
Nordpolen 1.104.100 Autochthone.®

Soziologische Studien aus den 1980er Jahren zeigen, dass sich damals
25 % der Masuren und der Oppelner Schlesier mit dem Deutschtum
identifizierten oder pro-deutsch eingestellt waren.®® Untersuchungen,
die Anfang 1990 im Institut fiir Weststudien (Instytut Zachodni)
in Posen von einer unabhiingigen Soziologengruppe durchgefiihrt
wurden, zeigt eine Zunahme des Deutschtums unter dieser Bevolke-
rungsgruppe. Ein Beweis dafiir sind auch die Aktivititen zahlreicher
Organisationen der deutschen Minderheit, die zwischen 1989 und
1992 in verschiedenen Orten Polens entstanden.

Die ethnisch Deutschen

Obwohl die polnische Regierung an einer schnellen und vollstindi-
gen Aussiedlung der deutschen Bevolkerung interessiert war, fiihrte
der Bedarf an qualifizierten Arbeitskriften dazu, dass ein Teil der
Bevolkerung in seiner alten Heimat verblieb. Dies trat vor allem in
den Wojewodschaften Breslau, Koslin und Stettin ein. In der Regel
handelte es sich um Experten oder unentbehrliche Arbeitskrifte im
Bergbau, in der Schifffahrt oder in staatlichen landwirtschaftlichen
Produktionsgenossenschaften. Sie wurden von der Aussiedlung ver-
schont.

Die Angaben iiber die ethnisch Deutschen, deren deutsche Volkszu-
gehorigkeit (so genannte anerkannte Deutsche) nie in Frage gestellt
wurde, sind recht ungenau. Die Mitgliederzahl in den westlichen und
nordlichen Gebieten wurde auf 100.000 geschitzt. Dazu kommen
noch etwa 80.000 in Polen, in den Grenzen vom 1. September 1939,
lebende Personen und Kriegsgefangene?®’

Von 1956 bis 1959 fanden Massenauswanderungen der deutschen
und autochthonen Bevdlkerung in die Bundesrepublik und in die
DDR statt. Im Jahre 1959 ging die Zahl der ethnisch Deutschen auf
65.000 zuriick. In jenem Jahr wanderten 90.385 von ihnen in die

85 Kosinski, L.: Pochodzenie terytorialne ludnosci Ziem Zachodnich w
1950 r, Warszawa 1960.

8 Vgl. Berlinska, D.: Schlesische Urigleichzeitigkeiten, in: Dialog, Nr. 1
(1993).

87 Sakson, A.: Die deutsche Minderheit, Ibidem.
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Bundesrepublik und 22.962 in die DDR aus.® Zu Beginn der 1960er
Jahre wurde die Zahl der Deutschen nur noch auf 3.000 geschitzt.
Gegenwairtig leben ungefihr 10.000 ethnisch Deutsche in Polen.®

Die Aktivitiiten der deutschen Minderheit

Zurzeit gibt es in Polen tiber 40 aktive Organisationen der deutschen
Minderheit. Die Mitgliederzahl variiert dabei: Die Sozial-Kulturelle
Gesellschaft im Oppelner Schlesien hat 180.000 Mitglieder. Dagegen
gehoren nur 18 Personen der Gesellschaft der deutschen Minderheit
in Goldap an. Einige Organisationen sind am Wojewodschaftsgericht
eingeschrieben. Der Wirkungskreis dieser Organisationen ist in der
Regel dabei auf eine Wojewodschaft begrenzt. Eine Ausnahme bildet
der deutsche Arbeitskreis ,, Versohnung und Zukunft* in Kattowitz, der
in ganz Polen aktiv ist. Alle Satzungen der deutschen Organisationen

enthalten folgende Primissen®:

— Verbreitung der deutschen Kultur und Bildung,

— Vertretung der Interessen und Bediirfnisse der Mitglieder gegen-
iiber den Behorden,

— Festigung der Beziehungen und Kontakte mit der polnischen
Bevolkerung und

— Pflege deutscher Kulturdenkmiler.

Im Laufe der Zeit haben sich Dachorganisationen herausgebildet.
Im September 1990 wurde der Zentralrat der deutschen Gesellschaf-
ten in Polen gegriindet. Eine Organisation, die die Aktivititen der
deutschen Minderheit mit den polnischen Behorden koordinieren
soll. Im November 1990 kam es im Rat zu Kontroversen, die auf
die unterschiedlichen Erwartungen hinsichtlich der Staatsvertrige
zwischen Polen und der BRD zuriickzufiihren waren. Im Zentralrat
kam es zu einer Spaltung. Die personelle Zusammensetzung des Pré-
sidiums, die Satzung und der Sitz des Zentralrats wurden modifiziert.
Infolgedessen wurde in Kattowitz eine Konkurrenzorganisation ins
Leben gerufen: der Zentralrat der Deutschen in Oberschlesien. 1991
verdnderte der Zentralrat der deutschen Gesellschaften wiederum die
Satzung, wechselte den Sitz und nannte sich Verband der deutschen
Sozial-Kulturellen Gesellschaften in Polen. Im Februar 1993 entstand
eine neue Gesellschaft, die den Anspruch erhob, die Bewegung der
deutschen Minderheiten in Polen — vor allem der in Nordpolen — zu
koordinieren. Es ist der Verband der Gesellschaften der deutschen
Minderheit in den Regionen Allenstein, Danzig und Thorn.

8 Tbidem, S.230.
8 Ibidem.
% Kurcz, Z.: Die deutsche Minderheit in Polen ....
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Neben den regionalen Zusammenschliissen vereinigten sich auch
Deutsche gemif} Beruf oder sozialem Stand. So entstand z.B. der Ver-
ein der schlesischen Bauern und der Bund der Jugend der deutschen
Minderheit in der polnischen Republik®! (siehe Tabelle).

Eine der Aufgaben, die sich die Sozial-Kulturelle Gesellschaft stellt,
ist die Teilnahme ihrer Mitglieder an der Selbstverwaltung. Dabei geht
es um die Besetzung leitender Posten in Verwaltung und Wirtschaft
sowie um erweiterte Mitbestimmungsrechte. Nach den Kommunal-
wahlen im Mai 1990 waren Delegierte der deutschen Minderheit in
der Wojewodschaft Oppeln in 35 von insgesamt 63 Gemeinderiten
vertreten. In 26 Gemeinderiten besalen sie sogar die absolute Mehr-
heit. Im Wojewodschaftsparlament ist die deutsche Minderheit mit
22 von insgesamt 76 Abgeordneten vertreten. 16 Biirgermeister sind
Angehorige der deutschen Minderheit. Nach den Parlamentswahlen
von 1991 wurde die deutsche Minderheit von 7 Abgeordneten im
Sejm und von einem Vertreter im Senat reprisentiert.”

Die deutsche Minderheit hat ebenfalls Zugang zu den Medien. In
Oppeln wird z.B. die Zeitschrift Oberschlesische Zeitung Gazeta
Gornoslaska, die alle zwei Wochen erscheint, als Organ der Sozi-
al-Kulturellen Gesellschaft der deutschen Minderheit herausgegeben.
Von der Rundfunkstation Kattowitz wird seit Juni 1991 das Programm
,»Versohnung und Zukunft* gesendet und Radio Oppeln strahlt jede
Woche die einstiindige Sendung ,,Unsere Heimat™ aus.

Ein sichtbarer Erfolg bei der Durchsetzung der Minorititenrechte war
hinsichtlich des Deutschunterrichts zu verzeichnen. Friither wurde
in den Schulen der Wojewodschaft Oppeln der Deutschunterricht
verboten. Mitten im Schuljahr wurde der Deutschunterricht in 236
von insgesamt 625 Schulen eingefiihrt. Auch in 100 von insgesamt
200 Pfarrgemeinden der Diozese Oppeln wurden seit diesen Tagen
Gottesdienste in deutscher Sprache abgehalten.”® Wie man aus dieser
Aufzihlung ersehen kann, genief3t die deutsche Minderheit Rechte
und Freiheiten, die von einer Normalisierung und Demokratisierung
der Beziehungen zeugen.

ol Ibidem.

%2 Kurcz, Z.: Mniejszos¢ niemiecka w wyborach parlamentarnych ....

% Vgl. Sakson, A.: Bestimmungen iiber nationale Minderheiten in pol-
nischen Verfassungsgesetzen, in: Osteuropa-Recht, Nr. 2 (1993);
Trzcielinska-Polus, A.: Die deutsche Minderheit in Polen — Briicke oder
Quelle von Konflikten, Opole 1992 (Manuskript).
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Unterschiedliche Bindungen

Die Mitglieder der einzelnen Organisationen wissen, dass die Bin-
dungen zum Deutschtum unter der Bevolkerung sehr unterschiedlich
sind. Man kann hier eine wesentliche ,,Abstufung des Deutschtums*
erkennen. Die Konzeption von Stanislaw Ossowski iiber die verschie-
denen Formen des Nationalgefiihls wurde wéhrend der Forschungen
im Oppelner Schlesien formuliert.

Zur ersten Kategorie gehort die Gruppe der echten Deutschen. Dieje-
nigen, die die deutsche Sprache sowohl miindlich als auch schriftlich
beherrschen. In der Regel handelt es sich dabei um Menschen, die
vor 1939 in den deutschen Gebieten geboren wurden. Sie besitzen
keinen polnischen Personalausweis, sondern eine unbefristete Auf-
enthaltsgenehmigung. In offiziellen Dokumenten hat sich dieser Per-
sonenkreis zur deutschen Nationalitit bekannt. Die zweite Kategorie
ist die der ,,.Deutschen mit den richtigen Papieren®. Es handelt sich
um Personen, die entweder bereits die deutsche Staatsbiirgerschaft
besitzen oder diese beantragt haben. Zur dritten Kategorie gehoren
die ,,Deutschen mit den schwachen Papieren®. Es sind Nachkommen
derer, die wihrend der Okkupation Polens durch die Deutschen der
niedrigsten — der III. oder der I'V. Kategorie der Volksliste — angehor-
ten. Eine vierte Kategorie bilden die ,,Polen deutscher Abstammung*.
Thre Bindungen mit dem Deutschtum griinden sich vor allem auf das
subjektive Gefiihl der Verbundenheit mit dem deutschen Volk. Sehr
oft verfiigen sie liber keine entsprechenden Urkunden, die von ihren
formell-rechtlichen Bindungen mit dem Deutschtum zeugen konnten.
Zur letzten Gruppe zihlen die so genannten ,,reinen Polen* oder die
potentiellen Kandidaten auf Angehorige der deutschen Minderheit.
Hier handelt es sich um Personen, die aus verschiedenen Griinden als
Deutsche anerkannt werden wollen, aber ihre deutsche Abstammung
nicht ausreichend nachweisen konnen.

Trotz gewisser Abneigung ist fiir viele Menschen die Zugehorigkeit
zur deutschen Minderheit ein erstrebenswertes Ziel. Hier geht es
nicht nur um die Bewahrung der Traditionen und um die Pflege der
Muttersprache. Es kommen auch Vorteile und Privilegien hinzu. Die
doppelte Staatsangehorigkeit gehort in diesem Zusammenhang zu
den groBten Errungenschaften. Ist man im Besitz von Unterlagen,
die von der deutschen Staatsbiirgerschaft zeugen, so kann man jede-
zeit problemlos nach Deutschland ausreisen; dies betrifft auch alle
Nachfahren. Die Zugehdorigkeit zur deutschen Minderheit und die
doppelte Staatsangehorigkeit implizieren fiir zwei bis drei Monate
legale Arbeitsmoglichkeiten in Deutschland.
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Auflerdem unterstiitzt die Sozial-Kulturelle Gesellschaft das Lernen
der deutschen Sprache, fordert die Kontaktaufnahme zu anderen in
Polen lebenden Personen deutscher Abstammung, vermittelt in punk-
to Reise oder Auswanderung nach Deutschland und stellt Kontakte
zu Institutionen und Wirtschaftsorganisationen in Deutschland her.
Selbstredend besitzen die fiihrenden Vertreter von Minderheitsor-
ganisationen Privilegien und Prestige. Leitende Mitglieder werden
zudem von deutscher Seite materiell unterstiitzt.**

Unter den Angehorigen der deutschen Minderheit existieren drei
Standpunkte zur Oder-Neifle-Grenze und zu den polnisch-deutschen
Beziehungen:

Erstens die Fundamentalisten, die auf einem radikalen Standpunkt
beharren. Sie besitzen enge Kontakte mit der rechtsradikalen Fraktion
des Bundes der Vertriebenen und stehen auf dem Standpunkt, dass
die polnisch-deutschen Vertrige nur einen behelfsmifigen Charakter
haben. Sie erkléren sich fiir den Anschluss Schlesiens an Deutschland
oder sprechen sich fiir eine autonome Region aus, wobei Deutschland
eine entscheidende Rolle spielt.

Zweitens die Mitglieder der Parlamentarischen Gruppe der deutschen
Minderheit und die Mehrheit der Vorsitzenden von deutschen Minder-
heitenorganisationen. Diese Gruppe erkennt die Oder-Nei3e-Grenze
an.

Die dritte und kleinste Gruppe bilden die Vertreter der deutschen
Arbeitsgemeinschaft ,,Versohnung und Zukunft“, deren Vorsitzen-
der Dietmar A. Brehmer aus Kattowitz ist. Sie glauben an eine gute
Zusammenarbeit mit Polen.

Die Stimmungslage unter Funktiondren der deutschen Minder-
heit wird durch die Tatsache verdeutlicht, dass Georg Brylka,
Vorsitzender des Verbandes der deutschen Sozial-Kulturellen Ge-
sellschaften, auf sein Abgeordnetenmandat verzichtete. Seiner
Meinung nach steht das Abgeordnetengeliibde, das zur Loyalitit
gegeniiber dem polnischen Volk sowie zur Einhaltung der polni-
schen Rechtsordnung verpflichtet, im Widerspruch zur Loyalitét
gegeniiber dem deutschen Staat, dessen Biirger er nach der deut-
schen Verfassung und Gesetzgebung ist. Weiter erklirte er, ,,dass
wir der Rest der deutschen Bevolkerung sind, die infolge ungliick-
licher Umsténde an den polnischen Staat angeschlossen wurde®.

% Vgl. Sakson, A.: Dziatalno$¢ Towarzystwa Spoteczno-Kuluralnego

Mniejszosci Niemieckiej Ziemi Wielkopolskiej, in: Przeglad Zachod-
ni, Jg.49 Nr.1 (1993).
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Die deutsche Minderheit — eine neue Chance oder
eine Bedrohung fiir die polnisch-deutschen Beziehungen?

Die deutsche Minderheit in Polen kénnte sowohl eine Briicke zwi-
schen den Menschen in beiden Léandern darstellen als auch zum
Storfaktor gutnachbarlicher Beziehungen werden. Heinrich Kroll,
Vorsitzender der Sozial-Kulturellen Gesellschaft der deutschen Min-
derheit im Oppelner Schlesien, hat die Voraussetzungen zur Erfiillung
dieser Vermittlerrolle und Briickenfunktion so formuliert: ,,Wer von
den polnischen Staatsbiirgern kennt die Polen besser als wir? Wer
ist also besser geeignet als wir, diese Rolle zu iibernehmen?*“> Die
Voraussetzung fiir die erfolgreiche Briickenfunktion ist die gegen-
seitige Akzeptanz der bestehenden kulturellen und ethnischen Dif-
ferenzierung und des territorial-politischen Status quo. Die deutsche
Minderheit bildet auch eine natiirliche Briicke aufgrund familidrer
Biindnisse. Uber 90 % aller Schlesier und Masuren haben in Deutsch-
land Familienangehorige. Das bedeutet Reisen und Kontakte in beide
Richtungen.

Bei politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Kontakten mit Deut-
schen kann die deutsche Minderheit die Vermittlerrolle spielen. Die
Teilnahme von Vertretern der deutschen Minderheit am politischen
und wirtschaftlichen Leben auf der Ebene von Gemeinden und Wo-
jewodschaften sowie im polnischen Parlament hat zur Entspannung
der Beziehungen zwischen beiden Bevolkerungsgruppen beigetragen.
Angehorige der deutschen Minderheit wehrten sich gemeinsam mit
den Polen gegen die Pline zur Auflésung der Wojewodschaft Oppeln
und die Eingliederung in den Bezirk Kattowitz. Viele Stidte und Ge-
meinden, in denen die deutsche Minderheit lebt, haben Partner- und
Patenschaften mit Gemeinden in Deutschland oder mit Vertriebenen-
organisationen gekniipft. Dank dieser Kontakte erhalten sie deutsch-
sprachige Biicher, Lehrmaterial, technische Gerite, Medikamente,
Ausstattungen fiir Krankenhéduser usw.

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen ist aber nicht auszuschlie3en,
dass die deutsche Minderheit auch zur Quelle von Konflikten werden
kann, denn die Identifizierung mit dem Deutschtum macht es ihnen
moglich, sich den kulturell verwandten Polen gegeniiberzustellen. In
der Griindungsphase der ersten Minderheitenorganisationen wurde
nicht selten eine klare Abgrenzung und Distanzierung gegeniiber
den Polen und allen polnischen Angelegenheiten betont. Besonders
zwischen 1989-1990 rief der Streit um die Oder-Neifle-Grenze viele
Befiirchtungen hervor. Beunruhigend sind auch folgende Forderun-
gen:

% Trzcielinska-Polus, A.: Die deutsche Minderheit, S. 1.
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Die Forderung nach der deutschen Staatsbiirgerschaft. Wie soll
in einer solchen Situation die Loyalitit gegeniiber zwei Staaten
realisiert werden? Schiitzungsweise besitzen schon jetzt 100.000
Schlesier deutsche Pisse.

Die Forderung nach Einfiihrung doppelter Ortsbezeichnungen. Die
Minderheit verwendet sie teilweise schon auf Briefen, Stempeln
und Schildern. Es wird dabei leider nicht auf die historischen
Bezeichnungen zuriickgegriffen, sondern auf Namen, das ist das
problematische, die wihrend der Zeit der deutschen Besetzung
benutzt wurden.

Die Rekonstruktion und Errichtung von Denkmilern zur Erinne-
rung an die im Ersten und Zweiten Weltkrieg gefallenen Soldaten.
Fiir diese Aktivititen liegt keinerlei Genehmigung vor.
Aktivititen von neonazistischen Gruppen z.B. der Nationalen
Offensive, die die Genehmigungen einiger Aktivisten und Ange-
horigen der deutschen Minderheit in Schlesien ausnutzten. Diese
Angelegenheit fand einen lebhaften Widerhall in den polnischen
Medien.”

Die beiden Rollen der positiven Briickenfunktion und des negativen
Storfaktors schliefen sich im Fall der deutschen Minderheit in Polen
nicht aus. Zurzeit erfiillt sie beides.

96

Vgl. Grybos, K.: Niemcy-Niemieccy Polacy, in: Gazeta Wyborcza,
29.7.1993.
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Tabelle 2: Angaben zur deutschen Minderheit in Polen

Wojewodschaften mit organi- | Mitglieder der Gesellschaften
sierter deutscher Minderheit der deutschen Minderheit
Opole 180.000
Katowice 80.000
Czgstochowa 19.000
Olsztyn 7.000
Gdansk 4.200
Szczecin 2.400
Torun 1.000
Wroctaw 800
Poznan 700
Stupsk 700
Bielsko-Biata 600
Bydgoszcz 600
Gorzow 600
Jelenia Géra 600
Suwatki 400
Elblag 350
Legnica 200
Pita 200
Walbrzych 100
1.6dz 50
Zielona Goéra 50
Radom 30
Insgesamt 299.680

Quelle. Eigene Nachforschungen von 1992. Vergleiche: Kurcz, Z.:
,Die deutsche Minderheit in der dritten polnischen Republik®, in:

Kurcz, Z. (Hrsg.): ,,Mniejszos$¢ niemiecka w Polsce i Polacy w Niem-
czech w perspektywie jednoczacej si¢ Europy*, Acta Universitatis
Wratislaviensis (im Druck).

(Zuerst erschinen in: Hans van der Meulen (Hrsg.): Anerkannt als
Minderheit. Vergangenheit und Zukunft der Deutschen in Polen.
Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 1994, S. 113-125)
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7. Zwischen Polen und Deutschen gibt es
noch Masuren und Ermlinder?

Der seit Jahrzehnten andauernde Exodus der masurischen und erm-
landischen Bevolkerung tiber die Oder (in den Jahren 1956-1972
reisten ungefihr 120.000 Menschen in die beiden deutschen Staa-
ten aus) sowie ein allgemeiner Beitritt dieser Bevolkerung zu den
verschiedenen Vereinigungen der deutschen Minderheit nach 1990
fithrte dazu, dass die Existenz von Masuren und Ermldndern immer
oOfter in Frage gestellt wird.”” Man identifiziert diese allgemein mit
den Deutschen, indem man behauptet, dass nur wenige von ihnen,
insbesondere die nach 1945 Geborenen, Polen geworden seien. Dar-
aus zieht man den Schluss, dass sich das Problem der einheimischen
Bevolkerung sozusagen von allein gelost habe. Auch die Erscheinung
der so genannten ,,neuen Masuren®, d.h. der Polen, die der zugezo-
genen Bevolkerung entstammen und in Masuren geboren sind, wird
Gegenstand der Diskussion.

Die Demokratisierung, die sich nach 1989 in Polen vollzog, hatte
auf die einheimische Bevolkerung erheblichen Einfluss. Wihrend
man bei den Kaschuben eine Entwicklung zu einer kaschubischen
Identitit®® beobachten konnte, gab es bei Masuren und Ermlidndern
wie auch bei den Oberschlesiern eine sichtbare Wendung hin zum
Deutschen. Das durch administrative Manahmen unterdriickte, aber
insgeheim bewahrte Deutschtum wurde in den 1990er Jahren zum
neuen charakteristischen Merkmal dieser Bevolkerungsgruppe. Der
Prozess der Desintegration der masurischen und der ermlindischen
Gesellschaft ist seit 1945 ununterbrochen. Lebten im Jahre 1947 noch
80.000 Masuren und 40.000 Ermlinder in Polen, so leben heute nur
noch 6.000 bis 10.000 Masuren und 4.000 bis 6.000 Ermlédnder in
ihren Heimatgebieten.

Der fortschreitende Desintegrationsprozess soll anhand empirischer
Untersuchungen aus den Jahren 1984 und 1985 sowie 1994 und
1995 darstellt werden. Die Forschungen umfassten die Gemeinde
Sorkwity (frither im Kreis Mragowo) sowie einige Gemeinden bei
Szczytno, wie z.B. Pasym. Diese Gebiete wiesen bis vor kurzem die
grofite Konzentration masurischer Bevolkerung auf. 1984 wohnten
hier 484 Masuren, was 10,4 % der Gesamtbevolkerung ausmachte.
1994 sank die Zahl der masurischen Bevolkerung auf 7,1 % der

97 Vgl. die interessanten Uberlegungen beziiglich der Schlesier aus der Fe-

der von Krzysztof Kwasniewski, Czy istnieje narodowos¢ $laska? (Gibt
es eine schlesische Nationalitit?), in: Sprawy Narodowosciowe - seria
nowa VI (1997), H. 1 (10), S.129-151.

Vgl. M. Latoszek, Pomorze. Zagadnienia etniczno-regionalne (Pomme-
rellen. Ethnisch-regionale Fragen). Gdansk 1996.

98



Menschen im Wandel 77

Gesamtbevolkerung von 4.841 Personen. Im Verlauf von zehn Jahren
verringerte sich die masurische Bevolkerung um 141 Personen. 67
Personen emigrierten nach Deutschland. Die negative Entwicklung
der Geburtenrate (33 Personen starben und 15 Kinder wurden gebo-
ren) verhinderte eine Erhohung oder Konstanz der Bevolkerungszahl.
Infolge von Binnenwanderung innerhalb der Wojewodschaft und der
fehlenden Registrierung der Aufenthaltsorte verminderte sich die
Zahl der masurischen Bevolkerung in der Gemeinde um 56 Personen.
Die reale Verminderung dieser Bevolkerung (es handelt sich hier um
Personen, die auf Dauer nach Deutschland emigrierten sowie um
die Folgen der negativen Entwicklung der Geburtenrate) betrug 85
Personen, d.h. 17,6 %.

Innerhalb der letzten zehn Jahre unterlag die Alters- und Geschlechts-
struktur der Masuren keinen wesentlichen Verinderungen. Die Be-
volkerung war folgendermallen strukturiert: Kinder bis zum 16.
Lebensjahr 37 %, Personen im Alter von 16 bis 30 Jahren 22 %,
zwischen 31 bis 40 Jahren 10 %, zwischen 41 bis 60 Jahren 24 %
und 7 % sind ilter als 60 Jahre. Es gibt unwesentlich mehr Frauen als
Minner. Diese Struktur ist dhnlich der Gesamteinwohnerstruktur der
Gemeinde und der Wojewodschaft. Eine Folge der sinkenden Zahl
von Masuren zeigt sich in der Dominanz der Mischehen. Es werden
doppelt so viele Mischehen geschlossen, als solche, in denen beide
Ehegatten masurischer Abstammung sind.

Durch die zunehmend restriktive Einwanderungspolitik der bun-
desdeutschen Regierung unterlag die Ausreisedynamik einer be-
merkenswerten Entwicklung.” In den Jahren 1977 bis 1983 reisten
324 Personen aus der Gemeinde Sorkwity in die Bundesrepublik
Deutschland aus. Innerhalb der zehn Jahre von 1984 bis 1994 reisten
dagegen nur 67 Personen aus. Im zweiten Zeitraum sind die Daten
tiber Ausreisen bemerkenswert: 1983 bis 1988 reisten 28 Personen
aus, 1989 bis 1994 waren es 39 (davon: 1989 — 13 Personen, 1990 —
acht Personen, 1991 — 17 Personen, 1992 — eine Person. In den Jahren
1993 und 1994 siedelte offiziell keine Person aus.

Eine charakteristische Erscheinung in den 1990er Jahren ist der zeit-
lich begrenzte Aufenthalt zu Erwerbszwecken in der Bundesrepublik

% Von 1989 an, als 250.340 Personen aus Polen in die Bundesrepublik
Deutschland ausreisten und den Status von Spitaussiedlern erhielten,
ist eine systematische Verringerung dieser Art von Migration festzustel-
len. Im Jahre 1990 emigrierten 113.253 Personen, im Jahre 1991 40.129,
1992 waren es 17.742, 1993 dann 5.431 und 1994 schlieBlich 2.440 Per-
sonen. Vgl. Statistisches Jahrbuch 1994. Wiesbaden 1995, S. 84 sowie
A. Sakson, Nowa fala emigracji w Europie (Eine neue Welle der Emig-
ration in Europa), in: Przeglad Zachodni (1995), Nr. 1, S. 75-86.
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Deutschland. Eine der Ursachen dafiir ist die hohe Arbeitslosigkeit,
die 28 % betrigt und die liberwiegend durch den Wegfall der land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften verursacht wurde.

Die in Masuren durchgefiihrten soziologischen Untersuchungen wei-
sen keine wesentlichen Antagonismen zwischen den Masuren und der
Gesamtbevolkerung auf. Diese bezeichnet die Masuren in aller Regel
als Deutsche. Der zahlenmiBig starke Beitritt der Masuren zu den
Organisationen der deutschen Minderheit verstérkt die Uberzeugung.
In den letzten sechs Jahren ist eine unterschiedliche Entwicklung in
der Einstellung der masurischen Bevolkerung gegeniiber den Orga-
nisationen der deutschen Minderheit zu beobachten. In den Jahren
1989 bis 1993 gab es eine Phase von Enthusiasmus, die u.a. in der
Artikulation grofler, vornehmlich materieller Erwartungen gegeniiber
diesen Organisationen zum Ausdruck kam. Es gab zahlreiche Fille
des Beitritts zu unterschiedlichen Vereinigungen. Man stellte u.a. auch
Antriage auf Anerkennung der deutschen Staatsbiirgerschaft.

Nach 1993 setzte eine Phase der Normalisierung ein. Diese war
verbunden mit vermehrt auftretenden Anzeichen von Enttduschung.
Die Zahl aktiver Mitglieder innerhalb der Vereinigungen verringerte
sich. Auch die zunichst mit grofem Einsatz organisierten deutschen
Sprachkurse erhielten immer weniger Zuspruch. Einen regelmifigen
Kontakt mit der deutschen Sprache bekundeten — nach den Feststel-
lungen von Mieczystaw Iwanicki Anfang der 1990er Jahre —nur 10 %
der Angehorigen der deutschen Minderheit in Masuren.

Dagegen wollten 40 % der Menschen aus Masuren und dem Ermland
auf Dauer nach Deutschland ausreisen (im Vergleich dazu 80 % aus
Oberschlesien).!® Im Laufe der Jahre verringerte sich das Migrati-
onspotential systematisch, was u.a. die Untersuchungen im Gebiet
von Szczytno bestitigen.

Wegen der erheblichen Zerstreuung der masurischen und ermlidn-
dischen Bevolkerung, die keine geschlossene lokale Gesellschaft
bildet, spielen auch ihre Vertreter keine wesentliche Rolle mehr in
den Selbstverwaltungs- und Administrationsvertretungen auf lokaler
Ebene. Ahnlich wie in den vorangegangenen Jahren ist die evange-
lisch-augsburgische Kirche, deren masurische Didzese das gesamte
Gebiet des historischen Masuren umfasst, die einzige Institution, die
die Mehrheit der masurischen Bevolkerung vereinigt. Trotz eines
hauptsichlich von auBlen ausgeiibten Drucks sieht die lutherische

10 Vgl. die Untersuchungen von M. Iwanicki, Ukraincy, Biatorusini, Lit-
wini i Niemcy w Polsce w latach 1918-1990 (Ukrainer, Weifirussen, Li-
tauer und Deutsche in Polen in den Jahren 1918-1990), Siedlce 1994,
S. 192.
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Kirche in Masuren keinen Bedarf, Gottesdienste in deutscher Spra-
che abzuhalten. Diese Meinung wird von den meisten masurischen
Gldubigen geteilt. Eine Ausnahme bildet die Kirche von Gizycko, wo
in der Urlaubszeit, aufgrund zahlreicher deutscher Touristen deutsch-
sprachige Gottesdienste abgehalten werden. Seit einiger Zeit kann
man eine stdndig wachsende Rolle der evangelisch-augsburgischen
Kirche bei der Aufrechterhaltung und Kultivierung der masurischen
Identitiit beobachten. Anschaulich illustriert wird diese Tatsache durch
den Verlauf der Jubildumsfeierlichkeiten zum 400jdhrigen Bestehen
der evangelischen Kirche von Sorkwity, die im Mai und Juni 1995
stattgefunden hat. Auch die im Jahre 1995 von den Mitarbeitern des
Vereins der masurischen Gemeinden ,,Jurand* sowie vom historisch-
gesellschaftlichen Institut in Szczytno organisierten Feierlichkeiten
zum 350. Jahrestag der Griindung von Rozogi, veranschaulichen die
Bestrebungen zur Pflege masurischer Traditionen.

Einen spezifischen Status besitzt das im Jahre 1990 von dem Re-
dakteur Tadeusz Siegfried Willan, einem in Krutyn geborenen Ma-
suren, ins Leben gerufene ,,Stowarzyszenie Mazurskie — Zwiazek
Polsko-Niemleckl (Masurische Gesellschaft — Deutsch-Polnische
Vereinigung) mit Sitz in Olsztyn. Die Notwendigkeit fiir die Entste-
hung eines derartigen Vereins stellte sein Griinder im Jahre 1992 wie
folgt dar: ,,Es gibt unter uns Menschen deren Identitét sehr komplex
ist. Menschen, die zwischen zwei Nationen stehen, im Wirkungs-
bereich zweier Kulturen. Die einmal germanisiert und ein anderes
Mal wieder polonisiert worden sind, d.h. mit Gewalt vom Einfluss
der anderen, ihnen doch auch so nahen Kultur isoliert wurden. Viele
von uns sagen: Wir sind Masuren; weder Deutsche, noch Polen,
sondern Masuren — Nachkommen der alten Preuf3en, von Deutschen,
Osterreichern, Polen, Litauern, Niederlindern und Schweizern, von
Siegern und Besiegten sowie von Durchziehenden und den Anséssigen
in ihrer siebenhundertjihrigen Geschichte.“!?!

Die masurische Gesellschaft entwickelte sich zu einer Organisation
der deutschen Minderheit. Davon zeugen u.a. die Publikationen von
Tadeusz S. Willan in der Monatszeitschrift ,,Masurische Storchen-
post“, dem Organ dieser Vereinigung sowie die Mitgliedschaft der
Masurischen Gesellschaft im Verband der Zusammenschliisse der
deutschen Bevolkerung im ehemaligen Ostpreulen.'® 1992 hatte
die Gesellschaft 1.600 Mitglieder'®, die aus verschiedenen Regionen
Masurens stammten, insbesondere aus dem Gebiet von Mragowo und

101" Ebenda; vgl. Mniejszosci narodowe w Polsce (Nationale Minderheiten

in Polen), Red. v. Zbigniew Kurcz. Wroctaw 1997.

T. Willan, Od i do mazurskosci (Vom und zum Masurentum), in: Borus-
sia (1992), Nr. 3-4, S. 28-33.

103 Vgl. Masurische Storchenpost aus den Jahren 1992-1997.
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Ketrzyn. Die Gesellschaft hilt sich gegenwirtig fiir die Reprisentantin
der deutschen Masuren, der Deutschen masurischer Abstammung
oder auch der deutschen Einwohner von Masuren. Der Kultivierung
der Identitét, hauptsichlich gestiitzt auf die deutsche Kultur, dienen
die seit 1991 organisierten Sommertreffen.'™ Ein anderer Masure aus
Szczytno, Wiktor M. Leyk, Bevollmichtigter des Olsztyner Wojewo-
den fiir die Angelegenheiten der nationalen Minderheiten, sprach im
Juni 1995 aus, was die heutigen Masuren charakterisiert:

»Besonders beunruhigend ist das Problem der Masuren, die ihre
ethnische Eigenart verloren haben. Die, die aktiv sind, deklarieren
sich als Mitglieder der deutschen Vereinigungen. Es gibt aber keine
Bestrebungen, sich als Masuren und Ermlidnder, die sich mit Polen
identifizieren, in Vereinigungen zu organisieren. %

Die Zukunft wird zeigen, ob es sich dabei um einen dauerhaften Pro-
zess handelt. Anfang der 1990er Jahre gab es lebhafte Diskussionen
tiber die staatliche Politik gegeniiber Masuren und Ermlindern sowie
tiber den Stand der Forschung. Eine der ersten kritischen Bewertungen
zur Politik finden wir im ,,Standpunkt der Gesamtpolnischen Sozio-
logischen Arbeitsgruppe fiir die Angelegenheiten der einheimischen
Bevolkerung®, die bis zum Jahre 1988 am Instytut Zachodni [Westin-
stitut] titig war. Wahrend einer Konferenz in Poznan unter dem Titel
,.Schlesier, Kaschuben, Masuren und Ermlander vom 7.-8. Dezember
1998 — wurden Fragen einer nationalen und regionalen Identifikati-
on formuliert. Hier ist u.a. zu lesen: ,,In der Nachkriegszeit stiitzte
sich die Politik der Volksrepublik Polen gegeniiber den westlichen
Grenzgebieten und seiner Einwohner auf falsche Voraussetzungen
und war voller Widerspriiche. Die Politik der Staatsmacht gegeniiber
diesen Gebieten war de facto kolonialistisch. Im Endeffekt fehlte der
einheimischen Bevolkerung der West- und Nordgebiete in einem noch
groBeren Umfang als der iibrigen polnischen Bevolkerung die Mog-
lichkeit, ihre Bediirfnisse und Gruppeninteressen zu dufiern. %

Die Authebung der Zensur und der bis dahin bestehenden Forschungs-
beschrinkungen fiihrte zu interessanten Studien iiber masurische und
ermliandische Themen. Bemerkenswert sind hierbei vier Arbeiten,
deren Autoren diese Fragen aus einer neuen Perspektive analysieren.
Im Jahre 1990 erschien meine Monographie unter dem Titel ,,Mazurzy

104 Vgl. J. Wankowska-Sobisiak, Stowarzyszenia polsko-niemieckie i ma-
zurskie (Die deutsch-polnischen und masurischen Vereinigungen), in:
Dziennik Pojezierza vom 19.-22. Mirz 1992.

Bez Mazuréw. Olsztyn. O mniejszosciach w urzedzie (Ohne Masuren.
Olsztyn. Uber Minderheiten in Behorden), in: Gazeta Warmii i Mazur
vom 20. Juni 1995, S. 4.

106 Vervielfiltigter Text aus den Sammlungen des Autors.
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— spoteczno$¢ pogranicza“ (Die Masuren — die Gesellschaft eines
Grenzgebietes). Sie war Gegenstand zahlreicher Besprechungen,
Rezensionen und Auseinandersetzungen.'?” Im Jahre 1994 erschienen
zwei weitere Werke: von Robert Traba ,,Niemcy — Warmiacy — Polacy
1871-1914. Z dziejéw niemieckiego ruchu katolickiego i stosunkéw
polsko-niemieckich w Prusach® (Deutsche — Ermlidnder — Polen
1871-1914. Aus der Geschichte der deutschen katholischen Bewegung
und der deutsch-polnischen Beziehungen in Preuf3en) sowie von Grze-
gorz Jasinski ,,Mazurzy w drugiej potowie XIX wieku. Ksztaltowanie
si¢ $wiadomosci narodowej* (Die Masuren in der zweiten Hilfte des
19. Jahrhunderts. Die Herausbildung einer nationalen Identitét). Die
beiden Publikationen bildeten den Gegenstand einer Diskussion. Im
Jahre 1996 erschien eine Arbeit von Anna Szyfer unter dem Titel
,»Warmiacy. Studium tozsamosci® (Die Ermlinder. Identitétsstudi-
en). Ein neues interessantes Element dieser Auseinandersetzungen
waren die mehr oder weniger scharf formulierten Vorwiirfe eines
,,Polonozentrismus‘ in meiner Arbeit iiber die Masuren sowie eines
,,Germanozentrismus“ in dem Buch von Robert Traba.'®® Andere
Monographien wurden auch in die kontroverse Diskussion einbezo-
gen. Die Auseinandersetzungen fanden nicht nur im Kreis polnischen
Experten statt, sondern bestimmten auch die Diskussion zwischen
polnischen und deutschen Forschern.!”

107 Vgl. W poszukiwaniu tozsamosci: Mazurzy XIX i XX wieku. Dyskutuja
Bozena Domagata, Grzegorz Jasinski, Joachim Rogall, Robert Traba oraz
Andrzej Sakson. Postscriptum do dyskusji (Auf der Suche nach Identitit.
Masuren im 19. und 20. Jahrhundert. Eine Diskussion zwischen Bozena
Domagala, Grzegorz Jasinski, Joachim Rogall, Robert Traba sowie An-
drzej Sakson. Postskriptum zur Diskussion), in: Borussia (1992), Nr. 1,
S. 3-15.

108 Vgl. die Rezension zum Buch von Robert Traba, veroffentlicht in dem

Jahrbuch ,,Studia Warminskie® (1995), von Janusz Jasinski sowie die

Antwort von Traba auf diese Rezension in: Borussia (1996), Nr. 13,

S. 203f.

Vgl. die Polemik in Verbindung mit dem Erscheinen der Monographie

von Heinrich Mrowka, Poczatki polsklego ruchu politycznego na Ma-

zurach (Die Anfinge der polnischen politischen Bewegung in Masuren),
in: Borussia (1992), Nr. 3-4, S. 17-27, von Janusz Jasinski, O sprawie
mazurskiej w XIX wieku — Panu Heinrichowi Mrowce w odpowiedzi

(Zur masurischen Sache im 19. Jahrhundert — Eine Antwort auf Herrn

Heinrich Mrowka), in: Ebenda, S. 115-122 sowie Ulrich Fox, Wspo6l-

nota warminska na przykladzie wsi Alt-Wartenburg, Stary Wartenburg,

Barczewko (Die ermléndische Gemeinschaft am Beispiel der Dorfer

Alt-Wartenburg, Stary Wartenburg, Barczewko), in: Ebenda, S. 34-44;

Andrzej Wakar, Nie zgadzam si¢ z profesorem Foxem (Ich stimme Pro-

fessor Fox nicht zu), in: Gazeta Olsztynska vom 22.-24. November 1991,

S.1u 3.
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Im Jahr 1995 erschien in Olsztyn, auf Veranlassung der Eheleute
Malgorzata und Grzegorz Jasinski, die polnische Ubersetzung des
fundamentalen Werkes von Max Toeppen ,,Geschichte Masurens:
Ein Beitrag zur preulischen Landes- und Kulturgeschichte* aus dem
Jahre 1870. Auch von den Autoren Tadeusz Baryta und Kazimierz
Sopuch''® wurden interessante Arbeiten verdffentlicht, die haupt-
sdchlich einen dokumentarischen Charakter haben. 1992 erregte der
Fall ,,Wilamowski* in Olsztyner Kreisen erhebliches Aufsehen. Der
beriihmte masurische Funktionir, in den Jahren 1947-1949 Stellvertre-
ter des Olsztyner Wojewoden, wurde nach seinem Tode beschuldigt,
ein Arbeitslager fiir die autochthone Bevolkerung zum Zwecke der
Erziehung der widerspenstigen Masuren errichtet zu haben.'!!

Bozena Wilamowska, die Witwe des Olsztyner Wojewoden, versuchte
diese Verleumdung richtig zu stellen.''? Auf der Hohe der Forderungen
verlangte man im Einzelnen, die Umstinde iiber die Verweigerung
der Registrierung der ,,Masurischen Kulturellen Vereinigung® durch
das Wojewodschaftsamt im Jahre 1981 bekannt zu machen. Zudem
wurden Konferenzen, Seminare und Diskussionsrunden, die thema-
tisch den Masuren und Ermlédndern gewidmet waren, organisiert. De-
ren Veranstalter waren das Ketrzynski-Institut fiir wissenschaftliche
Forschungen in Olsztyn, die Kulturgemeinschaft ,,Borussia® Olsztyn,
und die Ostsee-Akademie in Liibeck-Travemiinde.!!*

19 Vgl. Warmiacy i Mazurzy w PRL. Wyb6r dokumentéw. Rok 1945 (Erm-
linder und Masuren in der Volksrepublik Polen. Ausgewihlte Doku-
mente. 1945), zum Druckvorbereitet v. Tadeusz Baryta. Olsztyn 1994;
Okrgg Mazurski w raportach Jakuba Prawina. Wybdr dokumentéw. 1945
rok (Der Kreis Masuren in Berichten von Jakub Prawin. Ausgewéhlte
Dokumente. 1945), zum Druck vorbereitet v. Tadeusz Baryta. Olsztyn
1996; K. Sopuch, Ksztaltowanie si¢ §wiadomosci narodowej Mazuréw
w okresie 1945-1957 (Die Herausbildung eines nationalen masurischen
Bewultseins im Zeitraum von 1945-1957), in: Z pogranicza kurpiows-
ko-mazurskiego 1945-1957 (Aus dem kurpisch-masurischen Grenzge-
biet 1945-1957), hrsg. v. dems. u. W. Dudziak. Ostrotgka 1993, S. 38 ff.
Vgl. auch Zagadnienia narodowos$ciowe w Prusach Wschodnich w XIX
i XX wieku (Nationale Fragen in Ostpreuflen im 19. und 20. Jahrhun-
dert), Red. v. Janusz Jasinski. Olsztyn 1993.

1 Vel. u.a. Cz. Ura, Spudtowane zarzuty (Verfehlte Vorwiirfe), in: Prawo
i zycie Nr. 33 vom 15. August 1992, S. 11.

12 Vgl. Briefwechsel zwischen Bozena Wilamowska und Andrzej Sakson
aus den Jahren 1991-1994. Aus den Sammlungen des Autors.

113 Vgl. u.a. Prusy Wschodnie — dziedzictwo i nowa tozsamos¢ (Ostpreufen —
Erbe und neue Identitit). Tagung der Kulturgemeinschaft ,,Borussia“ vom
7.-9. November 1991; Spoteczenstwo postmigracyjne Warmii i Mazur
(Die Postmigrationsgesellschaft des Ermlandes und Masurens). Tagung
des Ketrzynski-Instituts Olsztyn vom 27. November 1992; Die Reforma-
tion in OstpreuBen. Ein Beispiel der Gemeinschaft von Deutschen und
Polen. Tagung der Ostsee-Akademie Liibeck-Travemiinde vom 16.-19.
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Unabhingig vom wissenschaftlichen Disput gab es auch eine leb-
hafte Diskussion iiber das gegenwirtige Verstindnis des Masuren-
und Ermléndertums. Diese konzentrierte sich hauptsdchlich auf die
Frage nach der gegenwirtigen Existenz von Ermldndern und Masu-
ren. Was bedeutet es ein Masure oder ein Ermlédnder zu sein? Den
Ausgangspunkt dieser Diskussion bildete ein Referat des deutschen
Wissenschaftlers Joachim Rogall, gehalten auf der, von der Kultur-
gemeinschaft ,,Borussia“ in der Zeit vom 7. bis 9. November 1991
in Olsztyn veranstalteten Konferenz ,,Ostpreulen - Erbe und neue
Identitét”. Der Vortrag mit dem Titel ,,Deutsche oder polnische Masu-
ren?* erschien sowohl in polnischer als auch in deutscher Sprache.*“!'*
Zum Abschluss seiner Ausfiihrungen weist Rogall darauf hin, dass
»die Geschichte zur Folge hatte, dass es eigentlich nur Deutsche
masurischer Abstammung und Polen masurischer Abstammung gibt.
Masuren gibt es eigentlich nicht mehr (eigene Hervorhebung; A. S.)*.
Diese arbitrire Feststellung forderte eine lebhafte Diskussion in der
,Masurischen Storchenpost®. Der Masure Herbert Reinof3 machte
darauf aufmerksam, dass die Masuren, die es natiirlich immer noch
gibt, ein Mischvolk sind, das sich aus ,,altpreussischen, deutschen
und masowischen‘ Linien zusammensetzt. Er stellte fest, dass sie in
ihrer Heimat leben, ein bestimmtes Selbstbewusstsein besitzen und

darauf stolz sind, Masuren zu sein‘.!

Februar 1993; Warmia — 750 lat dziejéw (Das Ermland — eine 750j4hri-
ge Geschichte). Tagung des Ketrzynski-Instituts vom 10./11. November
1993; Mazurzy — tragedia krainy pogranicza (Masuren — die Tragodie ei-
nes Grenzlandes). Tagung der ,,Borussia“ und der Ostsee-Akademie vom
20.-22. Oktober 1994; Tradycja i wspétczesno$é: krajobraz kulturowy
wsi mazurskiej (Tradition und Gegenwart: die kulturelle Landschaft des
masurischen Dorfes). Tagung der Ostsee-Akademie und der ,,Borussia“
vom 17.-20. Mai 1996; Tozsamo$¢ kulturowa ludnos$ci Warmii i Mazur
(Die kulturelle Identitit der Bevolkerung des Ermlandes und Masurens).
Tagung des Kgtrzynski -Instituts vom 17./18. November 1995; Wokot
dziedzictwa historycznego Prus Wschodnich (1945-1995) (Vom histori-
schen Erbe Ostpreuflens [1945-1995]). Tagung des Ketrzynski-Instituts
vom 20. Dezember 1995; Pruska Kraina — Prussia — Prusy: pojgcie, tra-
dycia, perspektywa (PreuBlisches Land — Prussia — Preuflen: Begriff,
Tradition, Perspektiven). Tagung des Ketrzynski-Instituts und der Ost-
see-Akademie vom 20.-22. September 1996. Besprechungen und Ma-
terialien anderer Zusammenkiinfte und Konferenzen wurden regelmé-
Big u.a. in ,,Gazeta Olsztynska®, ,,Komunikaty Mazursko-Warminskie*
sowie ,,Borussia“ veroffentlicht.

114 J. Rogall, Niemieccy i polscy Mazurzy? (Deutsche und polnische Ma-
suren?), in: Borussia (1992), Nr. 3-4, S. 12-16; ders., Deutsche Masu-
ren — polnische Masuren?, in: Masurische Storchenpost (1991), Nr. 12,
S. 7-12.

115 H. ReinoB, Gibt es keine ,.echten Masuren“ mehr? Anmerkungen zu einer
kontroversen Diskussion, in: Masurische Storchenpost (1993), Nr. 1, S. 19.
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In meinem Artikel ,,Das religios-kulturelle Erbe der Masuren''® pole-
misierte ich iiber die These von Joachim Rogall, wies auf die charak-
teristischen Merkmale der Eigenarten der gegenwirtig in Polen leben-
den Masuren hin und machte auf die Notwendigkeit der Beibehaltung
dieser Eigenarten sowohl bei den Polen als auch bei den Deutschen
aufmerksam. Tadeusz S. Willan wies in dem Artikel ,,Wer ist ein
Masure?*“!"” auf die Spezifik dieser in zwei Kulturen verwurzelten
Bevolkerungsgruppe hin. Sie habe ihre eigene Gruppenidentitit. Im
Verlauf der Diskussion nahm Joachim Rogall seine These zuriick.''
Weitaus unsachlicher war eine zwischen drei in Deutschland lebenden
Masuren gefiihrte Diskussion. Giinter Schiwy, Bernhard Fisch sowie
Herbert Reinof ,,stiefen eine ohnehin schon geodffnete Tiir auf*, in-
dem sie u.a. iiber die Abstammung der masurischen Sprache sowie
tiber die Genese der Besiedlung dieses Gebietes stritten.!!” Einer der
Diskutanten, Bernhard Fisch, unterschied in seiner Arbeit ,,Wer sind
die Masuren? Was sind die Masuren?* in drei Kategorien:

1. die ,alten“(oder eigentlichen) Masuren, die in Masuren leben
oder aus Masuren stammen und polnisch (masurisch) sprechende
Protestanten;

2. die ,,deutschen* Masuren, in Masuren lebende oder dort gebo-
rene deutschsprachige Nachkommen der ,,alten* Masuren sowie
Zugezogene deutscher oder anderer Nationalitdten, unabhéingig
von ihrer Konfession,

116" Masurische Storchenpost (1993), Nr. 5, S. 3-13. .
17 Masurische Storchenpost (1994), Nr. 11, S. 28-36. Vgl. auch andere Au-
Berungen des Prisidenten der Masurischen Gesellschaft, der die These
von Joachim Rogall in Frage stellt: Willan, Od i do mazurskosci (wie
Anm. 6); ders., Nationale Identitit und KulturbewuBtsein der deutschen
Masuren, in: Masurische Storchenpost (1996), Nr. 4, S. 23-29; My Ma-
zurzy jestesmy ,,dwunastkami‘ (Wir Masuren sind Dutzende). T. Kudyba
spricht mit T.S. Willan, in: Schlesisches Wochenblatt Nr. 3 vom 24.-30.
Januar 1997, S. 1 u. 4.
18 Tn einem Brief vom 24. Januar 1995 schrieb der Wissenschaftler aus
Mainz an den Redakteur Tadeusz S. Willan: ,,Die von mir seinerzeit in
der Storchenpost aufgestellten Thesen sind ja zumindest bei den Herren
Reinof3 und Sakson und nicht zu letzt auch bei Ihnen auf Kritik gesto-
Ben. Die vorgetragenen Argumente sind — zumindest teilweise — auch fiir
mich so tiberzeugend gewesen, daf} ich meine fritheren gerne in manchen
Punkten korrigiere.* Masurische Storchenpost (1995), Nr. 4, S. 25. Vgl.
auch J. Rogall, Die Frage der masurischen Identitit, in: Ebenda (1995),
Nr. 6, S. 10-15.
G. Schiwy, Heimatliches Bekenntnis eines Masuren, in: Masurische
Storchenpost (1996), Nr. 3, S. 18-26; B. Fisch, Masuren — heifles Gefiihl
und kalte Wissenschaft, in: Ebenda (1996), Nr. 5, S. 33-36; H. ReinoB,
Anmerkungen zu Bernhard Fisch: Wer oder was sind die Masuren?, in:
Ebenda (1997), Nr. 1, S. 14-25.
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3. die,,polnischen” Masuren, in Masuren lebende oder dort geborene
polnisch sprechende Biirger der Republik Polen, die sich mit der
Landschatft, der Geschichte und der Kultur Masurens identifizieren
und es als ihre Heimat betrachten.'?

Erwin Kruk und die Leiter der Kulturgemeinschaft ,,Borussia“ fiihrten
im Jahre 1995 in der ,,Rzeczpospolita® eine Diskussion iiber das mo-
derne Verstindnis des Masurentums. Im Kern der Auseinandersetzung
stand die Frage: Wer kann sich heute noch als Masure fiihlen? Darf
man mit diesem Begriff nicht nur Masuren im traditionellen Sinne
des Wortes bezeichnen, sondern auch die ,,neuen® Masuren, d.h.
diejenigen, die in dem Gebiet geboren und Nachkommen der nach
1945 hierher gekommenen Ansiedler sind? Im Hinblick auf die Be-
deutung lohnt es, sich mit den Argumenten der beiden Kontrahenten
zu befassen.

Ausgangspunkt war ein Interview mit Erwin Kruk, in dem er u.a.
feststellte, dass ,,es das Bewusstsein, dass dies preuflisches Land
war, nicht mehr gibt. Es mangelt auch an dem Bewusstsein, dass hier
einmal Masuren und Ermlénder gelebt haben. Sie haben das Schicksal
der Preuflen geteilt. Eigentlich bestand nur unmittelbar nach 1956 ein
Interesse an den Masuren‘.'?! Die Leiter der ,,Borussia‘“ schrieben zu
dieser Kontroverse: ,,Die historischen Ursachen des Misstrauens der
in Polen gebliebenen Masuren und Ermlédnder (die nach ihrer eigenen
Entscheidung Deutsche sind) sind bekannt. Aber die objektive Wahr-
nehmung ist eine andere, denn wie sollen wir uns die mehrjdhrige
Titigkeit der mit uns befreundeten masurischen Gemeinschaft in
Gizycko, deren Vertreter sich als Masuren (einer neuen Generation)
bezeichnen und die zu einer wirtschaftlichen und kulturellen Belebung
dieses Landes erheblich beigetragen hat, sonst erkldren?*!??

Erwin Kruk entgegnete darauf: ,JJeder hat das Recht, seine eigene
Identitit zu suchen und zu bestimmen. Fiir die jungen Menschen, fiir
die dieses Land ihr Heimatland ist, ist es, unabhingig davon, woher
ihre Eltern oder Grofeltern stammen, ihr gutes Recht, sich als neue
Masuren oder Ermlidnder zu bezeichnen, wenn sie dies wollen und
wenn sie enge Bindungen zu den Traditionen der Region verspiiren.
Das Kernproblem ist jedoch, in welcher Weise und nach welchen

120 Borussia (1996), Nr. 12, S. 59.

121 Na tytach historii. Z Erwinem Krukiem rozmawia Dariusz Jarosinski (Die
Kehrseite der Geschichte. Dariusz Jarosinski spricht mit Erwin Kruk),
in: Rzeczpospolita vom 17./18. Juni 1995, S. 15

Unterzeichner des Briefes waren Ewa Mazgal, Kazimierz Brakoniecki
und Zbigniew Chojnowski. Vgl. Do Redakcji. Na tytach historii (An
die Redaktion. Die Kehrseite der Geschichte), in: Rzeczpospolita vom
22./23. Juli 1995, S. 18.
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Prinzipien die bisherigen Versuche einer Verwurzelung stattgefunden
haben. Und hier liegen eben leider die Griinde fiir eine Beunruhigung,
die nicht in den kulturellen Leistungen, sondern auf der Ebene des
gesellschaftlichen Lebens liegen. Mich beunruhigen auch die Erklé-
rungen der ,Borussia’ und der ,Masurischen Gemeinschaft’. Obwohl
sie auf ihr Recht hinweisen, sich auf eine masurische Tradition berufen
zu diirfen, geschieht dies allzu oft gleichzeitig durch ein Bestreiten
der Rechte der Masuren, dieser kleinen und zerstreuten Gemeinschaft,
deren Existenz in Masuren in Frage gestellt wird.*!*

Die Konfrontation der am Beginn der 1990er Jahre von der ,,Masu-
rischen Gemeinschaft* aus Gizycko'** vorgestellten Vision von den

123 Do Redakcji. Na tytach historii (An die Redaktion. Die Kehrseite der
Geschichte), In: Rzeczpospolita vom 12.-15. August 1995, S. VI. Vgl.
auch E. Kruk, Odrzuci¢ filozofi¢ Kalego. Rozmowa z Erwinein Krukiem
(Die Philosophie von Kali ist abzulehnen. Gesprich mit Erwin Kruk),
in: Gazeta Olsztynska vom 24.-26. November 1995, S. 3. In dem Ar-
tikel Mazurzy (Die Masuren), in: Przeglad Polityczny (1995), Nr. 29,
S. 109, nimmt Erwin Kruk erneut zu der Titigkeit der beiden Gesell-
schaften Stellung, indem er schreibt: ,,( ... ) auch besteht ein unstillba-
res Bediirfnis zu verkiinden, dal es die Masuren nicht mehr gibt. Dabei
erkldren sie, daf sie das Recht hiitten, sich auf eine masurische Traditi-
on zu berufen. Vielleicht ist die Bemerkung ungerecht, aber es scheint
s0, als wollten sie statt der Masuren die neuen Masuren sein (Hervorhe-
bung durch den Verfasser). Derzeit ndmlich gefillt ihnen von allen ma-
surischen Traditionen der Name am meisten. ( ... ) Die Erinnerung daran,
daB hier iiber Jahrhunderte hinweg Masuren gelebt haben, verfliichtigt
sich. Teilen sie vielleicht das Schicksal der Preulen?* Vgl. auch ders.,
Skad przychodza Mazurzy (Woher kommen die Masuren?), in: Pome-
rania (1995), Nr. 10, S. 4-8; Stowo na spotkanie w Gorlitz (Ein Wort
zum Treffen von Gorlitz), in: Uprzedzenia pomigdzy Polakami i Niem-
cami. Materialy polsko-niemieckiego Sympozjum Naukowego 9-11
XII 1992 (Vorurteile zwischen Polen und Deutschen. Materialien eines
deutsch-polnischen wissenschaftlichen Symposiums vom 9.11. Dezem-
ber 1992). Warszawa 1994, S. 49-53; Codzienno$¢ w rodzinnych okoli-
cach (Der Alltag in der Heimat), in: Slqsk (1997), Nr. 2, S. 14ff. Die Dis-
kussion zwischen Erwin Kruk und den Vertretern von ,,Borussia“ analy-
siert auch Hubert Orlowski in seiner Arbeit ,,Atlantis des Nordens oder
vom Gesamtwerk Borussia.* Kulturregionale Aktivitidten im polnischen
Ostpreuflen, in: Literarisches Schreiben aus regionaler Erfahrung. West-
falen — Rheinland — Oberschlesien und dariiber hinaus, hrsg. v. W. Goss-
mann u. K.-H. Roth. Paderborn 1996, S. 348-361. Eine gekiirzte polni-
sche Fassung wurde in Borussia (1997), Nr. 14, S. 280-287, veroffent-
licht. Vgl. auch das Gedicht von Kazimierz Brakoniewicki, Mitologia
(Mythologie), in: Poswiaty. Olsztyn 1996, S. 36 f.

Uber ihre Ziele und Aufgaben vgl. ,,Jestem homo politicus no i si¢ na
tym znam.* Z przewodniczacym Stowarzyszenia ,,Wspdlnota Mazurs-
ka“ doktorem Wojciechem Lukowskim rozmawia Wojciech Marek Dar-
ski (,Ich bin ein homo politicus, also kenne ich mich aus.” Ein Gesprich
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Hheuen Masuren'” mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit erwies

sich als schwierig. Der Vorsitzende der Gemeinschaft, der Soziologe
Wojciech Lukowski, stellte aus seiner vierjdhrigen Erfahrung fest,
dass ,.die Identitit der recht kleinen Gruppe (aufgeklirter) moderner
Einwohner des Ermlandes und Masurens zweifellos eine Identitét
ist, die den Anspruch erhebt, eine regionale Identitit zu werden.
Nur wenige finden in ihr eine Bestitigung ihrer Aspiration, und sie
bildet in Wirklichkeit nur eine ideologische Identitit, ein gewis-
ses Projekt, einen Traum der Intellektuellen. Wie es scheint, ist die
Kommunikation zwischen den Anhéngern dieses Projekts und der
gegenwirtigen masurischen Gesellschaft sehr gering oder auch gar
nicht vorhanden®.'*

Die interessante Konzeption der ,,neuen* Masuren und Ermlidnder
bleibt weiterhin ungeklirt. Offen bleibt auch die Frage, ob die junge
Generation, die hier geboren und aufgewachsen ist, sich mit der
Region identifiziert, ob sie sich als Ermlidnder und Masuren fiihlen
und ob ihnen dariiber hinaus die Bezeichnung passt, die ein Mitglied
der masurischen Gemeinschaft, der Dichter Wojciech Marek Darski
gebraucht — ,,wir Kreuzritter*!?’.

Eine andere, gesellschaftlich weniger tragfihige und eher personliche
Dimension besal3 die Diskussion gefiihrt von Mitgliedern der ,,Bo-
russia® und Tadeusz S. Willan. Thm wurde u.a. fehlende politische
Legitimation und Verworrenheit der Ziele vorgeworfen.'”® Ein cha-

von Wojciech Marek Darski mit dem Vorsitzenden der Vereinigung Ma-
surische Gemeinschaft, Dr. Wojciech Lukowski), in: Gazeta Gizycka Nr.
17 vom 6. Mai 1994, vgl. auch W. Lukowski, W krainie matych ojczyzn
(Im Land der kleinen Heimaten), in: Borussia (1993), Nr. 6, S. 571f.

125 Bei Ewa K. Czaczkowska, Stowarzyszenie nowych Mazuréw (Die Ver-
einigung der neuen Masuren), in: Rzeczpospolita vom 6. Juni 1995,
S. 3, lesen wir u.a.: ( ... ) eine Gruppe von 30- bis 40-jahrigen gebilde-
ten Einwohner von Gizycko stellte fest: Wir haben das Recht, uns auf
die masurische Tradition zu berufen. Das Recht, den masurischen Raum
zu vereinnahmen und ihn mit einem neuen kulturellen Inhalt zu fiillen.
(...) Diese neue Elite antwortet auf die Frage, wer sie ist: Wir sind Ma-
suren — die fritheren Masuren gibt es nicht mehr, das sind wir heute. Es
gibt eine neue masurische Identitit.

126 7Zit. nach: Ebenda. Vgl. auch E. Mazgal, Rybom woda ludziom zgoda
(Den Fischen Wasser, den Menschen Eintracht), in: Gazeta Olsztynska
vom 9.-11. Juni 1996, S. 3 L; W. Katarzynski, Male ojczyzny na Ma-
zurach (Die kleinen Heimaten in Masuren), in: Gazeta Olsztynska vom
31. Mirz 1994, S. 6.

127 Als ,,Kreuzritter* werden die Einwohner des Ermlands und der Masuren
des ofteren von den Einwohnern benachbarter Regionen bezeichnet.

128 Vgl. B. Domagata, Orientacje narodowos$ciowe Mazuréw i Warmiakéw
— stowarzyszenia mniejszo$ci niemieckiej na Warmii i Mazurach (Natio-
nale Orientierungen der Masuren und Ermlinder — die Vereinigungen der
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rakteristisches Merkmal der oben dargestellten Auseinandersetzung
war die Tatsache, dass sie sich im Prinzip auf das Gebiet des histori-
schen Masuren beschrinkte und die ermlédndische Frage unbeachtet
lieB3. Eine @hnliche Situation gab es auch in der Zeit des Umbruchs
1980/81.

Dieses interessante Phinomen macht weitergehende Analysen erfor-
derlich, die den Rahmen dieser Arbeit jedoch iiberschreiten wiirden.
In den 1990er Jahren wurden nur einige Bemiihungen im Hinblick
auf die ermléndische Tradition unternommen. Sie waren grofitenteils
mit Feierlichkeiten anldsslich historischer Gedenktage und mit der
Revitalisierung bestimmter Elemente der materiellen Kultur und
der Folklore verbunden oder kniipften auch an die Traditionen der
polnischen Bewegung der 11. Republik Polen im Ermland an. Auch
erschienen verstérkt zahlreiche Arbeiten und Artikel in der lokalen
Presse.!”

deutschen Minderheit im Ermland und in Masuren), in: Borussia (1991),
Nr. 1, S. 25; M. Pacek, Niemieccy Mazurzy dzisiaj (Deutsche Masuren
heute), in: Ebenda (1992), Nr. 2, S. 19-23; T.S. Willan, Wir, die gefihrli-
chen Neubekehrten, in: Masurische Storchenpost (1992), Nr. 7, S. 28-35;
B. Domagata, Socjologiczna charakterystyka lideréw mniejszo$ci nie-
mieckiej na Warmii i Mazurach (Soziologische Charakteristik der Fiih-
rungsschicht der deutschen Minderheit im Ermland und in Masuren),
in: Przeglad Zachodni (1993), Nr. 3, S. 199-209; T.S. Willan, Liderzy
mniejszo$ci niemieckiej na Warmii i Mazurach w krzywym zwierciad-
le Bozeny Domagaty (Die Fiihrungsschicht der deutschen Minderheit
im Ermland und in Masuren im Zerrspiegel von Bozeny Domagata), in:
Ebenda (1994), Nr. 2, S. 199-202; B. Domagata, Odpowiedz na list Ta-
deusza S. Willana (Antwort auf den Brief von Tadeusz S. Willan), in:
Ebenda (1994), Nr. 2, S. 202f. Zur Tétigkeit der Masurischen Gesell-
schaft vgl. u.a. Wankowska-Sobisiak, Stowarzyszenia (wie Anm. 8), S. 4;
S. Jertnakowicz, Letnie Mazuréw rozmowy (Die sommerlichen Gespri-
che der Masuren), in: Gazeta Olsztyfiska vom 11. August 1994, S. 1 u.
3; Raz do roku w Krutyni. Z T.S. Willanem, przewodniczacym ,,Stowar-
zyszenia Mazurskiego*, rozmawia Andrzej Maciejewski (Einmal im Jahr
in Krutyn. Andrzej Maciejewski im Gesprich mit T.S. Willan, dem Vor-
sitzenden der ,,Masurischen Vereinigung*), in: Gazeta Warminska vom
30. Juni — 7. Juli 1994, S. 3; T.S. Willan, Die Moglichkeiten, in zwei
Kulturen zu leben, in: Masurische Storchenpost (1993), Nr. 6, S. 8-11.

Vgl. u.a. E. Srajerova, Ostatni Warmiak na wyspie (Der letzte Ermlén-
der auf der Insel), in: Wiadomosci Biskupieckie Nr. 5 vom Juli-August
1991, S. 5; Odpust Warmiakéw (Die Kirmes der Errnldnder), in: Gazeta
Olsztyniska vom 16. August 1993, S. 7; E. Cie$niarska, Szkota pani Marii
(Die Schule der Frau Maria), in: Dziennik Pojezierza vom 23.-25. Sep-
tember 1994, S. 4; K. Brakoniecki, Z dziennika warminskiego (Aus dem
ermléndischen Tagebuch), in: Przeglad Polityczny (1995), Nr. 29, S. 32
ff . Vgl. auch den interessanten Zyklus von Artikeln mit Erinnerungen
von Hubert Ortowski, seiner Heimat Ermland und Masuren gewidmet:
Odpominanie (Riickerinnerungen), in: Gazeta Warminska (1993), Nr. 11;
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Ausfiihrlicher und griindlicher wurde dagegen iiber masurische The-
men publiziert. So erschien im Oktober 1995 in der Monatsschrift der
Kaschubisch-Pommerschen Vereinigung ,,Pomerania‘“ eine Samm-
lung zum Thema Masuren.'* Auch in der Zeitschrift ,,Borussia“ hat
diese Problematik ihren festen Platz. Besondere Aufmerksamkeit
verdient die 1996 unter dem Titel ,,Die Masuren. Tragddie eines
Grenzlandes* veroffentlichte Materialsammlung."*' Auf Initiative des
Historisch- Gesellschaftlichen Instituts in Szczytno erschien 1996 der
erste Band vom ,,Rocznik Mazurski*“ (Masurisches Jahrbuch), der
Arbeiten zu dieser Region vereinigte. Die masurische Problematik
findet auch in der lokalen'*?, und in der gesamtpolnischen Presse'®
ihren Platz. Besondere Aufmerksamkeit verdient die in Szczytno
herausgegebene 14-tigig erscheinende Zeitschrift ,,Kurek Mazurski®.
Erwin Kruk, Verfasser von ,,Kronika z Mazur — Masurische Chronik*
(PIW, Warszawa 1989) ist seit einer Reihe von Jahren Autor einer
festen Kolumne unter dem Titel ,,Z mazurskiego brulionu® (Aus
dem masurischen Notizbuch), die in der schon erwdhnten Zeitschrift
,Pomerania‘“ publiziert wird.

(1994), Nr. 1, 5-7, 33 u. 36; Warmia w oddali, Odpominanie (Ermland
aus der Ferne. Riickerinnerungen), in: Sprawy Narodowo$ciowe - seria
nowa II1 (1994), S. 193-215; Point of no return, in: Borussia (1996), Nr.
12, S. 180ff.
130" Die Autoren dieser Texte: E. Kruk, H. Skurpski, A. Sakson, D. Jarosinski
und A. Matysiak.
3L Veroffentlicht wurden die Texte folgender Autoren: B. Fisch, G. Biatunski,
J.Z. Lichanski, P. Fijatkowski, G. Strauchold, Cz. Osgkowski und H.
Somplatzki.
132 Vgl. u.a. Inni? Z Krzysztofern Mutschmannem proboszczem parafii
ewangelicko-augsburskiej w Sorkwitach rozmawia J. Trusewicz (Ande-
re? J. Trusewicz im Gesprich mit Krzysztof Mutschmann, dem Propst
der evangelisch-augsburgischen Gemeinde in Sorkwity), in: Dziennik
Pojezierza vom 14.-17. Mai 1992, S. 5; Najpigkniejsze na Mazurach.
Z Burkhardem Ollechem rozmawia P. Staskiewicz (Das Schonste in
Masuren. P. Staskiewicz im Gesprich mit Burkhard Ollech), in: Gaze-
ta Warminska vom 5.-11. Mai 1994, S. 7; T.S. Willan, Mazuréw dro-
ga przez meke (Der leidvolle Weg der Masuren), in: Gazeta Olsztynska
vom 17 Dezember 1990, S. 6; W.M. Darski, Mazurski los (Das masuri-
sche Schicksal), in: Ebenda vom 12. September 1992, S. 5.
Vgl. u.a. J. Morawski, Gdzie sa Mazurzy? (Wo sind die Masuren?), in:
Spotkania Nr. 49 vom 18. Dezember 1991, S. 4; Dziad byt mazurskim
Polakiem — wnuk jest mazurskim Niemcem. Po twarzy, Z Gustawem
Kayka, wnukiem Michata Kayki, rozmawia K. Rézycki (Der Grof3vater
war ein masurischer Pole — sein Enkel ist ein masurischer Deutscher. K.
Rézycki im Gespridch mit Gustav Kayka, dem Enkel von Michat Kay-
ka), in: Polityka Nr. 36 vom 6. September 1994, S. 6; J. Trusewicz, Na
ostatnich tropach Smegtka. Dziedziczka Irokezéw (Die letzten Spuren
von Smetek. Erbin der Irokesen), in: Rzeczypospolita vom 28./29. Ok-
tober 1995, S. 12.

133
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Eine interessante Erscheinung ist die immer 6fter zu beobachtende
dauerhafte Riickkehr von Ermldndern und Masuren, die nach Deutsch-
land ausgereist waren. In ihrer alten Heimat sind sie im Bereich der
Wirtschaft und im Immobiliensektor titig?'3* Die Frage nach der
Desintegration und nach dem Zerfall der masurischen und ermlén-
dischen Gesellschaft ist weiterhin offen und bildet den Gegenstand
zahlreicher Auseinandersetzungen. Diese Entwicklung wird dabei
zunehmend mythologisiert.

(Zuerst erschienen in: Nordost-Archiv. Zeitschrift fiir Regionalge-
schichte. Band VIII/1999, Heft 1, S. 221-236)

13 Vgl. L. Krysztalowicz, Ich bin Masure, in: Schlesisches Wochenblatt Nr.
9 vom 13. Mirz 1997, S. 7; ders., Chcg wréci¢ na Mazury (Ich will nach
Masuren zuriick), in: Ebenda, Nr. 10 vom 14.-20. Mirz 1997, S. 9.



Menschen im Wandel 91
8. Die Nationalitiitenpolitik der II1. Republik

Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte Polen seinen multinationalen
Charakter verloren. Dies hatte verschiedene Ursachen: Die Ausrottung
der polnischen Juden durch das Dritte Reich, die Verschiebungen der
Staatsgrenzen als Folge der Abkommen von Jalta und Potsdam sowie
die stalinistische Politik in der Nationalititenfrage. Dies fiihrte dazu,
dass Polen in der Nachkriegszeit zu einem Land wurde, in dem die
Polen 97 % der Gesamtbevolkerung bildeten (Tabelle 3).

Noch Ende der 30er Jahre gehorten 36 % der ca. 32 Millionen pol-
nischen Einwohner nationalen Minderheiten an. Den groBten Teil
davon bildete die Bevolkerung ukrainischer Abstammung (15-16 %),
die zweitgroBite Gruppe waren Juden (8-10 %), gefolgt von den
WeibBrussen [Ruthenen] (4-6 %) und Deutschen (2-3 %). Die ukra-
inische bzw. die weiBrussische Bevolkerung war in geschlossenen
Siedlungen in den Regionen 6stlich der Fliisse Bug und San anséssig.
Trotz angestrengter Bemiihungen des polnischen Staates, der den
Ankémmlingen aus Zentralpolen zu sehr giinstigen Bedingungen
Land anbot sowie bessere Lohne im Schulwesen und Staatsdienst
zusicherte, bildeten die Polen dort nur eine Minderheit (ca. 37 %).
Deutsche und Juden lebten zerstreut, wobei die Anzahl der letzteren
anstieg, und zwar von der Weichsellinie aus in Richtung Osten.'%

Der Zweite Weltkrieg verursachte groflere Verdanderungen in den Zah-
lenverhiltnissen der nationalen Minderheiten in Polen. Die Politik der
Okkupationsverwaltungen des Dritten Reiches fiihrte zur Ausrottung
der jiidischen Bevolkerung (2,7 bis 3 Millionen) und der Roma. Die
Verschiebung der polnisch-sowjetischen Staatsgrenze in Richtung
Westen hatte zur Folge, dass der grofere Teil der weilirussischen,
ukrainischen und litauischen Bevolkerung, die bisher die polnische
Staatsangehorigkeit besal3, sich nun innerhalb der Grenzen des sta-
linistischen Imperiums befand. In den Jahren 1944 bis 1947 haben
ca. 489.000 Ukrainer und ca. 36.000 Weirussen Polen entweder
freiwillig verlassen, oder sie wurden zwangsweise ausgesiedelt. Auf
dem Gebiet Polens blieben ungefihr 110.000 Ukrainer und 150.000
Weillrussen zuriick. Von der Gesamtzahl der rund 10.000 Litauer sie-
delten nur kleinere Gruppen in das nun sowjetische Litauen um. Was
die deutsche Minderheit anbetrifft, so haben aufgrund des Potsdamer

135 H. Chatupczak, T. Browarek, Mniejszo$ci narodowe w Polsce 1918-1995
[Nationale Minderheiten in Polen 1918-1995], Lublin 1998; J. Tomas-
zewski, Mniejszosci narodowe w Polsce w XX. wieku [Nationale Min-
derheiten in Polen im 20. Jahrhundert], Warszawa 1991.
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Abkommens in den Jahren 1945 bis 1949 3,2 Millionen Deutsche
Polen verlassen.!3¢

Die Anzahl der Angehorigen nationaler Minderheiten in Polen bleibt
nach der Aussiedlung der deutschen Bevolkerung seit 1950 weitge-
hend unverindert (3 %) und unterliegt nur geringen Schwankungen.
In Anbetracht des geringen Ausmalles dieses Problems fiihrte die
kommunistische Regierung keine Statistiken iiber die nationalen
Minderheiten. Nach den neuesten Schiitzungen lebten in Polen Anfang
der 90er Jahre 700.000 bis 1,1 Million Biirger, die sich einer anderen
Nationalitit als der polnischen zurechneten.

Aus dem bisher Dargelegten ergibt sich, dass im heutigen Polen
Deutsche, Ukrainer und Weifirussen die zahlenmiBig stirksten na-
tionalen Minderheiten darstellen. Kleinere Gruppen bilden Litauer,
Slowaken, Tschechen, Juden, Roma, Griechen, Makedonier und
Russen. Eine spezifische Eigenart zeigen die relativ kleinen Gruppen
der Karaimer, Tataren, Armenier und Bulgaren. Zu einer weiteren
Gruppe gehoren die Autochthonen (Kaschuben, Masuren, Ermldnder
und Schlesier).

Die Minderheitenpolitik der Volksrepublik Polen

Nach 1945 entschied die neue nunmehr sozialistische polnische
Staatsverwaltung, die ,,Nationalitdtenproblematik endgiiltig zu 16-
sen. Die polnischen Kommunisten sprachen sich damals fiir ethnisch
definierte Grenzen aus. Um dieses Ziel zu realisieren, wurden die
deutsche und ukrainische Bevolkerung zwangsausgesiedelt und die
Aktivitidten anderer Minderheiten weitgehend eingeschrinkt. Dadurch
wollte man eine in nationaler Hinsicht homogene polnische Gesell-
schaft schaffen; auf diese Weise sollte sie vom ,,inneren Feind“ im
politischen Sinne befreit werden. Die bestehenden ethnischen und
nationalen Unterschiede versuchte man zu verdecken oder deren Be-
deutung auf regionale oder historische Varianten der Differenzierung
des polnischen Volkes zu reduzieren.'?’

136 A. Kwilecki, Mniejszosci narodowe w Polsce Ludowej [Die nationalen
Minderheiten in der Volksrepublik Polen], in: ,,Kultura i Spoteczenstwo*
[,,Kultur und Gesellschaft“], Nr. 4,1963; derselbe: Liczebno$¢ i rozmies-
zczenie grup mniejszosci narodowych na Ziemiach Zachodnich [Zah-
lenwerte und Verteilung der Gruppen der nationalen Minderheiten in
den westlichen Gebieten Polens], in: ,,Przeglad Zachodni* [,,Westliche
Rundschau®], Nr. 4, 1964; J. Tomaszewski, Rzeczpospolita wielu naro-
déw [Republik vieler Nationen], Warszawa 1985; Volksrepublik Polen,
hrsg. von T. Mechtenberg und R. Scharff, Vlotho 1985.

137 K. Kersten, Przemiany struktury narodowosciowej Polski po IT wojnie
Swiatowej. Geneza i wyniki [Verdnderungen der Nationalitdtenstruk-
tur Polens nach dem Zweiten Weltkrieg], in: ,,Kwartalnik Historyczny*
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Im Ubrigen wurden die auf dem Gebiet Polens lebenden nationalen
Minderheiten von den Behorden als ,,notwendiges Ubel* behandelt.
Die ihnen gegeniiber von 1945 bis 1989 betriebene Politik war nicht
einheitlich, es gab auch Unterschiede in Bezug auf die einzelnen
nationalen Gruppen. Bis Ende der 1940er Jahre herrschte der Trend
zur Assimilierung vor, in den 1950er und 1960er Jahren wurde die
Nationalitédtenpolitik liberalisiert. Es wurden Moglichkeiten geschaf-
fen, den Schulunterricht in der Muttersprache abzuhalten sowie die
Muttersprache selbst zu unterrichten, aulerdem wurde die Griindung
eigener Organisationen der Minderheiten genehmigt, dazu gehorten
auch gesellschaftlich-kulturelle Vereine.

Seit Ende der 1960er Jahre wurden die 6ffentlichen und kulturellen
Aktivitidten der Minderheiten erneut eingeschrinkt. Die Behorden
versuchten nunmehr verstirkt, die Idee eines in nationaler Hinsicht
einheitlichen polnischen Staates zu verwirklichen. Nach der Zeit der
gesellschaftlichen Wiederbelebung am Anfang der 1980er Jahre und
des Ausnahmezustandes (Kriegszustandes) in den Jahren 1981-1982
war fiir die Politik der Staatsverwaltung gegeniiber den nationalen
Minderheiten bis 1989 eine gewisse Lockerung der bisherigen Ein-
schriankungen, die Einwilligung in 6ffentliche Aktivitédten (auf lokaler
Ebene) sowie die Erhohung der Subventionen fiir die Tétigkeit der
Minderheiten charakteristisch.

Eigentlich haben alle bedeutenderen und zahlenmiBig stirkeren in
Polen lebenden nationalen Minderheiten, mit Ausnahme der Roma,
die nicht als nationale Minderheit galten, institutionelle Formen der
Organisation des kulturellen Lebens erhalten, die vom Innenministe-
rium beaufsichtigt und finanziert wurden. Es wurde nach dem Prinzip
»eine Minderheit — eine Organisation* verfahren; alle ,,von unten
kommenden* Versuche der Griindung eigener, unabhéngiger Organi-
sationen wurden sofort im Keim erstickt. Die Gesellschaften sollten
offiziell der Kultivierung der nationalen kulturellen Traditionen der
Minderheiten dienen, aber in Wirklichkeit waren sie ein Instrument,
das zur Kontrolle dieser Milieus durch die Staatsverwaltung diente.
Die Organisationen wurden einer Kader- und Programmkontrolle
unterzogen; sie waren keineswegs zu Partnern der Staatsverwaltung

[,,Historische Vierteljahresschrift*], Nr. 2, 1969; K. Pudto, Ksztaltowanie
si¢ statusu etnicznego ludnosci niepolskiej w Polsce (1945-1965) [He-
rausbildung des ethnischen Status der nicht-polnischen Bevolkerung in
Polen (1945-1965)], in: ,,Acta Universitatis Wratislaviensis*, 12989, Nr.
1023; G. Janusz, Usytuowanie mniejszo$ci narodowych w spoteczenstwie
ipolityce panstwa polskiego po 1945 r. [Platz der nationalen Minderhei-
ten in der Gesellschaft und Politik des polnischen Staates nach 1945], in:
Mniejszo$ci narodowe w polskiej mysli politycznej XX wieku [Natio-
nale Minderheiten im polnischen politischen Denken des 20. Jahrhun-
derts], hrsg. von J. Jachymek, Lublin 1992.
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in der Nationalitdtenpolitik geworden. Die Behorden kiimmerten sich
nur darum, dass die Tétigkeit dieser Organisationen nicht den Rahmen
gesellschaftlich-kultureller Aktivititen {iberschritt.

Genauso wie die Anzahl und die Rechte der Organisationen war auch
der Zugang der Minderheitenvertreter zur Verlagstitigkeit einge-
schrinkt. Diese hatte vor allem gesellschaftlich-kulturellen Charakter
und sollte die offizielle politische Linie der Behorden festigen. Als
Prinzip galt, dass eine Minderheit nicht mehr als eine Zeitschrift
verlegen darf.

Die Vertreter der Minderheiten hatten auch Zugang zum 6ffentlichen
Schulwesen. Der Unterricht wurde in den Muttersprachen der ein-
zelnen Minderheiten durchgefiihrt (,,mit nichtpolnischer Unterrichts-
sprache®). Grundsitzlich gab es zwei Typen von Schulen, die Unter-
richt in den Muttersprachen der einzelnen nationalen Minderheiten
anboten: Schulen (oder auch Schulabteilungen) mit nichtpolnischer
Unterrichtssprache sowie Schulen (oder auch Schulabteilungen) mit
polnischer Unterrichtssprache und zusétzlichem muttersprachlichen
Unterricht.'

Die Minderheitenvertreter durften sich weder politisch betitigen noch
Verwaltungsposten innehaben. Sowohl in den (lokalen wie zentra-
len) Verwaltungsstrukturen als auch im Parlament (Sejm) wirkten
Vertreter nationaler Minderheiten mit, aber nicht als Vertreter ihrer
eigenen nationalen Gruppen, sondern als Vertreter der damaligen
politischen Parteien. Die Versuche, eigene, ,,nationale* Kandidaten
vorzuschieben, endeten mit ihrer Ablehnung schon in der Konsulta-
tionsphase oder bei ihrer Anmeldung, auch wenn sie die Bedingung
der politischen Loyalitit erfiillt haben.

Die in jener Zeit betriebene Politik der Assimilation der nationalen
Minderheiten wurde auch von den allgemeinen gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Wandlungsprozessen in Polen begiinstigt. Dabei
wirkten sich vor allem die Industrialisierungsprozesse, die Migration
aus den Dorfern in die Stidte sowie die Entwicklung der Massenkul-
tur in polnischer Sprache (vor allem Rundfunk und Fernsehen) aus.
Die einzige Moglichkeit, die eigene nationale Identitit zu erhalten,

138 C. Zotedowski, Szkolnictwo narodowosciowe w Polsce [Nationalititen-
schulwesen in Polen], in: ,,Zeszyty Naukowe Instytutu Nauk Politycz-
nych Uniwersytetu Warszawskiego* [,,Wissenschaftliche Hefte des In-
stituts fiir Politische Wissenschaften der Warszauer Iniversitdt“], Nr. 16,
1991; K. Wasiak, Szkolnictwo i kultura grup narodowosciowych w Pol-
sce Ludowej [Schulwesen und Kultur der Nationalititengruppen in der
Volksrepublik Polen], in: ,,Przeglad Zachodniopomorski* [,,Westpom-
mersche Rundschau“], Bd. 16, 1972.
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lieferten das Schulwesen und die lokale kulturelle Tatigkeit — wie
Musik, Gesang, Tanz und Sprache. Als Symbole der nationalen Ei-
genstindigkeit spielten sie bei der Erhaltung des nationalen Geistes
und dem Wiedererwachen der ethnischen Eigenart in den Jahren
1945-1989 eine Schliisselrolle. Aus diesem Grunde hatten sie einen
privilegierten Platz in der Tétigkeit der nationalen Minderheiten
und wurden von ihnen als Faktoren der kulturellen Aktivierung und
gesellschaftlichen Mobilisierung behandelt.

Wie Stawomir Lodzinski anmerkte, haben ,,das in den Jahren
1945-1989 bestehende gesellschaftlich-politische System sowie die
von den Behorden gegeniiber den nationalen Minderheiten betriebene
Politik die Kultivierung der nationalen Identitét letzterer keineswegs
begiinstigt. Das damals geschaffene Rechts- und Politiksystem in
Bezug auf die nationalen Minderheiten hat bis Ende der 80er Jahre
in unverianderter Form tiberdauert. Seine Veridnderung war eigentlich
ohne allgemeine Demokratisierung des Staates nicht moglich. Die
psychologischen Konsequenzen der auf diese Weise den Minderheiten
gegeniiber betriebenen Politik erwiesen sich als sehr schwerwiegend.
Diese Gruppen haben im Selbstbewusstsein der polnischen Gesell-
schaft praktisch nicht existiert. Wegen des Mangels an Moglichkei-
ten, ihre Gruppeninteressen frei zu dullern, blieben auch ethnische
Spannungen und Animositdten zwischen den Minderheiten und der
Mehrheit verdeckt*.'*

Die Abkehr von der sozialistischen Minderheitenpolitik

Die grof3e gesellschaftliche Wende von 1989 verursachte die Abkehr
von der bisher betriebenen Nationalitdtenpolitik, die sich auf das Kon-
zept des von einer Nation bewohnten Staates stiitzte. Ziel der neuen
Regierung war eine Politik, wie sie in demokratischen Staaten gegen-
tiber nationalen und ethnischen Minderheiten praktiziert wird.

Anzeichen fiir Verdnderungen bei der Einstellung der oppositionellen
politischen Eliten zu dieser Frage konnte man schon in der Zeit der

139 S. Lodzinski, Przekroczy¢ wlasny cien. Prawne, instytucjonalne aspek-
ty polityki panstwa polskiego wobec mniejszo$ci narodowych w latach
1989-1997 [Den eigenen Schatten iiberschreiten. Rechtliche und insti-
tutionelle Aspekte der Politik des polnischen Staates gegentiber den na-
tionalen Minderheiten in den Jahren 1989-1997], in: Mniejszo$ci naro-
dowe w Polsce. Praktyka po 1989 roku. [Nationale Minderheiten in Po-
len. Praxis nach 1989], hrsg. von B. Berdychowska, Warszawa 1989,
S. 31-32; vgl. dazu auch: Mniejszosci narodowe w Polsce. Panstwo i
spoleczenstwo polskie a mniejszosci narodowe w okresach przetoméw
politycznych (1944-1989) [Nationale Minderheiten in Polen. Der polni-
sche Staat und die polnische Gesellschaft in der Zeit der politischen Um-
wandlungen (1944-1989)], hrsg. von P. Madajczyk, Warszawa 1998.
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so genannten ,.ersten Solidarno§¢-Bewegung® beobachten. Noch
in den siebziger Jahren waren die Probleme der Minderheiten fiir
die Offentlichkeit ,,unsichtbar*. Thre Situation, wie sich Bogumita
Berdychowska, die erste Leiterin des Biiros fiir die Angelegenheiten
der Nationalen Minderheiten beim Kultus- und Kunstministerium
gedulert hat, erinnert an das ,,Verhalten der Fische im Aquarium ...
jemand habe sie sogar gesehen, aber keiner habe sie gehort. So war
es auch im Falle jeder Nationalititengruppe, wenn die Dramatik ihrer
Situation unterschiedlich war*.'4

Auch die Leitung der Gewerkschaft Solidarno$¢ hat die Probleme
der nationalen und ethnischen Minderheiten verhéltnisméBig spit
wahrgenommen. Am 7. Oktober 1981 hat die I. Landesdelegiertenver-
sammlung in Gdansk (Danzig) den ,,Beschluss betreffs der nationalen
Minderheiten“!*! gefasst. Dies traf jedoch kaum auf Widerhall in den
Minderheitenmilieus, die Solidarnos¢ mit Skepsis und Misstrauen
begegneten, und zwar hauptsichlich wegen der starken Betonung
der nationalen und katholischen Werte in ihrem Programm. Dies
war einer der wichtigsten Griinde fiir deren ,,schweigende Unter-
stiitzung* bei der Verhidngung des Ausnahmezustandes in Polen.'*?
Die gesellschaftliche Aufbruchstimmung, zu der es in Polen in den
Jahren 1980-1981 gekommen ist, hat die Handlungsweise vieler
Vertreter der nationalen Minderheiten weitgehend beeinflusst. Es
wurden damals viele neue Programme erarbeitet und Postulate an
die Staatsverwaltung gerichtet, in denen eine Anderung der Natio-
nalitdtenpolitik gefordert wurde.

In der zweiten Hilfte der 1980er Jahre kniipften die Oppositionellen
von der Solidarnos$¢ nihere Kontakte mit den Vertretern der nationalen
Minderheiten. Thr Ergebnis war u.a. die Bildung der Kommission
fiir Nationale Minderheiten, deren Vorsitzender Marek Edelman,
einer der Anfiihrer des Aufstandes im Warschauer Ghetto von 1943,
wurde. Die Kommission wirkte im Rahmen des am 18. Dezember

40 Gesprich mit Bogumita Berdychowska, in: ,,Zycie Warszawy* [,,War-
schauer Leben“] vom 29. 11. 1990.

14 Tn diesem BeschluB versprach die Solidarno$¢ dafiir zu sorgen, daf ,,pol-
nische Biirger, die anderen Nationen und ethnischen Gruppen angehoren®,
ihre eigene Kultur uneingeschrénkt pflegen und an die nidchste Genera-
tion weitergeben konnen. Auf diese Art und Weise wolle man der Tra-
dition der von vielen Volkern bewohnten Republik Polen treu bleiben.
Weiterhin sprach sich die Solidarno$¢ gegen ,,jegliche nationale Teilun-
gen* und fiir die ,,Gewihrleistung der uneingeschrinkten Biirgerrechte
fiir alle Polen, ungeachtet ihrer nationalen Zugehorigkeit oder Abstam-
mung* aus.

142 S, Fodzinski, Struktura narodowosciowa Polski i polityka panstwa wobec
mniejszos$ci narodowych w latach 1989-1992, in: , Kultura i spotczenstwo*
[,,Kultur und Gesellschaft“], Nr. 3, 1992, S. 90.
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1988 gegriindeten Landesbiirgerkomitees, eines Beratungsorgans,
das mit dem Vorsitzenden der Solidarnos¢, Lech Watgsa, zusam-
menarbeitete.'¥

Die Institutionalisierung der neuen polnischen Minderheitenpolitik

Die politischen Verdnderungen, die 1989 in die Wege geleitet wurden,
lieBen die nationalen Minderheiten auf der politischen Biihne aktiver
werden. Das konnte man z.B. bei den Parlaments- und Senatswahlen
im Jahre 1989 beobachten. Einer der ersten Schritte der Regierung
Mazowiecki war die Revision der bisherigen Minderheitenpolitik
sowie die Schaffung eines neuen institutionellen Rahmens fiir deren
Realisierung.'*

Im neu gewihlten Parlament (Sejm) wurde ein ,,Sonderausschuss
fiir die Angelegenheiten nationaler und ethnischer Minderheiten*
gegriindet. AuBSerdem entstand am 7. September 1990 beim Kultus-
und Kunstministerium eine Arbeitsgruppe fiir die Angelegenheiten
nationaler Minderheiten, dass am 1. April 1992 in ,Biiro fiir die
Angelegenheiten nationaler Minderheiten* umbenannt wurde. Diese
Institution ibernahm die bisher beim Innenministerium angesiedelte
Aufgabe, kulturelle Aktivitdten und die Verlagstitigkeit zu subventio-
nieren und juristische und administrative Hilfe zu leisten. Auerdem
griff sie bei den Amtern in konkrete Angelegenheiten der Minderhei-
ten ein und wirkte Erscheinungen entgegen, die Minderheitenrechte
verletzten.'®

Das neue Minderheitenrecht

Anfang der 1990er Jahre wurden viele Aktivititen unternommen, das
Zusammenleben mit den nationalen und ethnischen Minderheiten
gesetzlich neu zu regeln und westeuropdischen Standards anzupassen.
Den Rahmen dieser rechtlichen Regelungen bilden drei Sdulen:

1. Verfassungsregelungen, Rechtsvorschriften und andere Rechts-
akte;

2. Klauseln iiber den Minderheitenschutz in bilateralen Abkom-
men;

3. Schutzregelungen von Organisationen, zu deren Unterzeichnern
auch Polen z&hlt.

143 Ebenda, S. 51.

144 B. Berdychowska, Polska polityka narodowosciowa w latach 1989-1994
[Polnische Nationalitdtenpolitik in den Jahren 1989-1994], in: ,,Kultu-
ra“ [,,Kultur“] (Paris), Nr. 5, 1995, S. 89.

145 ¥ odzinski, (Anm. 9), S. 92f.



Menschen im Wandel 99

Im neu gewihlten Parlament der Legislaturperiode von 1989 bis
1991 wurden zwei Verfassungsausschiisse gebildet: ein Sejm- und
ein Senatsausschuss. Diese Ausschiisse machten es sich zur Aufgabe,
den Status nationaler Minderheiten im polnischen Grundgesetz zu
verankern. Obwohl immer wieder neue Entwiirfe vorgelegt wurden —
der erste schon im Jahre 1991 — gelang es nicht, diese Angelegenheit
zu regeln.'*® Erst mit der Annahme des Grundgesetzes der Republik
Polen, das im April 1997 von der Nationalversammlung beschlossen
und in einem Referendum am 25. Mai desselben Jahres bestitigt
wurde, ist diese Frage endgiiltig geregelt worden.'¥’

Das neue Sondergesetz, das die Rechte der nationalen und ethnischen
Minderheiten konkret festlegen soll, ist noch immer in Arbeit. Dieses
Gesetz wird vor allem von einzelnen Minderheitenorganisationen
befiirwortet.'*® Die Notwendigkeit der Schaffung eines spezifischen
Nationalitdtenrechtes ist in Polen durchaus umstritten.'

Im Parlamentsentwurf des Gesetzes ,,Uber nationale und ethnische
Minderheiten in der Republik Polen® vom 16. September 1998 fin-
den sich viele neue Regelungen, die die Interessen der nationalen
Minderheiten betreffen.'® Aktivititen, die zur Assimilation gegen
den Willen der Angehorigen der betreffenden Minderheit fiihren,
sind verboten (Art. 7). Das Gleiche gilt fiir Verdnderungen der Ver-
waltungsstruktur des Staates mit dem Ziel, die Rechte und Freiheiten
von Minderheiten einzuschrianken. In Artikel 10-11 wird festgelegt,

146 Vgl. A. Sakson, Bestimmungen iiber nationale Minderheiten in polni-
schen Verfassungsgesetzen, in: Osteuropa-Recht, Nr. 3, 1993, S. 198
ff.

147 Artikel 35 dieses Grundgesetzes lautet: ,,1. Die Republik Polen gewihr-
leistet den polnischen Biirgern, die nationalen und ethnischen Minder-
heiten angehoren, das Recht, die eigene Muttersprache zu erhalten und
zu entwickeln, eigene Sitten und Traditionen zu erhalten sowie eigene
Kultur zu entwickeln. 2. Nationale und ethnische Minderheiten haben
das Recht, eigene Bildungs- und kulturelle Institutionen sowie Institu-
tionen, die dem Schutz der religiosen Identitit dienen, zu griinden so-
wie sich an Entscheidungen tiber die Angelegenheiten, die ihre nationa-
le Identitit betreffen, zu beteiligen.*

148 Vgl. A. Sakson, Diskriminierung verboten. Eine gesetzliche Regelung
des Schutzes von nationalen Minderheiten fehlt in Polen noch, in: Aus-
landskurier. Die Zeitschrift fiir internationale Zusammenarbeit (Spezi-
al), Dezember 1995, S. 27 ff.

149 Vgl. L. Janicki/A. Sakson, Probleme der Grundgesetz- und Rechtsre-
gelung der nationalen Minderheiten in Polen und gewihlten Lindern,
Gutachten im Auftrag des Ministerratsamtes, Poznan, Mai 1994; A. Sak-
son, Staatsangehdorigkeit und nationale Identitét, in: Staatsangehorigkeit
und nationale Identitit im Kontext der européischen Integration, Gliwi-
ce 1999, S. 8-14.

150" Drucksache Nr. 616.
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dass in einem Gebiet, das seit langer Zeit oder von einer groferen
Zahl von Angehorigen einer nationalen Minderheit bewohnt wird,
die Muttersprache der betreffenden Minderheit bei Kontakten mit der
offentlichen Verwaltung benutzt werden kann. In solchen Gebieten
konnen weiterhin,,die Ortsnamen, die Namen der Organe der 6ffent-
lichen Verwaltung sowie der Straen in den Sprachen dieser Min-
derheiten vorkommen®. Weiterhin wird in diesem Gesetzesentwurf
die Griindung eines ,,Zentralen Amtes fiir die Angelegenheiten der
nationalen Minderheiten* sowie eines ,,Rates fiir die Angelegenheiten
der nationalen Minderheiten* vorgesehen.

Im polnischen Staatsrecht finden sich weitere Bestimmungen zu den
nationalen Minderheiten, z.B. im Vereinsgesetz vom 7. April 1989."!
Seit dessen Inkrafttreten sind etwa 200 Minderheitenvereine registriert
worden; vor 1988 gab es led1gl1ch sieben solcher Vereine.'>? Das Ge-
setz ,,Uber das Bildungssystem* vom 7. September 1991 ermoglicht
den Schiilern der offentlichen Schulen, ihre nationale, ethnische,
Sprach- und Religionsidentitiit zu erhalten. Insbesondere betrifft dies
den Sprach- und den Geschichtsunterricht sowie die Kenntnis der
eigenen Kultur.'> Auch andere Gesetze gewihren bestimmte Min-
derheitenrechte.'>* In der ,,Wahlordnung der Republik Polen* vom
28. Mai 1993 werden den Minderheiten ebenfalls Erleichterungen
garantiert. Die sog. 5 %-Klausel gilt nicht fiir die Wahlkomitees der
eingetragenen Minderheitenorganisationen.'

Nationale Minderheiten in Polen
a) Die deutsche Minderheit
Fiir die in Polen lebenden Deutschen hat die neue Nationalitéitenpolitik
eine besondere Bedeutung. Zum ersten Mal seit 45 Jahren besteht

fiir sie nun die Moglichkeit, ihre Interessen in der Offentlichkeit
darzulegen sowie unabhingige Organisationsstrukturen zu bilden.'>

151 Gesetzblatt der Republik Polen, Nr. 20, Position 104 — Anlage Nr. 2.

152 Damals (seit 1956) existierten eine weiBrussische, eine litauische, eine
ukrainische, eine tschechische, eine slowakische und eine jiidische Or-
ganisation. Sie durften je eine Zeitschrift herausgeben.

133 Gesetzblatt der Republik Polen, Nr. 95, Pos. 425.

134 Vgl. A. Rzeplinski, Potozenie mniejszosci narodowych w Polsce, in:
Z. Hotda (Hrsg.), Ochrona praw mniejszo$ci narodowych i religijnych,
Lublin 1993, S. 53ff.

155 Gesetzblatt der Republik Polen, Nr. 45, Pos. 205, Kapitel 1, Art. 5.

136 Vgl auch: A. Sakson, Die deutsche Minderheit in Polen. Gegenwart und
Zukunft, in: H. van der Meulen (Hrsg.), Anerkannt als Minderheit. Ver-
gangenheit und Zukunft der Deutschen in Polen, Baden-Baden 1994,
S. 113-126; A. Sakson, Die deutsche Minderheit im heutigen Polen, in:
H. W. Dresder/S. Hagemann (Hrsg.), Scotland to Slovenia. European
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Zurzeit existieren iiber 100 verschiedenartige Organisationen der
deutschen Minderheit, die ungefiahr 200.000 Mitglieder zdhlen. Bei
den letzten Parlamentswahlen 1997 erhielten die sechs Wahlkomitees
der deutschen Minderheit 82.000 Stimmen.!>” Sie bilden nun die
zweitgrofte Interessenvertretung von Minderheiten im Parlament.
In der Wojewodschaft Oppeln, wo die meisten Deutschen leben,
konnte die deutsche Minderheit in den Selbstverwaltungswahlen am
11. Oktober 1998 28,9 % der Mandate im Wojewodschaftsparlament,
27,1 % in den Kreisriten, 39,2 % in den Gemeinderiten der Stidte
mit tiber 20.000 Einwohnern sowie 38,1 % in den Gemeinderiten
der Stidte bis 20.000 Einwohner erringen.!

b) Die ukrainische Minderheit

Die Veridnderungen, die nach 1989 in Polen eingeleitet wurden, waren
auch fiir andere nationale Minderheiten von Bedeutung. Uber den
polnisch-ukrainischen Beziehungen lastet der Schatten der Vergan-
genheit, die Erinnerung an blutige Kriege seitdem 17. Jahrhundert. In
der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg kam es zu grof3eren bewaftneten
Zusammenstofen zwischen dem wiedererstandenen Polen und den
von der Errichtung eines eigenen Staates traumenden Ukrainern.
Bekannt sind auch Kédmpfe um Lemberg [Lw6w], zu denen es 1918
und 1919 kam. Wihrend des Zweiten Weltkrieges und insbesonde-
re in den Jahren 1942 und 1943 kam es in den Ostlichen Gebieten
Polens ofter zu Massenmorden von ukrainischen Nationalisten an
der polnischen Zivilbevolkerung. Von 1945 bis 1947 wurden auch
zwischen der Polnischen Armee und der Ukrainischen Aufstandsar-
mee grausame Kampfe ausgetragen, in denen 2.100 Polen und 4.000
Ukrainer getotet wurden.'

Nachdem 1945 zwei grofie Wellen von Ukrainern aus Polen in die
Ukraine ausgesiedelt und die ukrainischen Aufstandstruppen liqui-
diert worden waren, wandte die kommunistische Regierung der
ukrainischen Bevolkerung gegeniiber das Prinzip der kollektiven

Identities and Transcultural Communication, Koln/Bonn/Mainz 1996,
S. 169-185; A. Sakson, Zur kulturellen Identitiat der Deutschen in Po-
len. Bericht aus der Praxis, in: Th. Schweisfurth et al. (Hrsg.), Deutsch-
land, Polen, Tschechien — auf dem Weg zur guten Nachbarschaft, Ber-
lin/Heidelberg/New York 1999, S. 135-142.
157 Zum Vergleich: Im Jahre 1993 waren es 110.000 und 1991 135.000 Stim-
men.
Vgl. D. Matelski, Niemcy w Polsce w XX wieku, Warszawa/Poznan
1999, S. 302 und 308.
B. Skaradzinski, Biatorusini, Litwini, Ukraincy. [WeiBrussen, Litauer,
Ukrainer], Biatystok 1990; vgl. zu dieser Thematik: A. Haase, Polnisch-
ukrainische Nachbarschaft nach dem Umbruch, in: WeltTrends Nr. 26,
2000, S. 109-130.

158
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Verantwortung an. Die Operation ,,Wista® [,,Weichsel*“] wurde
durchgefiihrt. Als Vorwand hierzu diente der zufillige Totschlag des
stellvertretenden Ministers der polnischen Landwehr, General Karol
Swierczewski, durch ukrainische Aufstindische. In dieser Aktion, die
vom 28. April bis zum 3. Juli 1947 dauerte, wurden aus den siidost-
lichen Gebieten Polens ungefahr 145.000 Ukrainer in die westlichen
und nordlichen Gebiete umgesiedelt, die Polen in den Abkommen
von Jalta und Potsdam zuerkannt worden waren. Auflerdem hatten die
Zwangsaussiedlungen sowie die Errichtung eines speziellen Konzen-
trationslagers in Jaworzno bei Krakéw [Krakau] die Beseitigung der
ukrainischen Minderheit in Polen zum Ziel. Bis 1956 hatten deren
Angehorige keine Moglichkeit, in den Schulen ihre Muttersprache
zu erlernen, sie wurden von der Miliz und den Verwaltungsbehorden
streng beaufsichtigt, alle Riickkehrversuche in ihre fritheren Wohnorte
wurden vereitelt und die Tétigkeit der griechisch-orthodoxen Kirche
sowie anderer Kulturorganisationen war verboten.'®

Heutzutage lebt die ukrainische Bevolkerung, aufler an ihren alten
Wohnsitzen, vorwiegend in den west- und nordpolnischen Wojewod-
schaften. Ungefihr 70 % der Ukrainer sind griechisch-katholischer
Konfession, und 30 % gehoren der griechisch-orthodoxen Kirche an.

Im Jahre 1990 wurde der Verband der Ukrainer in Polen [Zwiazek
Ukraincéw w Polsce] gegriindet, der iiber 10.000 Mitglieder vereinigt.
In Warschau entstanden auch das Ukrainische Archiv [Archiwum
Ukrainskie] sowie ein eigener Verlag ,,Tyrsa“. Die kurz vorher ent-
standene Ukrainische Stiftung des Heiligen Wladimir [Ukrainska
Fundacja Sw. Wlodzimierza] erklért als ihr Hauptziel ,.die Unter-
stiitzung und Popularisierung der ukrainischen Wissenschaft und der
ukrainischen christlichen Kultur in Polen sowie Bemiihungen um die
Anniherung zwischen Polen und Ukrainern. Auf dem Gebiet des
polnischen Staates gibt es nun mehrere ukrainische Schulen, unter
anderem die Allgemeinbildende Oberschule in Gérowo Itawieckie
mit Ukrainisch als Unterrichtssprache; an der Warschauer Universitit
gibt es auch eine Abteilung fiir Ukrainische Philologie. Auflerdem
bestehen in Polen 57 Lehrstiihle der ukrainischen Sprache.'!

10 R. Drozd, Droga za Zachéd. Osadnictwo ludno$ci ukrainskiej na ziemiach
zachodnich i pétnocnych Polski w ramach akcji ,,Wista® [Ansiedlung
der ukrainischen Bevolkerung auf den westlichen und nordlichen Ge-
bieten Polens im Rahmen der Aktion ,,Weichsel*“], Warszawa 1997; R.
Drozd, I. Hatagida, Ukraincyw Polsce 1944-1989. Walka o tozsamo$¢.
[Ukrainer in Polen 1944-1989. Kampf um Identitit], Warszawa 1999.
A. Zerelik, Mniejszo$¢ ukrainska w Polsce po II wojnie Swiatowej
[Die ukrainische Minderheit in Polen nach dem Zweiten Weltkrieg],
in: Mniejszo$ci narodowe w Polsce [Nationale Minderheiten in Polen],
hrsg. von Z. Kurcz, Wroctaw 1997.
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¢) Die weifrussische Minderheit

Die nichstgroffte nationale Minderheit in Polen bilden die Weil3-
russen. Die Gruppe, die ungefihr 200.000 Personen zihlt und sich
zur griechisch-orthodoxen Konfession bekennt, lebt vor allem in
den norddstlichen Gebieten Polens. Kleinere Gemeinschaften der
WeiBrussen leben auch in Warschau und in anderen grofleren Stidten
in Polen.!®?

Im Februar 1990 wurde in Biatystok die Weilirussische Demokratische
Vereinigung [Biatoruskie Zjednoczenie Demokratyczne] gegriindet.
Wiihrend der Selbstverwaltungswahlen sind dafiir die Weillrussischen
Wahlkomitees [Bialoruskie Komitety Wyborcze] entstanden. Die
an den Selbstverwaltungswahlen 1994 teilnehmenden weilrussi-
schen Kandidaten gehorten verschiedenen Koalitionen und Wahl-
komitees an. In Biatystok wurden die weilrussischen Biirger z.B.
vom Wahlkomitee der Griechisch-Orthodoxen [Komitet Wyborczy
Prawostawnych] vertreten, das im Stadtrat drei von 50 Mandaten
erhalten hat.

Das Schulwesen der Weillrussen in Polen umfafit 43 Grundschulen
sowie zwei Allgemeinbildende Oberschulen [Lyzeen] mit zusétzli-
chem Unterricht der weilrussischen Sprache (in Bielsk Podlaski und
Hajnéwka). Im Schuljahr 1995/96 lernten in diesen Schulen 3.953
Schiiler WeiBrussisch.'s?

d) Die litauische Minderheit

Im Gegensatz zu den Weillrussen bewiesen die Litauer, deren Zahl
auf 12.000 bis 20.000 Personen geschitzt wird, ein starkes Natio-
nalbewusstsein und eine grofle — geschichtlich begriindete — Angst
vor der Polonisierung. Die Bindungen zwischen Polen und Litauern
reichen bis ins 14. Jahrhundert zuriick. Hunderte von Jahren bildeten
beide Volker die ,,Republik beider Nationen* [Reczpospolita Obojga
Narodéw]. Erst Anfang des 20. Jahrhunderts, wéihrend des Ausbruchs
der litauischen Nationalbewegung, kam es hiufiger zu Konflikten und
Auseinandersetzungen. Nachdem Polen die historische Hauptstadt
Litauens Vilna [Vilnius] annektiert hatten unterhielten beide Staaten

12 A. Sadowski, Narody wielkie i mate. Biatorusini w Polsce [GroBe und
kleine Volker. WeiBirussen in Polen], Krakéw 1991; E. Mironowicz,
Biatorusini w Polsce 1944-1949 [WeiBrussen in Polen 1944-1949], Wars-
zawa 1993; E. Czykwin, Biatoruska mniejszos$¢ narodowa jako grupa
stygmatyzowana [Die weilrussische nationale Minderheit als stigmati-
sierte Gruppe], Biatystok 2000.

163 P, Kazanecki, Mniejszo$¢ biatoruska [Die weiBrussische Minderheit],
in: Mniejszo$ci narodowe w Polsce (Anm. 6), S. 200.
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bis 1938 keine diplomatischen Beziehungen mehr. An der Grenze kam
es des Ofteren zu kleinen Schielereien. Nach dem deutschen Angriff
auf Polen 1939 und bis zur Besetzung Litauens durch die Rote Armee
1940 fanden viele Polen Zuflucht auf litauischem Staatsgebiet und
wurden von den dortigen Behorden gut behandelt. Alte Voreinge-
nommenheiten prigen aber immer noch die Beziehungen zwischen
der litauischen Minderheit und den Polen.'®*

Es sei angemerkt, dass die litauische Gemeinde sehr an ihrem Natio-
nalethos hingt und gut organisiert ist. 30 % der Litauer gehoren der
Litauischen Soziokulturellen Gesellschaft [Litewskie Stowaerzysze-
nie Spoteczno-Kulturalne] an, die die Zeitschrift ,,Ausra‘“ herausgibt.
Katholische Litauer leben in einigen Gemeinden der Wojewodschaft
Suwatki. Im Gemeindeamt und im Litauischen Kulturhaus in Punsk
wird nur Litauisch gesprochen; iibrigens auch in den Geschiften und
auf den Straflen. Seit ldngerer Zeit sind auch die meisten dortigen
Beamten Litauer.

Eine verhiltnismiBig groe Gruppe von jungen Litauern lernt ihre
Muttersprache. In der ersten Hilfte des Jahres 1990 lernten 670
Personen die litauische Sprache in den Grundschulen und den sog.
Interschulgruppen. Im selben Jahr wurde an der Adam Mickiewicz-
Universitit in Poznan [Posen] der erste Lehrstuhl fiir Litauische
Philologie in Polen gegriindet.'s

e) Die jiidische Minderheit

Die jiidische Minderheit in Polen erlitt infolge des Zweiten Welt-
krieges die meisten Verluste. Diejenigen, die sich vor dem Holocaust
gerettet hatten, verlieBen Polen nach dem Krieg und begaben sich
nach Palistina. Zusammen mit jenen Personen, die schon vor 1939 aus
Deutschland ausgewandert waren, bildeten die polnischen Juden eine
der aktivsten Gemeinschaften zur Errichtung des israelischen Staates.
Die Ubrigen akzeptierten die kommunistische Gesellschaftsordnung
und wirkten aktiv bei der Errichtung und Entwicklung des neuen
sozialistischen Staates mit. Viele bekleideten verantwortungsvolle
Posten im Parteiapparat, in den staatlichen Verwaltungsbehorden
sowie im Staatssicherheitsdienst. Anfang der 60er Jahre lebten in
Niederschlesien 35 % Juden. 1961 bestanden in Polen sechs Grund-
schulen und drei Allgemeinbildende Oberschulen, in denen 1.270
Schiiler jiidischer Abstammung die hebrédische Sprache lernten.

164 P. Lossowski, Polska-Litwa, ostatnie sto lat [Polen-Litauen, die letzten
100 Jahre], Warszawa 1991.

165 K. Tarka, Litwini w Polsce 1944 — 1997 [Litauer in Polen 1944-1997],
Opole 1998.
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Schwer zu beurteilen sind die Verluste, zu denen es infolge der zwei-
ten Emigrationswelle im Jahre 1968 gekommen ist. Die damaligen
Streitigkeiten und Auseinandersetzungen um die Macht innerhalb der
Fiihrung der kommunistischen Partei fithrten zum Ausbruch des Nati-
onalismus und der judenfeindlichen Hetze. Opfer dieser Verfolgungen
wurden Angehorige der jiidischen Intelligenz, die zur Auswanderung
nach Israel gezwungen wurden.'®

Infolge der Emigration im Jahre 1968 sowie der natiirlichen biolo-
gischen Prozesse verringerte sich in den néchsten Jahren allméhlich
die in Polen lebende jiidische Bevolkerung. 1991 schitzte man die
Gesamtzahl der Personen jiidischer Abstammung auf etwa 5.000.
Diese Menschen leben sehr zerstreut. Einzelne Gruppen leben nun
tiberwiegend in GroBstddten und groeren Ortschaften, wie Warszawa
[Warschau], £.6dzZ [Lodz], Szczecin [Stettin] sowie in einigen Stidten
in Niederschlesien. Die Vertreter der wenigen Gemeinschaften der
polnischen Juden sind in der soziokulturellen Gesellschaft der Ju-
den in Polen [Towarzystwo Spoteczno-Kulturalne Zydéw w Polsce]
vereinigt. Grofler Popularitit erfreut sich das von Szymon Szurmie;j
geleitete Staatliche Jiidische Theater in Warschau [Panstwowy Teatr
Zydowski]. Mit der Geschichte der polnischen Juden und mit den
polnisch-jiidischen Beziehungen befasst sich das in Polen und ganz
Europa bekannte Jiidische Institut fiir Geschichte [Zydowski Instytut
Historyczny], das ein auf hohem wissenschaftlichen Niveau stehen-
des Bulletin herausgibt. In Warschau gibt es auch eine Synagoge.
Nachdem die diplomatischen Beziehungen zu Israel 1990 wieder
aufgenommen worden sind, kann man eine Wiederbelebung der
jiidischen Kultur in Polen beobachten.'s”

Auch anderen, zahlenmifig kleinen in Polen lebenden nationalen
Minderheiten haben die 90er Jahre eine Verdnderung gebracht, und
zwar die Wiederbelebung ihrer Tétigkeiten und neue Hoffnungen in
Bezug auf die Zukunft.'s®

1% A. Cata, Mniejszo$¢ zydowska [Die jiidische Minderheit], in: Mniejszo$ci

narodowe w Polsce. Panstwo i spoteczenstwo (Anm. 6); A. Sakson,

Zwangsauswanderung der Juden aus Polen nach 1968, in: ,, AWR Bulletin.

Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen®, Nr. 4, 1998, S. 212-215.

A. Orla-Bukowska, Zydzi jako ,,inni“ w Polsce [Die Juden als ,,andere*

in Polen], in: Inni swoi. Studia z problematyki etnicznej [Andere Lands-

leute. Studien in der ethnischen Problematik], hrsg. von D. Berlinska und

K. Frysztacki, Opole 1999.

198~ A. Sakson, Nationale Minderheiten im heutigen Polen, in: ,, AWR Bulle-
tin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen®, Nr. 1-2, 1994, S. 61-68,
Ethnic Minorities & Ethnic Majority. Sociological Studies of Ethnic Re-
lations in Poland. Edited by M. Szczepanski, Katowice 1997.
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Polens bilaterale zwischenstaatliche
Vereinbarungen zum Minderheitenschutz

Inden Jahren 1991-1994 schloss Polen 13 internationale Vertrage, die
Klauseln zum Minderheitenschutz beinhalten.'® Diese Klauseln, die
zugleich auch innere Verpflichtungen der Vertragsparteien darstellen,
schiitzen folgende Rechte der Angehorigen nationaler Minderheiten
sowohl individuell als auch als Gruppe:

1.

die Muttersprache zu erlernen, sie im privaten und offentlichen
Leben uneingeschrinkt zu gebrauchen sowie Unterricht in der
Muttersprache abhalten zu kénnen;

die eigenen Vor- und Familiennamen in der muttersprachlichen
Version zu gebrauchen;

sich zur eigenen Religion zu bekennen und diese auch zu prakti-
zieren,;

eigene Organisationen bzw. Vereine zu griinden und zu unterhal-
ten;

Kontakte mit anderen Angehorigen der betreffenden Minderheit
im In- und Ausland zu pflegen.

Der Subjektschutz wird nicht so eindeutig wie der Gegenstandsschutz
geregelt. Er betrifft:

1.

nationale Minderheiten (vgl. Vertridge mit Tschechien und der
Slowakei, WeiBirussland, der Ukraine, Lettland, Litauen und Est-
land beziiglich der polnischen Minderheit sowie mit Deutschland
beziiglich der deutschen Minderheit);

Personen polnischer, deutscher, estnischer und bulgarischer Ab-
stammung (vgl. Vertridge mit Deutschland, Estland und Bulgari-
en);

Personen, die dem Kulturkreis des Vertragspartners angehoren
(vgl. Vertriage mit Deutschland und Litauen);

ethnische Gruppen (vgl. Vertrage mit Ungarn);

Biirger des Aufenthaltsstaates, die vom Territorium des Vertrags-
partners stammen (vgl. Vertrdge mit Russland, Estland und Bul-
garien);

Biirger des Staates des Vertragspartners, die sich auf dem Ter-
ritorium des betreffenden Staates aufhalten (vgl. Vertrige mit
Bulgarien, Spanien und Litauen).

169

Vgl.J. Barcz, Rozwdj problem6w mniejszo$ciowych w latach 1990-1993,
in: W. Lesiuk (Hrsg.), Mniejszo$¢ niemiecka na Gérnym Slasku. Pomost
czy przeszkoda w stosunkach polsko-niemieckich, Opole 1994, S. 36
ff.
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Lediglich in den Vertragen mit Deutschland und Litauen wurde neben
den Subjekten auch der Gegenstand des Schutzes definiert.!”

Aufgrund der Kompliziertheit und der grof3en politischen Bedeutung
der Probleme der deutschen, litauischen und polnischen Minderheiten
gehorten die Verhandlungen, die zum Abschluss der Vertrige fiihrten,
zu den schwierigsten dieser Art.'”! Die Vertragsparteien mussten dabei
nicht nur die neuen Minderheitenrechte in den polnischen Gesetzen,
sondern auch bereits frither getroffene internationale Abmachungen
zu den Menschen- und Minderheitenrechten berticksichtigen.

Die Mitwirkung an internationalen Vereinbarungen zum Schutz nati-
onaler Minderheiten bildet eine dritte Sdule der Nationalitdtenpolitik
der Dritten Republik. Dabei handelt es sich vor allem um Vereinba-
rungen, die im Rahmen der UNO, des Europarates, des Helsinki-
Prozesses (OSZE, frither KSZE) etc. abgeschlossen wurden.!”

Das neue polnische Minderheitenrecht entspricht den europdischen
Standards und bildet kein Hindernis bei den Beitrittsverhandlun-
gen zur EU.'” Die gegenwiirtige polnische Nationalititenpolitik
lehnt das Prinzip der Assimilation (Polonisierung) der nationalen
und ethnischen Minderheiten ab, gleichzeitig wird ihre Integration
befiirwortet. Bogumita Berdychowska stellte fest, das Hauptziel der
Nationalititenpolitik des Staates sei die Aufkldarung der Mehrheit der
Polen und der Minderheiten, und zwischen der Assimilation der nati-
onalen Minderheiten und einem alienierten Ghetto gebe es noch den
Weg der Integration der nationalen Minderheiten mit der polnischen
Mebhrheit, auf dem die ethnische, kulturelle und sprachliche Identitét
der Minderheitengesellschaften geachtet wird.!™

170 G. Janusz, Prawa mniejszo$ci narodowych. Standardy europejskie, Wars-
zawa 1995, S. 60f.

I Vgl. A. Sakson, Politische Aspekte des Minderheitenschutzes in Polen
und Litauen, in: M. Mohr (Hrsg.), Friedenssichernde Aspekte des Min-
derheitenschutzes in der Ara des Volkerbundes und der Vereinten Nati-
onen in Europa, Berlin/Heidelberg/New York 1996, S. 315-336.

172 Vgl. S. Lodzinski, Polityka panstwa polskiego wobec mniejszo$ci naro-
dowych w latach 1989-1993 (na tle rozwigzan prawnych obowiazujacych
w panstwach europejskich i regulacji przygotowywanych w ramach prac
Rady Europy) in: ,,Przeglad Polonijny*, Nr. 1, 1991, S. 123-150.

173 B. Mikotajczyk, Mniejszosci w prawie migdzynarodowym [Minderhei-
ten im internationalen Recht], Katowice 1996; G. Andrzejewska, Sytu-
acja prawna mniejszo$ci narodowych po 1989 roku [Die Rechtslage der
nationalen Minderheiten nach 1989], in: ,,Przeglad Politologiczny* [,,Po-
litologische Rundschau®], Nr. 3-4, 1998, S. 113-124.

™ B. Berdychowska, Polska polityka narodowosciowa (Anm. 11), S. 97.
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Dies ist jedoch nicht einfach, denn sowohl die polnische Gesellschaft
als auch die Minderheiten miissen erst lernen, einen demokratischen
Dialog zu fiihren. Schlechte Erfahrungen der Vergangenheit und
auch neue, mit dem Transformationsprozess verbundene Probleme
erschweren die Kooperation. Trotzdem stellen die Nationalitdtenkon-
flikte seit der Mitte der 90er Jahre kein schwerwiegendes gesellschaft-
liches Problem mehr dar. Wenn sie iiberhaupt auftreten, sind sie nur
von lokalem AusmaB. Die im Grolen und Ganzen guten Beziehungen
zwischen der polnischen Mehrheit und den Minderheiten werden
dadurch kaum gestort.

Die politische, rechtliche und zum Teil auch die gesellschaftliche Lage
der nationalen Minderheiten in Polen hat sich in den letzten Jahren
sehr zum Positiven verdndert. Manche Minderheiten, wie z.B. die
Deutschen im Oppelner Schlesien, wurden gestirkt. Andererseits sind
auch in den 90er Jahren gewisse Schwierigkeiten und Spannungen
aufgetreten, so z.B. bei den Ukrainern, Litauern und Roma. Trotzdem
muss man feststellen, dass es zu einer gewissen ,,Entpolitisierung*
der Minderheitenfrage gekommen ist. Der polnische Staat behandelt
die Minderheiten als gleichberechtigten Teil der polnischen Ge-
sellschaft, achtet ihre Rechte, respektiert ihr Bediirfnis, die eigene
nationale Identitdt und Kultur zu erhalten, ebenso wie ihr Streben
nach politischer und gesellschaftlicher Beteiligung. Offiziell wird
die Existenz nationaler Minderheiten von niemandem negiert. Sie
sind sogar zu aktiven Gruppen geworden, die Forderungen stellen,
offentlichen Druck ausiiben und in manchen Regionen des Landes eine
wichtige politische Rolle spielen. Die Angehorigen von Minderheiten
selbst fiihlen sich immer sicherer und weniger von Diskriminierung
betroffen. Auch der Charakter ihrer Kontakte mit den Behorden hat
sich gedndert. Der Umgang mit ihnen erfolgt jetzt nicht mehr unter
dem Gesichtspunkt der Gefiahrdung und Unsicherheit, wie es frither
oft der Fall war.'”

Die Nationalitdtenpolitik des Staates, dhnlich wie die Rolle und der
Platz der nationalen Minderheiten in der polnischen Gesellschaft,
sind noch im Stadium ihrer Entwicklung. Vor ihnen stehen Moglich-
keiten und Gefidhrdungen, die dhnlich denen sind, die wéihrend der
gesamten Realisierung des Aufbaus des demokratischen Systems in
Polen auftraten.

(Zuerst erschinen in WeltTrends 27/2000, S. 61-78 Ubersetzung aus
dem Polnischen von Dorota Matelska)

175 Vgl. Mniejszosci narodowe w Polsce. Praktyka po 1989 roku, (Anm.
6); G. Janusz, Raport o sytuacji oséb nalezacych do mniejszo$ci naro-
dowych i etnicznych w Polsce, Warszawa 1994.
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9. Regionalidentitit von heutigen Einwohnern des
ehemaligen Ostpreufiens. Ein soziologischer Vergleich

Der Grad von Bindung und Identifizierung der Einwohner mit ihrer
Region bildet ein bedeutsames Element bei der Analyse gesellschaft-
licher Prozesse. Die Entwicklung der Regionalidentitéit weist auf die
Funktionsweise einer Gesellschaft, ihre Kompaktheit und Bestindig-
keit hin. Sie spielt auch aus der Sicht der nationalen Interessen eines
Staates eine wichtige Rolle, denn sie zeugt u.a. vom Grad seiner Sta-
bilitit, seines Zusammenhalts und seiner Macht. In Konfliktfillen, wie
z.B. wihrend eines Krieges, beweist sie den Willen zur Verteidigung
und die Aufopferungsbereitschaft fiir die Heimat. Manchmal wird sie
sogar zum entscheidenden Faktor bei Auseinandersetzungen iiber die
staatliche Zugehorigkeit des betreffenden Gebietes.

Faktoren der Regionalidentitdt der heutigen
Einwohner des ehemaligen Ostpreufiens

Das Ende des Zweiten Weltkrieges bedeutete fiir das Territorium von
OstpreuBen das Ende der bisherigen, jahrhundertelangen, staatlichen,
nationalen, wirtschaftlichen, politischen, kulturellen und zivilisato-
rischen Kontinuitdt. Das bis dahin zusammengehorige Territorium
wurde drei unterschiedlich groen Staaten angeschlossen, die unter-
schiedliche wirtschaftliche Potenziale und historische Traditionen
besaBlen sowie ein differenziertes Verhiltnis zu dem betreffenden
Gebiet hatten. Ein wichtiges Element bei der Gestaltung der Regiona-
lidentitdt der neuen Bewohner bildete die Bedeutung dieses Gebietes
fiir die nationale Mythologie, die Nationalitdtenstruktur sowie das
Verhiltnis zum deutschen Kulturerbe.

Nationale Mythologie

Polen, Litauer und Russen weisen ein unterschiedliches Verhiltnis
zum Kulturgebiet OstpreuBens auf. Was die Polen und Litauer an-
betrifft, so kann von einer auf historischen Erfahrungen basierenden
eigentiimlichen Mythologisierung dieses Gebiets gesprochen werden.
Die Ubernahme der siidlichen Gebiete Ostpreulens im Jahre 1945
hielten die Polen fiir eine ,,historische Gerechtigkeit*. Bereits im Jahre
1918 hatte der wiedergeborene polnische Staat — neben Grenzforde-
rungen — auch Anspriiche auf die Ubergabe dieses relativ groflen,
von einer polnischen Bevolkerung bewohnten Gebietes Ostpreuf3ens,
erhoben. Entsprechend den Bestimmungen des Versailler Vertrages
und der Resultate der Volksabstimmung von 1920 erhielt Polen jedoch
nur einen Teil des ehemaligen Kreises Neidenburg, das sog. Soldauer
Gebiet (Dzialdowszczyzna) mit 48.704 ha sowie geringfiigige Teile
des Ermlandes und des Weichsellandes.
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Der Mythos von der Riickkehr Polens in die ,,wieder gewonnenen
Gebiete* im Jahre 1945 basierte im Falle des Ermlandes, der Ma-
suren und des Weichsellandes weitgehend auf den Traditionen des
polnisch-deutschen Konflikts um die genannten Gebiete. Eines seiner
Kennzeichen war die Zugehorigkeit des Ermlandes zu Polen vor des-
sen erster Teilung wie auch die Volksabstimmung von 1920. Noch heu-
te ist das Bild von Ermland und Masuren, das in dem zum ersten Mal
1936 verdffentlichten und spiter noch mehrmals verlegten Werk von
Melchior Wankowicz ,,Na tropach Smeteka* (Auf Smeteks Spuren) zu
finden ist, ein bleibendes Element der nationalen Mythologie. Fiir die
meisten Polen war das Werk die Hauptquelle von Informationen iiber
diese Region. In diesem Kontext ist die Tatsache, dass die Ergebnisse
der Volksabstimmung von 1920 negativ fiir Polen ausgefallen waren,
und dass es bei der Nationalititenpolitik im Soldauer Gebiet in den
Jahren 1920 bis1939 eindeutig Misserfolge zu verzeichnen gab, nur
von zweitrangiger Bedeutung.'”

In der litauischen Nationalmythologie spielte das Gebiet vom ,,Preu-
Bischen Litauen* oder ,,Klein-Litauen* eine besonders wichtige Rolle.
Von den nordlichen Gebieten Ostpreuf3ens, die von litauischer Bevolke-
rung bewohnt waren, kamen in das Gebiet von ,,GroBlitauen* die ersten
Biicher und Druckwerke in litauischer Sprache. Sie trugen wesentlich
zur Aufrechterhaltung und Festigung des litauischen Nationalbewusst-
seins bei, in denen das litauische Staatswesen nicht existierte.

Eines der wichtigsten Elemente der Bindung zwischen Litauen und
Ostpreuflen waren die Traditionen des litauischen Staatswesens aus
den Jahren 1923-1939 im Memelland. Obwohl Litauen, dhnlich wie
Polen, auf dem Gebiet von Dzialdowszczyzna eindeutige Niederlagen
verzeichnen musste,'”” bildete die Tatsache der Zugehdorigkeit dieser
Gebiete zu Litauen ein wichtiges Argument fiir deren Anschluss an
das sowjetische Litauen im Jahre 1945 und fiir die Einverleibung der
ibrigen Gebiete Ostpreuflens, Konigsberg eingeschlossen.

Als die Sowjetrussen 1945 grof3e Gebiete Ostpreufiens eingenommen
hatten, beschlossen sie, diese Gebiete weder Litauen, Weil3russland
noch Polen zuzuerkennen. Sie bildeten das Kaliningrader Gebiet,
das zum integralen Teil der Russischen Sozialistischen Foderativen

176 Vel.: W. Wrzesinski, Prusy Wschodnie w polskiej mysli politycznej
1864-1945 [Ostpreulien im polnischen politischen Denken 1864 — 1945],
Olsztyn 1994; A. Sakson, Mazurzy — spoteczno$¢ pogranicza [Masuren
— Gemeinschaft der Grenzgebiete), Poznan 1990.

Vgl.: V. Zalys, Ringen um Identitét. Warum Litauen zwischen 1923 und
1939 im Memelgebiet keinen Erfolg hatte, Liineburg 1993; H. Goring,
Das Memelland. Gestern und heute. Eine historische und rechtliche Be-
trachtung, Bonn 1991.
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Sowjetrepublik (RSFSR) wurde. Der genannte Bezirk bildet heute
als Bestandteil Russlands eine territoriale Exklave.

Die Sowjets hatten kein iiberzeugendes geschichtliches Argument zur
Begriindung der Einverleibung dieses Teils OstpreuBlens. Ihr Recht
auf diese Gebiete leiteten sie aus dem geopolitischen Kalkiil Stalins
ab, das darauf abzielte, den Sowjetrussen — wenn es nicht anders
geht —einen Teil des Gebietes des Dritten Reiches zuzusprechen, um
wenigstens teilweise fiir die Verluste, die Folge der mit den Deutschen
gefiihrten Kriege waren, entschiadigt zu werden. Auf diese Art und
Weise gelangte die Sowjetunion in den Besitz eines Ostseehafens,
den sie bislang nicht besaB.'”® Die Argumentation iiber die Zuge-
horigkeit des Kaliningrader Gebiets stiitzte sich in der Sphére des
Gesellschaftsbewusstseins auf die Mythologie des Heimatkrieges,
d.h. auf die groe Anzahl der wihrend der Kimpfe um Ostpreuf3en
gefallenen Soldaten der Roten Armee. Ein deutlicher Beweis dafiir ist
die groBe Anzahl und der grofle Reichtum von mit diesem Ereignis
verbundenen Denkmilern und Feierlichkeiten.

Die Nationalitditenstruktur

Fiir gegenwirtige Nationalitidtenbeziehungen auf dem Gebiet von
Ostpreuflen ist — wie schon in der Vergangenheit — eine grof3e Verschie-
denartigkeit kennzeichnend. Diese Tatsache iibt grolen Einfluss auf
das Gefiihl der Stabilitit, die Entwicklung der Gesellschaftsbindungen
und auch auf das Verhiltnis der Bevolkerung zu ihrem Wohnort aus.
Die meisten Unterschiede in Bezug auf die Nationalitdtenstruktur
sind im Kaliningrader Gebiet zu erkennen. Auf einem Gebiet, dessen
Flache 15.100 km? betrigt, leben tiber 907.000 Menschen, darunter ca.
300.000 Militdrangehorige. Nach den Angaben von 1993 bilden die
Russen mit 78,1 % der Einwohner die zahlenméBig stérkste Gruppe,
gefolgt von den Weiliruthenen mit 8,4 % und den Ukrainern mit 7,3 %.
Die Litauer machen lediglich 2,0 % der Bevolkerung aus. Die iibri-
gen nationalen Minderheiten umfassen 5 % der Gesamtbevolkerung.
Darunter findet man: Polen 0,5 % (nach offiziellen Angaben 4.520
Personen, nach Schitzungen von Priester J. Statkiewicz ca. 20.000)
und Deutsche 0,4 % (3.947 Personen, nach deutschen Angaben ca.
5.000-10.000 Personen). Insgesamt leben auf diesem Gebiet fast
hundert verschiedene nationale Gruppen.'” Nationale Minderheiten
machen somit ca. 22 % aller Bewohner dieses Territoriums aus.

178 Vgl.: A. Sakson, Problem terazniejszosci i przysztosci Okregu Kalinin-
gradzkiego (Krélewca) w polityce europejskiej. [Das Problem der Ge-
genwart und Zukunft des Kaliningrader Gebiets (Konigsbergs) in der
europdischen Politik], Europa, Nr. 1, 1994.

17 Vgl.: Anhang. Die nationale und ethnische Zusammensetzung der Bevol-
kerung des Kaliningrader Gebiets 1980 und 1993, in: Ein schicklicher
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Im Memelland, dessen Flidche 2.708 km? betrégt (vergleichbar mit Lu-
xemburg), bilden Litauer die zahlenmifig stirkste Einwohnergruppe. In
Anbetracht des Mangels an Daten {iber die Nationalititenstruktur dieses
Gebietes scheint es angebracht, als Beispiel die Nationalititenbeziehun-
gen in Memel — der Hauptstadt der Region — zu schildern. In Litauens
drittgroBter Stadt lebten im Jahre 1989 ca. 204.000 Personen. Diese
Stadt hat ihre besondere Spezifik durch den hochsten prozentualen
Anteil der russischen Bevolkerung an der Gesamtzahl der Einwohner
im Vergleich zu anderen Stidten Litauens. Die Russen machen hier ca.
30 Prozent der Bewohner aus.'® (Vgl. Abbildung 4).

Tabelle 4: Nationalititenstruktur der Bewohner von Memel in %

Nationalitét 1979 1989
Litauer 61,5 63,9
Russen 29,5 28,2
Ukrainer - 3,9
Weilruthenen 2,9 2,7
Polen 0,6 0,5
Juden 0,4 _
Deutsche - -

Quelle: Eigene Aufstellung nach Arbeit von G. Blaszczyk, Litwa wspdtczesna
(Litauen Heute), Warszawa-Poznan 1992, S. 281.

Im Memelland lebt eine relativ kleine Gruppe der urspriinglichen
Einwohner, d.h. die Memel-Litauer — litauisch Klaipediskis. Viele
von ihnen sind nach 1945 nach Deutschland ausgewandert. Auf dem
Territorium des heutigen Litauens lebt auch eine kleine Gruppe von
Deutschen. Nach den Angaben von 1989 umfasst diese jedoch ledig-
lich 1.058 Personen, was 0,1 % der Gesamtbevolkerung ausmacht.
Die meisten von ihnen leben in Memel und Silute, im Gebiet des
Memellandes sowie in Kaunas. Die in Memel lebenden nationalen
Minderheiten bilden insgesamt 36 % der Gesamtzahl der dortigen
Bewohner. Dies ist jedoch fiir den Rest der Region —in der die Litauer
iiberwiegen — nicht typisch.'®!

Der kleinste prozentuale Anteil der nationalen Minderheiten ist in
Ermland, Masuren sowie im Weichselland zu finden. Auf dem Gebiet

Platz? Konigsberg/Kaliningrad in der Sicht von Bewohnern und Nach-
barn. Hrsg. v. F. Kluge, Osnabriick 1994, S. 102.

180 G. Btaszczyk, Litwa wspolczesna [Gegenwirtiges Litauen], Warsza-
wa-Poznan 1992, S. 281.

181 Ebenda.
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der heutigen Wojewodschaft Olsztyn (Allenstein) leben ca. 100.000
Personen, die nationalen Minderheiten angehoren. Sie bilden 12,5 %
der Gesamtbevolkerung. Zu dieser Minderheit gehoren: 70.000 Uk-
rainer, 28.000 Deutsche, 20.000 WeiBruthenen sowie 1.000 Sinti
und Roma.'®? In der Wojewodschaft Allenstein findet sich die groBte
Ansammlung der ukrainischen Bevolkerung in ganz Polen. AuBlerdem
sind dort, allerdings in geringer Zahl, Litauer und Russen vertreten.
Von den ehemaligen Bewohnern dieser Gebiete leben in Polen zur-
zeit vor allem Deutsche sowie Ermlidnder und Masuren deutscher
und polnischer Abstammung. Im gesamten siidlichen Gebiet des
ehemaligen OstpreufSens, d.h. hauptséchlich in den Wojewodschaften
Elbing, Allenstein und Suwalki leben insgesamt ca. 30.000 bis 40.000
Nachkommen ehemaliger Einwohner dieser Gebiete.

Verhdiltnis zum deutschen Kulturerbe

Ein wichtiges Element bei der Verwurzelung von einzelnen Personen
aber auch ganzer Gesellschaftsgruppen an einem neuen Wohnort,
und damit auch bei der Gestaltung der Regionalidentitit, ist eine
spezifische Gewohnung an die noch ungewohnte geographische und
kulturelle Landschaft.'®® Auch die neuen Bewohner des ehemaligen
Ostpreuflens wurden mit der fiir sie vollkommen neuen Art der Be-
wirtschaftung des Landes konfrontiert. Anders war die Architektur
und die Bebauung der Dorfer und Stidte, fremdartig waren nicht nur
Denkmaler und Friedhofe, sondern auch Stidte- und Straennamen.
Es mussten Jahrzehnte vergehen und zwei Generationen geboren wer-
den, bis man diese Gebiete allgemein als die Heimat im subjektiven,
soziologischen Sinne des Wortes zu betrachten begann.

Der Umgang der Staatsverwaltung in jedem der drei Staaten mit dem
deutschen Kulturerbe veridnderte sich im Laufe der Zeit. Anfangs wur-
den sowohl in Polen und Litauen als auch im Kaliningrader Gebiet alle
Spuren des deutschen Daseins riicksichtslos vernichtet. Die Ortsnamen
wurden geédndert bzw. éltere nichtdeutsche Namen wieder eingefiihrt.
Alle Symbole deutscher Herrschaft wurden entfernt. Die zuriickgeblie-
bene Bevdlkerung, die nicht ausgesiedelt wurde, wurde einem starken
Polonisierungs- bzw. Litauisierungsdruck ausgesetzt. Spiter verdanderte
sich das Verhiltnis zu den deutschen Kulturgiitern.'3*

182 Angaben der Vertreter von Minderheitenorganisationen. Vgl.: A. Sak-
son, Mazurzy dzisiaj (Masuren heute), Pomerania, Nr. 10, 1995.

183 Vgl.: Z. Mazur, Kwestia niemieckiego dziedzictwa kulturowego w Pol-
sce (Ziemie Zachodnie i P6inocne), Die Frage des deutschen Kulturer-
bes in Polen (Westliche und Nordliche Gebiete), Przeglad Zachodni,
Westliche Rundschau, Nr. 3, 1994.

18 Vgl. den Beitrag ,,Die Deutschen in der 6ffentlichen Meinung Polens*
in diesem Band.
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In Polen und Litauen begann — nach der Periode des Hasses gegen
alles, was deutsch war — die Verwaltung des deutschen Kulturer-
bes. Hauptziel war es, den Prozess der Gesellschaftsadaptation und
-stabilisierung der auf diese Gebiete eingewanderten verschiedenen
Bevolkerungsgruppen zu festigen.

Dabei handelte es sich jedoch um einen sehr schwierigen und kom-
plizierten Prozess. In der Zeit direkt nach dem Zweiten Weltkrieg
waren die Griinde, die fiir den Wiederaufbau und die Erhaltung der
Denkmiiler der deutschen Kultur sprachen, nicht selbstverstindlich.
Damals forderte man noch allgemein die konsequente Entfernung
aller noch iibrig gebliebenen preuBischen Einfliisse. Ein deutlicher
Beweis fiir diese Denkweise ist ein Vortrag, der im Jahre 1948 vom
Konservator fiir Architekturdenkmailer Zbigniew Rewski wihrend
einer Tagung von Konservatoren in Lanicut gehalten wurde. Sein
Titel lautete: ,,Das Problem der Preufisierung der Landschaft und
der Bebauungsweise in den wiedergewonnenen Gebieten und die
Konservation* (Zagadnienie odprusaczenia krajobrazu i zabudowy
na Ziemiach Odzyskanych a konserwatorstwo). Darin wird unter
anderem festgestellt: Der plastische Charakter der gegenwiértigen
staatlichen und ldndlichen Bebauung in den wiedergewonnenen Ge-
biete griindet sich auf folgende Elemente.

1. Alte monumentale Architektur: Kirchen, Kloster, Schlsser, Pa-
laste, die im Zeitraum vom Mittelalter bis zum 19. Jahrhundert
entstanden sind.

2. Alte biirgerliche Architektur, hauptséichlich die vom 15. bis zum
19. Jahrhundert.

3. Gebiude aus der preuBischen Periode, von denen die meisten in der
zweiten Hilfte des 19. und der ersten Hélfte des 20. Jahrhunderts
errichtet wurden.

Bei der Charakteristik der als preulisch bezeichneten Bauweise schreibt
der Autor unter anderem: ,.Jm preuBischen Baustil missbrauchte man
vor allem ein wenig hiibsches Motiv, das heif3t rohe Backsteine. Wenn
sie aber als mit Patina bedeckte gotische Ziegelsteine auf den Schau-
enden nicht allzu unangenehm wirken, zumal sie mit handgearbeiteter,
stellenweise farbiger Gussschicht bedeckt sind, so haben im Gegensatz
dazu, die in Fabriken hergestellten, gepressten Ziegelsteine, und noch
mehr die von den Deutschen so bevorzugten Blendklinkerziegel, in
den Stddten ganze Fldchen von stumpfem ordindrem Rot oder Gelb
gebildet, die auf die Menschen, die wenigstens etwas Sinn fiir das Farb-
liche haben, wie das rote Tuch auf den Stier wirken. Der Lieblingsputz
der Preuflen ist der scheuBlich finstere Zementputz. Auf einem gleich
niedrigen kiinstlerischen Niveau befand sich auch die preuBische ar-
chitektonische Komposition, der Klarheit und Schlichtheit, sowie der
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Sinn fiir Proportionen fehlte, die aber gleichzeitig pritentios und mit
hisslichen Dekorationen iiberladen war [ ... ]““. Weiter beschreibt der
Autor des Vortrags die politischen Ziele der preuBischen Architektur,
was besonders in folgenden Sétzen zum Ausdruck kommit: ,,Diese
preuBlische Architektur besitzt noch einen anderen Aspekt und andere
Anspriiche, die von den &sthetischen sowie den niitzlichen weit ent-
fernt sind, denn ihr Ziel war es, durch das massenhafte Vorkommen
die stadtische und landliche Landschaft der politisch umstrittenen,
besetzten Grenzgebiete mit dem preuflischen Geist zu durchdringen
und sie durch die Einheitlichkeit der Bauweise und die Macht der
angewandten Materie mit dem preuBischen Staatswesen zu verbinden.
[ ... ] Diese standardisierte Bauweise hatte auch zum Ziel, die Archi-
tekturdenkmiler, und zwar sowohl diejenigen, die mit dem polnischen
Wesen in den wiedergewonnenen Gebieten verbunden waren, als auch
die von den Kreuzrittern und Ermldndern erbauten, niederzudriicken.
Objektiv gesehen, muss man an dieser Stelle zugeben, dass dieses Ziel
in gewissem Mafie — wenn auch auf eine durch und durch barbarische
Art und Weise — erreicht wurde.

In der Zusammenfassung seiner Erwédgungen schldgt Zbigniew Rew-
ski eine zweifache Auffassung des Problems der Architektur in den
wiedergewonnenen Gebieten, speziell im Gebiet der Wojewodschaft
Allenstein, vor:

I. ,,Zuden Architekturdenkmalern, auch diesen, die mit dem polni-
schen Wesen nichts zu tun haben, sollten wir ein positives Verhilt-
nis haben. Dafiir sprechen zwei Griinde: erstens, weil sie einen
groB3en kiinstlerischen und kulturellen Wert haben, und zweitens,
weil die darin beinhalteten fremdartigen Elemente in politischer
Hinsicht ihre Aktualitidt vollig verloren haben und deshalb fiir
unser Staatswesen keinerlei Gefihrdung mehr darstellen.

2. Ein vollkommen anderes Verhiltnis haben wir meistens, auch
wenn es mehr unterbewusst als bewusst ist, zu der preuBischen
Bebauung, und zwar besonders zu der aus der wahnsinnig deka-
denten Periode der zweiten Hélfte des 19. und der ersten Halfte des
20. Jahrhunderts stammenden. Da man die betreffenden Gebdude
weder zerstoren noch beseitigen kann, auch wenn dies theoretisch
die einzig wirksame Losung wire, sollten wir bewusst danach
streben, ihre Schirfe allméhlich zu mildern.

Ein weiteres schwieriges Problem ist die ,EntpreuSung‘ des Panora-
mas der Stddte in denen meistens einige Spitzen und Helme der Kirch-,
Rathaus- oder auch Wassertiirme dominierten.“!®> Der Autor schligt

185 W. Knercer, Stosunek panstwa i spoteczenstwa polskiego do spuscizny
kulturowej Warmii i Mazur w pierwszych latach po II wojnie §wiatowe;j
(Verhiltnis des polnischen Staates und der polnischen Gesellschaft zum
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vor, sich die Moglichkeit der Beseitigung der Spitzen und Helme
von den meist preuflischen Gebduden zu iiberlegen. In Allenstein
z.B. wiire es angebracht, zwei Spitzen von der Garnisonskirche zu
entfernen. Mit diesem kleinen Eingriff konnte man die aggressiven
Formen vom Panorama dieser Stadt entfernen, und der mit Schober-
dach bedeckte Turm wiirde an die gotischen Formen der Kirchen in
Danzig und Pommern erinnern.

Nach Meinung von Wiktor Knercer war die Bezeichnung eines Ob-
jekts als ,,nationales* ein entscheidendes Argument fiir Wiederaufbau
oder Erhaltung, im Gegensatz zu den Gebiduden, deren Architektur
preuBischen oder deutschen Charakter besaen. Die Zuordnung eines
Objekts oder eines Gebdaudekomplexes zu der zweiten Gruppe fiihrte
in der Regel zu seiner Vernichtung, oder rechtfertigte zumindest die
Tatsache, dass es seinem Schicksal iiberlassen wurde. Dieses Handeln
war eine Reaktion auf die bewusste Vernichtung der polnischen Kultur
wihrend des Zweiten Weltkrieges durch die Deutschen. Es wurde
auch durch die damals herrschende Uberzeugung von historischen
Rechten, auf Grund derer die Nachkriegsgrenzen Polens festgesetzt
wurden, bestitigt.

Zu solchen Mythen gehorte auch das ,,Kreuzritter- und deutsche We-
sen‘‘ Danzigs. Diese Meinung mussten die Fachleute berticksichtigen,
fiir die der objektive Wert des Kulturdenkmals ein ausreichendes
Argument fiir seinen Schutz war. Deshalb bedurfte es groler Miihe,
diese Ansichten zu dndern und die Griinde, die fiir den Wiederaufbau
der Danziger Altstadt sprachen, zu verbreiten. In Bezug auf solche
Stadte wie Breslau, Oppeln und Allenstein wurde das Argument
benutzte, das die wieder aufgebauten alten Stadtteile das polnische
Wesen dieser Stddte unterstreichen und an die Piastentraditionen
ankniipfen sollen. Der Wiederaufbau der Biirgerhéduser in der Altstadt
von Allenstein ist ein typisches Beispiel fiir die Verwirklichung dieser
Idee. Man hat darauf verzichtet, die aus dem 19. Jahrhundert stam-
menden Fassaden wiederzuerrichten, denn man identifizierte sie mit
dem deutschen Geist. AuBlerdem war dies mit einer negativen Beurtei-
lung der Baustile, die sich in der zweiten Hélfte des 19. Jahrhunderts
entwickelt hatten, verbunden. Neue Biirgerhduser, deren Fassaden
mit barocken Motiven verziert waren, sollten an die Zeiten vor den
Teilungen Polens, als Ermland noch ein Teil des polnischen Staates
war, ankniipfen. Dies hatte jedoch mit der geschichtlichen Treue nichts
zu tun, denn die wieder aufgebauten Hduser wurden jeweils um ein
Stockwerk erhoht. Diese Investitionen hatten zum Ziel, das Prestige
der Stadt durch eine gewisse Korrektur der historischen Bauten zu

Kulturerbe Ermlands und Masuren in den ersten Jahren nach dem Zwei-
ten Weltkrieg), Olsztyn 1996, S. 3-5.
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heben. Auf diese Weise bildeten pseudohistorische Biirgerhduser ein
Bild der Stadt, das es vorher nie gegeben hatte. '8¢

Spéter wurde die Politik der Entdeutschung aufgegeben. Dieses zeig-
ten der Wiederaufbau und die Rekonstruktion der im Krieg zerstorten
alten architektonischen Komplexe sowie einzelner Bauten. Mit Pie-
tiat wurden Kirchen, Schlosser und Administrationsgebdude wieder
aufgebaut. Zum Symbol wurde der Wiederaufbau von Burgen und
anderen Objekten, die mit dem Kreuzritterorden verbunden waren,
der trotz hoher Kosten erfolgreich und konsequent durchgefiihrt
wurde. Auch auf dem Gebiet des Memellandes, und besonders in
der Stadt Memel selbst, hat man angefangen, die alten Bauten wie-
der zu errichten.'®” Leider wurden nicht alle Objekte entsprechend
behandelt. Viele auf dem Lande liegende Paldste und Herrenhduser
sowie Friedhofe wurden dem Verfall preisgegeben.

Auf andere Voraussetzungen stiitzte sich die Politik der Kaliningrader
und Moskauer Behorden, die das deutsche materielle Erbe betraf.
Bis zu den letzten Tagen des Bestehens der Sowjetunion dominierte
dort die Uberzeugung, dass es notig sei, dieses Erbe physisch zu
eliminieren. Als Ausdruck dieser Politik kann die Tatsache betrachtet
werden, dass von den 222 Kirchen im Kaliningrader Gebiet, die die
Kriegshandlungen iiberlebt haben, 118 vorsitzlich zerstoért wurden.
Ein dhnliches Schicksal traf die alten Landgiiter. Circa 90 % von ih-
nen iiberdauerten den Krieg unversehrt. Viele von ihnen gibt es aber
heute nicht mehr, und die Mehrheit der noch existierenden befindet
sich in einem katastrophalen Zustand.'38

Seit seiner Entstehung hat der Bolschewismus mehr vernichtet als
errichtet. Oleg Pawlowskij schreibt: ,,Diese Ideologie brachte die
vollkommene Ablehnung der Vergangenheit, das entschiedene Streben
nach Veridnderung von allem und nach Einfiihrung ihrer eigenen Ord-
nung mit sich. In den Jahren der sowjetischen Herrschaft wurde diese
Denkweise den Partei- und Wirtschaftsfiihrern so sehr eingeimpft,
dass sie zur Selbstverstiandlichkeit wurde. Natiirlich betraf das auch
die Kaliningrader, die Gebiete geerbt haben, die friiher so wie alle
anderen waren und spiter durch den Krieg verwiistet wurden. Statt zu
versuchen, so viel wie moglich wieder aufzubauen oder zu erhalten,
wurde die Zerstorung der Architekturdenkmidiler, die doch der ganzen
Welt gehort haben, fortgesetzt. Ungeachtet des Widerspruchs von

1% Ebenda, S. 7-8.

187 Vgl.: M. Purvinas, M. Purvinienie, Denkmalpflege in Memel und Klein-
litauen, Mare Balticum, 1994.

188 A. P. Bachtin, Zur Situation der Baudenkmiler im Konigsberger Ge-
biet am Beispiel der Sakralbauten, in: Ein schicklicher Platz?, op. eit.,
S. 104-105.
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Wissenschaftlern, Schriftstellern und Kiinstlern hatte der damalige
Generalsekretir des Bezirkskomitees der Kommunistischen Partei der
Sowjetunion eine Anordnung erlassen, kraft derer die Uberreste des
Konigsschlosses, das man durchaus hitte wieder aufbauen konnen,
in die Luft gesprengt wurden. Dafiir hat der Liebe Gott die Bewohner
von Kaliningrad bestraft. Das an dieser Stelle erbaute Haus der Sow-
jets, an dem tiber 15 Jahre lang gebaut wurde, hat die Funktionen, fiir
die es bestimmt wurde, nie erfiillt. Fiir diese Investition wurde Geld
verschwendet und Zeit vergeudet, und das Ergebnis hat niemandem
Gliick oder Freude gebracht.*!®

Kommunistische Ideologen aus Moskau hielten das Territorium
des ehemaligen Ostpreuflens fiir den idealen Ort zur Gestaltung des
,Menschen neuen Typs® — d.h. des Sowjetmenschen. Den Erfolg
bei der Verwirklichung dieser totalitdren Vision verbanden sie mit
folgenden Faktoren:

— das vollstidndige Fehlen von Verwurzelung der neuen Bewohner
an ihrem Wohnort;

— das Fehlen von ausreichenden gesellschaftlichen Bindungen sowie
Streben nach Zerlegung der gesellschaftlichen Beziehungen;

— dem Gefiihl der Vorldufigkeit und der Angst um den endgiiltigen
Verlauf der bestehenden Grenzen und

— dereingehenden Kontrolle der Verhaltensweisen der Bevolkerung,
u.a. durch Bildung von Sperrgebieten oder Grenzzonen.

Gienadij W. Kretinin schreibt dariiber: Das Gefiihl der Vorldufigkeit
begleitete die Bewohner des Kaliningrader Gebiets bis in die 1970er
Jahre. Die Massenmedien bemiihten sich, die Bevolkerung in der
Uberzeugung zu bestidrken, dass diese Gebiete fiir immer und ewig
in sowjetischen Hinden bleiben werden. Es gab sogar ein Lied — die
Hymne der Kaliningrader — in dem man unterstrich, dass dieses Land
deshalb an die Sowjetunion angeschlossen wurde, um dadurch in der
Zukunft allen méglichen Kriegen vorzubeugen. Doch das Misstrauen,
das sich im Gemiit der Menschen eingewurzelt hatte, blieb. Man konnte
sich noch an die 1940er und 1950er Jahre erinnern, als das Kaliningrader
Gebiet die Hilfe, derer man dort bedurft hatte, um den neuen Bezirk so
schnell wie moglich zu bewirtschaften und mit dem Rest des Landes zu
assimilieren, nicht erhalten hat. Litauen hat dafiir in derselben Zeit eine
solche Hilfe erhalten. Die Tatsache, dass das Kaliningrader Gebiet vor
Fremden dicht verschlossen wurde, ermoglichte es den Behorden, sich
von der Sorge um diese Gebiete zu befreien.'”® In Folge einer solchen

189 0. Pawlowskij, Kraina wtasna, cho¢ mata, (Eigenes, wenn auch kleines
Land), Borussia, Nr. 10, 1995, S. 77.

1% G.W. Kretinin, Wspdétczesne problemy kulturalne i polityczne Obwodu
Kaliningradzkiego. (Gegenwirtige kulturelle und politische Probleme
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Politik wurde dieses Gebiet samt seiner Hauptstadt zu einem fremden
Gebiet fiir die frither hier lebenden Deutschen. Auch den Russen kam es
kaum vertrauter vor. Die Stadt besa$3 keinen eigenen Stil, keine eigenen
Traditionen oder gesellschaftlichen Tendenzen. Ein jeder miisste sich
doch wiinschen, dass die in Kaliningrad Geborenen ihren Geburtsort
aus ganzer Kraft lieb gewinnen wiirden und sich an ihn binden und
ihn schiitzen und pflegen lernen.'*!

Eine wesentliche Anderung im Verhiltnis zum deutschen Kulturerbe
erfolgte nach dem Zusammenbruch des kommunistischen Systems.
Zum kennzeichnenden Symbol dieser verdnderten Situation wurden
u. a. die Rekonstruktion des Immanuel-Kant-Denkmals und der Wie-
deraufbau des Konigsberger Doms. Feindseligkeit oder auch Unlust
zur Konfrontation mit dem fremden Kulturerbe fiihrten auf Dauer zu
verschiedenartigen Deformationen der gesellschaftlichen Prozesse.
Besonders negativ beeinflusst sie die Lokal- und Regionalidentitit.

Von soziologischer Leere bis zur Postmigrationsgesellschaft

Ostpreullen wurde nach 1945 zu einem ,,verfluchten Land®. Das
einzelnen Personen, ganzen Gemeinschaften und nationalen Gruppen
angetane Unrecht bekam massenhaften Charakter. Es verschwanden
ganze Kulturen, die Menschen wanderten aus, die Bewohner dieser
Gebiete waren sich lange Zeit fremd. Das Zusammentreffen von
einzelnen Bevolkerungsgruppen fiihrte zu einem Zusammenprall ver-
schiedener Kulturen, zahlreichen Antagonismen und Konflikten. Im
Laufe der Zeit entwickelte sich in verschiedenen Einwohnergruppen
dieses Territoriums ein Prozess der Desintegration und des Zerfalls
der einzelnen Gemeinschaften (der Deutschen, der Preu3ischen Li-
tauer, der Masuren und der Ermléinder). Unter den iibrigen Bevol-
kerungsgruppen konnte man hingegen einen langsamen Prozess der
Stabilisierung und gesellschaftlichen Integration mit unterschiedlicher
Dynamik und unterschiedlichem Verlauf beobachten.

Die Bevolkerungsgruppen, die das Territorium des ehemaligen Ost-
preuBBen bewohnten und aus verschiedenen Regionen stammten,
unterschieden sich voneinander durch ihre Kultur und ihr Zivilisa-
tionserbe, durch ihr unterschiedliches Nationalbewusstsein sowie
ihre Konfession.

Die Motive fiir die Ankunft in diesem Gebiet waren unterschied-
lich. In der ersten Periode der Gestaltung neuer gesellschaftlicher
Bindungen kam es zu vielen Antagonismen zwischen den einzelnen

des Kaliningrader Gebiets), Borussia, Nr. 3-4, 1992, S. 85.
1 0. Pawlowskij, Moje miasto, (Meine Stadt), Borussia, Nr. 12, 1996,
S. 146.
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Bevolkerungsgruppen, die nicht nur dazu gefiihrt haben, dass sich
manche Gruppen fiir gewisse Zeit vor der Aulenwelt verschlossen und
von anderen isolierten, sondern auch zur Entstehung neuer Voreinge-
nommenheiten und negativer Stereotypen beitrugen. Da zwischen den
einzelnen regionalen Bevolkerungsgruppen bestimmte Unterschiede
bestanden, und zwar in Bezug auf ihre zahlenmé@Bige Stérke und rdaum-
liche Verteilung auf dem Gebiet des ehemaligen Ostpreuf3ens, verliefen
diese Prozesse ungleichartig. Sie hingen von spezifischen Eigenschaften
der betreffenden lokalen Gemeinschaft (Dominanz-, Gleichgewicht-
oder auch Unterordnungsprinzip der einzelnen Gruppen) ab, was so-
wohl auf dem Lande als auch in den Stidten galt.

Die Kriegshandlungen auf dem Gebiet Ostpreuflens verliefen mit
ungewohnlicher Brutalitét, denn es handelte sich hier um den ersten
Landstreifen des Dritten Reiches, in den die Rote Armee einmarschiert
war. Raubiiberfille, Vergewaltigungen und Morde an der Zivilbevol-
kerung gehorten zum Alltag. Sehr schnell hat man angefangen, mas-
senhafte Aussiedlungstransporte der Bevolkerung in weit entfernte
Gebiete der Sowjetunion zu organisieren. Charakteristisch fiir die
ersten Nachkriegsjahre war ein allgemeiner Mangel an Sicherheit,
aber auch die Schwiiche und Unbestéindigkeit der polnischen, litau-
ischen und sowjetischen Verwaltung sowie ein starkes Gefiihl der
Vorlaufigkeit. Stiirmische Wellen von Ansiedlern, die viele negative
Erscheinungen, wie z.B. die Aneignung verlassenen Gutes, mit sich
brachte, trafen die ehemaligen Bewohner Ostpreuflens besonders
stark. Zahlreiche Rduberbanden trieben ihr Unwesen, viele Krank-
heiten (besonders Geschlechtskrankheiten) waren stark verbreitet, es
herrschte Not und Elend. Lange Zeit wurden die gesellschaftlichen Be-
ziehungen durch die Art und Weise der Aussiedlungen der deutschen
Bevolkerung und der Aktion der Nationalitdtenverifikation sowie die
mit den Nationalitidten- und konfessionellen Fragen verbundenen
Auseinandersetzungen im negativen Sinne beeinflusst.!*?

Die Herausbildung neuer gesellschaftlicher Bindungen und dauerhafter
Grundlagen fiir eine Regionalidentitét unter der in diesem Gebiet neu
angesiedelten Bevolkerung kann man sehr gut am Beispiel des Ermlan-
des und der Masuren darstellen. Leider liegen zum Kaliningrader Gebiet
und Memelland keinerlei soziologische Nachforschungen vor.

192 Vgl.: A. Sakson, Wptyw stosunkéw narodowosciowych na ksztatowanie
si¢ procesOw spotecznych na Mazurach po 1945 r. (Einflul der Natio-
nalitdtenbeziehungen auf die Gestaltung der gesellschaftlichen Prozes-
se in Masuren nach 1945), in: Olsztynskie Studia Socjologiczno-Etno-
graficzne, (Allensteiner Soziologisch-ethnographische Studien), 1985;
derselbe: Mazurzy — spotecznos$¢ pogranicza, (Masuren — Gemeinschaft
der Grenzgebiete).
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Die allgemeine Atmosphire der Vorldufigkeit, die in der Nachkriegs-
periode herrschte, erschwerte die gesellschaftliche Stabilisierung. Erst
im August 1945 wurde die nordliche Grenze zwischen Polen und der
Sowjetunion endgiiltig festgelegt, bis 1946 gab es noch keine Masuren
Wojewodschaft (Allenstein), sondern nur einen Bezirk. Die heimische
Bevolkerung erhielt nur vorlidufige Bescheinigungen iiber die Zuge-
horigkeit zur polnischen Nation, und die Ansiedler eine vorlaufige
Bestitigung ihrer Eigentumsrechte. Die ersten notariellen Urkunden
gab es erst ab dem Jahr 1955. Eine vollstindige Angleichung der
Eigentumsrechte der hiesigen Bevolkerung an jene der Bewohner
anderer Regionen des Landes erfolgte sogar erst im Jahre 1957.

Einen weiteren Faktor bildeten die Auswirkungen des Kalten Krieges,
denn in jener Zeit wurde die Bestdndigkeit der polnischen Grenzen im
Westen und Norden des Landes von vielen Seiten in Frage gestellt.
Ein anderes Symptom waren zahlreiche Voreingenommenheiten und
Stereotypen sowie negative Bezeichnungen, die einzelne Gruppen
fiireinander erfunden haben. Das Zeitalter des Stalinismus hat die
gesellschaftlichen Prozesse in Ermland und Masuren stark geprigt.
Die Malinahmen, deren Ziel es war, Polen zu sowjetisieren, was Kol-
lektivierung der Landwirtschaft, Ausbau des Systems der Repressiv-
maBnahmen, Manipulierung des Selbstbewusstseins der Bevolkerung,
Aufzwingen des totalitdren Verwaltungssystems der kommunistischen
Monopartei, Antagonisierung der Nationalititenbeziehungen und
Kampf mit allen méglichen Formen des Regionalismus bedeutete,
haben die Prozesse der Bildung von neuen geschlossenen lokalen
Gemeinschaften gebremst und sogar blockiert.'?

Trotz dieser negativen Faktoren kam es zur Uberwindung der An-
tagonismen und Voreingenommenheiten, und — eng damit verbun-
den — zur Schaffung von Voraussetzungen fiir die Gestaltung neuer
gesellschaftlicher Bindungen. Gemeinsame Arbeit, gemeinsames
Streben nach Regelung des Zusammenlebens, gleiches oder dhnliches
Verhiltnis zu den Institutionen wie Schule oder Kirche, gemeinsame
Beseitigung der Kriegszerstorungen — all dies bildete die Grundlage
fiir die Anndherung zwischen den Menschen. Allméhlich wurden
regionalbedingte Unterschiede bei der jungen Generation abgebaut.
Die Anzahl der Mischehen wuchs stindig. Im Laufe der Zeit dnder-
ten sich auch die Faktoren, die die Stabilisierung und die Gestaltung
dieser gesellschaftlichen Bindungen im Ermland und in Masuren
beeinflussten. Diese Prozesse verliefen mit unterschiedlicher Dyna-
mik und Intensitdt auf folgenden Ebenen:

195 Vgl.: A. Sakson, Polityka wtadz wobec ludnosci rodzimej Warmii i Ma-
zur w okresie stalinizmu (1949-1955), (Politik der Verwaltung gegen-
iiber der heimischen Bevolkerung Ermlands und Masuren in der stali-
nistischen Periode (1949-1955), Przeglad Zachodni, 1990, Nr. 2.
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1. Aufderkulturell-sprachlichen Ebene — dies beruhte auf Ubernah-
me und Akzeptanz bestimmter in ganz Polen geltender Muster
sowie der polnischen Sprache durch die Bewohner des Ermlandes
und Masurens; dieser gesellschaftliche Prozess wurde hauptséch-
lich von Schulen, Bildungsinstitutionen, Rundfunk, Fernsehen und
anderen Massenmedien, der Kirche und ihren Institutionen sowie
durch nachbarschaftliche Berufs- und Generationenbindungen
realisiert.

2. Auf der strukturellen und Institutionsebene, d.h. auf dem Gebiet
der Bildung gemeinsamer Ursprungsgruppen, wie z.B. der In-
teressen- und Einflussgruppen oder auch gesellschaftlicher und
politischer Organisationen, weiter auf dem Gebiet der gemeinsa-
men Erfiillung verschiedener gesellschaftlicher und beruflicher
Rollen, die fiir eine Gesellschaft charakteristisch sind.

3. Aufder Ebene der Ehe, was in zahlreichen EheschlieBungen unter
Vertretern verschiedener Gruppen sowie in der Erziehung der
Kinder im neuen, gemeinsamen Geiste seinen Ausdruck fand.

4. Aufder Personlichkeitsebene, was auf Beseitigung gegenseitiger
in den einzelnen Gruppen funktionierender Voreingenommenhei-
ten und Stereotypen sowie dem Verschwinden des Gefiihls fiir
Zweitrangigkeit in der Gesellschaft beruhte.

5. Auf der Identifikationsebene, was seinen Ausdruck darin fand,
dass man als Staatsbiirger Verantwortung fiir den Staat, in dem
man lebt, tragen wollte.

Grundsitzliche Bedeutung fiir die Entwicklung der gesellschaftlichen
Prozesse hatte die stindig wachsende Zahl der in Ermland und Masu-
ren geborenen Personen, die die Antagonismen und Voreingenommen-
heiten ihrer Eltern und GroBeltern sehr oft als etwas Entferntes und
Unverstédndliches behandelten. Fiir den groBeren Teil der jungen Gene-
ration ist die lokale, regionale und nationale Bindung eine natiirliche
Grofle, wie sie auch von den Bewohnern anderer Regionen Polens
aufgefasst wird. Neben den Elementen, die den Verlauf der gesell-
schaftlichen Prozesse in Ermland und Masuren positiv beeinflussen,
gibt es noch immer viele Faktoren, die die oben genannten Prozesse
bremsen und zur Desintegration unter den lokalen Gemeinschaften
fiihren. Einer der wichtigsten ist die Auswanderung der heimischen
Bevolkerung in die jenseits der Oder liegenden Gebiete.'**

Schlussfolgerungen

Das Verhiltnis der gegenwirtigen Postmigrationsgesellschaft des
ehemaligen Ostpreuflens zu ihrem Wohnort kann als differenziert

194 Vgl.: A. Sakson, Warmia i Mazury po 1945 roku — nowa tozsamos¢ czy
dezintegracja, (Ermland und Masuren nach 1945 — neue Identitit oder
Desintegration), Borussia, 1992, Nr. 3-4.
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bezeichnet werden. Im Laufe der vergangenen fiinfzig Jahre ist eine
emotionale Bindung mit dem néchsten Wohnort (private Heimat)
und dem eigenen Staat (ideologische Heimat) entstanden. Besonders
deutlich ldsst sich dieser Prozess in Polen und Litauen bemerken.
Weniger intensiv verlduft er im Kaliningrader Gebiet.

Der bereits zitierte O. Pawlowski ist der Meinung, dass ,.es im Ka-
liningrader Gebiet trotz grofler Errungenschaften immer noch an
nationalen Traditionen fehlt, wobei die Russen doch 80 % der Bevol-
kerung bilden und keiner sie daran stort, ihre Kultur, die sich auf eine
1000-jdhrige Tradition griindet, zu verbreiten und zu entwickeln.!%
Einen anderen Verlauf hat der Prozess der Herausbildung der Regio-
nalidentitdt angenommen. Hier kann man grof3e Schwierigkeiten bei
ihrer Entstehung bemerken. Den Grund dafiir bilden vor allem der
Amorphismus und die Unbestimmtheit dieser Postmigrationsgemein-
schaften. Zu den Anzeichen dieser Sachlage zihlen u.a.:

1. Die Empfinglichkeit fiir verschiedene Formen politischer Dem-
agogie.

2. Der Mangel an bedeutenden Errungenschaften bei der Bildung
einer biirgerlichen Gesellschaft, das unzureichende Niveau der
Selbstorganisation und die gro3e gesellschaftliche Rotation, die
Folge der fehlenden Wohnortbindung ist.

3. Die Tatsache, dass viele Grundstiicke verstaatlicht wurden, was
zum Fehlen der Identifizierung mit dem eigenen Land gefiihrt
hat.

4. Relative wirtschaftliche Unterentwicklung, hohe Arbeitslosen-
rate, die teilweise mit der weitgehenden Abhingigkeit von der
Zentralverwaltung verbunden war.

5. Mangel an lokalen Initiativen, deren Ziel es wire, die bestehenden
Schwierigkeiten zu iiberwinden.'*®

Das Bestehen als Gesellschaft spielt sich in den drei Teilen des ehema-
ligen Ostpreuf3ens hauptséchlich in den lokalen Gemeinschaften ab,
wobei es an einem Sinn fiir die Regionalidentitit fehlt.'” Wie zahlrei-

195 0. Pawlowskij, op. cit., S. 80.

1% Vgl: B. Domagata, Warmia i Mazury jako region — problem czy szansa
(Ermland und Masuren als Region — Problem oder Chance), Borussia,
Nr. 10, 1995.

A. Sakson, Procesy integracji i dezintegracji spotecznej na Ziemiach Za-
chodniach i P6inocnych po 1945 roku, (Prozesse gesellschaftlicher In-
tegration und Desintegration in den westlichen und nordlichen Gebie-
ten nach 1945), in: Pomorze — trudna ojczyzna? Problemy ksztaltowania
si¢ nowej tozsamosci 1945-1995, (Pommern — eine schwierige Heimat?
Probleme der Gestaltung einer neuen Identitdt 1945-1995), Hrsg. v. A.
Sakson, Poznan 1996.
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che soziologische Untersuchungen beweisen, muss jeder Mensch, um
mit der gesellschaftlichen Umgebung zufrieden zu sein, ihr Subjekt
sein, d.h. er muss in einem ihm vertrauten Milieu, umgeben von sei-
ner Familie, von der lokalen (Gemeinde) und spiter der regionalen
Gemeinschaft leben. Erst dann fiihlt er sich als ein Teil seines Landes,
als Européer oder Weltbiirger.

(Zuerst erschienen in: Kultursoziologie, 7/1998, S. 131-149)
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10. Konigsberg — Kroélewiec — Kaliningrad:
Eine geopolitische Hinterlassenschaft

Das Gebiet Kaliningrad (polnisch: Obwdd Kaliningradzki; russisch:
Kaliningradskaja Oblast) ist als russische Exklave ein Ort, an dem
die geopolitischen Interessen Polens, Deutschlands und Russlands
aufeinander treffen. Sichtbar wurde dieses Problem im Zuge der Ost-
erweiterung der NATO und der Europiischen Union. Die Entwicklung
der wirtschaftlichen, militdrischen, 6kologischen und gesellschaft-
lichen Situation in diesem kleinen und am weitesten nach Westen
vorgeschobenen Gebiet Russlands macht nicht nur den Behorden
in Kaliningrad und Moskau, sondern auch in Warschau, Berlin und
Briissel Sorgen.

Diese Arbeit will die Entwicklung der geopolitischen Stellung Ka-
liningrads in der Auflenpolitik Russlands, Polens und Deutschlands
sowie die Haltung und das Verhiltnis der Bewohner und Behorden
zur geschichtlichen Vergangenheit Konigsbergs und der Region un-
tersuchen.

Das Jahr 1945 ist ein entscheidendes Datum in der Geschichte Ostpreu-
Bens. Der Zusammenbruch des Dritten Reiches und der Einmarsch der
Roten Armee beendeten eine sechshundertjihrige deutsche Epoche.
Ostpreuflen als eine der wenigen historisch geformten Regionen des
alten Kontinents verteilt sich gegenwirtig auf drei Staaten. Das am
weitesten nach Norden vorgeschobene Gebiet, das Memelland mit
einer Fliache von 2.708 km? (vergleichbar mit Luxemburg), gehort
zu Litauen. Konigsberg und die iibrigen, nordlichen und zentralen
Regionen Ostpreuflens mit einer Flache von 15.100 km?, wo seit der
Ausrottung der altprussischen Bevolkerung Deutsche die dominie-
rende Rolle spielten, bilden heute die russische Exklave Kaliningrad.
Die mittleren und stidlichen Gebiete des vormals Koniglichen und
Herzoglichen Preuflen, die auch Ermland, Masuren und die Weich-
selniederung umfassen, sind ein Bestandteil der Republik Polen.

Bis vor kurzem war Kaliningrad fiir die Offentlichkeit kein Gegenstand
des politischen Interesses. Es war ein ,,fernes Land®, eine der vielen
militdrischen Sonderzonen, unzugénglich fiir Aulenstehende und
selbst fiir die unmittelbaren Nachbarn siidlich der polnisch-russischen
Grenze, die das historische Gebiet Ostpreuflens seit 1945 teilt.

Der Zusammenbruch des Kommunismus in Ostmitteleuropa und der
Zerfall des sowjetischen Imperiums lenkten die Aufmerksamkeit auf
diese ungewohnliche Exklave, mit einer starken Militdrprasenz. Im 20.
Jahrhundert war die geopolitische Lage dieses Landes Gegenstand vie-
ler Kontroversen. Das nach dem Ersten Weltkrieg geschaffene System
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von Versailles schnitt Ostpreuflen durch das polnische Pommerellen/
Pomorze, dem so genannten ,,Korridor*, vom iibrigen deutschen
Reichsgebiet ab. Bisweilen die letzte Kolonie Deutschlands genannt,
war es indirekt eine Ursache fiir den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs.
Eine der Forderungen, die Hitler 1939 gegen die Zweite Republik
erhob, galt dem ,,Korridor und der Zustimmung zum Bau einer
exterritorialen Autobahn.

Konigsberg wird zu Kaliningrad

Die Entscheidung iiber die Zukunft Ostpreufens fiel wihrend der Kon-
ferenz in Teheran vom 28. November bis 1. Dezember 1943, an dem
die Sowjetunion, die Vereinigten Staaten von Amerika und Grof3bri-
tannien teilnahmen. Hier wurde das Ende der deutschen Herrschaft in
Ostpreuf3en beschlossen und eine Vorentscheidung iiber die Aufteilung
dieses Gebiets getroffen: An die Sowjetunion sollten die nordlichen
Teile dieser Provinz mitsamt ihrer Hauptstadt Konigsberg fallen. Polen
sollte die siidlichen Teile Ostpreuf3ens erhalten. Diese Entscheidungen
wurden auf der Konferenz von Jalta und Potsdam bestitigt.'”

Fiir Polen war die Zukunft Ostpreuflens unter dem Gesichtspunkt
seiner geopolitischen Interessen von vitaler Bedeutung. Verschieden-
artige polnische Konzeptionen dnderten sich wihrend des Zweiten
Weltkriegs je nach Entwicklung der politischen und militdrischen
Lage und basierten anfangs auf der Uberzeugung, dass diese Provinz
Deutschlands beseitigt werden miisse, vor allem im Hinblick auf die
kiinftige Sicherheit des polnischen Staates. Das vom Biiro fiir politische,
wirtschaftliche und soziale Fragen (Biuro Prac Politycznych, Ekonomi-
cznych i Spotecznych) der polnischen Exilregierung im Oktober 1940
entworfene Projekt neuer Staatsgrenzen beruhte auf dem Bestreben,
die alten Ostgrenzen wiederherzustellen und im Westen und Norden
als unverzichtbar betrachtete neue Gebiete zu erwerben. Es sah vor,
OstpreuBlen mit Ausnahme der nordlichen Gebietsteile (Tilsit, Memel),
welche Litauen zugeschlagen werden sollten, Polen einzuverleiben.

Vertreter des Polnischen Komitees der Nationalen Befreiung, die vom
24.bis 26. Juli 1944 in Moskau Gesprache mit sowjetischen Behorden
fiihrten, forderten ganz Ostpreufen fiir Polen. Stalin begriindete seine
Forderung, die nordlichen Teile mit Konigsberg der Sowjetunion zu-
zuerkennen, folgendermalf3en: ,,Erstens miissen die Volker der UdSSR
von den Deutschen eine gewisse territoriale Genugtuung erhalten, und
das ist ein Stiick deutschen Landes, und zweitens mochte die UdSSR

9% Vgl. Wrzesinski, Wojciech: Prusy Wschodnie w polskiej mysli polity-
cznej w latach 1864-1945 [Ostpreuflen im polnischen politischen Den-
ken in den Jahren 1864-1945], Olsztyn 1995, S. 336-432.
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im Norden einen eisfreien Hafen haben, und das kann nur Kénigsberg
sein.” Die polnische Seite musste einwilligen.!

Die Offensive ,,Ostpreuflen‘ begann am 13. Januar 1945 im 6stlichen
Abschnitt der 3. Weilrussischen Front und einen Tag spiter im siid-
lichen Abschnitt der 2. WeiBrussischen Front. Der Angriff iiberwand
rasch den deutschen Widerstand. Man begann mit der Evakuierung der
Zivilbevolkerung, die zu einer ungeordneten Flucht ausartete. Durch
Evakuierung und Flucht aus Ostpreuflen verloren schitzungsweise
150.000 Menschen ihr Leben. Dabei entstanden grofle Schiaden und
ganze Gebiete wurden entvolkert. Dieser Vorgang gehort zu den
dramatischsten Ereignissen des Zweiten Weltkriegs.

Zur Massenaussiedlung aus dem zur UdSSR gekommenen Teil Ost-
preuBens kam es aufgrund eines am 31. Januar 1945 von Molotow
unterzeichneten Dekrets. Bis zum 30. Dezember 1947 wurden dar-
aufhin 30.000 Personen deportiert. Offiziell wurde die Aussiedlung
am 30. November 1948 abgeschlossen. Insgesamt wurden aus dem
sowjetischen Teil Ostpreu3ens 102.000 Personen (17.000 Ménner,
50.000 Frauen und 33.000 Kinder) nach Deutschland geschafft; in
dieser Zahl sind 1.076 Personen aus dem Teil Ostpreuflens enthalten,
der an Litauen fiel (dem so genannte Memelland).>®

Im August 1946 waren im Gebiet Kaliningrad 84.500 sowjetische Biir-
ger registriert. In dieser Zahl war eine kleine Gruppe von ehemaligen
Hiftlingen deutscher Konzentrationslager enthalten, die beschlossen
hatten, hier zu bleiben. Eine groBere Gruppe bildeten die demobili-
sierten Soldaten der Roten Armee. Ab September 1946 kamen erste
Umsiedlertransporte am Pregel an. Bis Jahresende siedelten sich tiber
58.000 Personen in den ldndlichen Regionen des Gebiets an.

Die eigentliche Besiedlungsaktion fiel in die Jahre 1946 bis 1949.
Im Jahr 1947 stieg die Einwohnerzahl des Gebiets auf 205.000,
im Jahr 1948 betrug sie 332.000 und Ende 1951 waren es 561.000
Personen. Die Gesamtzahl von 391.800 Personen, die in den Jahren
1947 bis1950 als Umsiedler in das Gebiet kamen, verteilte sich wie
folgt auf die Herkunftsgebiete: Russische Foderative Sowjetrepublik
64,6 %, UdSSR ohne Nennung der Herkunftsrepublik 10 %, Weil3-
russland 9 %, Ukraine 7,5 %, Litauen 3,8 %, sonstige Republiken
der UdSSR 1,8 %, Lettland 1,6 %, Ausland 1% und Estland 0,7 %.
Wihrend der Umsiedlung zogen grof3e Bevolkerungsgruppen in ihre

1% Ebenda, S. 429.

200 Vgl. Sakson, Andrzej: Stosunki narodowosciowe na Warmii i Mazurach
1945-1997 [Die nationalen Beziehungen im Ermland und in Masuren
1945-1997]. Poznan 1998, S.77-79.
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ehemaligen Wohnorte zuriick. In den Jahren 1947 bis 1950 zogen
79.200 Personen aus dem Gebiet fort.?"!

Gegenwirtig zihlt Kaliningrad 950.000 Einwohner, das sind 0,64 %
der Bevolkerung der Russischen Foderation. Nach Nationalititen
setzte sich die Bevolkerung 1993 folgendermalen zusammen: Russen
78,1 %, WeiBrussen 8,4 %, Ukrainer 7,3 %, Litauer 2,0 %, Polen
0,5 %, Deutsche, Tataren, Mordwinen, Armenier 0,4 %, Juden und
Tschuwaschen 0,3 %. Insgesamt leben in dem Gebiet Angehdrige
aus rund hundert Nationalititen.??> Das Gebiet macht 0,55 % des
Wirtschaftspotentials der Russischen Foderation aus. Es ist fiir die
Energieerzeugung und die Produktion nach wie vor vollkommen
abhiingig von Rohstofflieferungen aus Russlands.?”

Fiinfundvierzig Jahre lang war das Gebiet Kaliningrad als Teil der
Sowjetunion kein Streitgegenstand auf dem internationalen Parkett.
Das Problem wurde als innere Angelegenheit der UdSSR betrachtet.
Als am weitesten nach Westen vorgeschobener Teil des sowjetischen
Imperiums erfiillte es eine wichtige strategische Funktion. Systema-
tisch wurde das Gebiet militarisiert und zum Hauptstiitzpunkt der
Baltischen Flotte ausgebaut. Das Gebiet wurde umgestaltet zu einer
Bastion mit strategischen Reserven im Riicken der in Polen und der
DDR stationierten sowjetischen Truppen. In der Region waren rund
300.000 Soldaten konzentriert, deren Hauptaufgabe im Fall eines

201 Baryta, Tadeusz: Wstep [Einleitung], in: Kostjaszow, J.W. (Hrsg.): Prze-
siedlency opowiadaja. Pierwsze lata Obwodu Kaliningradzkiego we
wspomnieniach i dokumentach [Umsiedler erzihlen. Die ersten Jahre
des Kaliningrader Gebietes in Erinnerungen und Dokumenten], Olsz-
tyn 2000, S. 18.

Kluge, Friedemann (Hrsg.): ,,Ein schicklicher Platz?* Konigsberg/Ka-
liningrad in der Sicht von Bewohnern und Nachbarn. Osnabriick 1994,
S. 102.

203 Vgl. Puchalski, Andrzej. Migdzynarodowa ranga regionu krélewieckie-
go [Die internationale Bedeutung des Konigsberger Gebietes], Warsza-
wa 1993; Dudo, Jerzy: Gospodarcze aspekty Srodowiska naturalnego w
Obwodzie Kaliningradzkirn [Die wirtschaftlichen Aspekte der Umwelt
im Kaliningrader Gebiet], Olsztyn 1995; Sylwestrzak, Andrzej (Hrsg.):
Ustrdj prawny Obwodu Kaliningradzkiego [Das Rechtssystern des Ka-
liningrader Gebietes], Gdansk 1994; Swajdo, Jarostaw. Litwa, Lotwa,
Estonia i Obwdéd Kaliningradzki [Litauen, Lettland, Estland und das Ka-
liningrader Gebiet], Bielsko-Biata 2000.

Vgl. Szymanski, Marek: Potencjal militarny w obwodzie Kaliningradz-
kim a bezpieczenstwo Polski [Das Militirpotential im Kaliningrader
Gebiet und die Sicherheit Polens]. In: Przeglad Zachodni, Nr. 1/1999,
S. 137-145.
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Krieges darin bestand, die ddanischen Meerengen und das Gebiet der
BRD zu besetzen. Auch Atomwaffen waren hier stationiert.?%

Die geopolitische Lage des Gebiets Kaliningrad trug dazu bei, die
politische Vorherrschaft zu stiarken und den sowjetischen Einfluss in
diesem Teil Europas zu sichern. Zwar wurde Ostpreuflen nach dem
Krieg zwischen der UdSSR und Polen aufgeteilt, doch insgesamt
befand es sich im Einflussbereich der Sowjetunion, mit allen Folgen
von deren Hegemonie.?*

Mpythologie des ,, Vaterldndischen Krieges “
und der ,, Pionierarbeit“

Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs riss in Ostpreullen die iiber
Jahrhunderte bestehende staatliche, territoriale, nationale, wirtschaft-
liche, politische, historische, kulturelle und zivilisatorische Kontinu-
itdt ab. Das geschlossene Gebiet wurde auf drei Staaten verteilt, die
sich nach GroBe, Wirtschaftspotential, geschichtlicher Tradition und
dem Verhiltnis zu diesem Land unterschieden. Einen wesentlichen
Anteil an der Ausbildung der regionalen Identitit der neuen Bewohner
Ostpreuflens hatte die Bedeutung dieser Gebiete in der nationalen
Mythologie, ihre nationale Zusammensetzung und das Verhiltnis
zum deutschen kulturellen Erbe.

Die Russen hatten kein iiberzeugendes historisches Argument fiir
die Einverleibung eines Teils von Ostpreu3en. Ihr ,,Recht leiteten
sie aus dem geopolitischen Kalkiil Stalins ab, darunter der Wunsch,
wenigstens ein nicht sehr grofes Gebiet des Dritten Reiches in Be-
sitz zu nehmen, das als Teilentschiddigung fiir die durch den Krieg
mit Deutschland erlittenen Schiden gelten konnte. Zum Vorwand
wurde das Argument, dass die Sowjetunion an der Ostsee keinen
eisfreien Hafen besal3. Diese Bedingungen erfiillte das deutsche
Konigsberg.?"”

25 Galcow, Walerij: Obwdd Kaliningradzki w latach 1945-1991. Spote-
czenstwo, gospodarka, kultura [Das Kaliningrader Gebiet in den Jahren
1945-1991. Gesellschaft, Wirtschaft, Kultur], in: Komunikaty Mazursko-
Warminskie, Nr. 2/1996, S. 217.

26 Wrzesinski, Wojciech: Prusy Wschodnie a bezpieczenstwo europejs-
kie. Stanowisko Francji, USA, Wielkiej Brytanii, ZSRR i Polski wobec
przysztosci Prus Wschodnich w latach 1939-1945 [Ostpreuf3en und die eu-
ropéische Sicherheit. Der Standpunkt Frankreichs, der Vereinigten Staa-
ten, Grof3britanniens, der Sowjetunion und Polens zur Zukunft Ostpreu-
Bens in den Jahren 1939-1945]. In: Komunikaty Mazursko-Warminskie,
Nr. 2/1996, S. 179.

27 Vgl. Gornig, Gilbert H.: Das nordliche OstpreuBen. Gestern und heute.
Eine historische und rechtliche Betrachtung, Bonn 1995, S. 311-318.
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Fiir das gesellschaftliche Bewusstsein wurde die Begriindung fiir
die Zugehorigkeit des Gebiets Kaliningrad zur Sowjetunion auf die
Mythologie des ,, Vaterldndischen Krieges® gestiitzt, d.h. auf die groe
Zahl von Soldaten der Roten Armee, die wihrend der Kdmpfe um
OstpreuBlen gefallen waren.

Ein weiteres wichtiges Element der regionalen ,,Ideologie®, die den
Besitz von Konigsberg legitimierte, war der Mythos der Pionierarbeit.
Seine Grundlage bildete die Propaganda wihrend des Zweiten Welt-
kriegs, die in Ostpreufen einen ,,Hort des preuflischen Militarismus*
sah. Nicht ohne Bedeutung war auch das Argument, das dieses Land
einst von Slawen bewohnt worden sei. Auf der Konferenz von Teheran
1943 sprach Stalin von Ostpreuf3en als ein ,,uraltes slawisches Land*.

Dass man an der Mythologie des ,,Vaterldndischen Krieges* und
der ,,Pionierarbeit® festhielt, war wesentlich dem Umstand zuzu-
schreiben, dass in der zweiten Hélfte der vierziger Jahre eine neue
politische Kampagne des Kampfes gegen den ,,Kosmopolitismus‘‘ und
die ,,Kriecherei vor dem Westen* begann. Die sowjetische Fiihrung
festigte die geistig-politische und kulturelle Isolation des Landes
und verbreitete Chauvinismus und Antisemitismus. Unter diesen
Bedingungen kam eine Wiederherstellung des friiheren Aussehens
der preuBischen Stddte genauso wenig in Frage wie die Bewahrung
des kulturellen Erbes.?*®

Die Bevolkerung des Gebiets Kaliningrad war ein Prototyp fiir die
Schaffung einer sowjetischen Gesellschaft. Ein deutlicher Beleg war die
Tatsache, dass es in Kaliningrad, der einzigen Region der Sowjetunion,
fast gar keine orthodoxen Kirchen oder sonstigen Kultstitten gab. Die
Zahl der Mitglieder der KPdSU war hoher als in anderen Landesteilen
und erreichte fast vier Prozent (1956 kamen auf 1.000 Einwohner 50,2
Mitglieder der kommunistischen Partei, 1976 waren es 73,8. In der
Stadt Kaliningrad betrug der Anteil 49,5 bzw. 91,8).2%

Eine wichtige Voraussetzung fiir die Verwurzelung der Menschen
und der gesellschaftlichen Gruppen und damit auch fiir die Bildung
einer regionalen Identitét ist eine Art ,,Gewohnung™ an die bestehende
Natur- und Kulturlandschaft. Auch die neuen Bewohner Ostpreuflens
waren mit einer ihnen fremden Art der Raumbewirtschaftung kon-
frontiert. Die Architektur und die Bebauung der Dorfer und Stidte
waren anders. Nicht nur die Namen der Stadte und Stralen waren
fremd, sondern auch die Denkméler und Friedhofe.

28 Frobarth, Volker: Das Konigsberger Gebiet in der Politik der Sowjetuni-
on 1945-1990. Mit einer analytischen Betrachtung des Kaliningrader Ge-
bietes in der Politik Russlands 1991-2000, Berlin 2001, S. 79-106.

209 Ebenda, S. 112.
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Hauptpriamisse der sowjetischen Politik im Hinblick auf die Vergan-
genheit der Region war die totale Verleugnung, die sich auf den Hass
gegen alles Deutsche stiitzte. Die Regionalbehdrden beschlossen,
samtliche Ruinen von Konigsberg und anderen Stddten abzureiffen
und nur die am besten erhaltenen Bauwerke stehen zulassen. Ausdruck
dieser Politik ist die Tatsache, dass von 222 Kirchen des Gebiets Ka-
liningrad, die den Krieg iiberstanden hatten, 118 absichtlich zerstort
wurden. Ein dhnliches Schicksal ereilte altehrwiirdige Landgiiter, die
zu rund 90 Prozent den Krieg unbeschédigt tiberstanden hatten. Ein
GroBteil davon existiert heute nicht mehr und von den tibrig gebliebe-
nen befinden sich die meisten in einem katastrophalen Zustand.?'

Vom Moment seiner Entstehung hat der Bolschewismus mehr zerstort
als aufgebaut. Dazu bemerkt Oleg Pawlowskij: ,,Die Ideologie ging
einher mit einer totalen Verneinung der Vergangenheit, dem Bestreben,
alles zu verdndern, und der Einfiihrung einer eigenen Ordnung. Diese
Denkweise wurde den Partei- und Wirtschaftsfithrern in den Jahren
der sowjetischen Herrschaft dermaf3en eingebléut, dass sie ihnen in
Fleisch und Blut iiberging.**!!

Zu den ersten Maflnahmen der sowjetischen Behdrden gehdrten die
Anderung der Ortsnamen und die Beseitigung deutscher Friedhofe,
Denkmiler und Baudenkmdler. Die Anderung von Ortsnamen hat in
OstpreuBlen eine lange, bis ins 19. Jahrhundert zuriickreichende Tradi-
tion. Bald nach Ende des Ersten Weltkriegs und der fiir die Deutschen
erfolgreichen Volksabstimmung von 1920 ging man daran, slawisch
oder litauisch klingende Namen von Orten und Landschaftsteilen
durch typisch deutsche zu ersetzen, u.a. die Anderung des Namens
der Stadt Marggrabowa in Treuburg. Es war ein Symbol der Treue
der Deutschen und Masuren zu ihrer ,,preulischen Heimat®.

Die meisten Namensdnderungen im Gebiet Ostpreullens erfolgten in
den 1930er Jahren des 20. Jahrhunderts, besonders nach der Macht-
tibernahme der Nationalsozialisten, die sich in Ostpreuflen der grof3-
ten Unterstiitzung erfreuten. Die Namensidnderung war eines der
wesentlichen Elemente der Germanisierung dieses Landstrichs und
der Verleugnung seiner multikulturellen Vergangenheit. So wurden
beispielsweise im Landkreis Lotzen in den Jahren 1881 bis 1938 die
Namen von 61 der insgesamt 89 Orten geédndert.*'?

210 Bachtin, A.P.: Zur Situation der Baudenkmiler im Konigsberger Gebiet
am Beispiel der Sakralbauten, in: ,,Ein schicklicher Platz?*... (wie Anm.
5), S. 104f.

21T Pawlowskij, Oleg: Kraina wtasna, cho¢ mata (Das eigene Land, auch

wenn es klein ist], in: Borussia, Nr. 10/1995, S. 77.

Biatunski, Grzegorz: Uwagi o zmianie nazw miejscowosci w Prusach

Wschodnich [Anmerkungen zur Anderung der Ortsnamen in Ostpreuf3en].
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Die sowjetische Fiihrung begann sich des historischen und symbo-
lischen Raumes von Konigsberg und Umgebung zu beméichtigen.
Den stiddtischen Raum konnte man sich verhéltnismifBig einfach
»aneignen®, indem man die vorhandenen Denkmailer, Friedhofe und
sonstigen Erinnerungsorte beseitigte. An ihrer Stelle wurden Sym-
bole der Sowjetmacht errichtet und neue Rituale eingefiihrt. Erhalten
blieben lediglich Kants Grab am Dom auf der Kneiphofinsel und das
Schiller-Denkmal. Alle weiteren Denkméler und Biisten, zum Beispiel
das von Kopernikus und Herder, wurden zerstort.

Neue Denkmiler und Kulturobjekte wurden nach den Prinzipien
der Schaffung einer ,,neuen Welt* errichtet, um die Menschen im
Geiste der kommunistischen Ideologie zu erziehen, losgelost von den
historischen Wurzeln. Von den 182 erhaltenen Denkmélern sind die
meisten (159) Komplexe von Grabsteinen auf den Griabern von sow-
jetischen Soldaten, die bei der Erstiirmung Konigsbergs gefallen sind.
Von den historischen Baudenkmélern sind im Kaliningrader Gebiet
nur rund hundert erhalten geblieben.?"* Als 1967 auf Anweisung von
Ministerprésident Kossygin das konigliche Schloss in Kaliningrad
als Symbol des ,,verfaulten preuBlischen Geistes* gesprengt wurde,
war dies ein Inbegriff sowjetischer Destruktion.

Eine wichtige Rolle bei der Schaffung einer neuen Identitét der Be-
wohner der Region spielte das neue Brauchtum. Der als Tag der
Befreiung Konigsbergs gefeierte 9. April wurde zum Grundstein der
Legitimierung der sowjetischen Herrschaft. Als Begriindung diente
eine interessante geschichtsphilosophische Konzeption, nach der der
Sieg der Roten Armee (d.h. der KPdSU unter der Fiihrung Stalins)
den pseudoreligiosen Akt der Geburt des Mythos von der Entstehung
Kaliningrads darstellt. Auf den Triimmern des alten, vollig zerstorten
Konigsbergs entstand ,,das neue Kaliningrad*.>!*

Russland

Die Erhaltung des Status quo lag im Interesse der Behorden in Moskau
und Kaliningrad. Hatte man in der Endphase des sowjetischen Imperi-
ums noch iiber verschiedene Planspiele fiir dieses Gebiet nachgedacht
(Gorbatschows Konzeption, massenhaft Russlanddeutsche anzusiedeln
und enge Kontakte mit Deutschland zu kniipfen, oder Jelzins Vor-
schlag aus der Zeit vor seiner Machtiibernahme, dieses Gebiet Polen zu
tibertragen, und dergleichen mehr), so ging es spater nur noch um die
Kompetenzen der Gebietsbehorden und den Charakter dieses Gebiets.

in: Borussia Nr. 16/1998, S. 282-286. 16 Galcow (wie Anm. 8), S. 221.
213 Galcow (wie Anm. 8) S. 221.
214 Vgl. Hoppe, Bert: Auf den Triimmern von Konigsberg. Kaliningrad
1946-1970. Miinchen 2000, S. 111-153.
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Im GroBen und Ganzen standen sich in der ersten Hilfte der neunziger
Jahre zwei Konzeptionen gegeniiber. Die eine wollte den militdrischen
Status quo beibehalten, die Strukturen geringfiigig dndern und das
enge Verhéltnis zur Russischen Foderation bewahren. Sie hatte ihre
Anhinger vornehmlich in gewissen Moskauer Kreisen (in erster Linie
die Lobby des Militédrs und der Riistungsindustrie).

Die andere Konzeption sah vor, eine neue Wirtschaftszone zu schaffen,
die als Vorreiter fiir die in ganz Russland ablaufenden Verdnderungen die-
nen sollte. Voraussetzung war eine moglichst umfassende politische und
wirtschaftliche Autonomie. Man wiinschte sich einen ,,kontrollierten*
Zustrom auslindischen Kapitals. Im duBersten Fall ist als Folge dieser
Entwicklung die Griindung einer neuen Baltischen Republik vorgesehen,
die mit der Russischen Foderation locker konfoderiert wire.

Nach dem Zerfall der Sowjetunion ist Kaliningrad zum wichtigen
Element des politischen Spiels geworden, das von Russland auf meh-
reren Ebenen gespielt wird. Fiir die Moskauer Politiker war es eine
Spielkarte in den Verhandlungen mit Polen (gewaltige Konzentration
von Truppen, die potentiell die Sicherheit des Landes bedrohten),
Litauen (Erpressung bei den Gesprichen iiber den Abzug russischer
Truppen und Problem der Rohstoff- und Brennstofflieferungen) und
Deutschland (Einddmmung der gewaltigen Auswanderungswelle von
Russland nach Deutschland, Verringerung der Atomwaffen usw.).
Auch im Verhiltnis zu Lettland, Estland, Schweden und Weifrussland
wird Kaliningrad nach wie vor als wichtige Karte des politischen
Spiels benutzt, die darauf abzielt, eine moglichst ausgedehnte Ein-
flusssphire in dieser Region zu behalten.

Auf entschiedene Ablehnung der Politiker in Moskau und Kaliningrad
stieBen verschiedene Pline, auf diesem Gebiet ein Kondominium
unter Beteiligung Didnemarks, Schwedens, Polens und den USA, eine
,-Russisch-Deutsche Republik Kénigsberg® oder ein ,,Luxemburg an
der Ostsee* zu schaffen.

Die russischen Behorden sind sich jedoch dariiber im Klaren, dass
die wirtschaftliche Situation, das Funktionieren der Infrastruktur des
Gebiets Kaliningrad sowie der Lebensstandard und die Lebensqualitit
seiner Bewohner sich verbessern miissen. In der Nachkriegszeit war
die Entwicklung des Gebiets vor allem militérstrategischen Bediirf-
nissen untergeordnet. Das besondere Augenmerk galt damals der
Erweiterung der Infrastruktur und dem Ausbau der Militérstiitzpunk-
te, insbesondere der Kriegsmarine. Das hatte zur Folge, dass viele
potentielle Moglichkeiten des Gebiets — Industrie, Landwirtschaft,
Fremdenverkehr und Erholung im Hinterland — nur minimal genutzt
wurden.
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Ein neues Element auf der politischen Szene des Gebiets Kaliningrad
waren politische Krifte, die die Ansicht vertraten, das Gebiet der
Region Klajpeda anzugliedern, die ,,ungerechterweise* an Litauen
angegliedert wurde (bis 1920 war diese Region, das so genannte
Memelland, Bestandteil des damaligen OstpreuBen).?'

Litauen

Das einzige Land, dessen offizieller Vertreter territoriale Anspriiche
auf das Gebiet Kaliningrad erhob, war Litauen. Im Mirz 1992 erklarte
der damalige Botschafter Litauens in den USA, Stasys Lozoraitis,
in einem Interview mit der konservativen Zeitung Lietuvas Aidas,
dass ,,Kaliningrad eines Tages, sicherlich nicht morgen oder iiber-
morgen, zu einem Teil Litauens werden kann®. Er bezeichnete das
Gebiet Kaliningrad auf litauisch als Karaliacius. Ferner bemerkte er,
dass ,,niemand sich die Deutschen wiinscht. Weder Frankreich noch
Polen. Wir miissen in dieser Sache energischer handeln als bisher.*
Mit dieser Ansicht steht er nicht allein da. Sowohl die litauische
Emigration als auch ein Teil der national orientierten litauischen
Parteien haben gefordert, das gesamte Gebiet von Kaliningrad an
Litauen anzugliedern. Dafiir wurden bestimmte historische Argu-
mente vorgetragen, Analogien zum so genannten Klein-Litauen oder
PreuBisch-Litauen.?'¢

Der Untergang der Sowjetunion und der Zusammenbruch des Sys-
tems von Jalta lieBen in Litauen Illusionen wach werden, man kon-
ne eine gesamteuropdische Friedenskonferenz einberufen, die neue
Grenzkorrekturen vornehmen wiirde. Fiir Litauen ginge es dabei um
Anspriiche auf Teile von Kaliningrad. Diese Konzeptionen werden
von ernstzunehmenden politischen Kriften des Landes nach wie
vor diskutiert, darunter vor allem von den konservativen Parteien,
die Litauen jiingst als ,,Macht gegeniiber dem Gebiet Kaliningrad
bezeichnet haben.

Das libergeordnete Ziel Litauens war der Abzug der russischen
Truppen, selbst wenn das bedeutete, dass ein Grof3teil der Truppen
in das benachbarte Gebiet Kaliningrad verlegt wurde. Litauische
Firmen errichteten aus Mitteln, die zu einem betridchtlichen Teil von

215 Vgl. Paleckis, Justas/Vytautas Plackaitis: Obwdd Kaliningradzki — stan
i perspektywy. Stanowisko litewskie (Das Kaliningrader Gebiet — jetzi-
ge Lage und Perspektiven. Der Standpunkt Litauens), in: Przeglad Za-
chodni, Nr, 3/1993, S. 31-38.

216 Vgl. Paleckis, Justas: Aus lituanischer Sicht, in: Miiller-Hermann, Ernst
(Hrsg.): Konigsberg/Kaliningrad unter europidischer Perspektive. Bre-
men, 1994, S. 115-128.
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der Regierung in Wilna bereitgestellt wurden, Wohnungen fiir die
abgezogenen Truppen im Gebiet Kaliningrad.

In Gesprichen mit den Russen iiber die Beziehungen zu Kalinin-
grad wahrten die litauischen Behorden unter der Regierung Vytautas
Landsbergis weitgehende Zuriickhaltung. Alle diese Angelegenhei-
ten regelt das Abkommen vom 29. Juli 1991 zwischen Litauen und
Russland, das v.a. in einem Zusatzabkommen auf die besonderen
Beziehungen zwischen Litauen und Kaliningrad verweist. Das fiir
fiinf Jahre abgeschlossene Abkommen sah die Anerkennung der
Unantastbarkeit der bestehenden Grenzen und den Abschluss von
speziellen Festlegungen iiber den Grenzverlauf vor. Seinerzeit war es
eher ungewohnlich, dass der junge litauische Staat Sonderbeziehun-
gen zu einem Gebiet aufnimmt, das ein Teil Russlands ist. Es war ein
Kompromiss und der Preis, den Litauen fiir die Anerkennung seiner
Unabhingigkeit von Russland zu zahlen bereit war — drei Wochen
vor dem August-Putsch in Moskau.

Mit dem Zusammentreffen der fiihrenden Politiker des Gebiets Ende
1992 in Wilna demonstrierte die litauische Fiihrung unter Prisident
Algirdas Brazauskas ein neues und pragmatisches Herangehen an
die Beziehungen zum Gebiet Kaliningrad. Um Druck auf die Rus-
sen auszuiiben, nutzten die Litauer bei den Gesprichen die Tatsache
aus, dass das Gebiet Kaliningrad fiir den Transit (Energietrdger und
Versorgung mit Lebensmitteln) auf Litauen angewiesen ist. Die Fra-
ge der Zugehorigkeit des Gebiets zu Litauen wurde dagegen nicht
angeschnitten. Litauen war sich seiner Schwiche und der nach wie
vor bestehenden Abhéngigkeit von Russland sehr wohl bewusst. Was
die Zukunft des Gebiets Kaliningrad angeht dominierten in Litauen
folgende Auffassungen:

1. Es kommt zu einer Entwicklung immer groerer wirtschaftlicher
und politischer Selbststindigkeit, bis hin zur Griindung einer
vierten ,,baltischen Republik”. Die Anhénger dieser Option un-
terstiitzten alle Bestrebungen der Vertreter des Gebiets, sich ge-
geniiber Moskau zu emanzipieren. Sie treten fiir eine Stirkung
der baltischen und skandinavischen Staaten ein. Sie fiirchten vor
allem polnische und deutsche Einfliisse.

2. Die zweite, weit grofere Gruppe von Politikern vertritt die Ansicht,
eine Statusidnderung konne nur in Abstimmung mit Russland
erreicht werden. Weil diese ihrer Ansicht nach nicht den Zielen
Russlands entspricht, ist mit wesentlichen Anderungen im Status
des Gebiets Kaliningrad nicht zu rechnen.

3. Eine verhiltnisméfig kleine Gruppe von Politikern strebt eine
Angliederung Kaliningrads an Litauen mit friedlichen Mitteln an.
Sie vertreten die Ansicht, gerade das relativ schwache Litauen,
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das im Gegensatz zu den grolen Nachbarn niemandem gefihrlich
werden kann, konne am leichtesten das Problem l6sen, ohne die
Stabilitét in Europa zu gefidhrden.

Deutschland

Die deutsche Politik im Hinblick auf das Gebiet Kaliningrad wie auf
die Gesamtheit der postkommunistischen Staaten Ostmitteleuropas
war nicht eindeutig. Unter den Fachleuten, die sich mit der Analyse der
aktuellen deutschen Politik im Hinblick auf Ostmitteleuropa befassen,
herrschte die Ansicht, diese Politik werde generell auf zwei Ebenen
betrieben. Zum einen geht es um die offizielle Regierungspolitik, die
nach wie vor zuriickhaltend ist und sich bemiiht, die herrschenden
Realititen und das aktuelle politische Krifteverhiltnis in der inter-
nationalen Arena zu beriicksichtigen. Dementsprechend waren die
Politiker in Bonn damals der Ansicht, potentielle deutsche Interessen
im Gebiet Kaliningrad miissten ,,geopfert* werden, um iibergeordnete
Ziele zu erreichen, zu denen u.a. gehorte, die deutsch-russischen
Beziehungen nicht durch Irritationen zu gefihrden, um nicht den
Abzug der russischen Truppen zu storen.

Zum anderen bildete die Politik zahlreicher Organisationen und nicht-
staatlicher Gruppierungen, die, von der Bonner Regierung mehr oder
weniger geduldet, ein weites Spektrum von Vorhaben in Bezug auf
Osteuropa und damit auch auf das Gebiet Kaliningrad zu analysieren
und zu realisieren versuchten. Diese Organisationen, zum Beispiel der
Bund der Vertriebenen (BdV), werden aus Bundesmitteln finanziert.2"”
Das iibergeordnete Ziel der deutschen Politik beziiglich des Gebiets
Kaliningrad besteht darin, eine moglichst breite Einflusssphire in
diesem Gebiet zu schaffen, das bis 1945 eine deutsche Ausfallbasis
in nordostlicher Richtung darstellte.

Mit den Schwierigkeiten der Einheit beschiftigt und die Notwendigkeit
guter Beziehungen zu Russland beachtend, hat Deutschland bisher keine
groBere politische und wirtschaftliche Aktivitit in Bezug auf Kalinin-
grad entfaltet. Sehr viel aktiver waren verschiedene nichtstaatliche Or-
ganisationen. Wilfried Bohm (damals CDU-Bundestagsabgeordneter)
und der mit dem Milieu des Bundes der Vertriebenen und der Lands-
mannschaft Ostpreuflen verbundene Journalist Ansgar Graw definierten
in dem 1993 erschienenen Buch ,, Konigsberg morgen. Luxemburg
an der Ostsee* das Ziel der deutschen Politik folgendermaBen: ,.Der
Gedanke ist revolutionir, aber lingst nicht mehr utopisch: Vor rund 800
Jahren wurde der Deutsche Orden vom polnischen Herzog Konrad von

217 Bingen, Dieter: Das Gebiet Kaliningrad (Konigsberg): Bestandsaufnah-
me und Perspektiven. Deutsche Ansichten, Bundesinstitut fiir ostwissen-
schaftliche und internationale Studien, Koln 1993.
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Masowien ins spitere Ostpreulen gerufen. Wird sich diese Ostsied-
lung, den Umsténden der Zeit entsprechend modifiziert, wiederholen?
Damals brachten die deutschen Pioniere den Eisenpflug, heute konnten
es Mikro-Chips und modernes Management sein. Als Mittler zwischen
Ost und West, als Rekonstrukteure alter européischer Briicken kommen
vor allem, hoffentlich nicht ausschlieBlich, die Vertriebenen mit ihren
Kenntnissen und Erfahrungen in Frage.“*!8

Rechte Gruppen und politische Krifte, die dem Milieu des Bundes
der Vertriebenen verbunden sind, haben seit 1990 intensiv eine eigene
Politik beziiglich Kaliningrads propagiert und die Bonner Regierung
zu beeinflussen versucht. Hauptziel war ein moglichst starkes Enga-
gement Deutschlands in diesem Gebiet, das dazu fiihren sollte, dieses
Gebiet kiinftig den deutschen Interessen unterzuordnen. Um einen
Briickenkopf fiir ihre Plidne zu schaffen, wollten sie dort im grof3en
MafBstab Russlanddeutsche ansiedeln, um daran ankniipfend spiter
die Forderung nach einer ,,Internationalisierung* oder auch nach der
Schaffung einer neuen ,,autonomen deutschen Region‘ zu erheben.

In Deutschland gibt es nach wie vor zahlreiche Institutionen und
Gremien, die sich mit der Zukunft Kaliningrads befassen, von einer
speziellen parlamentarischen Gruppe der CDU bis hin zu verschie-
denen Stiftungen, darunter die ,,Stiftung Konigsberg®. Als kurioses
Faktum ist zu vermelden, dass es in Deutschland noch immer einen
,PreuBischen Nationalkongress* gibt, der als Platzhalter fiir die ,,Re-
gierung Preuflens® fungieren soll.

Vorherrschend bei allen Uberlegungen zur Zukunft Kaliningrads ist
in Deutschland jedoch nach wie vor die europdische Option. Sie geht
davon aus, dass die langfristigen Interessen nur mit Hilfe europiischer
Losungen erreicht werden konnen. Daher das lebhafte Echo auf Kon-
zeptionen, die die Schaffung einer Euroregion Konigsberg anstreben:
ein ,,internationales Kondominium* oder die Unterstiitzung der Bil-
dung einer Freihandelszone (z.B. die Konzeptionen eines ,,baltischen
Hongkong* oder eines ,,Luxemburg an der Ostsee*).

Polen

Die Politik polnischer Behorden im Hinblick auf das Gebiet Kali-
ningrad beruht auf der Erhaltung des Status quo. Polnische Politiker
haben die Ansicht vertreten, dass es unabhingig von der Unmen-
ge grundlegender Verinderungen, die sich in Europa und speziell
in Mittel- und Osteuropa vollziehen, auf unserem Kontinent kein
zweites Gebiet gibt, das in historischer und geopolitischer Hinsicht

218 Bohrn, Wilfried/Ansgar Graw: Konigsberg morgen. Luxemburg an der
Ostsee, Asendorf 1993, S. 210.
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»gleichermalien herrenlos ist* und gleichzeitig so rasche geopoliti-
sche Losungen verlangt . Vorherrschend war die Ansicht, dass das
Schicksal Kaliningrads zu einem politischen Problem ersten Ranges
werden kann.

Man hat im Zusammenhang mit dem Schicksal dieses Gebiets auf
einige wichtige Elemente der politischen Lage hingewiesen; nach
dem Zerfall des monolithischen sowjetischen Staates ist die Rolle
Kaliningrads weitgehend undefiniert geblieben. Bisher wusste man,
dass Konigsberg als Teil der Sowjetunion so etwas wie ein tief nach
Europa vorgeschobener pied-a-terre Moskaus ist. Konigsberg als ein
Gebiet, das einen groBen eisfreien Abschnitt der Ostseekiiste umfasst
und einen ansehnlichen Teil eines Bahnnetzes mit europdischer Spur-
weite, nimlich Schmalspur, besitzt, war eine gigantische Basis fiir
einen eventuellen Angriff auf Europa.

Es wurde festgestellt, dass die Stellung Polens in Bezug auf das Gebiet
Konigsberg die ,,Stellung des dritten Partners* sei. Das bedeutet, dass
hier langfristige, vorhersehbare Interessen Deutschlands und langfris-
tige, nicht aber aktuelle Interessen Polens ins Spiel kommen. Es wurde
dabei auf die Entmilitarisierung als ersten Schritt zur Verbesserung
der Umwelt hingewiesen. Grundlage der polnischen Auflenpolitik
sollte die fortdauernde Unantastbarkeit der bestehenden Grenzen
sein — das ist polnische Staatsrdson. Das bedeutet, dass auch Polen
keinerlei Anspriiche auf das Territorium Konigsberg erhebt, denn
eine Verschiebung der Grenze auch nur um einen Kilometer wiirde
einen ganzen Rattenschwanz von Folgen nach sich ziehen, und das
wire fiir Polen von Nachteil.

,Aneignung“ des neuen Vaterlandes

Das an der Danziger Bucht und in der Pregelniederung gelegene Ka-
liningrad umfasst 22 Rayons (Kreise). Groere Stidte sind: Sowjetsk
an der Memel (Tilsit), Baltijsk (Pillau), Tscherniachowsk (Insterburg),
Gusow (Gumbinnen) und Swietlogorsk (Rauschen). Geméal der Ver-
fassung der Russischen Foderation (die mit dem Referendum vom
12. Dezember 1993 angenommen wurde) ist das Gebiet Kaliningrad
eines von 89 Subjekten der Foderation, die gegeniiber den Organen
der Foderation gleichberechtigt sind. Die Einheit des staatlichen
Machtsystems in Russland duf3ert sich in der einheitlichen Quelle des
Rechts, welches das System der Staatsorgane auf Foderationsebene
regelt. Diese Quelle ist die Gesetzgebung der Bundesversammlung,
vor allem der Staatsduma. Das Gebiet Kaliningrad wird daher von
Institutionen der Staatsmacht repriisentiert.?'

29 Wspdtpraca migdzynarodowa w rejonie battyckim [Internationale Zu-
sammenarbeit in der Ostseeregion], Gdansk 1997, S. 47f.
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Am 7. Juli 1995 verabschiedete die Duma des Gebiets Kaliningrad
das Statut (die Verfassung) des Gebiets Kaliningrad der Russischen
Foderation. In ihr ist festgelegt, dass das Gebiet ein unzertrennlicher
und gleichberechtigter Teil der Russischen Foderation ist; in ihr
herrscht Dreiteilung der Gewalten: gesetzgebende (reprisentative)
Gewalt — das ist die Gebietsduma —, vollziehende Gewalt — die Ge-
bietsverwaltung, geleitet vom Gouverneur — und Rechtsprechung.

Die wirtschaftliche Bedeutung des Gebiets fiir Russland hat sich
geidndert, seit hier eine freie Wirtschaftszone (Dekret des Prisidenten
Russlands vom 4. Juni 1992 Nr. 548 ,,Uber freie Wirtschaftszonen
in der Russischen Foderation* sowie Dekret vom 23. Dezember
1992 Nr. 1625 ,,Uber die Sicherung der Bedingungen der wirtschaft-
lichen Entwicklung des Gebiets Kaliningrad* und Dekret vom 7.
Dezember 1993 ,,Uber das Gebiet Kaliningrad***) und eine Sonder-
wirtschaftszone (Gesetz der Staatsduma der Russischen Foderation
vom 15. November 1995 ,,Uber die Sonderwirtschaftszone im Ge-
biet Kaliningrad“**' sowie ,,Abkommen iiber die Verwaltungs- und
Kompetenzverteilung zwischen den Staatsorganen der Russischen
Foderation und den Staatsorganen des Gebiets Kaliningrad*???) ge-
schaffen wurden. Im Januar 1996 entstand die Sonderwirtschaftszone
im Gebiet Kaliningrad.??

Eine aufgeblihte Biirokratie, komplizierte Rechtsvorschriften und
das instabile politische Klima fiihrten zu Unsicherheiten unter den
ausliandischen Investoren. Zum Wendepunkt wurde das Jahr 1998, als
in Russland eine Wirtschaftskrise ausbrach und der Binnenmarkt zu-
sammenbrach. Durch diese Krise machten viele ausldndische Firmen
im Gebiet Kaliningrad Konkurs und der Handelsumsatz zwischen
Polen und Kaliningrad ging um iiber die Hilfte zuriick.?**

Die Perestroika Ende der 1980er Jahre, der Zerfall der UdSSR und
die Entstehung der Enklave Kaliningrad Anfang der neunziger Jahre

220 Maciejewski, Andrzej: Spér o status obwodu kaliningradzkiego po roz-

padzie ZSRR, prezentowany przez kaliningradzka pras¢ [Der Streit um

den Status des Kaliningrader Gebietes nach dem Zusammenbruch der

Sowjetunion, prisentiert von der Kaliningrader Presse], in: Jurkowski,

Ryszard; Norbert Kasparek (Hrsg.): Dawna a nowa Rosja, Warszawa

2002, S. 269-278.

Kalinigrad, Rosyjska Specjalna Strefa Ekonomiczna, Kaliningrad 1997,

S. 4.

22 Ebenda, S. 5.

223 Specjalna strefa ekonomiczna w Obwodzie kaliningradzkirn. Analizy,
Nr. 10, Osrodek Studiéw Wschodnich w Warszawie, 7. Mai 1998.

224 Kucko, U.: Problemy wspétpracy Polski z Obwodem Kaliningradzkim
[Probleme der Zusammenarbeit Polens mit dem Kaliningrader Gebiet],
Olsztyn 2003 (Typoskript), S.10-13.
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hatten wesentlichen Einfluss auf die Haltung der Einwohner der
Region und ihr Verhiltnis zur deutschen Vergangenheit. Kennzeich-
nend fiir die Kaliningrader ist die postmigratorische Gesellschaft mit
einem kontinuierlichen Austausch der Bewohner. Da fast die ganze
Bevolkerung der Region aus Zugewanderten und ihren Nachkom-
men besteht, konnte keine emotionale Bindung an das bewohnte
Territorium entstehen. Eine stabile regionale Identitit konnte sich
unter solchen Bedingungen nicht entwickeln. Vor diesem Hintergrund
entstehen Angste vor einer ,,Regermanisierung‘ und Befiirchtungen
vor einer ,,Europdisierung*.

Die ungewisse Zukunft des Gebiets Kaliningrad wirkt sich auf das
Sicherheitsgefiihl der Bewohner aus, ebenso wie die immer wieder
auftretenden Geriichte, der sowjetisch/russischen Oberhoheit. So
wurde wihrend der Entstalinisierung in den Jahren 1956 bis 1957, in
den Jahren 1963 und 1974 sowie wihrend der Gorbatschowschen Pe-
restroika spekuliert, dass die Region an Litauen angegliedert werden
konnte.?» Man glaubte, es konne sich der Fall der Krim wiederholen,
die als Symbol der Einheit beider Volker mit Zustimmung Chruscht-
schows 1954 an die Ukraine angegliedert wurde.

Zu den wichtigsten Verdnderungen nach dem Zerfall der Sowjetunion
gehorte fiir die Bewohner des 400 km von Russland entfernten Ka-
liningrad das ,,Phinomen der Offnung*. Nach Jahrzehnten fast voll-
standiger Isolierung, in denen beispielsweise kein Ausldnder Zutritt zu
dem Gebiet erhielt, 6ffnete sich das Gebiet der Welt. Die Kontakte mit
Polen, Litauen und den ,,Erbfeinden‘ wie Deutschland oder den skan-
dinavischen Lindern wurden ausgeweitet. Vor diesem Hintergrund
kam es zu einer paradoxen Situation. Die neue geopolitische Lage
in Europa fiihrte einerseits dazu, dass das Gebiet Kaliningrad vom
~Mutterland* isoliert wurde, erméglichte aber andererseits verstirkte
Kontakte mit der Auenwelt. Der Status der Enklave erwies sich als
Handicap und zugleich als Chance fiir die Region.?*

Fiir die Kaliningrader ergaben sich neue Fragen: Wohin gehoren
wir? Wo wollen wir hin? Sind wir ein Teil Russlands oder gehoren
wir zu Europa? Welches ist die Rolle des zwischen Russland und
Westeuropa gelegenen Gebiets?

Nach Ansicht von Eckard Matthes beeinflussen verschiedene Faktoren
die Bildung eines regionalen Bewusstseins. Hier die wichtigsten:

225 Vgl. Frobarth (wie Anm. 11) S. 191-197.

26 Przezwycigzanie obcosci: Kaliningrad jako rosyjska enklawa wewnatrz
Unii Europejskiej. O przysziosci Europy [Uberwindung der Fremdheit.
Kaliningrad als russische Enklave innerhalb der Europdischen Union.
Uber die Zukunft Europas], Warszawa, Januar 2001, S. 1.
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Der den Ansiedlern aufgezwungene Verzicht auf die Geschichte
ihrer neuen Heimat und die Manipulation der Nachkriegsgeschich-
te.

Die Aufgabe ihrer bisherigen Heimat und die Entfernung vom
Rest des Landes.

Der Kontrast zwischen dem von der Ideologie geschaffenen Bild
der Deutschen und der Begegnung mit der von ihnen in Ostpreufien
hinterlassenen materiellen Kultur.

Der Einfluss der Kulturlandschaft und der Stidte der Region auf
die Ansiedler, speziell im Vergleich zu ihren Herkunftsgebieten.
Der Einfluss der Natur und des Klimas.

Die ideologischen Grundlagen der Organisation des Gebiets.
Das unkomplizierte Zusammenleben unterschiedlicher Nationa-
litdaten in der Region.

Begegnung und Austausch mit den Nachbarn und die daraus
erwachsenden internationalen Erfahrungen.

Der Status Kaliningrads als Hafenstadt (Fenster zur Welt).

Die Erfahrung, auf sich selbst gestellt zu sein, und die Notwen-
digkeit, die eigenen Interessen gegen Russland durchzusetzen
(Zentrum — Peripherie).

Das Zusammentreffen der regionalen Erfahrung (Begegnung
mit Deutschen und ihrer Kultur) mit der nationalen Identitét der
Ansiedler brachte die unterschiedlichen historisch-kulturellen
Ausgangspunkte zu Bewusstsein, zwang aber den Alltag zu einer
Synthese.

Die Tatsache, dass innerhalb von fiinfzig Jahren nach dem Krieg
im Gebiet keine eigene Intelligenzschicht entstanden ist, d.h.
eine Gruppe von Gebildeten, die durch die folgenden Faktoren
integriert worden wire: a) Bindung an die Region, b) Verbindung
mit Bereichen, die auf irgendeine Weise die Region betreffen, c)
eine Kultur der 6ffentlichen Auseinandersetzung und Diskussion
liber die Allgemeinheit interessierende Themen.??’

Die vielen Faktoren, die die Stabilisierungs- und Integrationsprozesse
und die Ausbildung eines regionalen Bewusstseins negativ beeinflus-
sen, tragen zu einer Schwichung der Identitit bei. Das zeigte sich
u. a. in Meinungsumfragen, die Anfang der neunziger Jahre durch-
gefiihrt wurden. Daraus ging hervor, dass ein Fiinftel der Bewohner
der Region sich dafiir aussprach, das Gebiet von der Russischen Fo-
deration zu trennen; in spiteren Umfragen waren es nur noch 4-6 %
der Befragten. In allen Umfragen sprachen sich nur 6 bis 17 % der
Bevolkerung fiir die unverinderte Beibehaltung des aktuellen Status

27 Matthes, Eckard: Swiadomo$¢ regionalna w Obwodzie Kaliningradz-

kim. Préba systematyzacji zjawisk [Das regionale Bewusstsein im Ka-
liningrader Gebiet. Versuch einer Systematisierung von Phinomenen],
in: Borussia, Nr. 26/2002, S. 19.
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quo aus.””® Die Mehrheit der Befragten war fiir die Bildung einer
vierten baltischen Republik beziehungsweise fiir einen Sonderstatus
des Gebiets mit weitgehender Autonomie innerhalb der Russischen
Foderation. Das ist der Hintergrund der hidufig aus Moskau erhobenen
»Separatismus®-Vorwiirfe. Ein weiterer Faktor, der die Haltungen der
jungen Generation beeinflusste, war die Tatsache, dass die absolute
Mehrheit der jungen Bewohner der Region nie in Russland war.
Valerij Ustjugow, der Vorsitzende der lokalen Duma, erklarte: ,,Nur
unter Vorbehalt kann man sie Russen nennen.*?*

Die Verinderungen, die mit der Perestroika und mit der Offnung
kamen, fiihrten zu einer neuen Einstellung zur Geschichte der Region
und zur deutschen Vergangenheit. In den Diskussionen dominierten
zwei Fragen: Was war vor unserer Ankunft? Worin besteht die Ge-
schichte der Region nach dem Jahr 19457

Dieses Interesse duflerte sich in ersten Publikationen zur Geschichte
der Region vor und nach 1945. Man begann erhalten gebliebene
Baudenkmidiler zu rekonstruieren und wiederaufzubauen. Ein spek-
takuldres, wenn auch insgesamt allein dastehendes Beispiel war der
aus deutschen Mitteln finanzierte Wiederaufbau des Konigsberger
Doms. Vereinzelt wurden Denkmiler rekonstruiert, beispielsweise
das von Immanuel Kant. Eine bis heute anhaltende Diskussion iiber
den Namen der Stadt kam in Gang, in der verschiedene Vorschlige
gemacht wurden, z.B. Kantograd. Es entstanden auch erste Initiativen
fiir die Riickkehr zum alten Namen Konigsberg.

Umgeben von der NATO und der Europdischen Union

Polens Aufnahme in die NATO im Jahre 1999, die Aussicht Polens,
Litauens, Lettlands und Estlands auf die Mitgliedschaft in der Euro-
pdischen Union im Jahre 2004 und der Beitritt der baltischen Staaten
zum Nordatlantikpakt im selben Jahr schaffen eine neue geopolitische
Lage um das Gebiet Kaliningrad. Dieses Gebiet wird zu einer Insel,
umgeben von einem politischen, wirtschaftlichen und militdrischen
Organismus, der vom russischen vollig abweicht. Die Politik der eu-
ropdischen Staaten hat wesentlichen Einfluss auf die innere Situation
des Gebiets. Die Politik Briissels und der Anwirter auf die NATO- und
EU-Mitgliedschaft ist von der Befiirchtung diktiert, dass diese An-
dersartigkeit zur Ursache von negativen Erscheinungen und Gefahren
werden konnte. Auf seine Interessen bedacht, forderte Moskau von
Europa Eisenbahn- und Stralen-,,Korridore*, durch den die Russen

228 Wellmann, Christian: Die russische Exklave Kaliningrad als Konflikt-

syndrom, in: Die Friedens-Warte. Journal of International Peace Orga-
nisation, H. 3, 4/2000, S. 402f.
229 Konigsberger Express, Nr. 5/2000, S. 20.
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reisen konnten, ohne sich von ,,Beamten eines fremden Staates* ein
Visum erteilen lassen zu miissen. Litauer oder Polen diirften nicht da-
riiber entscheiden, ob ein Russe aus einer Region seines Landes in die
andere reisen darf, emporte sich Wladimir Putin nach einem Treffen
mit den Fiihrern der Européischen Union im Mai 2002. Das sei, fiigte
er hinzu, ein Versuch, ,,Kaliningrad von Moskau loszureien‘.>° Die
Einfiihrung so genannter Schengenvisa durch die Mitgliedsstaaten
der Europidischen Union erwies sich als eine Notwendigkeit, die
Russland nach langem Feilschen akzeptierte. Litauen fiihrte sie ab
dem 1. Januar und Polen ab dem 1. Oktober 2003 ein.

Die Osterweiterung von NATO und EU zog wesentliche Verdnderun-
gen der russischen Geopolitik nach sich. Leonid Iwanow unterscheidet
acht geopolitische Interessenrichtungen:

1) im Siiden — Krim, Donbass, Kaukasus und Iran,

2) im Siidwesten — Karpaten und der Balkan,

3) im Nordwesten — baltische Staaten, Skandinavien, England und
Holland,

4) im Norden — Finnland und das Weifle Meer,

5) im Nordosten — nordlicher Ural und Nowaja Semlja,

6) im Osten — Wolgagebiet, Ural, Sibirien, Ferner Osten und Alas-
ka,

7) im Westen — Polen, Tschechische Republik, Ungarn, Deutschland
sowie Frankreich und

8) im Siidwesten — Zentralasien, Afghanistan und Indien .>!

Die Osterweiterung der NATO fiihrte laut Iwanow zu strategischen
Verdnderungen fiir Russland; die militérische Struktur des Blocks ver-
schob sich um 650 bis 750 Kilometer nach Osten. Das Militirpotential
der NATO wurde stirker, was die militdrische Lage Russlands auf eine
bestimmte Weise beeinflusst und die Bedrohung seines européischen
Teils erhoht. Im Gebiet Kaliningrad grenzt die NATO nun direkt an
russisches Territorium, mit der moglichen Folge, dass dort stationierte
russische Truppen blockiert werden konnen. Die Grenze der militér-

20 Vgl. Cichocki, Bartosz/Katarzyna Pelczynska-Natgcz/Agnieszka Wilk:
Obwdd Kaliningradzki w kontekscie rozszerzenia Unii Europejskiej [Das
Kaliningrader Gebiet im Kontext der Erweiterung der Europiischen Uni-
on]. ,,Prace Osrodka Studiéw Wschodnich®, Warszawa, Juli 2001; Rad-
ziwinowicz, Wactaw/Marian Wojciechowski: Kaliningrad. Wyspa na
Pétnocy [Kaliningrad. Eine Insel im Norden], in: Magazin der Gazeta
Wyborcza vom 25. Juli 2002, S. 22.

Iwanow, Leonid: Rossija ili Moskovija. Geopoliticeskoje izmerenie nac-
jonalnoj bezopasnosti Rossiji [Russland oder Moskauer Reich. Geopoli-
tische Vermessung der nationalen Sicherheit Russlands], Moskva 2002,
S. 10f.
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strategischen Sicherheit Russlands wurde insgesamt geschwécht; der
Einfluss des Nordatlantikpakts im Schwarzmeerbecken wichst!?*

Der giénzliche Abzug russischer Truppen aus Litauen im August 1993
und der Verlust der Basen und Héfen auf dem Territorium der iibrigen
baltischen Staaten wirkten sich nach Ansicht von Artur Drzewicki
unmittelbar auf die geostrategische Lage in dieser Region aus. In
dieser Situation fiel dem Gebiet Kaliningrad besondere Bedeutung
zu, die sich vor allem aus einigen politisch-militirischen Faktoren
ergab. Das Gebiet Kaliningrad fungierte unmittelbar als Deckung fiir
die in der Ostseeregion stationierten russischen Kréfte und diente als
wichtiger militdrisch-politischer Briickenkopf in Ostmitteleuropa. Die
Exklave war ein unmittelbar auf die baltischen Staaten ausstrahlender
Faktor, was im Zusammenhang mit eventuellen Bemiihungen dieser
Staaten um Aufnahme in die NATO und die Européische Union von
besonderer Bedeutung war. Das Gebiet diente als ,,Wachter” und
Garant der Einhaltung der Rechte der russischen Minderheit in den
baltischen Lindern und war ein wichtiges Element der Aufrechterhal-
tung der wirtschaftlichen Abhingigkeit Litauens von der Russischen
Foderation.?*

Russland nahm zur Erweiterung der NATO und besonders zur Aufnah-
me Polens in diese Organisation eine entschieden ablehnende Haltung
ein. Die Politik der Dritten Republik in Bezug auf Kaliningrad bildet
ein gleich bleibendes und unzertrennliches Element der Entwicklung
der polnisch-russischen Beziehungen. Die Konzentration grofer Ein-
heiten der russischen Armee in der Kaliningrader Exklave ist von
besonderer Bedeutung fiir Polen und Litauen. Nach dem Zerfall der
Sowjetunion stiitzte sich die Sicherheitspolitik Polens im Hinblick
auf das Gebiet Kaliningrad auf einige grundlegende Prinzipien:

— Mit dem Zerfall der UdSSR und der Herausbildung einer neuen
internationalen Lage wurde die Rolle Kaliningrads nicht umfas-
send definiert.

— Das Gebiet Kaliningrad als Teil der Russischen Foderation muss
als Determinante der Anderungen und Richtungen in der rus-
sischen Politik gegeniiber Polen und besonders gegeniiber den
baltischen Staaten aufgefasst werden.

22 Ebenda, S. 253f.

23 Drzewicki, Artur: Obwdd Kaliningradzki w polityce bezpieczenstwa
Polski i Litwy w kontekscie rozszerzenia NATO i Unii Europejskiej na
Wschéd [Das Kaliningrader Gebiet in der Sicherheitspolitik Polens und
Litauens im Kontext der Erweiterung der NATO und der Européischer
Union im Osten], in: Albin, Janusz/Janusz Kupczak (Hrsg.): Kraje Eu-
ropy Srodkowej i Wschodniej wobec procesu integracji europeiskiej,
2001, S. 78.
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— Kaliningrad besitzt entsprechende militdrstrategische Triimpfe
(u.a. eisfreie Hifen, ein der européischen Spurweite entsprechen-
des Eisenbahnnetz, eine ausgebaute Infrastruktur und ein groB3es
Militarpotential), die fiir einen eventuellen Angriff auf Lénder
Ostmitteleuropas genutzt werden konnen.?*

Diesen Bedingungen entsprechend wurden grundlegende Ziele der

polnischen Sicherheitspolitik beschlossen:

— Nichtzulassung von Grenziinderungen in Europa, die die Legalitét
der Potsdamer Beschliisse in Frage stellen konnten. Entsprechende
Befiirchtungen galten vor allem Deutschland, dessen Politik in die-
sem Bereich nicht v6llig vorhersehbar zu sein schien. Man fiirch-
tete vor allem die Moglichkeit einer Umwandlung des Gebiets
Kaliningrad in eine autonome Republik der Russlanddeutschen
beziehungsweise in eine so genannte vierte baltische Republik
mit deutlich dominierenden deutschen Einfliissen.

— Nichtzulassung einer Desintegration der Region Ostmitteleuropa
und des Ostseebeckens (im Gefolge des Zerfalls staatlicher Struk-
turen von Liandern der ehemaligen UdSSR oder eines regionalen
bewaffneten Konflikts);

— Erhaltung guter Beziehungen zu den baltischen Lindern;

— Nichtzulassung eines ,,Wiederaufbaus Ostpreuflens® und Abwehr
wachsender deutscher Einfliisse im Ostseeraum.*’

Das militdrische Potential der im Gebiet Kaliningrad stationierten
Truppen wird derzeit auf fiinfzig- bis siebzigtausend Soldaten und
Seeleute geschitzt (die russische Seite nennt 25.000). In den Jahren
1991 bis 1995 wird die Truppenstirke auf hundert- bis hundertfiinf-
zigtausend Mann geschitzt. Als Beleg fiir die militdrische Stérke
mag die Tatsache dienen, dass Truppen innerhalb von 90 Minuten,
Danzig, Gdingen und Zoppot einnehmen und die Vororte Warschaus
binnen zwolf Stunden erreichen konnen. Sie sind fahig innerhalb
weiterer zwolf Stunden einen Angriff in Richtung Breslau und Posen
vorzutragen. Im Falle eines Konflikts mit den baltischen Staaten sind
die russischen Truppen innerhalb von weniger als neunzig Minuten
angriffsbereit.?*

234 Ebenda, S. 72f.

25 Ebenda, S. 70.

2% Wojnowski, Edmund.: Unia Europejska wobec Obwodu Kaliningradz-
kiego [Die Europiische Union und das Kaliningrader Gebiet]. In: Ko-
munikaty Mazursko-Warminskie, Nr. 3/2002, S. 441 - 453; Maciejews-
ki, Andrzej: Przygotowanie Obwodu Kaliningradzkiego do sasiedztwa z
Unia Europejska [Das Kaliningrader Gebiet: Vorbereitung auf die Nach-
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Am Beispiel Kaliningrads wird das Dilemma deutlich, vor dem die
europdische Integration im Zusammenhang mit der geplanten Ost-
erweiterung der Union steht. Je groBer die Europiische Union, desto
klarer scheitert die Integration an ihren Auflengrenzen. Kaliningrad
ist auf einen moglichst reibungslosen Waren- und Personenverkehr
mit dem russischen Binnenland, aber auch mit Polen und Litauen
angewiesen. Wenn die beiden Linder nach dem Beitritt zur Uni-
on den gemeinsamen Rechtsbestand und die Bestimmungen aus
dem Schengener Abkommen iiber den Grenzverkehr iibernehmen,
verschlechtert sich die Lage Kaliningrads und kann erneut in einer
Isolierung miinden.

Die Europiische Union hat versucht, den negativen Auswirkungen
entgegenzuwirken. Im Juni 1999 beschloss der Europdische Rat eine
gemeinsame Strategie der EU gegeniiber Russland, in der Kaliningrad
keine besondere Rolle spielt. Als Antwort auf dieses Dokument stellte
Russland im Herbst 2000 seine Strategie gegeniiber der EU vor. Sie
enthilt das Angebot, dass Gebiet Kaliningrad zur ,,Pilotregion der
Zusammenarbeit zwischen Russland und der Europidischen Union* zu
machen. Nach Abstimmungen iiber die Gestaltung der gemeinsamen
Politik, der so genannten nordlichen Dimension, widmete die Union
den Problemen der russischen Grenzregionen und speziell Kaliningrad
grofBere Aufmerksamkeit. Als Finnland im Herbst 1997 mit dem Plan
einer ,,nordlichen Dimension‘ der EU hervortrat, war von Kalinin-
grad noch keine Rede. In dem im Juni 2000 vom Européischen Rat
beschlossenen ,,Handlungsprogramm fiir die nérdliche Dimension
fiir die Jahre 2000-2003* wurde zumindest die Notwendigkeit aner-
kannt, fiir die Probleme Kaliningrads eine Losung zu finden. Dazu
hatte nicht nur die Initiative Russlands beigetragen, sondern auch das
immer stirkere Problembewusstsein bei Landern wie Schweden, dem
Ostseerat und den norddeutschen Lindern.>’

Die Européische Union signalisierte ihre Bereitschaft, iiber die Prob-
leme der EU-Osterweiterung fiir Kaliningrad zu beraten. Das ist eine
entscheidende Voraussetzung, wenn das Integrationsdilemma nicht zu
einem Sicherheitsdilemma anwachsen soll. Es ist wenig wahrschein-
lich, dass die Bewohner Kaliningrads und die russischen Politiker
eine Entwicklung, die zu einer Verschlechterung der wirtschaftlichen,
gesellschaftlichen und sozialpsychologischen Lage in diesem Gebiet
fiihren wiirde, gelassen hinnehmen werden. Wahrscheinlicher ist, dass
im Falle einer Isolation antieuropéische oder separatistische Krifte
erstarken wiirden, was zu einer grenziiberschreitenden Verschirfung

7 Vgl. Samsel, Agnieszka: Problem Okregu Kaliningradzkiego wobec roz-
szerzenia Unii Europejskiej na Wschdd [Problem des Kaliningrader Ge-
bietes im Kontext der Erweiterung der Européischen Union im Osten].
Olsztyn 2003 (Typoskript), S. 20-25.
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des Konflikts fithren konnte. Die Politik der Europdischen Union
muss daher bestrebt sein, dem Ausbruch eines Konflikts rechtzeitig
vorzubeugen.

Aus der bisherigen Politik der EU kann man die folgenden Schliisse
ziehen. Die Europidische Kommission hat sich im Verhiltnis zu Russ-
land bisher aulergewohnlich elastisch gezeigt. Sie erklirte sich bereit,
einen Vorschlag zu priifen, den sie bis dahin konsequent abgelehnt
hatte (visumfreier Bahnverkehr, d.h. die Aufthebung der Visumpflicht
fiir den Personenverkehr mit Russland). Sie ging in ihrer Stellungnah-
me sogar iiber russische Forderungen hinaus, indem sie beispielsweise
vorschlug, Visa an der Grenze zu erteilen. Andererseits haben sich
die Vertreter der EU zu nichts verpflichtet. Entscheidungen tiber die
wichtigsten Fragen werden nach der EU-Erweiterung getroffen. Die
Vorschlége fiir die Ubergangszeit nach der EU-Erweiterung, aber vor
der Aufnahme der neuen Mitgliedsstaaten in die Schengengruppe,
wurden auBerdem mit vielen Bedingungen versehen, die Russland
erfiillen muss, zum Beispiel die Ratifizierung eines Grenzvertrages
mit Litauen und die Ubergabe einer Liste der Personen, die zum
privilegierten Transit berechtigt sind, an die Union.>*

Sehr umstritten war in Polen und Litauen der russische Vorschlag,
diese Staaten sollten einen Korridor festlegen, durch den die Bewohner
Kaliningrads ungehindert nach Russland reisen konnten. Das letzte
Mal war Hitler 1939 mit der Idee eines Korridors hervorgetreten,
der von Ostpreulen durch polnisches Territorium ins Reich fiihren
sollte. Die Beamten der Kommission mochten die russischen Forde-
rungen beziiglich Kaliningrads aber nicht mit den Vorgéngen von vor
sechzig Jahren auf eine Stufe stellen. Sie verweisen stattdessen auf
die Analogie mit Westberlin. Auf die Moglichkeit, dass seine Biirger
auf speziell festgelegten Transitautobahnen das Territorium der DDR
durchqueren konnten. Doch auch diesen Vorschlag lehnte Briissel
ab. Nach Meinung der Europédischen Kommission muss der Status
Kaliningrads dem europiischen Recht untergeordnet werden.**

Die bisherige Politik der EU in Bezug auf die Kaliningrader Enkla-
ve lasst sich folgendermafen beschreiben: Die EU unterstiitzt die
regionale Entwicklung und den Integrationsprozess — sie ist gegen
die Schaffung von Trennungslinien und spricht sich fiir die Entwick-
lung partnerschaftlicher Beziehungen aus. Die Einfithrung von Visa
ist erforderlich, doch soll ihre Erlangung erleichtert werden. Die

28 Okreg Kaliningradzki, Przeglad Faktow, Opinii Wydarzen (im Folgen-
den ,,OK*), Nr. 2/2003, S. 2.

2 Vgl. Wojnowski (wie Anm. 39), S. 445; Timmermann, Heinz: Kalinin-
grad. Eine Pilotregion fiir die Gestaltung der Partnerschaft EU-Russland,
in: Osteuropa, Nr. 9/2001, S. 1036-1066.
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Hauptverantwortung fiir die soziookonomische Entwicklung des
Gebiets liegt bei Russland. Die Européische Union ist bereit, durch
das Programm ,,Tacis* zu helfen. Die Zukunft Kaliningrads ist an die
Reformen Wladimir Putins gekniipft. Die Vorschriften des russischen
und des EU-Rechts miissen synchronisiert werden, damit Investoren
leichter in das Gebiet gelockt werden konnen.**

Die Forscher, die sich mit der Problematik Kaliningrads befassen,
sind sich einig, dass der Schliissel fiir die weitere Entwicklung bei
der Moskauer Administration liegt. Nach dem bisherigen Gang der
Ereignisse kann man zwei Hypothesen aufstellen:

— Die Enklave erlangt eine gewisse Autonomie von Moskau und
sucht eine enge Zusammenarbeit mit den Nachbarn und der Euro-
piischen Union. Nach und nach werden dort dhnliche rechtliche
und wirtschaftliche Rahmenbedingungen eingefiihrt, wie sie in
den angrenzenden Lindern bestehen. Schrittweise bessert sich
die innere Lage der Enklave.

— Die Region wird von Moskau so behandelt wie die tibrigen Ge-
biete der Russischen Foderation. Thre selbststandigen Handlungs-
moglichkeiten sind sehr begrenzt, mit der Folge, dass die sozio-
okonomische Distanz zwischen der Enklave und den Nachbarn
wichst und die Isolation sich vertieft. Die wirtschaftliche Lage
ist schlechter als in der Mehrheit der russischen Regionen.?!

Anatolij Gorodilow, Autor des Buches ,,Russland in der Mitte Eu-
ropas“ (Rosia w §rodku Europy), zeigt vier Entwicklungsvarianten
fiir das Gebiet auf:

— Als Pilotregion Russlands in den Beziehungen zur Européischen
Union. Hier sind zwei Modelle denkbar: ein Puffergebiet, das sich
auf der Basis internationaler Normen und Abkommen entwickeln
wird, oder eine Republik innerhalb der Russischen Foderation als
volkerrechtliches Subjekt.

— Als selbststiandiger Staat, mit einem relativen Vasallenstatus ge-
geniiber den USA und Polen, wo es starke antideutsche Stim-
mungen gibt, weil Deutschland andere Staaten um sich sammelt,
die als Gegengewicht zu den USA ein starkes Europa schaffen
wollen.

— Als Region, die auf friedlichem Wege mit Deutschland vereint
wird, das seine wachsenden Rohstoff- und demographischen
Probleme mit Hilfe des Gebiets Kaliningrad 16sen mochte; hier
kommt es auf die Bedingungen an, unter denen diese Vereinigung
erfolgen konnte.

240 Cichocki, Petcznska-Natecz, Wilk (wie Anm. 33), S. 31.
21 0K, Nr. 9/2001, S. 40.
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— Als militdrischer Vorposten Russlands im Westen, auf dem die
Zivilbevolkerung die Arbeitskrifte stellt, die das Funktionieren
der militdrischen Objekte sicherstellen. Schon seit der Bildung
des Gebiets hat die militdrische Fiihrung hier einen sehr starken
Einfluss. Die Region verliert dann ihren Status als Subjekt Russ-
lands und wird zum Bundessubjekt, an dessen Spitze ein vom
Zentrum ernannter Generalgouverneur stehen wird.*

Gegenwiirtig ist noch keines der Szenarien auszuschlieBen. Vor diesem
Hintergrund sind die Ergebnisse einer 2003 durchgefiihrten Umfrage
interessant, bei der die Bewohner nach ihren Erwartungen an die
Erweiterung der Europidischen Union gefragt wurden. Der Beitritt
Polens und Litauens zur EU wird Kaliningrad niitzen, glaubt ein
Drittel der Befragten. Ebenso viele sind der gegenteiligen Ansicht,
und 25 % haben keine Meinung dariiber, geben aber zu, dass sie dem
mit Sorge entgegensehen.”*

Die orthodoxe Kirche als Symbol Russlands

Im Gebiet Kaliningrad treffen Osten und Westen aufeinander. Hier
begegnen sich Katholizismus und Orthodoxie. Es ist, wie Bewohner
des Gebiets sagen, ,,nicht mehr Russland, aber noch nicht Europa®. Sie
spiiren, dass sie anders sind als der Rest der Russischen Foderation.
Die ortlichen Behorden, die stindig betonen, dass am Dogma der
Zugehorigkeit zu Russland nicht zu riitteln sei, beklagen sich gern
dariiber, dass Moskau fiir die Eigenart ihrer Region kein Verstindnis
habe. Fiir viele Bewohner des Gebiets, in dem der Lebensstandard
fiinfmal niedriger ist als in Polen und als in Zentralrussland**, sind
die Alltagssorgen wichtiger als die Fragen von Vergangenheit und
Zukunft. Die Kaliningrader wohnen vielfach in Héusern, die im
Winter nicht beheizt sind, es gibt kein Warmwasser und nicht einmal
eine Miillabfuhr.

Kaliningrader Forscher weisen darauf hin, dass sich im Bewusstsein
der Bewohner ein ,,Wandel des Ethos* vollzogen habe. Gedndert habe
sich auch die ,kulturelle Situation®. Gennadij W. Kretinin bemerkt
dazu: ,,Man sollte nicht von einer Kaliningrader Identitit sprechen,
weil man mit solchen Formulierungen dem Separatismus huldigt,

22 OK, Nr. 4/2003, S. 8.

23 Vgl. Narbut, M.: Wiza dla admirata [Visum fiir den Admiral], in: Rze-
czpospolita vom 13. Mai 2002, S. 46.

24 Kretinin, Gennadij W: Battyk — ,,Morze Srédziemne Europy*; doswiad-
czenia historyczne i wspétczesne realia [Die Ostsee — ,,Mittelmeer Euro-
pas*; historische Erfahrung und gegenwirtige Realitit], in: Fijatkowska,
Barbara/A. Zukowski (Hrsg.): Unifikacja i zréZznicowanie wspétczesnej
Europy, Warszawa 2002, S. 398.
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sondern lieber von der Identitdt der Einwohner Kaliningrads, die
ohne Zweifel Russen sind.“?** In der Diskussion iiber dieses Thema
geht man neuerdings auf die Tatsache ein, dass mittlerweile die dritte
Generation hier ihre Wurzeln hat. Hier sind die Griber ihrer Vorfahren.
Die Mehrheit kennt Russland jedoch kaum, und viele waren noch
kein einziges Mal dort. Die Kaliningrader leben ihr ,,Inseldasein®
im ,,dufersten Westen* (w ,,samoj zapadnoj*) und bilden ihre eigene
Identitit. Daran hat das Erbe der Geschichte ebenso seinen Anteil
wie der postmigratorische und postsowjetische Charakter dieser Ge-
meinschaft. Die Diskussionen tiber die geopolitische Lage, die sowohl
innerhalb Kaliningrads als auch in den benachbarten Staaten stindig
im Gange sind, nihren ein Gefiihl einer ungewissen Zukunft.

Ein interessanter Beleg fiir diese Dilemmata ist die heftige Diskussion,
die im Gebiet Kaliningrad iiber die Frage gefiihrt wurde, wie denn die
750-Jahr-Feier der Griindung im Jahr 2005 begangen werden sollte.
Auswirkungen auf die ,,geopolitischen Diskussionen® hatten auch die
gegen Putin erhobenen Vorwiirfe, er wolle Kaliningrad gegen einen
Erlass der russischen Schulden an die Deutschen verkaufen.

In der Kaliningrader Zeitung Jantarnyj Kraj vom 4. Oktober 2001
erschien ein Artikel mit dem bezeichnenden Titel ,,Gebiet Kaliningrad
— bankrott?*. Daraus geht hervor, dass das Gebiet dem russischen
Bundeshaushalt 650 Millionen Rubel und der Dresdner Bank AG,
bei der es einen Kredit aufgenommen hatte, 15 Millionen US-Dollar
schuldete. Sergej Stjepaschyn, Prisident der Rechnungskammer der
Russischen Foderation, erklirte, dass ,,das Gesetz iiber die Sonder-
wirtschaftszone im Gebiet Kaliningrad ein Misserfolg war und das
Gebiet selbst bankrott ist*,>40

Die Tatsache, dass das Gebiet Kaliningrad Schuldner einer deutschen
Bank ist, 16ste allerlei Spekulationen und Geriichte iiber Geheimver-
handlungen um das Schicksal der Region aus. Oleg Tschumakow
schrieb in der Literaturnaja Gazeta: ,,Ich kann nicht sagen, dass die
Artikel im Daily Telegraph und in der Times {iber mogliche Geheim-
verhandlungen zwischen Schroder und Putin zur Frage des Gebiets
Kaliningrad in Deutschland ebensoviel Aufsehen erregten wie in
Russland. Fiir einige Fachleute und Journalisten waren sie dennoch
Anlass, dieses fiir Deutschland heikle Thema zu diskutieren. ¥

In dieser Sache erklirte der derzeitige Gouverneur des Gebiets, Ge-
neral Wladimir Jegorow, am 24. Dezember 2001, dass ,,unsere ,kleine

24 Ebenda.
26 QOK, Nr. 5-6/2001, S. 4.
7 QOK, Nr. 1/2002, S. 11.
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Insel‘ unter keinen Umstédnden fremden Hinden tiberlassen wird*>*
Auch Russlands Prisident Putin ergriff das Wort, als er im April 2003
erklirte, Russland werde das Gebiet nicht gegen einen Schuldener-
lass hergeben: ,,Wir treiben keinen Handel mit unserer Heimat und
gedenken das auch nicht zu tun.*?*

Bei den Bewohnern des Gebiets 16sten diese Erkldrungen ein breites
Echo aus. Man erinnerte in diesem Zusammenhang an eine zehn Jahre
zuriickliegende Angelegenheit, wonach Michail Gorbatschow im Mai
1991 beabsichtigt haben sollte, das Gebiet fiir 150 Milliarden DM an die
Bundesrepublik Deutschland zu verkaufen. Der damalige AuB3enminis-
ter Hans Dietrich Genscher hielt das fiir reine Spekulation und erklérte:
,Ich wiirde diese Region nicht einmal geschenkt nehmen.

Diese Meldungen iiber territoriale Forderungen, die immer wieder
von litauischen®! und deutschen Kreisen (vornehmlich von Seiten
der Landsmannschaft Ostpreulen)>? erhoben werden, verstidrken
bei den Bewohnern des Gebiets ein Gefiihl der Unsicherheit und des
provisorischen.? Die ,,schwache Identitdt” der Kaliningrader dufert

28 OK, Nr. 2/2002, S. 13.

29 OK, Nr. 6/2003, S. 7.

20 Wilhelm von Gottberg, Sprecher der Landsmannschaft Ostpreuen, kri-
tisierte in seiner Rede auf dem Deutschlandtreffen der Landsmannschaft
am 11. Juni 2000 in Leipzig die Haltung von Hans-Dietrich Genscher
und Helmut Kohl, die dieses Angebot ohne griindliche Priifung abge-
lehnt und es vor der Offentlichkeit verheimlicht hitten. In: Ostpreussen-
blatt Nr. 24/2000, S. 1f.

Litewski Zwiazek Ojczyzny-Partia Konserwatywna sowie der Rat fiir An-
gelegenheiten Klein-Litauens und die Stiftung ,,Fundacja Prus i Malej
Litwy* sprechen Russland das Recht auf das Gebiet Kaliningrad ab und
fordern, das so genannte Klein-Litauen auf dem Territorium der russi-
schen Region wiederherzustellen. Vgl. OK, Nr. 7/2001, S. 45-46. Als
Antwort auf diese Forderungen drohen russische Politiker, den Teil des
Ribbentrop-Molotow-Pakts anzufechten, der die Entscheidungen beziig-
lich Litauens betrifft. In: OK, Nr. 6-7/2002, S. 58.

Leonid Gorbjenko, seinerzeit Gouverneur des Gebiets, wiederholte im
Jahr 2000 in der Kaliningrader Presse Warnungen vor einer dem Ge-
biet drohenden ,,lautlosen Okkupation® durch Deutschland. In: OK, Nr.
3-4/2000, S. 5. Im gleichen Sinne duflerte sich Nikolaj Patrunow, Direk-
tor des Foderativen Sicherheitsdienstes (FSB) Russlands, als er am 15.
Juli 2002 in Kaliningrad erklirte, dass ,.gewisse revisionistische Kreise
Deutschlands, ungeachtet der Anerkennung der territorialen Unverletz-
lichkeit Russlands durch das offizielle Berlin, nach Erkenntnissen des
FSB in dieser Sache einen anderen Standpunkt vertreten®. In: OK, Nr.
11/2002, S. 29-30.

Diese Unsicherheit wird bisweilen durch die Russen selbst verstarkt.
Der mit der Militdrakademie des Generalstabs der Russischen Foderati-
on verbundene Aleksander Durgin, Autor der 1997 in Moskau erschiene-
nen Arbeit ,,D80. Podstawy geopolityki. Przyszto$¢ geopolityczna Rosji*
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sich in den erneut aufgeflammten Auseinandersetzungen iiber den
Namen der Hauptstadt des Gebiets in den Jahren 2002 und 2003.
Es wurden verschiedene Vorschldge unterbreitet, wie zum Beispiel
Korolow, Korolewska Gora oder Konigsberg, russisch Kenig.>*

Die des lokalen Separatismus verdichtigten Vertreter der Baltischen
Republikanischen Partei gaben ihrer Genugtuung dariiber Ausdruck,
dass die Staatsduma der Russischen Foderation einen Antrag der
Kaliningrader Gesetzgeber ablehnte, das Bundesgesetz um ein Verbot
zu erginzen, Kaliningrad in Konigsberg umzubenennen.?> Um die
Schaffung einer Hymne, einer Flagge und eines Wappens des Gebiets
Kaliningrad wird bis heute ebenso gerungen®* wie um die endgiiltige
Anerkennung der Grenze zu Litauen, die Bildung einer Euroregion
Prussia oder die Eroffnung eines deutschen Konsulats [inzwischen
eingerichtet (d. Hrsg.)]. Ahnliche Auseinandersetzungen gab es um
die Errichtung eines Friedhofs fiir Soldaten der Wehrmacht®’, die
Benennung einer Strafle in der Siedlung Jasna Polana nach der deut-
schen Dichterin Agnes Miegel®® oder um Pline fiir den Wiederaufbau

des koniglichen Schlosses in Konigsberg?®.

Bei diesem eigenartigen Ringen um das ,,historische Gedichtnis* ist
es nicht verwunderlich, wenn in Kaliningrad und Baltijsk (Pillau)
neue Denkmaler fiir Zar Peter I. und in Pillau fiir die Zarin Elisabeth,
Tochter Peter des Grof3en, errichtet werden. Das Denkmal fiir Elisa-
beth soll daran erinnern, dass russische Truppen unter ihrer Herrschaft
im Jahre 1756 Konigsberg eroberten und es dem Russischen Reich
angliederten (1762 erhielten es die PreuBen zuriick).?®

Der Stirkung des Zusammenhangs mit der russischen Geschichte
und der Tradition soll u.a. auch ein Denkmal fiir den Kapitin des
sowjetischen U-Boots S-13, Aleksander Marinesko, dienen, der am
30. Januar 1945 das deutsche Schiff ,,Wilhelm Gustloff* versenkte.

[D80. Grundlagen der Geopolitik. Die geopolitische Zukunft Russlands],
schrieb: ,,Die Achse Moskau-Berlin vermag den ganzen Komplex erns-
ter Probleme, vor denen heute sowohl Russland als auch Deutschland
stehen, aufzultsen [ ... ] Aus dieser Sicht ist es wohl begriindet, wenn
man das Gebiet Kaliningrad (Ostpreuf3en) den Deutschen zurtickgibt,
um des letzten territorialen Symbols des schrecklichen brudermdrderi-
schen Krieges zu entsagen.* In: Kalininigradzka Prawda vom 19. De-
zember 1998, S. 6.

»* Vgl. OK, Nr. 8/2002, S. 7.

25 OK, Nr. 3/2003, S. 38.

»6 0K, Nr. 1/2003, S. 6f.

7 OK, Nr. 7/2003, S. 49 - 51.

8 OK, Nr. 10/2002, S. 88.

2% OK, Nr. 3/2003, S. 2.

20 OK, Nr. 1/2003, S. 10f.
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Demselben Zweck dienen die Pline, eine Allee des Ruhmes oder
einen Skulpturenpark mit Statuen von sowjetischen Politikern zu
schaffen, in dem ein Platz fiir eine Stalinbiiste vorgesehen ist, die
Wiedererrichtung von Lenindenkmilern und dergleichen mehr.?!

Grofle Kontroversen 16ste der Plan der Gebietsbehorden zur 750-Jahr-
Feier aus. Verbissen wurde dariiber gestritten, ob es um das Jubildum
Konigsbergs oder Kaliningrads gehen soll, vielleicht auch um das
von Konigsberg-Kaliningrad, wie einige Politiker in Moskau moch-
ten. Umstritten war, wie man dieses Jubildum mit den Feiern zum
60. Jahrestag der Griindung des Gebiets und zum 61. Jahrestag der
Eroberung der Festung Konigsberg verbinden kann.** Einer eigen-
tiimlichen Sakralisierung dieser Zusammenhénge soll die Errichtung
neuer monumentaler (orthodoxer) Kirchen in Kaliningrad und anderen
Stddten der Region dienen.

Viele interessante Daten zur Identitit der heutigen Bewohner des
Gebiets Kaliningrad liefern soziologische Untersuchungen, die im
Juli 2002 durchgefiihrt wurden. Daraus geht hervor, dass 78 % der
Einwohner dafiir sind, den bisherigen Namen der Stadt beizubehalten,
9 % mdchten zuriick zum alten Namen Konigsberg, 3 % sprechen sich
fiir einen anderen Namen aus und 10 % haben dazu keine Meinung.
Fiir 23 % der Befragten verbindet sich der Name der Region mit
Problemen und fiir 12 % ist es ein geographischer Name. Ein Fiinftel
der Befragten dachte beim Beitritt Polens und Litauens zur EU daran,
dass es schlechter wird. 23 % sagen, ,,das ist eine Katastrophe* und
20 % sind der Meinung, ,,wir werden eingekreist”. Ein Drittel der
Befragten ist tiberzeugt, dass es beim bisherigen Status des Gebiets
bleiben wird. Der Meinung, dass das Gebiet zu einem von Russland
unabhiingigen Staat werden wird, sind nur 4 %, und 3 % glauben,
dass es an einen anderen Staat angegliedert werden wird. Dagegen
sind 32 % der Ansicht, dass das Gebiet in der Russischen Foderation
bleiben, aber ein eigenes Statut erhalten werde.?®

Am Ende dieser Uberlegungen méochte ich die AuBerung eines Ein-
wohners von Kaliningrad einschieben: ,,Die Leute, die heute hier
leben, haben wirklich ein sehr schwaches Gemeinschaftsgefiihl ent-
wickelt. Fiir Geopolitik interessieren sich nur wenige. Wenn sie etwas

21 OK, Nr. 42/2003, S. 9; OK, Nr. 6/2003, S. 38; OK, Nr. 3/2003, S. 13.

22 Vel. OK, Nr. 3/2002, S. 7; OK, Nr. 5/2003, S. 66; OK, Nr. 6/2003, S. 9.

263 Kaliningradskaja problema w zerkale obsCestvermogo mnenija.
Analiticeskij obzor po dannym oprosom obgscestvennogo mnenija [Das
Kaliningrader Problem im Spiegel der 6ffentlichen Meinung. Analyti-
scher Uberblick iiber Umfragen zur 6ffentlichen Meinung]. Kaliningrad,
Moskva, Oktober 2002,
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eint, dann ist es der Kampf um das tédgliche Brot und die Erhaltung
ihrer bescheidenen Existenz.*

In der Politik Russlands, Deutschlands und Polens beziiglich des
Gebiets Kaliningrad verflechten sich viele geopolitische Interessen.
Grundlage der Politik ist die Erhaltung des Status quo. Die Tatsache,
dass NATO und EU nach der Osterweiterung an das Territorium
Russlands grenzen, schafft neue Herausforderungen nicht nur in den
bilateralen Beziehungen, sondern auch in der europdischen Politik.
Zum ersten Mal nach dem Fall des Kommunismus wird die EU in
so grolem MafBstab mit einem Gebiet in Beriihrung kommen, das
sich in politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Hinsicht
grundlegend von ihr unterscheidet.

Fiir Polen, das an das Gebiet Kaliningrad grenzt, hat die Zukunft
dieser Region grofle Bedeutung. Dass das Gebiet kiinftig als Pilot-
region in den Beziehungen Russlands zur EU dienen soll, ist von
grofer Bedeutung fiir Polen und Deutsche. Die Konzeption, aus dem
Gebiet Kaliningrad eine neue Region ,,freundlicher Nachbarschaft™
zu machen, liegt im gemeinsamen Interesse Deutschlands, Polens und
Europas. Wie es scheint, erfordert das Gebiet Kaliningrad, weil es
eine Enklave innerhalb der Union bildet, eine besondere Behandlung.
Diese Region kann kiinftig zum Musterbeispiel einer fruchtbaren und
harmonischen Zusammenarbeit zwischen Polen, Deutschland und
Russland werden. Der Anschluss Kaliningrads an den ,,européischen
Blutkreislauf* wiirde neue Moglichkeiten der Entwicklung und Felder
der Zusammenarbeit schaffen. Es liegt im Interesse der Europier,
dass eine der geopolitisch wichtigsten Regionen Russlands zu einem
Gebiet der friedlichen Koexistenz und der Zusammenarbeit wird.

(Zuerst erschienen in: Anna Wolff-Poweska/Dieter Bingen (Hrsg.):
Nachbarn auf Distanz. Polen und Deutsche, Harrassowitz Verlag,
Wiesbaden 2005, S. 364-394. Aus dem Polnischen von Friedrich
Griese)
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ITI. Migration in Europas Geschichte
und Gegenwart

11. Ost-West-Wanderungsbewegungen in Europa

Wie weit reichen die neuen Mauern der ,,Festung Europa®, die ihre
Bewohner vor dem Andrang unwillkommener Zuwanderer schiit-
zen sollen? Bis vor kurzem noch schienen sich die ,,Grenzen des
Wohlstands* mit denen der Europdischen Union zu decken. Im Juli
1994 wurde wihrend der Beratung von Grenzbeamten aus Polen,
WeiBrussland, Ungarn, Ruménien, der Slowakei und der Ukraine eine
gemeinsame Koordinationsgruppe geschaffen, deren Hauptaufgabe
die Bekdmpfung des organisierten Menschen- und Warenschmuggels
sein soll.

Die Lander Mittel- und Osteuropas sind gegenwirtig zu einem Zentrum
verschiedenartiger Migrationsformen geworden. Sie bilden eine Puffer-
zone zwischen Asien und Afrika — von dorther kommt ein grof3er Teil
der Zuwanderer — und Westeuropa ist das Hauptziel der Migrationen.
Zahlreiche Lander im Osten und Westen Europas veroffentlichen in der
Presse regelméfig monatliche Statistiken iiber die legale und illegale
Zuwanderung von Auslidndern, die an Frontberichte erinnern. Daneben
finden die Leser manchmal auch kleine Landkarten, auf denen die
meistbenutzten Fluchtwege gekennzeichnet sind und die die aktuellen
Zuwandererzahlen angeben: so zum Beispiel die Anzahl von Ruménen
und Russen, die iiber Polen und die Tschechische Republik einreisen,
oder die Zahl von Arabern, die iiber die Strale von Gibraltar nach
Europa gelangen. Daneben Bilder von Albanern, die im italienischen
Hafen Bari kampieren, oder von russischen Juden in den von Israel
besetzten Gebieten. Weiterhin Bilder von den Wolgadeutschen in den
Aufnahmeheimen in Westfalen, von Kurden, die vor den persischen
Bomben fliichtend dann von tiirkischen getroffen werden und schlief3-
lich von Fliichtlingen aus Bosnien oder von Kroaten und Serben, die
infolge der ,,ethnischen Sduberungsaktionen® aus ihren bisherigen
Wohngebieten vertrieben wurden.

Ursachen der neuen Ost-West-Migrationen

Migrationen wurden auf allen Kontinenten zu charakteristischen
Erscheinungen des letzten Jahrzehnts. Die iiber 20 Millionen Fliicht-
linge und Millionen von legalen und illegalen Auswanderern sind zu
Symbolen der heutigen Welt geworden.?** Laut Prognosen russischer

%+ Vgl. D. Hamilton, Gesucht: Ein KompaB fiir die internationalen Bezie-
hungen, in: WeltTrends, Nr. 1, Berlin 1993, S. 15.
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Wissenschaftler leben auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion 20
bis 40 Millionen Menschen,?® die ausreisewillig sind und ihren bis-
herigen Wohnsitz gerne verlassen wiirden. Angesichts zunehmender
Migrationstendenzen verdienen Ursachen, Verlauf und Perspektiven
der Ost-West-Migrationen eine besondere Aufmerksamkeit.

Die Wandlungsprozesse, die sich in Mittel- und Osteuropa vollzogen
haben, haben zugleich zur Intensivierung der Migrationsbewegun-
gen von Ost nach West sowie auch zwischen den einzelnen Lindern
dieser Region gefiihrt. Vornehmlich die Liberalisierung der Aus-
wanderungsgesetzgebung, zu der es seit 1989 gekommen ist, hat die
Bedingungen fiir Wanderungsbewegungen, so auch fiir Menschen, die
aus den Gebieten der ehemaligen Sowjetunion stammen, grundsétz-
lich verindert. In relativ kurzer Zeit wurden die Linder Mittel- und
Osteuropas mit verschiedenen Formen der Migration konfrontiert (Ar-
beitsmigrationen, Familienzusammenfiihrungen, regelméfige oder
zeitweilige Saisonmigrationen, Migrationen in den Grenzgebieten
sowie Asylbewerber- und Fliichtlingsbewegungen). Man kann aber
auch eine, wenn auch noch sehr begrenzte, entgegengesetzte Tendenz
im Wanderungsgeschehen beobachten, ndmlich die Zuwanderung
von Personen, die einst ihr Land aus politischen Griinden verlassen
hatten, jetzt zuriickkehren und teilweise in alter Umgebung wieder
einem Gewerbe nachgehen wollen. Und schlieB3lich beeinflusst noch
ein anderer Faktor die Migrationsbewegungen in dieser Region: das
Gewicht der ethnischen Minderheiten in diesen Prozessen.

Die Migrationswellen von ethnischen Minderheiten haben natiirlich
in den einzelnen Lindern Mittel- und Osteuropas unterschiedliche
Dimensionen. Auch sind die Ursachen hierfiir sehr verschiedenartig.
Von den allgemeinen Faktoren, die Migrationen begiinstigen, sollen
vor allem folgende erwihnt werden:

1. Nach dem Zusammenbruch des bisherigen politischen Systems
wurde es moglich, dass Biirger der mittel- und osteuropdischen
Staaten sowie der ehemaligen Sowjetunion in andere Linder reisen
konnten. Hohe Kosten der wirtschaftlichen Transformation, die
u.a. in der anwachsenden Arbeitslosenzahl zum Ausdruck kom-
men, fiihren dazu, dass viele Menschen, dhnlich der Bewohner der
friiheren DDR, im Westen bessere Lebensbedingungen suchen.

2. In den Léndern Mittel- und Osteuropas leben etwa 110 Milli-
onen Menschen, die zu den nationalen Minderheiten gehoren.
Angesichts der schwierigen Lebensbedingungen in ihren Heimat-
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Vgl. E. Honekopp, Ursachen und Perspektiven: Ost-West-Wanderungen,
in: Zuwanderungspolitik der Zukunft, Bonn 1992, S. 23; F. Nuscheler,
Flucht und Asyl, in: Junge Kirche, Nr. 11, 1990, S. 627-628.
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lindern sowie zunehmender ethnischer Konflikte wandern viele
Angehorige der nationalen Minderheiten aus oder werden von
dem allgemeinen Auswanderungsdrang schnell mitgerissen. So
leben z.B. in Ruménien zwei Millionen Ungarn, in der Slowakei
600.000, in der Ukraine 170.000 und in der Wojwodina 400.000.
Uber 3 Millionen Ruminen leben in der Ukraine und in Moldowa.
Nach der Einverleibung Ostgaliziens durch die Sowjetunion sind
dort viele Tschechen und Slowaken zuriickgeblieben. In Bulgarien
leben etwa 1 Million Tiirken (wihrend 1989 325.000 das Land
verlieBen, sind spéter wieder viele nach Bulgarien zuriickgekehrt).
In den Gebieten der ehemaligen Sowjetunion leben schitzungs-
weise 2 Millionen Deutsche (u.a. 960.000 in Kasachstan, 850.000
in den Gebieten der Russischen Foderation, 101.000 in Kirgistan,
40.000 in Usbekistan, 40.000 in der Ukraine, 33.000 in Tadschiki-
stan und 14.000 in den iibrigen Republiken) sowie annihernd 2,5
Millionen Polen (darunter 700.000 in WeiBirussland, 500.000 in
der Ukraine, 300.000 in Litauen, 100.000 in Kasachstan, 70.000
in Lettland und schlieBlich etwa 900.000 auf den Gebieten der
anderen Republiken der ehemaligen Sowjetunion).**® In Polen
leben iiber eine Million Menschen, die zu den nationalen Min-
derheiten gehoren, darunter u.a. iiber 400.000 Deutsche, 350.000
Ukrainer, 250.000 Wei3russen sowie 20.000 Litauer.?¢’

Der Zerfall der Vielvolkerstaaten (der Sowjetunion, Jugoslawiens
und der Tschechoslowakei) sowie Biirgerkriege und ethnisch be-
dingte bewaffnete Konflikte, zu denen es im ehemaligen Jugosla-
wien und den siidlichen Republiken der friiheren Sowjetunion kam
oder immer noch kommt (z.B. die Kdmpfe in Nagorny Karabach
oder die Konflikte in Georgien), verursachten Wanderungen von
groBen Bevolkerungsgruppen zwischen den verfeindeten Seiten.
Viele versuchen auch eine Besserung ihrer Lebensbedingungen
auBlerhalb der Grenzen ihrer Heimat zu finden (in der ehemaligen
Sowjetunion schitzt man die Zahl der Fliichtlinge auf iiber 1
Million).

Ein wichtiger Faktor (,,push factor*), der die Emigration in vielen
postkommunistischen Lindern Europas fordert, ist der Mangel
an Zukunftsperspektiven, was sich vor allem bei der jungen Ge-
neration bemerkbar macht (z.B. in Albanien oder in Ruminien).
Viele junge, dynamische und risikobereite Bewohner Mittel- und

T. Stpiczynfiski, Polscy w $wiecie [Polen in der Welt], Warszawa 1992,
S. 150-153.

Vgl. A. Sakson, Nationale Minderheiten im heutigen Polen, in: AWR
Bulletin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 1-2, 1994,
S. 61-68; ders., Die deutsche Minderheit im heutigen Polen, in: Deut-
sche Studien, Nr. 115, September 1991, S. 224-238.
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Osteuropas wollen ihre Zukunft in den wohlhabenden Lindern
Westeuropas aufbauen.?®®

5. Das grofie Gefille in der Zivilisationsentwicklung und im Lebens-
standard zwischen dem Westen und dem Osten (z.B. zwischen
Albanien und Italien, zwischen Ruménien und Deutschland oder
auch zwischen Polen und Kasachstan) ist ein bedeutender Fak-
tor, der hunderttausende Menschen dazu veranlasst, sich fiir die
Emigration zu entscheiden, und zwar oft unabhéngig davon, ob
die Grundlagen fiir diesen Entschluss einen 6konomischen, poli-
tischen, ethnischen oder vielleicht auch einen demographischen
Charakter besitzen, oder ob es sich hier ganz einfach um die Angst
vor dem Krieg handelt.

Umfang und Formen der Ost-West-Migrationen

Zum stirksten Anwachsen der Ost-West-Migrationen kam es in den
Jahren 1989 bis 1991, als z.B. im Jahre 1989 1,2 Millionen und 1990
1,3 Millionen Menschen ihren Wohnsitz verlieBen. Im Jahre 1990
befanden sich unter ihnen: 130.000 Asylbewerber, 400.000 deutsch-
stimmige Aussiedler, 200.000 Juden, 70.000 bulgarische Tiirken und
auch 200.000 Menschen aus anderen ethnischen Gruppen. Unter den
Asylbewerbern bildeten die Ruménen mit 35.300 Menschen die ein-
deutig dominierende Gruppe, (im Jahre 1991 waren es 40.500), dann
22.100 Fliichtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien (im Jahre 1991
74.800), aus der Tiirkei 22.100 (23.900), aus Bulgarien 8.300 (12.100)
und schlielich aus der ehemaligen Sowjetunion 2.300 (5.700). Unter
den Deutschen befindet sich eine Gruppe von annihernd 250.000
Biirgern der ehemaligen DDR, die nach Westdeutschland tibersiedelte.
Die dominierende Gruppe bildet jedoch jener Personenkreis deut-
scher Abstammung, dem der ,,Aussiedlerstatus® zuerkannt wurde.
Unter ihm befanden sich 147.900 Menschen aus der ehemaligen
Sowjetunion, 133.900 aus Polen, 111.100 aus Ruménien, 1.700 aus
der Tschechoslowakei und auch 1.300 aus Ungarn. Von den ungefihr
200.000 emigrierten Juden kamen die meisten aus der ehemaligen
Sowjetunion.”®

28 Vgl. R. Biermann, Migration aus Osteuropa und dem Maghreb, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung ,,Das Parlament*,
B 9/1992 (21. Februar 1992), S. 30-31.

Vgl. K.H. Meier-Braun, Massenansturm aus dem Osten? — Die Wande-
rungsbewegungen aus dem fritheren Ostblock lassen sich nicht voraus-
sagen, in: Zeitschrift fiir Kulturaustausch, 2. Vj., 1992, S. 219-221. Vgl.
auch: Ausgewdhlte Statistiken zur Migration in Osteuropa, in: Migrati-
on. A European Journal of International Migration and Ethnic Relations,
Nr. 3-4, 1991, S. 163-172.
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Vergleichende Untersuchungen, die im Friihjahr 1991 in der Tsche-
choslowakei, Ungarn, Litauen, Polen und Russland durchgefiihrt
wurden, haben ein gro3es Emigrationspotential nachgewiesen. Allge-
mein wird eingeschétzt, dass es in den oben genannten fiinf Landern
etwa 12 bis 14 Millionen Menschen gibt, die bereit sind, fiir immer
auszuwandern. Uber 68 Prozent der Befragten sind bereit, fiir einige
Monate in den Westen zu gehen, 38 Prozent mochten dort ein bis zwei
Jahre und 14 Prozent fiinf bis sechs Jahre bleiben. Nur 7 Prozent der
Befragten dieser mittel- und osteuropdischen Lander wiirden gerne fiir
immer in den Westen iibersiedeln. Potentielle Auswanderer sind vor
allem junge Menschen. Es gibt keine signifikanten Unterschiede in
der Einstellung von weiblichen und minnlichen Personen zu diesem
Problem. Die wichtigsten Faktoren, die diese Menschen veranlassen in
den Westen iibersiedeln zu wollen, bilden sowohl 6konomische Griin-
de als auch die ungewisse politische Situation, die zum Zeitpunkt der
Befragung in den einzelnen Léindern herrschte.?”® Sehr aufschlussreich
sind auch die Forschungsergebnisse, die iiber die Richtungen der Mi-
grationsinteressen Auskunft geben. Als die fiir die Polen attraktivsten
Migrationsziele wurden folgende Lénder genannt: an erster Stelle die
USA — fiir 47 Prozent der Befragten, dann Kanada — fiir 37 Prozent,
Deutschland — 25 Prozent, Australien und Neuseeland — 20 Prozent,
Frankreich — 18 Prozent, skandinavische Linder — 14 Prozent, Italien
— 14 Prozent, die Schweiz — 11 Prozent, Osterreich — 9 Prozent und
schlieBlich GroBbritannien — 7 Prozent.””!

Genauere Informationen iiber die charakteristischen Merkmale der
potentiellen Auswanderer liefern uns die Untersuchungen, die in Polen
Ende 1991 durchgefiihrt wurden. Das Hauptziel dieser Untersuchun-
gen war es, das Verhiltnis der Befragten zur ,,Erwerbsemigration*
sowie die Motive, die Menschen zum Verlassen ihrer Heimat bewe-
gen, zu erforschen. Die Untersuchungen wurden in Gebieten mit der
niedrigsten, mit einer mittleren und der hochsten Arbeitslosenzahl
durchgefiihrt. Hier die wichtigsten Untersuchungsergebnisse:

1. Jeder Dritte (34,5 Prozent der Befragten) driickte sein direktes
Interesse an einer meist kurzen Erwerbsemigration aus. Von den
an der Sache interessierten Personen waren 21,7 Prozent bereit,
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Vgl. R.J. Brym, The Emigration Potential of Czechoslovakia, Hunga-
ry, Lithuania, Poland and Russia: Recent Survey Results, in: Migration.
A European Journal of International Migration and Ethnic Relations,
Nr. 3-4, 1991, S. 107-118; A. Statz, AusmaB, Ursachen und Chancen der
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A. Sakson, Hintergriinde der polnischen Massenemigration — die de fac-
to — Fliichtlinge aus Polen, in: AWR Bulletin. Vierteljahresschrift fiir
Fliichtlingsfragen®, Nr. 3, 1990, S. 117-124; E. Marek, Emigracja z Pol-
ski [Emigration aus Polen], Warszawa 1992, S. 27.
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fiir ein Jahr auszureisen, aber nur jeder Zehnte von ihnen war
bemiiht, dies auch zu verwirklichen.

2. Eswurde ein weitgehender Zusammenhang zwischen dem Ausrei-
sewillen und dem Alter der Befragten festgestellt; die meisten der
Ausreisewilligen waren im Alter zwischen 26 und 30 Jahren.

3. Die Minner waren an einer ,,Erwerbsausreise* (44 Prozent der
Befragten) mehr als die Frauen (25 Prozent der Befragten) interes-
siert; gar kein Interesse zeigten 32 Prozent der befragten Minner
und 52 Prozent der Frauen.

4. Ein Zusammenhang zwischen dem Bildungsniveau und dem
Interesse an der Erwerbsemigration wurde nicht festgestellt; die
befragten Personen, auch wenn sie hohere Bildung besa3en, zeig-
ten — entgegen giangiger Meinungen — kein groferes Interesse an
einer solchen Ausreise als die Befragten mit anderem oder nied-
rigem Bildungsniveau; eine verhiltnisméfBig groBe Bereitschaft
zur Ausreise duferten Absolventen von Berufsschulen.

5. Von den Motiven, die fiir den Entschluss zu einer Ausreise von
entscheidender Bedeutung sind, sollten folgende genannt werden:
die Lust, die Welt kennen zu lernen (36,0 Prozent der an einer
Ausreise Interessierten), der Wunsch, mehr Geld zu verdienen
(34,5 Prozent der Interessierten). Als ein weiteres Motiv, das
den Ausreiseentschluss beeinflusste, nannte man den Mangel an
Perspektiven und Hoffnungen auf die Besserung der Situation im
eigenen Land (26,5 Prozent der an der Ausreise Interessierten)
sowie die Schwierigkeiten bei der Arbeitssuche (13,0 Prozent der
Interessierten).

6. Personen, die an einer Erwerbstitigkeit in fremden Lindern in-
teressiert waren, gaben meistens die Vereinigten Staaten, Kanada
und die Bundesrepublik Deutschland als diejenigen Linder an,
in die sie fiir diesen Zweck bevorzugt einreisen wiirden.>”

Die Lander Mittel- und Osteuropas und der ehemaligen Sowjetunion
sind einerseits ,,Exporteure* von eigenen Emigranten in Richtung
Westen, andererseits aber nehmen sie — und zwar seit dem Jahre
1990 — auf ihren Gebieten immer mehr Zuwanderer sowohl aus Ost-
europa als auch von anderen Kontinenten auf. Dies ist eine ganz neue
Erscheinung in der Nachkriegsgeschichte dieser Lander. Die Formen
der Migrationen sind sehr unterschiedlich. Neben den freiwilligen
Migrationen (z.B. den Migrationen von Ruménen nach Polen oder
nach Deutschland) sind wir auch mit den unfreiwilligen Zwangsaus-
wanderungen (z.B. die Migrationen der Tiirken aus Bulgarien oder die

22 A. Sakson, Die neuen Wanderungsbewegungen polnischer Arbeitskrif-
te. Eine Dokumentation, in: Prokia, Nr. 2, 1991, S. 285-290; T. Oleksyn,
Sktonno$¢ Polakéw do emigracji zarobkowej. Raport z badan Instytutu
Pracy i Spraw Socjalnych [Neigung der Polen zur Erwerbsemigration, For-
schungsbericht des Instituts fiir Arbeit und Soziales], Warszawa 1991.
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Fluchtwellen aus den umkéampften Gebieten des ehemaligen Jugosla-
wien) konfrontiert. Der Wohnsitzwechsel kann einen formellen (die
anerkannten Asylsuchenden), einen geduldeten oder auch illegalen
Charakter haben. Je nach der Dauer kann dieser Aufenthalt kurzfristig
sein (z.B. bei Reisen von Biirgern der ehemaligen Sowjetunion nach
Polen zwecks illegalen Handels), er kann auch einige Monate oder
Jahre dauern (z.B. bei zahlreichen Biirgern Mittel- und Osteuropas,
die in Westeuropa legal und illegal Arbeitssuche betreiben); er kann
aber auch einen stindigen Charakter besitzen (z.B. bei denjenigen
Deutschen, die fiir immer aus der GUS, aus Polen oder aus Ruménien
emigrieren). Die Situation in den einzelnen Lindern ist sehr unter-
schiedlich und durch zahlreiche spezifische Vorgéinge beeinflusst.

Migration aus der ehemaligen Sowjetunion

Befiirchtungen vieler Politiker und Wissenschaftler im Osten und
im Westen Europas, dass es zeitgleich mit der Auflosung der Sow-
jetunion zu einer massenhaften Zuwanderung von Emigranten aus
dieser Region kommen wiirde, haben sich nicht bestitigt.””* Auch
nach der Einfiihrung neuer Gesetze 1991 und 1993, die jedem Biirger
der Russischen Foderation garantierten, einen eigenen Reisepass zu
besitzen, kam es nicht zu dem erwarteten Exodus grofierer Bevol-
kerungsgruppen in Richtung Mittel-, Ost- oder auch Westeuropa.
Entwicklungen der letzten Zeit lassen dagegen erkennen, dass nicht
massenhafte Migrationen ins Ausland das Hauptproblem darstellen,
sondern anwachsende Wanderungsbewegungen innerhalb der ehema-
ligen Sowjetunion selbst. Seit Mitte der siebziger Jahre vollzogen sich
zunichst als eine vollig neue Tendenz Wanderungen aus Sibirien und
Zentralrussland in die siidlichen Republiken (Moldawien, Ukraine
und Zentralasien). Aber im Verlaufe der achtziger Jahre wurde ein
entgegengesetzter Trend sichtbar.?’ Seit kurzem erortern z.B. Vertreter
der russischen Regierung einen langfristigen Plan der Umsiedlung
von 11 Millionen Russen aus den asiatischen Republiken und den
drei baltischen Léandern der ehemaligen Sowjetunion. Als mogliche
Umsiedlungsgebiete werden die Bezirke Twer, Nowgorod, Jaroslawl
und Omsk angesehen. Drei von ihnen liegen im europdischen Teil

73 Diese Befiirchtungen wurden oft in Form von alarmierenden Pressear-
tikeln sowohl in Deutschland als auch in Polen zum Ausdruck gebracht
(z.B. Osteuropa befiirchtet eine Invasion aus der Sowjetunion, Stiddeut-
sche Zeitung vom 8. Januar 1991 sowie Uchodycy z ZSRR. Wejd nie
wejd? [Die Fliichtlinge aus der Sowjetunion. Kommen sie oder nicht?],
Rzeczpospolita vom 2. August 1990).

24 Vgl. 1. Oswald, New Migration Patterns in the Former Soviet Union,
in: Migration. A European Journal of International Migration and Eth-
nic Relations, Nr. 3-4, 1991, S. 23-36; 1. G. Ushakov, Inter-State Migra-
tions in the Former USSR and Eastern Europe: the Past, the Present and
the Future, in: ebenda, S. 37-60.
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Russlands. In den letzten Jahren war die Zahl der Bewohner gerade
dieser Bezirke stark zuriickgegangen.

In Gebieten auflerhalb der Russischen Foderation leben etwa 20-25
Millionen Russen. Dabei werden in die jetzigen Umsiedlungsprojekte
Moskaus nicht diejenigen Landsleute einbezogen, die zurzeit in der
Ukraine und in Weirussland leben. Geplante Umsiedlungen in die
nordlichen Gebiete Russlands stoen auf gro3e Probleme angesichts
der Schwierigkeiten in der Landwirtschaft und der allgemeinen chao-
tischen Wirtschaftssituation in diesen Regionen. Ein realistischer Plan
der ,,Riickfiihrung ins Vaterland* wird fiir Russland immer dringender
erforderlich, denn schon jetzt kommen immer mehr Fliichtlinge auf
sein Territorium. Da dieser Prozess vollig auler Kontrolle geraten ist,
lassen sich viele Migranten vor allem in den ohnehin iibervolkerten
GroBstidten nieder.””

Ein zusitzliches Problem fiir die innere Situation stellen die aus
einigen europdischen Lindern zusammen mit ihren Familien nach
Russland zuriickkehrenden Angehorigen der russischen Streitkrifte
dar. Dariiber hinaus werden neue Migrationsprozesse durch die zahl-
reichen ethnischen Konflikte sowie durch die sozialen Riickwirkungen
der wirtschaftlichen Transformation ausgelost. Insgesamt ist das
Ausmalf der stindigen Migrationen aus dem Gebiet der ehemaligen
Sowjetunion in Richtung Ausland relativ gering. Hier sind es vor
allem die Angehdrigen von vier nationalen Minderheiten, die seit
langerer Zeit einen wesentlichen Teil der Emigration ausmachen.
Zu ihnen gehoren Juden, Deutsche, Armenier und Griechen. In vier
groflen Migrationswellen verlieen in den Jahren 1948-1990 insge-
samt 1.136.000 Angehorige dieser nationalen Minderheiten das Land.
Hauptrichtungen fiir diese Migrationen waren in diesem Zeitraum:
die USA (177.300 Juden sowie 70.000 Armenier), Israel (181.800
Juden), Deutschland (414.000 deutschstimmige Aussiedler und 6.000
Juden) und Griechenland (25.000 Griechen).?® In nidchster Zeit muss
man mit weiteren Ausreisen von Angehorigen dieser vier nationalen
Minderheiten und mit dem Anwachsen der kurzfristigen Arbeitsmi-
gration von Russen, Ukrainern und Weilrussen in die Nachbarlidnder
(z.B. nach Polen) rechnen.

5 Vgl. Wszystkie dzieci matijuszki Rosji. Plan wedréwek Ludéw [Alle
Kinder Miitterchen Ruflands. Plan der Volkerwanderung], Gazeta Wy-
borcza vom 7. Juni 1994

26 Vgl. E.S. Larrabee, Down and Out in Warsaw and Budapest. Eastern Eu-
rope and Ost-West-Migration, in: International Security, Vol 16, Spring
1992, S. 9-10; R. Biermann, a.a.O., S. 31-33; E. Stolting, Festung Euro-
pa. Grenzziehungen in der Ost-West-Migration, in: Prokla, Nr. 2, 1991,
S. 249-263.
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Die Liinder des ehemaligen Jugoslawien

Der Zerfall des ehemaligen Jugoslawien und die nachfolgenden
grausamen Kriegshandlungen, ,.ethnischen Sduberungsaktionen‘?*”’
sowie Gewalt- und Terrorpraktiken haben zu massenhaften Migra-
tionsbewegungen gefiihrt. Laut Angaben des Hohen Kommissars
fiir Fliichtlingsfragen der UNO (UNHCR) waren im Mirz 1993
tiber 2,3 Millionen Fliichtlinge registriert, die sich in den einzelnen
Republiken befanden. Insgesamt 4 Millionen Bewohner des ehema-
ligen Jugoslawien werden von den speziellen Nebenstellen der UNO
versorgt. Die meisten Fliichtlinge, etwa 2,3 Millionen, befinden sich
auf den Territorien von Bosnien und Herzegowina, weiterhin 800.000
in Kroatien, 560.000 in Serbien, 80.000 in Montenegro, 70.000 in
Slowenien und 30.000 in Makedonien.

Seit Beginn der bewaffneten Konflikte — d.h. seit 1991 — verweilen
auflerhalb des Territoriums des ehemaligen Jugoslawien tiber 670.000
Fliichtlinge. Die meisten Fliichtlinge aus umkémpften oder von Krieg
bedrohten Gebieten fanden Zuflucht in Deutschland (240.000), der
Schweiz (87.000), Schweden (70.000), Osterreich (65.000), Grof3-
britannien (47.000) und auch in Ungarn (29.000).%"

Untersuchungen zum Fliichtlingsproblem im ehemaligen Jugoslawien
verweisen darauf, dass sich die Fliichtlingsbewegungen aus fiinf Grup-
pen zusammensetzen: Fliichtlinge ohne spezifische Griinde; Fliicht-
linge infolge von Repressalien; Fliichtlinge im Ergebnis von Kriegs-
zerstorungen und Okkupation; Vertriebene und Gefangene.*”

Gerade die Frage der Fliichtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien
wird fiir lange Zeit ein akutes Problem fiir ganz Europa darstellen.

Ungarn, Tschechien, Slowakei, Rumdnien und Bulgarien
Eine Analyse jiingster Entwicklungen in der Ost-West-Migration muss

auch die Tatsache beriicksichtigen, dass fiir Ungarn, Tschechien, die
Slowakei, Ruminien, Bulgarien und auch fiir Polen die Frage der

27 Vgl. H. Lemberg, Ethnische Sduberung. Ein Mittel zur Losung von
Nationalitdtenproblemen?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage
zur Wochenzeitung ,,Das Parlament, B 46/1992 (6. November 1992),
S.27-38.

278 Survey of the Implementation of Temporary Protection. Comprehensive

Response to the Humanitarian Crisis in Former Yugoslavia, UNHCR, 30

April 1993.

Vgl. M. Mesia, Fliichtlingstypen im Fall Kroatiens, in: Migration. A Eu-

ropean Journal of International Migration and Ethnic Relations, Nr. 3,

1993, S. 46-59; und S. Kukar, Causes and Consequences of the Refu-

gee Problem in Slovenia, ebenda, S. 71-90.
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Repatriierung von Angehorigen dieser Nationen, die gegenwirtig
in verschiedenen Gebieten der ehemaligen Sowjetunion leben, von
wachsender Bedeutung sein wird. Schwierige Lebensbedingungen
sowie der Mangel an Zukunftsperspektiven veranlassen viele dieser
Menschen, in ihre Heimatldnder iiberzusiedeln. So leben z.B. in der
Ukraine 170.000 Ungarn, 15.000 Tschechen und Slowaken sowie
320.000 Ruménen und 23.000 Bulgaren. In Moldowa befinden sich
2,8 Millionen Ruminen und 90.000 Bulgaren. Und auf Gebieten der
ehemaligen Sowjetunion leben etwa 370.000 Bulgaren.*

Eine ganz neue Erscheinung fiir Ungarn, Tschechien und die Slowakei
sind die Asylbewerber aus nichteuropdischen Lindern, Fliichtlinge
aus dem ehemaligen Jugoslawien und illegale Zuwanderer aus Lin-
dern der friiheren Sowjetunion, die nach Ankunft in diesen Léndern
zum Teil versuchen, illegal zu arbeiten oder illegalen Handel zu
betreiben.

Auch Ruminien und Bulgarien zihlen in zunehmendem Mafle zu
~Exporteuren‘ von Auswanderern, die sich hauptsichlich in westeu-
ropdische Liander begeben. So sind z.B. in den ersten neun Monaten
des Jahres 1990 800.000 Personen aus Ruménien ausgewandert.
Bulgarien haben Anfang der neunziger Jahre iiber 350.000 Tiirken
verlassen (150.000 von ihnen sind spiter wieder nach Bulgarien
zuriickgekehrt).

Die weitere Entwicklung der Migrationsbewegungen wird zweifellos
von Fortschritten in der Wirtschaftstransformation, und zwar sowohl
in den oben genannten Lindern als auch in den Gebieten der ehema-
ligen Sowjetunion (hauptsichlich in der Ukraine und in Moldowa)
beeinflusst werden.

Der Fall Polen

Bis vor kurzem galt Polen noch als ein Land, das Emigranten und
Fliichtlingen zur Weiterreise in andere Lander verhalf, vornehmlich
in die westeuropdischen Linder, in die Vereinigten Staaten und nach
Kanada. In den achtziger Jahren emigrierten aus Polen ungefihr eine
Million Menschen. Politische Verfolgung, Ablehnung der aufge-
zwungenen gesellschaftlichen Verhiltnisse, schlechte 6konomische
Lebensbedingungen, Mangel an Chancen fiir eine freie personli-
che Entwicklung sowie das Fehlen der Lebensperspektiven waren
wesentliche Griinde, die viele Polen zum Verlassen ihrer Heimat
zwangen.?!

20 Vgl. ES. Larrabee, a.a.0., S. 16-19.
81 Vel. A. Sakson, Aktuelle Fliichtlingsprobleme in Polen, in: AWR Bulle-
tin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 4, 1990, S. 217-218.
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Der Sturz des kommunistischen Systems in Polen im Jahre 1989 und
die damit verbundene Errichtung einer demokratischen Gesellschafts-
ordnung und die Einfiihrung der Marktwirtschaft verringerte trotz
anhaltender innerer Schwierigkeiten die Zahl der Emigranten aus
Polen wesentlich. Dies soll an einigen Zahlen verdeutlicht werden.
Im Jahre 1987 betrug die Anzahl der Asylbewerber aus Polen allein in
der Bundesrepublik Deutschland 15.194 Personen, wihrend sie 1988
mit 29.023 ihren bis dahin hochsten Stand erreichte. Aber schon ab
1989 begann sich diese Zahl systematisch zu verringern: 1989 stellten
26.092 Polen in der Bundesrepublik Deutschland Antrige auf Asyl.
1990 waren es 9.155, im Jahre 1991 gingen nur noch 3.448 und 1993
weniger als 1.000 Antrédge bei den deutschen Amtern ein.

Die Zahl der deutschstimmigen Aussiedler aus Polen nahm ebenso
systematisch ab: 1988 kamen 140.226 Personen nach Deutschland,
im Jahre 1989 250.340, im Jahre 1990 133.872, 1991 40.129 und
1992 waren es nur noch 17.000.

Die Wirtschaftsreform in Polen bewirkte, dass Anfang der neunziger
Jahre der massenhafte Aufenthalt von Polen in Westberlin und Wien,
meist um illegal Handel zu treiben, aufhérte. Trotz wiederkehrender
Befiirchtungen deutscher Dienststellen fiihrte die Aufthebung der
Visumpflicht zwischen Polen und Deutschland nicht zu einem massen-
haften Zustrom polnischer Schwarzhindler und illegal Arbeitender in
die Bundesrepublik. Die Aufmerksamkeit der Massenmedien und der
offentlichen Meinung war deshalb umso stérker auf die zahlreichen
Ausschreitungen junger Neonazis gerichtet, die sich unter anderem
auch gegen die nach Deutschland kommenden Polen richteten. Am
Anfang der neunziger Jahre wurde die polnische Gesellschaft mit einer
fiir sie vollkommen neuen Erscheinung konfrontiert, und zwar mit
dem Anwachsen der Fliichtlingszahlen aus arabischen und afrikani-
schen Landern sowie mit einem groferen Zustrom von inoffiziellen
Emigranten, die hauptséchlich aus Gebieten der ehemaligen Sowje-
tunion, aus Ruminien und Bulgarien stammen.

Situation der Fliichtlinge in Polen

In den Jahren 1991-1992 hat Polen die rechtliche Stellung der Fliicht-
linge grundsitzlich geregelt. Bereits im November 1990 fiihrte man
den Posten des Bevollmichtigten des Innenministers fiir Fliichtlings-
fragen ein, der im Jahre 1991 in das ,,Biiro fiir Fliichtlingsfragen*
umgewandelt wurde. Im September 1991 ratifizierte der polnische
Président die Genfer Fliichtlingskonvention aus dem Jahre 1951. Am
28. Januar 1992 trat das vom polnischen Parlament verabschiedete
»~Ausldndergesetz* in Kraft. In komplexer Weise regelt dieses Gesetz
die Grundsitze, nach denen Asylrecht zuerkannt werden kann, sowie
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die Pflichten der Staatsorgane hinsichtlich dieser Problematik. Im
oben genannten Gesetz wurden auch Grundsitze fiir die Abschiebung
von Ausldndern aus Polen festgelegt. In Warschau wurde 1992 eben-
falls eine Vertretung des Biiros des Hohen Kommissars der UNO fiir
Fliichtlingsfragen eroffnet.??

Im April 1992 wurde in der Kaserne einer ehemaligen Militireinheit
in Nadarzyn bei Warszawa (Warschau) das erste Ubergangslager fiir
Fliichtlinge in Polen erdffnet. Bisher wurden sie in Erholungsheimen
verschiedener Regionen des Landes untergebracht. Im September 1992
besuchte Frau Sadako Ogata, die zurzeit das Amt des Hohen Kommis-
sars fiir Fliichtlingsfragen bekleidet, das Lager. Wihrend dieser Visite
traf sie auch mit dem polnischen Prisidenten und dem Premierminister
zusammen, mit denen sie iiber die Probleme der Fliichtlinge in Polen
sprach. Im Mirz 1992 hielten sich in Polen 173 Asylsuchende auf,
die hauptsichlich aus Athiopien und arabischen Landern kamen. Die
Mehrheit von ihnen befindet sich jetzt in einer Art ,,Asylfalle®, denn
sie betrachten Polen nur als ein ,, Transitland* auf dem Weg in westeu-
ropdische Staaten. Am 10. Mérz 1992 kam es vor der Vertretung des
Hohen Kommissars fiir Fliichtlingsfragen der UNO in Warschau zu
einer Kundgebung, die von einer aus 40 Personen bestehenden Gruppe
von Fliichtlingen veranstaltet wurde. Sie forderten eine Visaerteilung,
die ihnen die Weiterreise in die ,,reichen Lénder* ermoglicht.

Von den 120 Fliichtlingen, die in den speziellen Heimen von Nadarzyn
untergebracht waren, stellten bis August 1992 34 keine Antrige auf
Legalisierung ihres Aufenthaltes in Polen, weil sie flirchteten, dass
dies ihre Weiterreise in westeuropdische Léander erschweren konnte.
Die oben erwihnten Antrige auf Aufenthaltslegalisierung sollten alle
Fliichtlinge stellen, die vor der Ratifizierung der Genfer Fliichtlings-
konvention, d.h. vor September 1991, nach Polen kamen. Diejenigen,
die spéter eintrafen und eine Genehmigung fiir ihren Aufenthalt in
Polen erhielten, brauchten derartige Antrige nicht mehr zu stellen.
Der Minister fiir Innere Angelegenheiten verlieh allen den offiziellen
Status als Fliichtling. Diesem Personenkreis wurde der Schutz durch
die polnischen Behorden rechtlich garantiert. Zugleich begann das
Biiro fiir Fliichtlingsfragen das Projekt der ,,Integration der Fliichtlin-
ge in die polnische Gesellschaft* zu realisieren. Es erfreut sich jedoch
keines groflen Interesses bei dieser Gruppe von Auslidndern. Bisher
— also im Verlauf von zwei Jahren — nahmen nur 12 Personen ihren
standigen Wohnsitz in Polen und bezogen eigene Wohnungen.

22 Vgl. A. Sakson, Die Genfer Fliichtlingskonvention und die Fliichtlings-
situation in der Republik Polen, in: AWR Bulletin. Vierteljahresschrift
fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 1, 1992, S. 12-15.
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Der Krieg im ehemaligen Jugoslawien verursachte die Zuwande-
rung einer grofleren Anzahl von Fliichtlingen aus diesem Land nach
Polen, die im Mai 1992 begann. Die meisten von ihnen versuchen,
mit Fahren nach Schweden, Finnland oder auch nach Danemark zu
gelangen. Mitte August 1992 verringerte sich die Zahl der jugosla-
wischen Fliichtlinge, die iiber den polnischen Hafen in Swinemiinde
(OEwinoujoecie) in die skandinavischen Léander gelangten. Dieser
Riickgang wurde durch Verdnderungen in der Politik der schwedi-
schen Einwanderungsbehorden gegeniiber jugoslawischen Fliichtlin-
gen hervorgerufen. Seit Juli 1992 verweigern sowohl Schweden als
auch Finnland und Dédnemark denjenigen Personen das Asylrecht,
die nicht direkt aus Kriegsgebieten kommen.

Insgesamt trafen seit Beginn der bewaffneten Konflikte in Jugoslawien
1.500 Fliichtlinge aus diesem Land in Polen ein, denen der Fliicht-
lingsstatus zuerkannt wurde. Polen fiihrte bisher keine Visumpflicht
fiir Biirger des ehemaligen Jugoslawien ein.

Inoffizielle Emigranten

Die politischen Umwandlungen in den Landern Osteuropas trugen
dazu bei, dass die Biirger dieser Linder endlich die Moglichkeit der
Reisefreiheit wahrnehmen konnten. Seit dem Jahre 1990 kommen
auch zahlreiche Einwohner der ehemaligen Sowjetunion, Ruméiniens
und Bulgariens nach Polen, die teilweise illegalen Handel betreiben,
betteln oder auch Arbeitsverhiltnisse aufnehmen, die gegen die polni-
schen Gesetze verstofien.”®

Im Jahre 1990 besuchten 18 Millionen Touristen Polen, 4,5 Millionen
davon waren Biirger der ehemaligen Sowjetunion. 1991 stieg diese
Zahl auf 7,5 Millionen an (bei einer Gesamtzahl von 22 Millionen
auslidndischer Besucher). In der ersten Hilfte des Jahres 1992 ha-
ben sich diese Zahlen verdoppelt. Nach Polen kommen hauptséch-
lich Bewohner Weifrusslands und der Ukraine. Die Bewohner der
Gemeinschaft Unabhédngiger Staaten bilden ungefihr 80 Prozent
der illegalen Zuwanderer. Die Mehrheit von ihnen betreibt illega-
len Handel. Nach Schitzungen der polnischen Behorden arbeiten
ungefihr 30 bis 35.000 Biirger der ehemaligen Sowjetunion ohne
Genehmigung, hauptsichlich in den 6stlichen Gebieten Polens. Ein
Teil dieser Personen betrachtet die Einreise und den Aufenthalt in
Polen als eine ,,Durchgangsstation* auf dem Wege nach Westeuropa.
Am hiufigsten werden von ihnen Visaantrdge bei der deutschen und

83 Vgl. A. Sakson, Ideen und die Fliichtlingsbewegungen im neuen Euro-
pa, in: AWR Bulletin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 4,
1992, S. 206-2009.
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der amerikanischen Botschaft gestellt. Wenn es nicht gelingt, ein
Visum zu erhalten, wird oft versucht, die westliche Grenze Polens
illegal zu passieren. Nach Schitzungen des Ministeriums fiir Innere
Angelegenheiten beantragten ungefihr 5 Prozent aller nach Polen
kommenden Biirger der GUS eine Einreisegenehmigung fiir west-
europdische Linder und die USA. Zugenommen hat auch die Zahl
derer, die eine stindige Aufenthaltserlaubnis in Polen beantragen. Im
Jahre 1992 lebten in Polen legal etwa 15.000 Russen. Die Mehrheit
der ungefihr 2 bis 3 Millionen Personen zidhlenden und in Gebieten
der ehemaligen Sowjetunion lebenden polnischen Minderheit drtick-
te ihre Bereitschaft aus, nach Polen iiberzusiedeln. Die polnische
Regierung plant jedoch angesichts der schwierigen wirtschaftlichen
Situation in nichster Zeit nicht, eine organisierte und massenhafte
Repatriierung dieses Personenkreises durchzufiihren. Stattdessen
werden Moglichkeiten einer individuellen Ubersiedlung nach Polen
erschlossen, die bereits von vielen Angehorigen der polnischen Min-
derheit genutzt wurden. In den Jahren 1991-1992 verdoppelte sich
die Zahl der Ruminen und Bulgaren, die sich auf dem Territorium
Polens aufhielten (im Jahre 1990 waren es etwa 230.000 Ruménen
und 143.000 Bulgaren).

Eine betrichtliche Zahl dieser Zuwanderer betreibt illegalen Handel,
und viele von ihnen versuchten bisher, auf verschiedenen Wegen die
polnisch-deutsche Grenze illegal zu passieren. Allein 1992 hinderte
der polnische Grenzschutz 13.500 Migranten — in der Mehrzahl
Ruménen — am illegalen Grenziibertritt nach Deutschland. Nach der
Unterzeichnung des polnisch-deutschen Abkommens von 1993 iiber
die Riicknahme von Personen, die aus so genannten sicheren Dritt-
staaten kommen, verringerte sich die Anzahl illegaler Grenziibertritte
betriichtlich. Ahnliche Abkommen wurden von Polen auch mit seinen
Ostlichen und siidlichen Nachbarn geschlossen (u.a. mit Weillrussland,
der Ukraine, Tschechien und Ruminien).

Die gegenwirtigen Ost-West-Wanderungsbewegungen, aber auch
die Migrationsvorgidnge innerhalb des Ostens, stellen eine schwer-
wiegende Herausforderung fiir alle Europier dar und beeinflussen in
wachsendem Maf3e das Schicksal unseres Kontinents.

(Zuerst erschienen in WeltTrends 5/1994, S. 64-76)
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12. Polnische Migrations- und Fliichtlingspolitik
10 Jahre nach der Transformation (1990-2000)

Die Gesellschaftswende, die in den Jahren 1989-1990 in Polen erfolgte
und die grofen politischen und gesellschaftsstrukturellen Verinderun-
gen einleitete, ist der Grund fiir die Entwicklung einer neuen Politik
in Bezug auf die Migrations- und Fliichtlingsangelegenheiten, die fiir
demokratische Staaten charakteristisch ist. Bis zur Hilfte der achtziger
Jahre war Polen eher ein generierendes als ein Einwanderungsland.

Seit den 1990er Jahren kann ein Riickgang der Emigration aus Polen
bei gleichzeitigem Anstieg der Einwanderer beobachtet werden. Laut
Untersuchungen sind im Jahre 1997 8.400 Einwanderer nach Polen
gekommen. Seit 1989 sind insgesamt iiber 54.000 Personen in unser
Land gekommen. Diese Zahl ist dreimal so hoch, wie die Zahl derer,
die in den gesamten 1980er nach Polen eingewandert sind. Mitte 1998
wurden mehr als ca. 32.500 Personen registriert, die sich stindig
in Polen aufhielten, aber die keine polnische Staatsangehorigkeit
besaBlen. Daraus ergibt sich ein Auslidnderanteil von 0,1 % der pol-
nischen Bevolkerung. Im Vergleich zu westeuropdischen Lindern ein
Marginalwert. Nach den der Ministerialabteilung fiir Migrationen und
Fliichtlingsangelegenheiten beim Innen- und Verwaltungsministerium
zur Verfiigung stehenden Daten, steigt die Anzahl der von den Aus-
landern gestellten Antrige auf Anerkennung der Genehmigung fiir
standigen Aufenthalt in Polen. Auf der anderen Seite steigt aber auch
die Anzahl der positiven Entscheidungen in dieser Angelegenheit.
Unter den Bewerbern bilden die Biirger der Ukraine, Russlands und
Vietnams die Mehrheit. Unbekannt bleibt die Anzahl der Ausléinder,
die sich in Polen mindestens ein Jahr aufhalten, das heif3t der so
genannten langfristigen Einwanderer.

Man konnte generell feststellen, dass Polen, ein bisher typisches
Auswandererland, in den 1990er Jahren zu einem Auswanderer-Ein-
wandererland geworden ist. Dies ist eines der tiblichen Merkmale der
Migrationssituation der européischen Lander in den neunziger Jahren.
Diese Situation hat dazu gefiihrt, dass eine ein- oder ausgewanderte
Person keine fremde oder exotische Erscheinung mehr in Polen ist.
Er wurde zu einem Individuum, das jeden Tag von den anderen
wahrgenommen wird und tatséchlich unter ihnen anwesend ist. Der
Kontakt mit ihm erfolgt nicht mehr in einem fiir die Polen fremden,
sondern in ihrem eigenen Land.

Seit 1989 bekommt Polen, das auf der Route der iiblichen Ost-West-
sowie Siid-Nord-Wanderungen liegt, immer deutlicher die Folgen der
unfreiwilligen Migrationen zu spiiren. Die 1980er und 1990er Jahre
wurden zu einem Phiinomen der Transitmigration. Zu den wichtigsten
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Anzeichen dieser Erscheinung, die in den friiheren Dekaden nicht
registriert wurden, gehoren:

1989 — die Flucht der DDR-Biirger, die vor der Ausreise in die Bun-
desrepublik Deutschland hauptsichlich vom Polnischen Roten
Kreuz betreut wurden,

1990-1991 — Auswanderung der Juden aus der Sowjetunion nach
Israel, wobei Polen als ein Transitland diente,

1991-1993 — die Transitfahrt iiber Polen von einigen Tausend Fliicht-
lingen aus dem ehemaligen Jugoslawien, die sich in die skandi-
navischen Linder begaben, -

1991-1999 — ein paar tausend Versuche, des illegalen Ubertritts der
polnisch-deutschen Grenze, die vor allem von den Auswanderern
aus Rumiénien, Bulgarien und den ehemaligen sowjetischen Re-
publiken unternommen wurden und

1991-1999 — zahlreiche Versuche iiber den Flughafen von Warschau
in die westlichen Liander zu gelangen, die hauptséchlich von den
Biirgern der asiatischen und afrikanischen Staaten unternommen
wurden.

Ein regelrechter Ansturm auf die polnischen Grenzen erfolgte im
Jahre 1992, als 33.500 Personen den Versuch unternahmen, sie zu
liberschreiten. Thre Ziele sind Westeuropa, Kanada, die Vereinigten
Staaten oder auch Australien. Im Jahre 1990 traten einige hundert
Athiopier, Somalier, Syrier und Libanesen in Hungerstreik, nachdem
sie erfahren hatten, dass Polen die Genfer Konvention ratifiziert hatte,
da sie Angst hatten, fiir immer in Polen bleiben zu miissen. In den
Jahren 1991 und 1992 unternahmen die Fliichtlinge noch dreimal
Protestaktionen gegen ihre Niederlassung in Polen. Eine Bestiti-
gung dafiir sind zahlreiche Fille, in denen die von den Fliichtlingen
unternommenen Versuche des illegalen Grenziibertritts registriert
wurden. In Bezug auf iiber 50 % Antridge auf die Anerkennung der
Fliichtlingsrechte, die im Jahre 1993 bearbeitet wurden, wurde das
Anerkennungsverfahren wegen der Ausreise (hauptséchlich in die
skandinavischen Lédnder) oder des Verschwindens des Antragstellers
eingestellt. Im Jahre 1997 mussten neun von zehn anhiingige Verfahren
eingestellt werden, weil die Antragsteller Polen verlassen hatten. Von
den hundert Albanern aus dem Kosovo, die sich in Polen aufgehalten
hatten, gab es ein Jahr spéter fast keinen mehr. Hochstwahrscheinlich
schafften sie, bei einem der mehreren Versuche iiber die Neifle nach
Deutschland zu gelangen.

Im Jahre 1992 begann der ruménische Exodus, wobei die so genannte
Balkanroute (aus Ruminien iiber Ungarn, Russland, Moldawien
und die Ukraine) entstanden ist. Die Fliichtlinge kamen meistens
auf legalem Wege nach Polen und versuchten danach auf illegale
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Weise nach Deutschland zu gelangen. Die zweite Route — iiber den
Ostkanal — fiihrt aus dem Osten aus Alma Ata, iiber Moskau, Sankt
Petersburg, Minsk, Vilna und Kiew. Diese Route wird von den nach
Polen kommenden Biirgern der ehemaligen Sowjetunion, Indiens,
Iraks, Pakistans und anderer Léander benutzt. Linder, in denen Ausein-
andersetzungen mit religiosem und nationalem Hintergrund andauern.
Aus den von den Grenzschutzbeamten gesammelten Daten ergibt
sich, dass ein Viertel aller an den polnischen Grenzen angehaltenen
Auslinder Biirger asiatischer und afrikanischer Staaten sind. Diese
zwei ,,Beforderungskanile®, der balkanische und der Ostliche, sind
sehr unterschiedlich. Wihrend der Menschenschmuggel auf der Bal-
kanroute iiberhaupt nicht organisiert ist, haben die russischsprachigen
Menschenschmuggler aus ihrer Beférderungstitigkeit eine regelrechte
Industrie gemacht. Die Beforderungs- oder Schmuggelgebiihr hiangt
von der Entfernung ab.

In den Jahren 1990-1994 betrug die Anzahl der von den Grenzschutz-
beamten angehaltenen Personen, die die polnische Westgrenze illegal
passieren wollten, 83.000. Davon wollten 82 % nach Deutschland. Die
meisten von ihnen waren Inder (577 Personen), es folgten: Afghanen,
Armenier, Pakistaner sowie Biirger aus Sri Lanka, Bangladesh und
Irak.

Diese neue Migrationssituation in Polen bedurfte der Einfiihrung ent-
sprechender Rechts- und Institutionsdanderungen. Diese Anderungen
konzentrierten sich einerseits auf die Regelung der Grundfragen des
internationalen Rechts und der bilateralen Regierungsvertrige und
andererseits auf die Anpassung der eigenen Rechtsnormen an die
internationalen Normen und auf die Einrichtung von Organisationen,
die fiir die Migrationspolitik des Staates zustindig wiren. Zu grof3en
Problemen, die sowohl im Bereich des internationalen als auch des
polnischen Rechts gelost werden sollten, gehorte die Beseitigung
der Ausreise- und Einreisebenschrinkungen fiir polnische Staats-
angehorige und Auslidnder. Weiterhin wurde der illegalen Migration
entgegengewirkt, indem man Readmissionsvertrige abschloss sowie
Fliichtlingsfragen und Probleme der Arbeitsmigrationen regelte. Die
Probleme des Vorhandenseins einer Mischung von mehreren Kulturen
wurden nicht besonders hervorgehoben, hauptsichlich konzentrierte
man sich auf die Einhaltung der Menschenrechte sowie der Auslidnder-
(Stichwort: Abschiebungsproblem) und Fliichtlingsrechte.

Zu den wichtigsten Schritten auf dem Gebiet der internationalen Be-
ziehungen gehorte die Annahme der Konvention von 1951, die sich auf
den Fliichtlingsstatus bezieht, sowie des Protokolls von 1967. Beide
Rechtsakte traten im Dezember 1991 in Kraft. Mit ihnen werden die
Europiische Konvention der Menschenrechte und Grundfreiheiten
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vom 4.11.1950, deren Bestimmungen die Art und Weise der Behand-
lung von Fliichtlingen betreffen, ratifiziert. Von grofer Bedeutung
sind fiir Ausldnder auch die Regelungen, die das System des inneren
Rechts beinhaltet. Dieses Problem wurde im Text des Grundgesetzes
(Konstitution) von 1997 behandelt, dessen Artikel 56 lautet:

1. Auslédnder konnen von dem Recht auf Anerkennung des Asyls in
der Republik Polen gemaB den im Gesetz bestimmten Grundsétzen
Gebrauch machen.

2. Einem Auslénder, der in der Republik Polen Schutz vor der Ver-
folgung sucht, kann der Fliichtlingsstatus gemif den fiir die Re-
publik Polen verbindlichen internationalen Vertrdgen zuerkannt
werden.

Das Asylgesetz wurde noch nicht vorbereitet, und deshalb wurde
es auch noch nicht genehmigt. Regelungen und Normen, die die
Anerkennung des Fliichtlingsstatus betreffen, sind, so wie es im
Grundgesetz vorgesehen ist, im Auslidndergesetz vom Juni 1997
verankert. Das Auslidndergesetz ist der Grundrechtsakt, der die in
Polen verweilenden Ausldnder betrifft. Es gilt fiir alle Ausldnder mit
Ausnahme derer, fiir die die Bestimmungen iiber den devisenfreien
Verkehr gelten oder die Mitglieder des Botschafts- bzw. Konsulats-
personals. Doch das Gesetz weist vom Standpunkt des Auslidnders/
Auswanderers her keinen positiven Charakter auf — es beinhaltet
keinen Rechtekatalog. Es hat vielmehr einen negativen Charakter: Das
Gesetz befasst sich ndmlich vor allem mit der verwaltungsrechtlichen
Regelung der Ein- und Ausreise.

Im Vergleich zu dem Auslidndergesetz von 1963, das bis Ende Dezem-
ber 1997 gegolten hatte, verschirfte es u.a. die Prozeduren der Aner-
kennung des Fliichtlingsstatus und erweiterte die Kompetenzen der
Staatsverwaltung. Diese kann damit den Ausldnderverkehr kontrollie-
ren und die Einreise von ungewollten Ankdmmlingen einschrinken.
Gleichzeitig bestimmt und sichert es die Grundrechte der Ausldnder
in Polen, die dem internationalen Standard generell gleichen.

Beschliisse iiber die Anerkennung des Fliichtlingsstatus werden in
Polen vom Innenminister in Abstimmung mit dem AuB3enminister,
auf der Grundlage des Auslidndergesetzes vom 25.06.1997 (Artikel
32), gefasst. Die Frist fiir das Treffen der Entscheidung betrigt drei
Monate. In der Praxis dauert die Prozedur sieben bis zwolf Monate
an. In dieser Zeit wird der Antragsteller vom polnischen Staat betreut.
Personen, die auf die Anerkennung des Fliichtlingsstatus warten, ver-
weilen in einem der vier Fliichtlingsheime (in Dgbak bei Nadarzyn,
Lublin, Smoszewo bei Zakroczym oder in Jawor bei Bielsk). Der
polnische Staat sorgt fiir: Unterkunft, Verpflegung, medizinische Hilfe
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sowie materielle und einmalige finanzielle Hilfe. Aulerdem stehen
den Fliichtlingen dieselben Rechte wie den anderen Ausléndern zu.
Mit der Anerkennung des Fliichtlingsstatus erhalten sie die Genfer
Reiseunterlagen, die, dhnlich wie der Pass, das Reisen ins Ausland
ermoglich sollen. Hier soll jedoch erwihnt werden, dass manche
Staaten zusitzlich ein Visum verlangen. Eine Person, der in Polen
der Fliichtlingsstatus anerkannt wurde, hat Recht auf Arbeit (mit
Ausnahme Berufe), medizinische Hilfe, das Holen der Familie nach
Polen sowie auf die Ausbildung der Kinder.

Dariiber hinaus gibt es Integrationsprogramme fiir Fliichtlinge, so z.B.
das Programm der individuellen Adaptation anerkannter Fliichtlinge.
Dieses Programm soll dabei helfen freundschaftliche Beziehungen
mit der ortlichen Bevolkerung in Polen zu entwickeln. Im Jahre 1991
stellten in Polen 2.433 Menschen einen Antrag auf die Anerkennung
des Fliichtlingsstatus, im Jahre 1992 waren es 592, 1993 — 830, 1994
—598, 1995 — 843, 1996 — 3.211, 1997 - 3.53 1, 1998 — 3.373, und
1999 — 2.864 Menschen.

Die Anzahl der Antrige auf Anerkennung des Fliichtlingsstatus wichst
jahrlich. Dies weist auf einen Aufwirtstrend hin, demzufolge Polen
immer mehr als ein Land wahrgenommen wird, in dem die Menschen
ein neues Leben anfangen konnen. Doch die Anzahl der Personen,
denen ein solcher Status zuerkannt wurde, ist viel geringer. Die meis-
ten Einwanderer, die sich um die Anerkennung des oben genannten
Status bemiihen, betrachteten Polen eher als Transitland oder als ein
Land, in dem man sich nur vorldufig authalten kann. Von 1992 bis
Ende 1999 wurde 1.006 aus zehn Lindern kommenden Menschen
der Fliichtlingsstatus (laut Statistik des Innen- und Verwaltungsmi-
nisteriums) zuerkannt. Zurzeit besitzen ca. 1.600 Personen in Polen
den Fliichtlingsstatus. Die Antrige werden hauptsichlich von Biirgern
Sri Lankas, Afghanistans, Iraks und Somalias gestellt, von denen die
meisten auf illegalen Wegen nach Polen gelangen.

Es besteht auch die Moglichkeit, gegen negative Entscheidungen des
Innen- und Verwaltungsministeriums bei einem unabhéngigen Organ
in Berufung zu gehen. Dieses Recht ergibt sich aus den internationalen
Standards des Fliichtlingsschutzes. Gemall dem Auslidndergesetz von
1997 spielt der Rat fiir Fliichtlingsangelegenheiten, der 1999 einge-
setzt wurde, die Rolle des fiir die Berufung zustindigen Organs. Eine
Person, die sich um die Anerkennung des Fliichtlingsstatus bemiiht,
kann auch nach Ausschopfung dieses Mittels eine Berufung beim
Hauptverwaltungsgericht einlegen. Wihrend des Verfahrens hat die
betreffende Person das Recht auf uneingeschrinkten Kontakt mit dem
Vertreter des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen
fiir Fliichtlingsangelegenheiten. Er kann sich jederzeit mit einem
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Gesuch um Hilfe an ihn wenden. Die UNHCR-Beamten haben das
Recht — auf Antrag und auf Basis der schriftlichen Einwilligung des
Betroffenen — iiber den Verlauf des Verfahrens Erkundigungen einzu-
holen, wie tiber Anerkennung oder Ablehnung des Fliichtlingsstatus
entschieden wurde. Dariiber hinaus wurde beschlossen, dass die
Organe der Republik Polen jegliche MaBBnahmen treffen werden, die
dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen fiir Fliichtlingsfragen
das Erfiillen seiner Aufgaben gemaf Art. 35 der Genfer Fliichtlings-
konvention erleichtern (Art. 49).

Die Wohnprobleme, hohe Arbeitslosigkeitsrate, Probleme, die aus
dem Klima- und Erndhrungswechsel resultieren und aus der kultu-
rellen sowie sprachlichen Andersartigkeit, aber auch dem Verhiltnis
der Polen den Ausldndern gegeniiber verbunden sind, bilden sehr oft
die Haupthindernisse bei der Integration und haben zur Folge, dass
viele dieser Menschen Polen wieder verlassen. Diejenigen, die sich
trotz der alltidglichen Schwierigkeiten entschieden haben, in Polen
zu bleiben, behaupten, dass sie hier freundlichen und offenen Men-
schen begegnen. An dieser Stelle soll erwédhnt werden, dass in den
letzten Jahren in die polnische Gesetzgebung Vorschriften eingefiihrt
worden sind, die den Fliichtlingen soziale und konomische Rechte
eingerdumt haben, und dank deren sich ihre Rechtslage verbessert
hat. Das Sozialhilfegesetz garantiert ihnen dieselbe Inanspruchnahme
der Sozialhilfe, wie sie den polnischen Biirgern zusteht.

Das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Fliicht-
lingsangelegenheiten in Polen, d.h. das so genannte UNHCR-Kon-
taktbiiro, ist seit Januar 1992 in Warszawa etabliert. Die allgemeinen
Aufgaben von UNHCR bestehen in der Unterstiitzung der rechtlichen
und strukturellen Infrastruktur, die es ermoglicht, die Fliichtlinge
gemil internationaler Normen zu behandeln sowie das Wissen tiber
die Probleme in der polnischen Gesellschaft zu verbreiten. UNHCR
kiimmert sich darum, dass der schwierige Prozess der Einrichtung des
Schutzsystems der sich in Polen aufhaltenden Fliichtlinge sowohl in
den Kategorien der rechtlichen Regelungen als auch im System der
die Fliichtlinge unterstiitzenden Institutionen ein erfolgreiches Ende
findet und gemél dem internationalen Standard entwickelt wird.

Im Jahre 1997 wurde Polen einstimmig in das Exekutivkomitee der
UNHCR gewihlt, was das Land dazu verpflichtet hat, fiir eine aktive
Zusammenarbeit mit UNHCR auf dem Gebiet der Verbesserung der
Lage der Fliichtlinge zu sorgen. An diesen Bestrebungen und Akti-
vitdten soll auch die polnische Gesellschaft teilnehmen.

Als Beispiel fiir eine solche humanitire Krise konnen die Malnah-
men dienen, die von vielen Staaten im Angesicht des Exodus der
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Tabelle 5: Personen, die sich im Jahre 1999 um die Anerkennung des
Fliichtlingsstatus bemiihten

Land gestellte | pos. Ent- negat. Ent- eingestellte | getr. Ent-
Antridge | scheidung scheidung Verfahren scheidungen™
Athiopien 8 1 3 2 6
Afghanistan 551 4 21 235 260
Algerien 19 25 4 29
Armenien 853 1269 65 1334
Aserbaidschan 43 18 6 24
WeiBrussland 41 3 39 5 47
Bangladesch 25 22 11 33
Bulgarien 181 184 9 193
Georgien 37 1 24 10 35
Indien 24 14 11 25
Irak 46 1 16 17 34
Jugoslawien 128 2 27 101 130
Kasachstan 8 8 1 6
Litauen 61 1 1
Moldawien 17 9 1 10
Mongolen 155 172 1 173
Nigeryen 7 5 6 11
Pakistan 47 2 22 25 49
Ruménien 203 180 3 183
Russland 104 5 34 17 56
Somalier 8 6 11 4 21
Sri Lanka 81 1 8 193 202
Sudan 7 7 2 1 10
Syrien 14 7 1 8
Tadshikistan 7 5 1 6
Tiirkei 19 8 5 13
Ukraine 27 27 3 30
Staatenlose 29 5 13 5 23
Gesamt™" 2864 48 2404 762 3214

Das Verfahren wurde meistens wegen der Ausreise des Antragstellers einge-
stellt.

Die Anzahl der gefasstem Beschliisse entspricht nicht der Anzahl der gestellten
Antrige: ein Teil der 1999 gestellten Antrige wurde noch nicht untersucht Ein
Teil der gefassten Beschliisse bezieht sich auf Antriige, die in vergangenen Jahren
gestellt wurden.

Zusammen mit den Antragsstellern, die aus Landern stammen, die in der obigen
Tabelle nicht beriicksichtigt wurden.

(SQuselle: Z obcej ziemi (Aus einem fremden Land) Mai 2000, Nr. 9.
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Kosovo-Einwohner getroffen wurden. Es war eine Tragodie fiir eine
Million Fliichtlinge und eine Erschiitterung fiir Europa, denn wieder
einmal in den 1990er Jahren hat sich herausgestellt, dass das Fliicht-
lingsproblem nicht nur in weit entfernten und fiir uns exotischen Lan-
dern existiert, sondern auch in Polen auftauchen kann. Die polnische
Regierung antwortete als eine der ersten auf den Aufruf des Hohen
Kommissars um die Aufnahme der Fliichtlinge, indem sie den Trans-
port von 1.048 Fliichtlingen aus den Lagern in Mazedonien im April
und Mai 1999 organisierte. Die polnische Gesellschaft hat sich der
Aktion der humanitéren Hilfe fiir die Fliichtlinge angeschlossen. Das
Polnische Rote Kreuz iibernahm die Organisation ihres Aufenthalts in
mehreren Heimen in unserem Land. Im August 1999 sind fast alle in
Polen verweilenden Fliichtlinge nach Kosovo zuriickgekehrt.

Die polnische Politik beziiglich der Migrationen und der Fliichtlinge
unterliegt laufend groBeren Wandlungen. Das Ziel der geltenden
Rechtsnormen ist das Entgegenwirken der illegalen Ein- und Aus-
wanderung sowie der Schutz des inldndischen Arbeitsmarktes. Dies
ist mit dem Hauptproblem der Migrationspolitik verbunden, fiir das
der Kampf gegen die illegale Migration anerkannt wurde. Dieser
Kampf soll — auch in Zukunft — fortgesetzt werden. Diese restriktive
Politik soll die Einwanderungsbegrenzungen verschirfen, damit die
Auslidnder nicht ermuntert werden, sich in Polen aufzuhalten oder
anzusiedeln. In zwei Fillen sollen die Sperren jedoch aufgehoben
werden, und zwar in Bezug auf Personen polnischer Nationalitit oder
Abstammung, die im Rahmen der Riickfiihrung ins Vaterland nach
Polen einwandern wollen, und auf die so genannten ,,wertvollen*
Auslinder, die im Rahmen des ,,Brain Drain* aufgenommen wer-
den sollen. Dieser Personengruppe gehoren hauptsichlich Kiinstler,
Sportler und Wissenschaftler an.

Die Arbeitsthesen zu dem Programm der Migrationspolitik, die gerade
vorbereitet werden, behandeln u.a. das Problem der Visapolitik gegen-
tiber den Lindern, die ,,ein besonderes Migrationsrisiko* darstellen.
Das sind die Dritte-Welt-Lander und einige Staaten, die nach dem
Zerfall der ehemaligen Sowjetunion entstanden sind. In Bezug auf
die Integration der Auslidnder in Polen (d.h. der Fliichtlinge und der
Auslédnder, denen das Recht auf stindigen Aufenthalt in unserem Land
zuerkannt wurde) werden Programme fiir Polnischunterricht geplant.
Damit soll dem Entstehen der Einwandererenklaven entgegengewirkt
sowie Hilfe zum Selbstindigwerden angeboten werden. Doch diese
Hilfe soll diejenige, die die polnischen Biirger in Anspruch nehmen
konnen, nicht {ibersteigen.

Die Integration Polens in die Europidische Union wird aber die Auf-
nahme von manchen ,,multikulturellen* Regelungen erzwingen. Das
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Gemeinschaftsrecht garantiert den Biirgern der Mitgliedsstaaten,
die sich als Auslidnder in einem anderen Mitgliedsstaat aufhalten,
einen gewissen Umfang an Rechten. Diese Rechte betreffen vor
allem die Moglichkeit der Teilnahme an den Lokalwahlen sowie den
Unterricht in der Muttersprache. Ausldndern, die sich legal in Polen
aufhalten, stehen keine Wahlrechte im Rahmen der lokalen Verwal-
tungsbehorden (Gemeindeverwaltungsbehorden) zu. Wihrend der
im Mirz 1998 durchgefiihrten Neuformulierung der Wahlordnung
zu den lokalen Verwaltungsbehorden auf der Gemeindeebene wur-
de die Moglichkeiten des Ausldanderwahlgesetzes untersucht, aber
laut Grundgesetz stehen Wahlrechte ausschlieBlich den Biirgern der
Republik Polen zu.

(Zuerst erschienen in: WeltTrends 5/1994, S. 64-76. Ubersetzt von
Dorota Matelska)
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13. Die Beziehung zu den Asylanten als Mal} der
Demokratie und der Achtung der Menschenrechte

Eine der Folgen des Zusammenbruchs des kommunistischen Systems
in den Landern Mittelosteuropas sind Massenmigrationen. Die Biirger
dieser Staaten verlassen massenhaft ihre bisherigen Wohnorte und
wandern auf der Suche nach einer besseren Zukunft. Demgegeniiber
werden sie mit einer vollkommen neuen Erscheinung konfrontiert,
und zwar mit dem Andrang der Asylanten sowie auch der sog. Tran-
sitemigranten, die sich in die westeuropiischen Staaten begeben.?*

Als eines der wesentlichen Anzeichen einer offenen demokratischen
Biirgergesellschaft sowie der Beachtung der Menschenrechte kann
das Verhiltnis der Behorden und der Gesellschaft gegeniiber den
Asylanten und den illegalen Migranten betracht werden. Eine ganz
besondere Bedeutung wird diesem Problem in den Lindern, die eine
Transformation ihres wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen
Systems vornehmen, zugeschrieben.

Das Problem der Asylanten und illegalen Migranten in Polen

Polen, das auf dem Wege der alt gewohnten Ost-West- oder Nord-
Siid-Wanderungen liegt, spiirt seit 1989 immer deutlicher die Folgen
der internationalen Migrationsbewegungen. Uber Polen fiihren zwei
Hauptwege der illegalen Migration.

Der erste Weg, der Balkanweg fiir Ruménen, Bulgaren und Biirger
des ehemaligen Jugoslawiens, erreichte sein Apogeum im Jahre 1992.
Hier dominieren Gruppen von ruménischen Zigeunern, die Bewohner
einer Strafle oder gar eines ganzen Dorfes waren. Sie haben dort alles
verkauft, was sie besalen, eine Riickkehr kommt nicht mehr in Frage.
Sie zeigen die 100 $ vor, die Voraussetzung fiir den Grenziibertritt
sind und begeben sich nach Zgorzelec. Der Hundertdollarschein
wandert zuriick in die Hinde derer, die auf die Einreise nach Polen
warten. Diese Einreisewelle wird ein Jahr spiter nachlassen, wenn
Deutschland das Asylrecht einschrinkt. Dann wird Polen besonders
fiir die Zigeuner zum Reiseziel werden, die im Vergleich zu den an-
deren Ausldndern am héufigsten an der Grenze angehalten werden.
Der Balkanweg ist auch heutzutage der meistbegangene Weg.

Der zweite Migrationsweg — der Ostweg — verbindet Emigrantenstrome
aus den postsowjetischen Landern mit denen aus dem Fernen Osten.
WeiBrussen, Ukrainer und Russen reisen legal ein und verstoen ge-
gen das Gesetz erst bei dem Versuch ihres illegalen Ubertritts an der

84 Vgl. Beitrag ,,Ost-West Wanderungsbewegungen in Europa“ in diesem
Band.
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westlichen Grenze. An der Oder-Nei3e-Grenze werden von den polni-
schen Grenzbeamten die meisten Auslédnder angehalten. Ankommlinge
aus Indien, dem Iran, dem Irak, Afghanistan, Pakistan und Sri Lanka
sind Kunden von Schieberbanden, die sie tiber die griine Grenze brin-
gen. Es entsteht eine ganze Schmuggelindustrie, die immer breitere und
perfekter funktionierende Schieberkanile errichtet. Am ,,Nachschub*
mangelt es nicht. Denn es kommen immer wieder Menschen, die aus
den umkémpften oder hungernden Gebieten fliichten. 5.000 US$ pro
Kopf kostet die Einreise. Alle Verwandten spenden, damit einige Fami-
lienmitglieder in der besseren Welt leben konnen. Sobald diese sich im
neuen Land niedergelassen haben, werden die anderen Mitglieder der
Familie nachgeholt. Am Anfang werden iiber diesen Fliichtlingsweg
mur Menschen geschmuggelt. Zu einem spiteren Zeitpunkt kommen
Drogen, Waffen und radioaktive Stoffe hinzu.

Der erste Halt ist Moskau — das Anordnungszentrum. Die Reicheren
kaufen hier gefélschte Papiere, die Armeren landen in den Warte-
raum-Stddten wie Lemberg, Grodno, Briest oder Wilna. Weiterge-
fahren wird in einer, aus Vertretern von verschiedenen Nationalitdten
bestehenden groferen Gruppe. Sie dringen sich in Verstecken oder
unter die FuBboden der Lastkraftwagen. Sogar bis zu 30 Personen
steigen in kleine Flugzeuge, die hochstens fiir zwolf Passagiere vor-
gesehen sind. In der ersten Hilfte des Jahres 1996 haben mindestens
sieben derartige Transporte die Grenze zu Litauen iiberflogen. In
derselben Zeit wurde diese Grenze von 46 Gruppen aus Asien und
Afrika illegal iiberschritten.?®

Ein Teil der Menschen, die in ihrem Heimatland verfolgt werden, kann
sich in Polen um einen Fliichtlingsstatus bewerben. Auf Beschluss soll
bis zu zwei Monate gewartet werden. Doch die Verifikation der Infor-
mationen dauert meistens bis zu einem Jahr. In dieser Zeit verweilen
die Menschen in offenen Fliichtlingsheimen. Die Anzahl derer, die sich
um einen solchen Status bemiihen, wichst stetig. Im Jahre 1994 waren
es fast 600 Personen, 1995 waren es 841 und bereits in der ersten Hélfte
des Jahres 1996 kamen 755 Fliichtlinge. Anfang der neunziger Jahre war
das Gros der Fliichtlinge aus Athiopien, Somalia und den arabischen
Landern. Danach iiberwogen die Biirger aus Bosnien und Herzegowina
sowie Armenien. Zurzeit bilden die Biirger von Afghanistan, Indien,
Sri Lanka, Irak, Pakistan und Bangladesh die zahlenmiBig stérkste
Gruppe.”® Ein positiver Beschluss machte den Weg fiir einen legalen
stindigen Aufenthalt und fiir eine legale Arbeit in Polen frei.

25 Vgl.: M. Grochowska, Na wyrzuty sumienia — deportacja. Cygan zawinit
(Gegen die Gewissensbisse Deportation. Der Zigeuner ist schuld) in: Po-
lityka, Nr. 30. 1996, S. 26 -27.

2% Poland, Statistical Data on Migration 1990-1996, Office for Migration
and Refugee Affairs, Series: Statistics, Vol. 1, Ministry of the Interior,
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In Polen tauchen inzwischen alle vorhandenen Kategorien von Migran-
ten auf; typische Asylsuchende und Fliichtlinge, de facto Kriegsfliicht-
linge und Opfer von ethnischen Siduberungsaktionen, anwachsenden
Nationalismen sowie neuen Trends in der Nationalititenpolitik, Fah-
nenfliichtige und Wehrdienstverweigerer sowie Opfer von 6kologischen
Katastrophen und Néten, darunter auch den Hungersnoten.

Grundsitzlich kann man drei Gruppen von Fliichtlingen oder von
Asylbewerbern unterscheiden, die in Polen unter stindigem Schutz
stehen. Die erste und grofite Gruppe wird vom polnischen Regierungs-
bevollméchtigten fiir Fliichtlingsangelegenheiten betreut.

Dieser Gruppe gehoren diejenigen Personen an, die sich in Polen um
die Anerkennung des Fliichtlingsstatus bewerben. Ende Mai 1996
zihlte diese Gruppe 600 Personen, von denen die meisten in dem in
Polen einzigen entsprechend ausgestatteten Fliichtlingsheim Dgbak
bei Warschau wohnten. Ab Mitte 1992 konnte man einen weitgehen-
den Fortschritt bei der Integration dieser Fliichtlinge feststellen. Alle,
die in diesem Heim verweilen, lernen Polnisch und die 30 Kinder
besuchen regelmifig die dortige Schule. Manche der Fliichtlinge
haben sogar eine stindige Beschiftigung, andere gehen einer Teil-
zeitbeschiftigung nach.

Zu der zweiten Gruppe gehoren Kinder aus Bosnien, die von Erwach-
senen begleitet werden. Alle stammen aus Osijek und Bosnanski Brod.
Sie verweilen in Polen kraft des im Herbst 1992 abgeschlossenen bila-
teralen Vertrages zwischen den Regierungen. Der Aufenthalt in Polen
wird von der polnischen Regierung finanziert. Die ortliche Verwaltung,
es handelt sich hier um zwei Wojewodschaften in Siidpolen, kommt fiir
die Unterkunft, Verpflegung und die Ausbildung auf. Von den anfinglich
900 Personen sind lediglich 162 in Polen geblieben.?’

Die dritte Gruppe bilden die sog. Transitmigranten oder Fliichtlinge,
die in die benachbarten westlichen Linder, wie z.B. nach Deutschland,
Dénemark oder Schweden, gelangen wollten und an einer Beantragung
des Asyls in Polen nicht interessiert sind. Sie stehen unter vorldufigem
Schutz des Polnischen Roten Kreuzes. Ende September 1993 zihlte
diese Gruppe 515 Personen — 95 % stammten aus dem ehemaligen
Jugoslawien, die librigen 5 % aus Armenien. Diese Menschen wohnen
zeitweise in sieben Heimen in verschiedenen Teilen von Polen.*®

Warsaw, Mai 1996, S. 49-50.

27 Angaben vom 20.9.1993.

8 Vgl.: M. Okolski, Migracje zagraniczne w Polsce — cechy, skala, przy-
czyny, (Ausldndermigrationen in Polen — Eigenschaften, Ausmaf, Ur-
sachen), Warszawa 1994, S. 33-34.
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Dieses Problem tauchte in Polen Ende der 1980er und Anfang der
1990er Jahre auf. Ohne an dieser Stelle den Unterschied zwischen
dem Transit und der Transitmigration zu erdrtern, soll auf wichtige
Anzeichen dieser Erscheinung hinweisen werden:

Tabelle 6: Daten zu wichtigen Migrationsereignissen in Polen

Jahr Ereignis

1989 Flucht der Deutschen aus der DDR, die vor der Ausreise in
die BRD vom Polnischen Roten Kreuz betreut wurden

1990 — 1991  Ausreisen der Juden aus der Sowjetunion nach Israel mit
Transit liber Polen

1991 — 1993  Transit iiber Polen von einigen zehntausend Fliichtlingen
aus dem ehemaligen Jugoslawien, die auf der Reise in die
skandinavischen Ldnder waren

1991 — 1996  zehntausende Versuche illegaler Ubertritte der pol-
nisch-deutschen Grenze, vor allem seitens der Migranten
aus Ruménien, Bulgarien und den Lindern der ehemaligen
Sowjetunion

1991 — 1996  zahlreiche Versuche vom Flughafen in Warschau aus in die
westlichen Lander zu gelangen, vor allem seitens der Men-
schen aus den asiatischen und afrikanischen Staaten

Gemil den zugénglichen Angaben und Beobachtungsergebnissen wird
Polen von der Mehrheit der Migranten immer noch als ein Transitland,
oder als ein Land, in dem man sich notgedrungen vorldufig aufhalten
muss, betrachtet. In den Jahren 1991 und 1992 haben die in Polen ver-
weilenden Fliichtlinge vier Protestaktionen gegen ihr Bleiben in Polen
unternommen. Einer der Streiks war die Reaktion auf die polnische
Ratifizierung der Genfer Fliichtlingskonvention. Ein grofer Teil der
Auslinder, die sich entschlossen haben, den Fliichtlingsstatus in der
Republik Polen zu beantragen, verheimlicht nicht, dass sie vorhaben,
ihre Zukunft in Westeuropa, Kanada, den Vereinigten Staaten oder
Australien zu verbringen. Bei 50 % der Antrige auf die Anerkennung
des Fliichtlingsstatus, die im Jahre 1993 gepriift wurden, wurde das
Verfahren wegen der Ausreise, hauptséchlich in die skandinavischen
Linder, und dem Verschwinden des Bewerbers eingestellt.

Die oben genannten Faktoren verursachen, dass sich trotz des ver-
hiltnismifBig groen Andrangs von Asylsuchern lediglich ein Teil
von ihnen dazu entschlief3t, die polnischen Fliichtlings- und Asy-
lantenprozeduren in Anspruch zu nehmen. Als ein Beispiel kann
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hier die Tatsache dienen, dass von den iiber 23.000 Biirgern aus
dem ehemaligen Jugoslawien und den 19.000 Biirgern Bosniens
und Herzegowinas, die von Anfang Januar bis Ende Mai 1993 in die
Republik Polen eingereist sind, nur ca. 100 Personen die Anerken-
nung des Fliichtlingsstatus in Polen beantragt haben. Dies war auch
einer der Faktoren, die vom Ministerrat im Zusammenhang mit dem
Beschluss tiber die Wiedereinfiithrung der Aufenthaltserlaubnispflicht
fiir die Biirger der oben genannten Staaten beriicksichtigt wurden.?®
Trotzdem weist die Anzahl der Ausliander, die in Polen die Anerken-
nung des Fliichtlingsstatus beantragen, seit 1989 eine wachsende
Tendenz auf.

Zurzeit gehoren die Transitmigranten in der Regel einer der drei
Auslindergruppen an: potentielle (oder wirkliche) Fliichtlinge, fal-
sche Touristen sowie Personen, die nach Polen illegal eingereist sind.
Die letzt genannte Personengruppe — und wie es scheint, auch die
kleinste — bilden meistens diejenigen Personen, die nach Polen von
organisierten Schieberbanden geschmuggelt wurden. Die einzelnen
aufgedeckten Fille des Menschenschmuggels zeugen vom Existieren
gut organisierter Gruppen, die meistens aus Drittstaaten stammen,
wie z.B. der Ukraine. Zu ihren Kunden zéhlen vor allem Biirger aus
weit entfernten Staaten.

Die erste Gruppe, d.h. die potentiellen und wirklichen Fliichtlinge,
lasst sich problemlos untersuchen und zihlen. Dieser Gruppe gehort
auch eine gewisse Anzahl von Bona-Fide-Fliichtlingen an, die sich
um Asyl in Polen bewerben. Sie bilden einen kleinen Teil dieser
Gruppe. Viel zahlreicher sind (a) die Auslidnder, die als Fliichtlinge
qualifiziert wurden (nach den UNHCR-Normen), und die wihrend
des Aufenthalts in Polen verschiedene Formen von Schutz und Hilfe
in Anspruch nehmen, aber trotzdem nicht beabsichtigen in Polen zu
bleiben, (b) Opfer von Biirgerkriegen, die in Polen Zuflucht suchen
und ebenfalls verschiedene Formen von Hilfe in Anspruch nehmen; sie
haben die Absicht heimzukehren oder sich im Westen niederzulassen,
(c) verschiedene Kategorien von Migranten, die vorldufige Hilfe in
Polen suchen sowie (d) die Bona-Fide-Fliichtlinge, fiir die Polen nur
eine Station auf ihrem Weg ist, deshalb wollen sie sich in Polen auch
nicht registrieren. Selbstverstiandlich ist, dass im Unterschied zu den
drei ersten Untergruppen die Informationen iiber die vierte ungenau
sind. An dieser Stelle sollte noch erwéhnt werden, dass in Polen
zahlreiche Ubergangslager fiir jiidische Emigranten aus Russland

9 Vgl.: TK. Koztowski, Migdzy tranzytem, azylem a imigracja. Praw-
ne i instytucjonalne konsekwencje zjawiska niedobrowolnych migracji,
(Zwischen Transit, Asyl und Immigration. Rechtliche und institutionelle
Konsequenzen der Erscheinung der unfreiwilligen Migrationen), Wars-
zawa 1994, S. 3-5.
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lokalisiert sind. Aber aus Sicherheitsgriinden wird das Thema kaum
beriihrt, und samtliche Daten sind unzugénglich.

Die néchste groe Gruppe von Auslidndern bilden die so genannten
falschen Touristen. Manche von ihnen geben bei der Einreise nach
Polen touristische Ziele als Grund ihrer Reise an. In Wirklichkeit
wollen sie in den Westen, genauer gesagt nach Deutschland. Sie
stammen aus Lédndern, die an keinen westlichen Staat grenzen und
aus denen es schwierig ist in den Westen auszureisen. Da eine legale
Ausreise aus Polen nach Deutschland fiir sie praktisch unméglich ist
und ein illegaler Grenziibertritt sorgfiltige Vorbereitungen erfordert,
verweilen viele Personen, die zu dieser Kategorie gezihlt werden,
vermutlich lange in Polen, bevor sie den Versuch unternehmen, die
Grenze zu passieren. Auch wenn der Versuch scheitert, wird er von
den meisten mehrmals wiederholt, obwohl sie in der Regel die An-
weisung bekommen, Polen innerhalb von 24 Stunden zu verlassen.
Doch viele von ihnen unternehmen weitere Versuche, nachdem sie
aus Polen ausgewiesen worden sind.

Die Gesamtzahl der potentiellen Fliichtlinge, die die verschiedenen
Formen der Hilfe seitens der polnischen Hilfsorganisationen in An-
spruch nehmen, bleibt konstant. Sie betrdgt ca. 1.100 Personen, doch
das ,,FlieBvermogen* innerhalb dieser Gruppe ist sehr schnell.

Die Ausmalle der zweiten grolen Gruppe, d.h. der falschen Touris-
ten, sind viel grofer. Es zeigt sich, dass diese Gruppe unaufhaltsam
wichst. Als Beispiel kann man hier erwihnen, dass die Anzahl der
aus der ehemaligen Sowjetunion ankommenden Personen im Jahre
1992 ca. 7.000.000 Personen betrug. Nur sehr wenige haben wirklich
vor, Polen zu besichtigen. Als ein sehr gutes, doch leider indirektes
Anzeichen kann hier die Anzahl der Auslidnder dienen, die sich in
Polen illegal aufhalten. Zurzeit schitzt man die Anzahl auf 300.000
bis 350.000 Personen, die nach Polen als Touristen eingereist sind.
Das , FlieBvermogen* dieser Gruppe ist eher gering. Doch man sollte
hier erwédhnen, dass viele Personen, die sich bemiihen, illegal nach
Deutschland zu gelangen, vollkommen legal in Polen verweilen. Nach
Meinung der polnischen Behorden, bilden die Transitmigranten eine
sehr grofe Gruppe unter allen potentiellen Fliichtlingen, unter den fal-
schen Touristen bilden sie aber eindeutig eine knappe Minderheit.

Man suggeriert, dass die Mehrheit der Transitmigranten die polnische
Grenze illegal iiberschreitet. Und obwohl es gelingt, vielen Versuchen
des illegalen Grenziibertritts vorzubeugen, schitzt man, dass diese ge-
scheiterten Versuche lediglich 20-50 % aller illegalen Grenziibertritte
ausmachen. Wenn man nach der Anzahl der gescheiterten Versuche
beurteilen wiirde, konnte man feststellen, dass die Ausmale dieser
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Erscheinung sehr grof3 sind und stetig wachsen. Laut Angaben des
Grenzschutzes wurden im Jahre 1990 200 illegale Grenziibertritte
aufgedeckt, im Jahre 1991 waren es schon 11.800 und 1992 wurden
beim Versuch einer illegalen Uberschreitung der polnisch-deutschen
Grenze 30.390 Personen angehalten. Zwischen dem 1. Januar und
dem 30. September 1993 betrug die Anzahl der aufgedeckten Fille
15.250. Ab 1994 lisst sich eine nachlassende Tendenz feststellen. Im
Jahre 1994 wurden an der Grenze ca. 10.000 Personen angehalten.
Unter den Angehaltenen iiberwiegen eindeutig Ruménen, danach
kommen Bulgaren, Ukrainer und Russen. Die Versuche, auf diesem
illegalen Weg nach Deutschland zu gelangen, werden auch von den
Ankommlingen aus weiter entfernten Lindern unternommen. Zu ih-
nen zéhlen Armenier, Vietnamesen, Tiirken, Perser und auch Algerier.
Man sollte dabei aber auch unterstreichen, dass die Haufigkeit mit
der die Vertreter des betreffenden Volkes aufgehalten werden, nicht
unbedingt der Haufigkeit der illegalen Grenziibertritte entsprechen
muss.

Die statistischen Angaben iiber die misslungenen Versuche beinhalten
auch Informationen iiber die Motive der illegalen Grenziiberschrei-
tungen, die von den angehaltenen Personen angegeben wurden. Im
Jahre 1992 haben 1.700 Personen eindeutig ausgesagt, dass sie sich
um die Anerkennung des Asylrechts in Deutschland hitten bewerben
wollen. Im Zeitraum vom 1. Dezember 1992 bis zum 30. April 1993
beabsichtigten von den 9.200 festgehaltenen Personen 1.100 (12 %)
sich in Deutschland um die Anerkennung des Immigrantenstatus
(700) oder des Fliichtlingsstatus (400) zu bewerben.>*

Es ldsst sich feststellen, dass mit der Stabilisierung der inneren Si-

tuation, mit der Entwicklung der Marktwirtschaft, dem Offnen der

Grenzen sowie mit dem Anwachsen der Unterschiede im Lebensstan-

dard im Verhiltnis zu vielen Lindern Ost- und Siideuropas, Asiens

und Afrikas das Interesse der Biirger dieser Linder am Einwandern

nach Polen wichst und in den néchsten Jahren weiter wachsen wird.

Indirekt wird das von folgenden Tatsachen bewiesen:

1. Systematisches Anwachsen der Antragsanzahl auf Zuerkennung
der polnischen Staatsangehorigkeit.

2. Systematisches Anwachsen der Antragsanzahl fiir eine standigen
Aufenthaltserlaubnis in Polen.

3. Anwachsen der Antragsanzahl fiir ein Aufenthaltsvisum.

4. Deutliches Anwachsen der Ausldnderzahl, die an Arbeit in Polen in-
teressiert sind und die entsprechende Genehmigung beantragen.

20 Vel.: M. Okdlski, Migracje zagraniczne w Polsce, (Auslidndermigratio-

nen in Polen), op.cit. S. 36ff..
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5. Anwachsen der Auslidnderzahl, die sich stdndig auf dem Territo-
rium Polens aufhalten (hierzu sind nur Schiatzungsdaten vorhan-
den).

6. Beobachtet wird auch, dass die Auslinder, die im Rahmen des
visumfreien Verkehrs einreisen, ihren Aufenthalt verldngern.

Das Verhdltnis der polnischen Gesellschaft
gegeniiber den Asylanten und illegalen Migranten

Zu den ersten soziologischen Untersuchungen in Polen zéhlen die,
die im Oktober 1992 vom Zentrum fiir Untersuchung der Gesell-
schaftsmeinung durchgefiihrt wurden.”' Ihr Thema war das Verhltnis
der polnischen Gesellschaft zu den Fliichtlingen und 6konomischen
Migranten.

Die Mehrheit der befragten Personen (80 %) glaubte, dass in den
nichsten zwei Jahren viele Fliichtlinge aus den umk@mpften Gebieten
sowie verfolgte Personen nach Polen kommen werden. Am hiufigsten
wurden hier die Bewohner des ehemaligen Jugoslawien (71 % der
Antworten), der Gebiete der ehemaligen Sowjetunion (63 %) und an-
derer postkommunistischer Lander (50 %), hauptsidchlich Ruménien
(45 %) genannt. Die ,,Geographie der Emigrationen* wird von allen
Befragten dhnlich wahrgenommen - es gibt keine Zusammenhénge
zwischen den genannten Lindern und den gesellschafts-demogra-
phischen Eigenschaften der Respondenten.

Die Gefidhrdung, die zum Verlassen des eigenen Landes fiihrt, wird
eindeutig in den ehemaligen sozialistischen Landern lokalisiert. Hier
soll auf zwei Tatsachen hingewiesen werden. Erstens, die Befragten,
die ausdriicklich nach den Fliichtlingen aus den umkimpften Lindern
oder aus den Lindern, deren Bewohner verfolgt werden, gefragt
wurden, nannten — mit Ausnahme von Jugoslawien und einigen Ge-
bieten der ehemaligen Sowjetunion (Abchasien, Georgien) — die
Linder, in denen es keinen Krieg und keine Verfolgungen gibt wie
z.B. Ruminien. Die Interpretation der Tatsache: entweder glauben
die Befragten, dass in den von ihnen genannten Lindern innerhalb
der nichsten zwei Jahren Krieg ausbrechen kann, oder sie zidhlen zu

»1 Vgl.: Spoteczne postawy wobec uchodzcow i imigrantéw zarobkowych.
Komunikat z badan CBOS. (Stellungen in der Gesellschaft gegeniiber
den Fliichtlingen und 6konomischen Immigranten. Bericht iiber die
Forschungen des Zentrums fiir Untersuchung der Gesellschaftsmei-
nung, Warszawa, November 1992 sowie: A. Giza-Poleszczuk, J. Poles-
zczuk, Postawy Polakéw wobec uchodzcéw i imigrantéw zarobkowych,
(Stellungen der Polen gegeniiber den Fliichtlingen und 6konomischen
Immigranten), in: Kultura i Spoteczenstwo (Kultur und Gesellschaft),
Nr. 1. 1993, S. 103-108.
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der Kategorie der ,,Fliichtlinge — trotz der eindeutig formulierten
Frage — auch die 6konomischen Fliichtlinge. Die zweite Interpre-
tation scheint glaubwiirdiger zu sein, umso mehr, da die polnische
Gesellschaft gerade mit Fliichtlingen aus Rumiinien die meisten
Kontakte hatte. Zweitens, die allgemeine Uberzeugung davon, dass
die Ankunft der Fliichtlinge 6konomische Griinde hat. Dabei wird
implizit vorausgesetzt, dass Polen von seinen eigenen Biirgern als
Oase des Friedens und relativen Wohlstandes im Vergleich zu anderen
postkommunistischen Lindern wahrgenommen wird.

Von allen Befragten glauben an die Ankunft der Fliichtlinge vor allem
Personen mit mittlerer Ausbildung, Stadtbewohner, dltere Menschen
sowie die Befragten, die damit rechnen, dass sie ihre Arbeit verlieren
konnen. Diese Zusammenhinge bilden ein geschlossenes Muster:
nach dem Grundsatz ,,die Angst hat groe Augen* glauben an einen
groBeren Fliichtlingsandrang vor allem diejenigen Personen, fiir die
diese Fliichtlinge aus verschiedenen Griinden eine reale Gefidhrdung
darstellen. Die Ankdmmlinge, die sich in der Regel in den Stidten
oder in ihrer Nihe niederlassen, werden auf dem Arbeitsmarkt zur
Konkurrenz besonders fiir diejenigen werden, die weniger qualifiziert
sind und kaum Chancen auf einen Berufswechsel haben. Au3erdem
werden sie Probleme in der 6ffentlichen Sphére verursachen, dabei
geht es um die Ordnung im Allgemeinen und um die organisatorischen
und materiellen Probleme, die mit ihrer Betreuung verbunden sind.
Logischerweise ist das Gefiihl der Gefahrdung auf dem Lande viel
geringer (dort lebt die Mehrheit der Personen, die nur eine Grundaus-
bildung besitzt), denn die Wahrscheinlichkeit, dass die Fliichtlinge
sich gerade dort niederlassen werden, ist viel geringer und wegen
des privaten Eigentumtyps wird es nicht zur Konkurrenz auf dem
Arbeitsmarkt kommen.

Es besteht aber immerhin die Frage: Wenn die Fliichtlinge doch
kommen, was soll man dann mit ihnen anfangen? Die Personen
wurden nach den von ihnen bevorzugten Ansiedlungsorten und der
Aufenthaltsdauer der Fliichtlinge befragt. Weiter wollte man wissen,
wie man den Umfang der ihnen zuerkannten Leistungen bewertet und
welche Reaktionen sie seitens der polnischen Gesellschaft erwarten.
Mehr als die Hilfte der Befragten (ca. 58 %) plddierte fiir eine Assi-
milationslosung, 34 % bevorzugten eine Ausschlusslosung.

Fiir Assimilationslosungen sprachen sich vor allem Personen mit
einer hoheren Ausbildung, Bewohner von mittelgro3en Stidten sowie
jiingere Menschen aus, die ihre Lebensbedingungen fiir gut halten.
Dabei sollte man auch unterstreichen, dass das von den Befrag-
ten deklarierte eigene Einkommensniveau keinerlei Einfluss auf die
Meinung beziiglich der Fliichtlingsangelegenheiten hatte. Fiir die
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Ausschlusslosung plddierten vor allem éltere Menschen, Bewohner
von GrofBstiadten und Dorfern, Personen mit niedrigerem Ausbildungs-
niveau sowie diejenigen, die ihre materiellen Lebensbedingungen als
nicht besonders gut betrachten. Die grofite Abneigung gegeniiber
den Fliichtlingen lésst sich bei denen feststellen, die nicht imstande
waren, die Sicherheit ihrer jetzigen Beschiftigung einzuschitzen.
Thre Antwort lautete: ,,Es ist schwer zu sagen®.

Die von den Befragten vertretenen Meinungen scheinen, wie auch
frither, auf die rationellen Bedingtheiten ihrer Ansichten iiber das
Problem der Emigrationen hinzuweisen. Zu der Assimilationslosung
neigen viel weniger diejenigen, fiir die die Anwesenheit der An-
kommlinge zu einer realen Gefdhrdung werden kann. Aufler einem
rationellen Kalkiil kommt hier aber auch noch etwas anderes vor. Die
Abneigung der Dorfbewohner oder Personen mit Grundausbildung
kann man nicht so einfach — wie es scheint — mit der von ihnen er-
kannten Gefdhrdung erkldaren. Hier handelt es sich viel mehr um ,,en-
tozentrische Furcht* — um Abneigung gegeniiber allem Fremden.

Weiterhin wurde der Zusammenhang zwischen dem erwarteten An-
drang der Fliichtlinge und der Tendenz zum Einverstandensein mit
ihrer Niederlassung auf polnischen Gebieten oder auch zum ,,Los-
werden dieser ungebetenen ,,Giste” untersucht. Es hat sich auch
herausgestellt, dass diejenigen Personen, die mit dem Andrang der
Fliichtlinge rechnen, es bevorzugen, dass sich die Letzteren in unse-
rem Land niederlassen. Der andere Teil der Befragten, die nicht der
Meinung sind, dass diese Fliichtlinge nach Polen kommen, spricht
sich fiir ihre Ausweisung oder auch dafiir aus, dass sie ihrem eigenen
Schicksal tiberlassen werden sollten. Man kann also annehmen, dass
jemand, der keinen Zuzug von Fliichtlingen erwartet, dann auch das
Problem fiir eine marginale Angelegenheit hilt — es handelt sich ja
nur um wenige Fliichtlinge — deshalb scheint das ,,Vertreiben* als
eine durchaus einfache und verniinftige Losung. Doch wenn jemand
diese Erscheinung, d.h. das Ankommen von Fliichtlingen erwartet,
dann behandelt er sie auch als eine wichtige Thematik, die nicht
ignoriert werden darf — aus diesem Grunde ist die Ansiedlung eine
viel bessere Losung, als der unkontrollierte Aufenthalt von ganzen
Fliichtlingsgruppen in Polen.

Die Befragten sollten auch einen von drei Vorschldgen fiir den An-
siedlungsort der Fliichtlinge wihlen. Die Orte unterschieden sich
durch den Grad des Ausschlusses aus der Gesellschaft: ausgesonderte
Gebiete, die sich aullerhalb der Menschenansammlungen befinden
wie z.B. Ferienheime (dafiir sprachen sich 53 % der Befragten aus),
Stadtrandgebiete mit ausgesonderten Gebiduden (dies wurden von
22 9% der Befragten bevorzugt), gewohnliche Wohnungen, Siedlungen
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(dafiir sprachen sich nur 9 % der Respondenten aus) und schlieBlich
andere Plitze (sie wurden von 7 % bevorzugt).

Man kann also ohne weiteres bemerken, dass die Wabhl fiir die Be-
fragten ziemlich schwierig war, denn bei ihrer Entscheidung lieen
sie sich von zwei unterschiedlichen Griinden beeinflussen. Die rati-
onellen — also die organisatorischen, 6konomischen und dhnlichen
Griinde — verleiteten sie dazu, eher die ausgesonderten Gebiete zu
wihlen (dort wire es bestimmt einfacher die Fliichtlinge zu betreuen,
zu kontrollieren u.4.) Die emotionellen Griinde — die Toleranz, die
Assimilation u.d. — liberzeugten viel mehr davon, dass es besser wire,
die Losung zu wihlen, nach der die Fliichtlinge unter den Polen ver-
teilt werden sollten (Wohnungen in Siedlungen). Zu den Nachteilen
dieser Losung zidhlen ihre Irrationalitdt und hohe Kosten, die mit der
organisatorischen Seite verbunden sind.

Die Mehrheit der Befragten sprach sich jedoch dafiir aus, dass die
Fliichtlinge auf den ausgesonderten Gebieten untergebracht werden
sollten, und lediglich 9 % der Befragten neigte dazu, die Ankommlinge
in gewohnlichen Siedlungswohnungen unterzubringen.

Auf die beschriebene Situation antworteten die Befragten tiberein-
stimmend. Es gab nur eine Ausnahme. Die Personen mit hoherer Aus-
bildung entschieden sich ofter fiir die Zerstreuung der Ankdmmlinge
unter der polnischen Gesellschaft und eine weit gehende Assimilation.
Respondenten mit geringerer Ausbildung bevorzugten Ansammlungen
und Isolation. Auch der Altersunterschied brachte einen Unterschied
zum Vorschein: fiir die Randgebiete entschieden sich die jiingsten Be-
fragten (Durchschnittsalter: 41 Jahre); diejenigen, die die Fliichtlinge
lieber auf den ausgesonderten Gebieten unterbringen wiirden, waren
alter (Durchschnittsalter: 44 Jahre); die dlteste Gruppe (46 Jahre) war
fiir die Assimilation der Auslidnder mit der polnischen Gesellschaft. Es
scheint also, dass sich besonders Personen mit hoherer Ausbildung,
und vor allem auch iltere Menschen, von den moralischen Griinden
leiten lieBen und die Toleranzldsung bevorzugten.

Die Respondenten, die sich fiir die Niederlassung der Fliichtlinge
ausgesprochen haben, hat man auch nach dem Umfang der Leistungen
fiir die Ausldnder gefragt. Die Leistungen, mit denen die Befragten
einverstanden waren, hat man nach ihrer ,,Unentbehrlichkeit zum
Uberleben‘ geordnet. An der ersten Stelle steht der Gesundheitsschutz
mit 91 %, dann Essen und Unterkunft mit 87 %, weiter wurden
Bildungsmoglichkeiten genannt 79 %, Arbeitsmoglichkeiten 62 %
sowie Geld fiir kleinere Ausgaben 52 %.
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Man war sich also dariiber einig, dass den Fliichtlingen vor allem
der Zugang zu Grundmitteln gesichert werden soll. Die Meinungen
waren stiarker differenziert, wenn es sich um Sachen handelte, die mit
hoheren Kosten verbunden waren wie z.B. die Einbeziehung in das
Ausbildungssystem oder der Zugang zum Arbeitsmarkt.

Das oben geschilderte Muster fiir ,,Pflichten gegeniiber den Fliichtlin-
gen“ ldsst sich sowohl mit der moralischen Pflicht als auch mit eigenen
Interessen vereinbaren. Denn beim Beantworten einer anderen Frage
sprachen die Respondenten iiber die Gefidhrdung, die die Anwesenheit
von kranken (Epidemien) und mittellosen Menschen (Kriminalitit)
fiir die gesamte Gesellschaft darstellt. Deshalb kann man sich nicht
wundern, dass die Befragten unabhingig von ihren soziodemographi-
schen Eigenschaften dhnliche Meinungen vertraten. Doch es gab eine
unerwartete Ausnahme: die Frauen neigten weniger als die Minner
dazu, den Fliichtlingen entsprechende Leistungen zuzuerkennen. Den
Standpunkt der Frauen kann man wohl damit erklédren, dass in Polen
immer noch Frauen die Haushaltssphire kontrollieren und die in der
Frage genannten Leistungen fiir sie einen realeren und zidhlbareren
Charakter haben als fiir die Ménner.

Bei den Antworten auf die Frage, ob es in Polen zu Angriffen und Ag-
gressionen gegen die Fliichtlinge kommen kann, so wie das in anderen
Lindern geschehen ist, hat sich herausgestellt, dass die Befragten dies
fiir eine durchaus reale Gefahr halten (69 % der Befragten antworteten
mit ,.eher ja*“ und ,,ja*, 20 % wihlten die Antwort ,,nein“ und ,,eher
nein*“ und 11 % hatten keine Meinung dazu. Hier soll an den Uberfall
der polnischen Skins auf die deutschen Lkw-Fahrer in Nowa Huta
bei Krakau erinnert werden, der kurz vor der Durchfiihrung dieser
Untersuchung geschah und sicherlich auch einen gewissen Einfluss
auf die Antworten hatte.

Das Voraussehen der Aggressionen hing mit vielen Faktoren zusam-
men, und zwar mit dem Geschlecht, dem Ausbildungsniveau und
auch mit dem Wohnort. In allen drei Féllen wies das Muster eine sehr
interessante Form auf. Minner, Personen mit hoherer Ausbildung und
Stadtbewohner vertraten klarere Ansichten und antworteten haufiger
als andere Befragte mit einem entschiedenen ,,ja*“ oder ,,nein‘“. Frauen,
Personen mit niedrigerem Ausbildungsniveau sowie Dorfbewohner
waren kaum imstande, klar Stellung zu dem betreffenden Problem
zu beziehen. Thre Antwort lautete meistens ,,es ist schwer zu sagen®.
Viel seltener als andere Befragte antworteten sie mit ,,ja* oder ,,nein*.
Diese Spaltung innerhalb einer Gruppe scheint Ergebnis von zwei
widerspriichlichen Beeinflussungen zu sein. Personen mit hoherer
Ausbildung konnen zum Beispiel sehr stark den Konflikt zwischen
der realistischen Moglichkeit solcher Fille und ihrer moralischen
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Einschitzung empfinden. Dies fiihrt jedoch zur Uberdimensionierung
der Erscheinung. Je realistischer die Situation fiir die betreffende
Gruppe ist, desto stirker werden diese widerspriichlichen Beeinflus-
sungen auch wirken. Es handelt sich dabei zweifellos um ein Problem,
das vor allem die Stadtbewohner (denn hier wiirde es eventuell zu den
Ausschreitungen kommen), die Ménner (denn sie sind die Akteure)
und Personen mit hoherer Ausbildung (denn sie werden sich schdmen
miissen) betrifft. Man kann auflerdem annehmen, dass Personen mit
einer hoheren Ausbildung auch mehr iiber den Angriff auf die deut-
schen Lkw-Fahrer in Nowa Huta gewusst haben.

Man hat auch den Zusammenhang zwischen der Tendenz zum Ein-
verstandensein mit der Fliichtlingsansiedlung in Polen und den vo-
raussehbaren Aggressionen gegen diese Personen untersucht. Mit
Aggressionen rechnen viel mehr diejenigen Personen, die dazu neigen,
den Fliichtlingen das Recht auf Niederlassung in Polen zu gewihren,
als die Personen, die sie lieber loswerden wiirden. Man kann fest-
stellen, dass die zweite Gruppe das betreffende Problem als weniger
ernst betrachtet.

Bei der Einschiitzung der Erscheinung der 6konomischen Immigration
nach den Kategorien der Gewinne, die sie unserem Land bringen
konnte, stellten die meisten der Befragten fest, dass sie fiir Polen
eindeutig ungiinstig seien. Am hiufigsten werden Gefdhrdungen
genannt, die mit der Befiirchtung verbunden sind, dass diese Er-
scheinung den Arbeitsmarkt erschiittern wiirde: niedrigere Lohne und
Anwachsen der Arbeitslosigkeit. Auf diese Gefahr weisen insgesamt
45 % der Befragten hin. An der zweiten Stelle (18 % der Antworten)
sind Angste vorhanden, die mit der Sphire der 6ffentlichen Finanz-
mittel verbunden sind: hierzu zihlt der Verlust von Devisen und das
Nichtbezahlen der Steuer. An dritter Stelle sieht man die Gefahr fiir
die offentliche Ordnung und Sicherheit: darunter versteht man die
Kriminalitét, Krankheiten, die Bettelei, das Beschidigen der Giiter
fiir den offentlichen Gebrauch und die Prostitution.

Man kann also feststellen, dass die Immigranten vorwiegend als un-
ehrliche Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt, als Personen, die die
polnische offentliche Sphire unberechtigt in Anspruch nehmen — so
genannte ,,free riders — sowie als ein Faktor, der die Moral und die
Lebenskultur der Polen herabsetzt, behandelt werden.

Sehr interessant sind auch die Unterschiede bei der Wahrnehmung
dieser negativen Erscheinungen, die eindeutig mit den gesellschafts-
demographischen Eigenschaften der Befragten verbunden sind.
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Am hiufigsten wird die Gefahrdung fiir den Arbeitsmarkt von Per-
sonen mit niedrigerem Ausbildungsniveau, von Bewohnern kleinerer
Zentren und von drmeren Personen bemerkt. Dies bildet ein logisches
Syndrom des Gefiihls der Gefiahrdung durch unehrliche Arbeitskon-
kurrenz, das am stérksten unter den auf den lokalen Arbeitsmérkten
beschiftigten Arbeitern ist.

Eine Gefihrdung fiir die Finanzen und das 6ffentliche Wohl befiirch-
ten diese Personen besonders stark. Sie sind der Meinung, dass ihre
eigenen materiellen Verhiltnisse dem mittleren Niveau entsprechen.
Die Reichsten und die Armsten legen (nach ihrer eigenen Einschiit-
zung) viel weniger wert auf den Devisenverlust sowie die Verluste,
die sich fiir den Staatsschatz aus dem Nichtbezahlen der Steuer er-
geben. Dieser Aspekt wird viel stirker von Ménnern als von Frauen
hervorgehoben. Vor allem Personen, mit einer hoheren Ausbildung
und einer guten materiellen Situation, messen den Gefiahrdungen fiir
die Sicherheit und die Lebenskultur die grof3te Bedeutung bei.

Man kann feststellen, dass sich die in der Gesellschaftsstruktur ganz
unten befindenden Gruppen vor allem um ihre Arbeit sorgen machen.
Die Mittelschicht denkt stidrker an das 6ffentliche Wohl (Steuern und
Staatsfinanzen) und die in dieser Struktur am hochsten stehende Grup-
pe sorgt sich vor allem um die Kultur und die Sicherheit in Polen.

Anhand der Ergebnisse der durchgefiihrten Untersuchungen kommt
man zu drei allgemeinen Schlussfolgerungen. Erstens: die Befragten
fassen das Fliichtlingsproblem und/oder das Problem der 6konomi-
schen Immigration in rationellen Kategorien auf. Die Kosten der
Fliichtlingsaufnahme und die mit ihrer Ankunft verbundenen Ge-
fihrdungen nehmen sie relativ realistisch wahr. Zweitens: die Diffe-
renzierung der Meinungen iiber verschiedene mit den Emigrationen
verbundene Probleme hat einen strukturellen Charakter und gibt sehr
gut die wirkliche Differenzierung der Interessen, der Gefdhrdungen
und der Chancen wieder. Drittens: die Befragten nehmen die allge-
meinen Probleme iiberraschend richtig wahr, die mit der Emigration
und/oder 6konomischen Immigration verbunden sind.

Es scheint also, dass die Fliichtlinge und Immigranten — wenn man
ihren Aufenthalt in Polen verniinftig organisieren und die Informa-
tionskampagne ehrlich sein wiirde — keine negativen Reaktionen bei
der polnischen Gesellschaft hervorrufen konnen. Als eine Bestitigung
fiir diese Tendenzen kann man die Ergebnisse der neuesten allge-
meinpolnischen Untersuchungen betrachten, die in den Jahren 1993
bis 1995 von einem Soziologenteam des West-Instituts in Posen, das
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vm Autor dieser Arbeit geleitet wurde, unter Jugendlichen (im Alter
von 15-25 Jahren) durchgefiihrt wurden.*?

Ein wichtiges Element der Akzeptanz der Vision eines vereinigten
Europas ist das Verhiltnis der Jugendlichen zu den Fremden. Dieses
Verhiltnis kann von dem Willen zur Bildung einer Biirgergesellschaft
zeugen, die den Minderheiten, den Asylanten oder anderen Migranten
gegeniiber nicht feindlich gesinnt ist.

Als Ergebnis der Untersuchungen erhielten wir ein Bild der Jugend-
lichen, als einer offene Gruppe, deren meiste Mitglieder den Aus-
landern, den nationalen Minderheiten und den Asylanten gegeniiber
freundlich gesinnt sind. Eine Ausnahme bildet hier das widerwillige
oder sogar feindliche Verhiltnis gegeniiber den ruménischen Zi-
geunern. Uber drei Viertel der Befragten (77,5 %) wire bereit, im
Rahmen des Jugendaustausches einen Ausldnder aufzunehmen. Eine
gegensitzliche Meinung vertrat lediglich jeder zwanzigste von den
Befragten (5,2 %). Zu den willkommensten Gisten zdhlten fiir die
Jugendlichen: Deutsche und Franzosen (74 und 67 Antworten) so-
wie die Briten (51), weiter wurden Italiener (44), Niederldnder (29),
Biirger der Vereinigten Staaten (26) und Spanier (17) genannt. Zu der
Gruppe der am wenigsten sympathischen Nationen wurden: Russen,
Ukrainer, Griechen, Afrikaner und — was verwundert — Ungarn und
Litauer gezihlt.

Nach Meinung von 59,7 % der befragten Jugendlichen sollte Polen den
verfolgten Personen politisches Asyl gewihren. Eine gegensitzliche
Meinung vertraten lediglich 8,2 % der Befragten. 68 % von ihnen
sind der Ansicht, dass den in unserem Land lebenden nationalen und
ethnischen Minderheiten die gleichen Rechte wie den Polen zuste-
hen sollten. Fiir eingeschrinkte Rechte sprachen sich 16,7 % aus.
Diese Gruppe driickte auch ihr widerwilliges Verhiltnis gegeniiber
den Zigeunern aus, die aus Ruménien nach Polen gekommen sind.
Bei der Analyse dieses Problems sollte man auch unterstreichen,
dass die Gruppen von Jugendlichen, die nach ihrem Verhiltnis zu
den ruminischen Zigeunern gefragt wurden, wobei die erste den

22 Vgl.: A. Sakson, Ksztattowanie §wiadomosci europejskiej mtodziezy w
Polsce (Bildung des europdischen Bewusstseins bei den Jugendlichen
in Polen), in: Mlodziez w Europie. Raport o $wiadomosci europejs-
kiej mtodziezy w Polsce i w Niemczech. (Jugendliche in Europa, Be-
richt iiber das europdische Bewusstsein der Jugendlichen in Polen und
in Deutschland), Hrsg.: J. Kiwerska, A. Sakson, M. Tomczak. Poznan
1996, S. 35-36; sowie: B. Jonda, J. Kiwerska, A. Sakson, M. Tomczak,
Europiische Visionen der jungen Generation in Polen am Beispiel Po-
sens, in: Mobilitit ist mehr als Reisen. Die Einstellung der jungen Gene-
ration in Polen und Deutschland zu einer Schliisselqualifikation, Hrsg.:
Th. R. Henschel, Bonn 1995, S. 84-99.
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Letzteren gegeniiber widerwillig gesinnt ist und die zweite Mitleid
mit ihnen empfindet. Die meisten Aussagen lauteten: ,,ich bemitleide
sie®, ,,sie tun mit leid* u.4. zahlenmiBig gleich stark sind (jeweils
40 Antworten).

Die Befragten unterstreichen vor allem die Aufdringlichkeit und
Frechheit, die fiir diese Ankdmmlinge typisch sind (25 Antworten).
Ein Teil der Befragten duferte sogar ganz extreme Meinungen, wie
z.B.: ,,sie sollen zuriick nach Ruménien abgeschoben werden* oder
auch ,,wegschaffen und aussiedeln® (12 Antworten). Unter den Ju-
gendlichen gibt es auch eine Gruppe, die der Meinung ist, dass diese
Personen Hilfe brauchen (16 Antworten), und manche fiihlen sich
bei diesem Problem ganz ratlos (6 Antworten).

Das Verhiltnis der Jugendlichen gegeniiber den ruménischen Zi-
geunern, die man jeden Tag auf der Stralle antreffen kann, ldsst uns
an der Bestdndigkeit des dominierenden offenen Verhiltnisses den
Fremden gegeniiber zweifeln. Dieses Verhiltnis hat oft nur einen
deklarativen Charakter. Es scheint, dass die polnische Gesellschaft
Mitte der 1990er Jahre das Problem der Asylanten und der illegalen
Migranten auf eine rationelle Art und Weise wahrnimmt und dass
sich ihre Ansichten von denen der Bewohner der westeuropdischen
Léander kaum unterscheiden.

(Zuerst erschienen in: AWR-Bulletin 1-2/1997, S. 68-78)
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14. Vertreibung und Aussiedlung aus den
ehemaligen polnischen Ostgebieten und polnische
Akkulturationspolitik in den neuen Westgebieten

Der im Jahre 1945 vollzogene Anschluss der West- und Nordgebie-
te, die bisher die ostlichen Provinzen des Dritten Reiches gebildet
haben, hatte fiir die Polen besondere historische und zivilisatorische
Bedeutung. Der dominierende Faktor war nicht die Tatsache, dass
diese Gebiete von einer polnischen Bevolkerung bewohnt waren,
sondern Josef Stalins Wille, Polens Verlust der von der Sowjetunion
annektierten Ostlichen Grenzgebiete der Zweiten Republik Polen
auszugleichen. Polen verlor in der Summe 75.861 km? Flidche — d.h.
es verlor 179.649 km? an die Sowjetunion und erhielt dafiir 103.788
km? von Deutschland.

In den West- und Nordgebieten vollzog sich nach 1945 ein in der
Geschichte des modernen Europas bisher noch unbekannter Prozess
des massenhaften Austausches der Bevolkerung. Die bis vor kurzem
noch herrschenden gesellschaftspolitischen, wirtschaftlichen, konfes-
sionellen und nationalen Verhiltnisse dnderten sich grundsitzlich. In
diesen Gebieten mehrte sich im lawinenartigen Tempo Unrecht, das
sowohl den Einzelnen als auch ganze Gemeinschaften und nationale
Gruppen betraf. Es verschwanden Kulturen, Menschen wanderten
aus, neue traten an ihre Stelle.

In den Westen von Polen wanderten diejenigen aus, die sich einen
neuen Platz auf der Erde suchen mussten. Denn der alte im Osten
war aullerhalb der Grenzen Polens. Es gab auch Menschen, die in
Westpolen die Chance entdeckt hatten, fiir die wéihrend des Krieges
erlittenen Leiden und Verluste Wiedergutmachung zu finden. Unter
ihnen gab es Menschen, die an ihre Mission des Bewirtschaftens
dieser Gebiete wirklich geglaubt haben. Auf der anderen Seite fehlte
es allerdings nicht an denen, die die Westgebiete als eine Schatzgrube
ohne Besitzer betrachtet und behandelt haben. Schon bald wurden
diese Gebiete von den Polen ,,Wilder Westen* genannt, wo Gesetzlo-
sigkeit, Korruption und das Recht des Stérkeren herrschte. Unter dem
Stiarkeren verstand man weniger einen Banditen im herkommlichen
Sinne als eher einen Beamten der Volkspolizei (Miliz).

Die gesellschaftlichen Prozesse, die sich nach 1945 in den West-
und Nordgebieten Polens vollzogen haben, waren von besonderer
Intensitidt und Komplexitit gekennzeichnet. Einerseits war dies ein
Ergebnis der duBerst komplizierten politischen, wirtschaftlichen und
demographischen Situation, andererseits die Folge des Zusammen-
pralls der verschiedenen Kulturen und Interessen.
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Die West- und Nordgebiete bewohnten sechs Hauptbevolkerungs-
gruppen:

1. Bewohner der ehemaligen deutschen Ostprovinzen innerhalb der
Grenzen von 1937, d.h. Ostpreulen, Pommern, Ostbrandenburg
und Schlesien, unter denen sowohl Deutsche als auch einheimi-
sche Bevolkerung war (Autochthonen): Masuren, Ermlidnder,
Kaschuben, Schlonsaken — ca. 1 Million (Angaben von 1950).

2. Die Umsiedler aus Mittelpolen, den so genannten ,.fritheren
Gebieten®, bildeten mit 2,5 Millionen Personen ca. die grofite
Gruppe.

3. Die Vertriebenen aus den ehemaligen polnischen Ostgebieten
(Kresy — polnische Ostmarken) ca. 1,5 Millionen Personen.

4. Reemigranten aus Frankreich und Belgien sowie Ruménien und
Jugoslawien, aber auch aus anderen Lindern — ca. 250.000 Per-
sonen.

5. Teile der ukrainische Bevolkerung sowie Vertreter anderer nati-
onaler Minderheiten ca. 250.000.

6. Sowjetischen Soldaten, die in Polen stationiert waren — 90 % von
ihnen lebten im Westen von Polen — ca. 50.000 Personen.

Die rdaumliche Verteilung dieser Gruppen war ungleichméBig. Die
einzelnen Regionen der West- und Nordgebiete besallen eine spezi-
fische nationale Struktur der Bevolkerung.”*

1. Ursprung und Verlauf der Vertreibungen und Aussiedlungen

Die Terrorakte seitens der ukrainischen und litauischen Nationa-
listen, deren Hauptziel es war, die Polen um jeden Preis und mit
allen Mitteln zu vertreiben, der Verlust der Ostlichen Grenzgebiete
der Zweiten Republik Polen sowie sowjetische Repressionen haben
dazu gefiihrt, dass die Bewohner dieser Gebiete vor eine dramatische
Wahl gestellt wurden: entweder in ihrer Heimat zu bleiben und eine
Minderheit zu sein, bedroht durch Tod, Repressionen und Diskrimi-
nierung oder ,,dem Nationalstaat™ zu folgen, der die meisten Polen
umfasste und gezwungen wurde, seine Grenzen Richtung Westen
zu verschieben.

23 Vgl. A. Sakson, Procesy integracji i dezintegracji spotecznej na Ziemiach
Zachodniach i Pétnocnych po 1945 roku (Prozesse gesellschaftlicher In-
tegration und Desintegration in den westlichen und nordlichen Gebie-
ten nach 1945), in: Pomorze — trudna ojczyzna? Problemy ksztattowania
si¢ nowej tozsamosci 1945-1995 (Pommern — eine schwierige Heimat?
Probleme der Gestaltung einer neuen Identitdt 1945-1995), Hrsg. von
A. Sakson, Poznan 1996, S. 131-154.
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Die Bewohner der ostlichen Grenzgebiete, dhnlich wie die Bevolke-
rung Ostpreulens, wurden zu Umsiedlungen gezwungen, die sehr
unterschiedliche Formen angenommen haben. Diese Wanderungen
konnen in zwei Arten unterteilt werden. Die erste Flucht war unor-
ganisiert und wurde deshalb als ,,wilde Vertreibungen oder Flucht*
bezeichnet. Die Flucht der Polen aus den Wilnaer Gebieten, Wolhy-
nien und Podolien, zu denen es schon 1944 nach der Verschiebung der
Front kam, waren Folge der unmittelbaren Gefahrdung des Lebens,
was durch den dort herrschenden Terror verursacht wurde. Insgesamt
verlieen 2.000 Personen die ostlichen Gebiete. Die zweite Form der
Flucht ist die organisierte Ausreise, die kraft entsprechender Vertrige
und Vereinbarungen zu Stande kam. Diese Umsiedlungen hatten in
der Regel einen eher freiwilligen Charakter und wurden durch den
Situationszwang bedingt, was im Endeffekt dazu gefiihrt hatte, dass
diese Ausreisen zu einem massenhaften Exodus wurden. Sie nahmen
sogar die Form von massenhaften Transporten oder teilweise sogar
des Austauschs der Bevolkerung an.

Die Bewohner der 6stlichen Grenzgebiete wussten nicht, wohin sie
fahren, wo sie sich niederlassen und wo sie ihr neues Leben anfan-
gen sollten. Sie begaben sich meistens in die West- und Nordgebiete
mit speziellen Militartransporten. Organisierte Aussiedlungen der
polnischen Bevolkerung in den Ostlichen Grenzgebieten der Zweiten
Republik Polen begannen im Jahre 1944, als das Polnische Komitee
der Nationalbefreiung — PKNB (Polski Komitet Wyzwolenia Narod-
wego — PKWN) mit den Regierungen des sowjetischen Weillrusslands,
der Ukraine und Litauens entsprechende Vertrige unterzeichnete. Am
6. Juli 1945 wurde in Moskau von der Internistischen Regierung der
Nationaleinheit (Tymezsowy Rzad Jedno$ci Narodowej) ein wei-
terer Vertrag unterschrieben, der die Bedingungen fiir die Ausreise
der polnischen und jiidischen Bevolkerung aus den Gebieten der
Sowjetunion geregelt hat. Kraft der Vereinbarungen sollten Biirger
der Republik Polen, die vor dem 1. September 1939 auf den spiter
von der Sowjetunion annektierten Gebieten gelebt hatten und die
wegen der Kriegshandlungen auf andere Gebiete der Sowjetunion
ausgewandert sind, nun ausgesiedelt werden. Dabei handelte es sich
vor allem um Personen, die in den Jahren 1939-1941 nach Sibirien
und Kasachstan deportiert worden waren, um Fliichtlinge aus West-
und Mittelpolen sowie um Migranten aus den Ostseestaaten, die ihre
Heimat aus 6konomischen Griinden verlassen hatten.

Offiziell kamen in den Jahren von 1944 bis 1948 1.517.983 Men-
schen nach Polen. Die grofite Welle kam in den Jahren 1945-1946.
1945 waren es 742.000 und 1946 waren es 640.000 Menschen. Die
meisten Aussiedler stammten aus der Ukrainischen Sozialistischen
Sowjetrepublik — 787.674, was 52 % der Gesamtzahl aller Fliichtlinge



Menschen im Wandel 197

war. Aus der Weillrussischen SSR kamen 274.163 Personen (18 %),
aus den iibrigen Gebieten der Sowjetunion 258.990 (17 %) und aus
der Litauischen SSR — 197.156 Personen (13 %)**.

Der Ubertritt der neuen polnisch-sowjetischen Grenze wurde von
vielen Bewohnern der 6stlichen Grenzgebiete Polens als die nichste
Deportation zu einem Ort, wo sie sich nur vorldufig aufhalten wiirden,
betrachtet. Nachdem die Grenze im September 1945 geschlossen
worden war, wurde von den Militirtruppen der Sowjetunion die
Aktion der Aussiedlung der polnischen Dorfer, die im Grenzstreifen
lagen, durchgefiihrt. Die Dorfbewohner wurden bis zu der ndchsten
Eisenbahnstation geleitet. Von dort aus wurden sie mit Ziigen nach
Polen gebracht. Die vollig desorientierten Menschen waren iiberzeugt,
dass sie nach Sibirien gebracht wiirden. Die Bevolkerung mancher
Dorfer wurde direkt iiber die Grenze getrieben.

Fiir die meisten Aussiedler bedeutete der Grenziibertritt eine wahre
Befreiung nach der Zeit des blutigen Terrors. Doch viele von ihnen
hatten bereits einen langen Leidensweg hinter sich, der in dem Mo-
ment angefangen hatte, als sie die Abreisestation erreicht haben.
Manche hatten ganze Wochen lang auf die Abfahrt gewartet. Ein
Transport bestand durchschnittlich aus hundert Waggons. Darunter
waren hauptsichlich Giiterwaggons, nicht selten sogar Viehwaggons,
manche waren iiberdacht, andere offen. Die Transporte wurden oft
von sowjetischen Soldaten oder Banden iiberfallen, die Hab und Gut
der Aussiedler raubten, Frauen und Middchen vergewaltigten oder die
Widerstand leistenden Ménner erschlugen.

Die Ausreisenden waren froh, dass sie die ,,Hohle des Lowen* verlie-
Ben, doch verspiirten sie wiederum Trauer dariiber, dass sie ihre Hei-
mat verlassen mussten. Die Aussiedlung aus den Ostlichen Gebieten
und das Verlassen des Elternhauses, all das waren Erfahrungen, die
das Bewusstsein der Menschen, die eine solche Reise erlebt hatten,
dauerhaft priagte. Den meisten blieb die Vertreibung nicht erspart. Die
Bewohner der 6stlichen Grenzgebiete Polens verbanden den Verlust
ihrer Heimat mit dem Gefiihl eines unverdienten Unrechts, mit Hass
gegeniiber der Sowjetunion und auch mit dem unterschiedlichen

4 J. Czerniakiewicz, Repatriacja ludnosci polskiej z ZSRR 1944-1948, Wars-
zawa 1987, S. 54. Dazu weiter: D. Matelski, Wysiedlenia — wypgdzenia
Polakéw i Niemcéw w latach 1939-1949 w historiografii polskiej (Aus-
siedlungen — Vertreibungen der Polen und Deutschen in den Jahren
1939-1949 in der polnischen Geschichtsschreibung), (w: Wypedzenia
Polakéw i Niemcéw. Procesy wspdtzalezne — podobienstwa i réznice.
(Vertreibungen der Polen und Deutschen. Voneinander abhéngende Pro-
zesse Ahnlichkeiten und Unterschiede). Hrsg. von Artur Hajnicz, Eli-
giusz Lasota, Andrzei Sakson, ,,Polska w Europie* (Polen und Europa)
(Sonderheft, Nr. XIX), Warszawa 1996, S. 104-124.



198 Potsdamer Textbuch 10

Verhiltnis zu der kommunistischen Verwaltung Polens. Einerseits
war dies ein positives Verhiltnis, das durch nationale Symbole und
Zeichen verursacht wurde, deren Anblick die Leute zum Weinen
brachte, andererseits fehlte es nicht an negativer Einstellung, was
vor allem damit zusammenhing, dass sich die Russen iiberall breit
machten und dass die polnischen Verwaltungsbehdrden von dem
sowjetischen System abhingig waren.>”

11. Prozesse der Akkulturation

Fiir polnische Vertriebene war der Verlust ihrer Heimat ein person-
liches Drama. Es war mit dem Zerfall der Gemeinschaft, in der sie
bisher gelebt hatten, verbunden. Die Ankunft in den ehemaligen
ostlichen Provinzen Deutschlands war mit vielen Entbehrungen und
Miihen verbunden. Sie hatten kaum das Gefiihl, dass sie hier ein neues
Heim gefunden haben. Optimisten warteten auf die Moglichkeit, in
ihr heimisches Wilna oder Réwne zuriickkehren zu diirfen. Die Pes-
simisten dagegen waren davon liberzeugt, dass die Ankunft auf die so
genannten ,,zuriick gewonnenen Gebiete™ nur eine Zwischenstation
in der unendlichen Wanderung war. Kaum einer von ihnen glaubte
damals an die dauerhafte Zugehorigkeit dieser Gebiete zu Polen.
Auflerdem spiirten die Emigranten aus den ostlichen Gebieten, dass
sie von den anderen Polen im Gegensatz zu allen anderen Ankdmm-
lingen mit Missmut behandelt wurden.

Unter den Aussiedlern dominierte zu diesem Zeitpunkt die Stimmung
der Einstweiligkeit. Man versuchte sich mit dem Gedanken zu trosten,
dass in einigen Jahren die nach der Jaltaer Konferenz herrschende
Ordnung zusammenbricht und ihnen die Moglichkeit zur Riickkehr in
ihre Heimat eroffnet wiirde. Mit der Ankunft in den neuen Gebieten
stellten sich oft dramatische Situationen ein. Der Anblick von Chaos
und Zerstorung bildete meist den ersten Eindruck. Die durch die Reise
erschopften Menschen fiirchteten, dass sie hierher gebracht wurden,
damit sie zugrunde gehen.

Die Bedingungen, unter denen sie in den Westgebieten ankamen,
begiinstigten kaum die Adaptation im neuen Ort. Die Ankommlinge
hatten oft Probleme, einen entsprechenden Ort zu finden, an dem sie
sich niederlassen konnten. Sie sind von Ortschaften zu Ortschaften

5 Vgl. J. Borkiewicz, 1945: wypedzeni Polacy (1945: vertriebene Polen),
in: ,,Wigz“, 1995, Nr. 9, S. 44-46; A. Sakson, Socjologiczne problemy
wysiedlenia (Soziologische Probleme der Aussiedlungen), in: Utraco-
na ojczyzna. Przymusowe wysiedlenia, deportacje i przesiedlenia jako
wspdlne doswiadczenie. (Verlorene Heimat. Zwangsaussiedlungen, De-
portationen und Umsiedlungen als gemeinsame Erfahrung.) Hrsg. von
H. Ortowski, A. Sakson, Poznan, 1996, S. 143-170.
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gezogen. Manche Transporte kehrten nach Mittelpolen zuriick und
diejenigen, die mit ihnen gefahren sind, lehnten es entschieden ab,
fiir immer im ,,Westen* zu bleiben. In dieser Situation hat ein Teil
der Aussiedler es nicht mal geschafft, sich irgendwo niederzulassen,
denn objektive Schwierigkeiten oder auch psychischer Zusammen-
bruch haben sie zur Riickkehr gezwungen. Wenn es manchmal zu
einer gemeinsamen Ansiedlung von Bewohnern eines Dorfes oder
einer Familie in einer Ortschaft kam, so milderte dies die Unannehm-
lichkeiten und Schwierigkeiten des ersten Zusammenpralls mit der
neuen und fremden Wirklichkeit. Die Aussiedler, die sich nun an
einem fiir sie vollkommen neuen Ort aufhielten, unterhielten weiter-
hin Kontakte zu Angehdrigen einer ihnen bekannten Gemeinschaft.
Gleichzeitig begiinstigte eine solche gemeinsame Umsiedlung das
Erhalten der Bindungen zum alten Dorf, das sie verlassen mussten,
mit der gemeinsamen Vergangenheit der Gemeinschaft, verstirkte
jedoch auch das Gefiihl der Einstweiligkeit, begiinstigte die kon-
servative Erhaltung von wirtschaftlichen und technischen Mustern,
die sich sehr oft tiberhaupt nicht mehr dazu eigneten, sie am neuen
Ort anzuwenden und erschwerte das Zusammenleben mit anderen
regionalen Gruppen, die meistens den zweiten Bestandteil des neuen
Dorfes gebildet haben.

Das Gefiihl des lang anhaltenden Andersseins basierte auf der Ge-
meinsamkeit der Abstammung, des Lebensschicksals, der Sprache
sowie der rechtlichen Lage. Dabei fehlte es aber an deutlichen Un-
terschieden in Bezug auf das Hab und Gut, das die Aussiedler hatten.
Alle ,,wurden enterbt” und mussten ihr Leben neu beginnen. Die
letzten Jahre, die sie in ihrer Heimat verbracht haben, die Zeit der
sowjetischen und deutschen Okkupation, die Terrorakte seitens der
ukrainischen Nationalisten, das Leben in den Verschickungsorten in
Sibirien oder anderen Grenzgebieten des Imperiums, vereinigte die
Polen als eine Nationalgruppe, die von den Sowjets, den Deutschen,
Litauern und Ukrainern wegen ihres polnischen Wesens gefihrdet
war. Das damals entstandene Gefiihl der Gruppensolidaritit hat diese
Gemeinschaft fiir eine lange Zeit vereinigt.

Die Bewohner Polens 6stlicher Grenzgebiete waren sich bei ihrer Um-
siedlung des Opfers bewusst, das sie aus nationalstaatlichen Griinden
brachten. Sie verzichteten auf ihr Vaterland, um so die Errichtung
eines einheitlichen Polens zu unterstiitzen. Sie wussten genau, dass
die neuen Gebiete dem polnischen Staat als Ersatz fiir die im Osten
verlorenen Territorien zuerkannt wurden, deshalb hielten sich einige
von ihnen fiir rechtmifBige Besitzer. Dies fiihrte natiirlich zu Konflik-
ten mit anderen Gruppen.
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Die Ankommlinge aus dem Osten wurden wenig herzlich von den
fritheren Umsiedlern aus Mittelpolen empfangen. Die Letzteren hiel-
ten sie fiir Konkurrenten, besonders in der Zeit der ,,Sittigung* der
jeweiligen Ortschaft mit der eingewanderten Bevolkerung, mit denen
sie in der Zukunft das vorgefundene Vermdgen teilen miissen. Ver-
hiltnisméfBig schnell ist es zu einer Teilung in ,,chadziaje zza Buga“
(pejorative Bezeichnung fiir die Bewohner der Gebiete 6stlich des
Flusses Bug) und ,,centralaki* (pejorativ fiir Ankommlinge aus Mit-
telpolen) gekommen. Die zweite Gruppe schaute auf die Emigranten
aus dem Osten herab.

Was die materielle Lage dieser Menschen anbetraf, so war sie durch
eine eindeutige Unterentwicklung im Vergleich zum Rest von Polen
gepragt. Dieser Sachverhalt war Folge der schwachen wirtschaftlichen
Entwicklung der ostlichen Grenzgebiete und einer geringen Anzahl
von Industriezentren. Die Zugehorigkeit zur polnischen Nation und
ihr Patriotismus hatte, dank ihrer privilegierten Position im Osten,
einen bewussten Charakter, der auch offen manifestiert wurde.?*®

Die Ankommlinge aus dem Osten, die in die West- und Nordgebiete
kamen, bildeten weder im gesellschaftlichen noch im kulturellen
Sinne eine einheitliche Gruppe. Zwar wurde ihnen von den iibrigen
Bevolkerungsgruppen ein ,,Sammelname* verliehen, ,,die, von jenseits
des Flusses Bug* (,,zza Buga“), zwar wiesen sie viele gemeinsame
gesellschaftliche und kulturelle Eigenschaften auf, doch in der Wirk-
lichkeit bildeten sie gesonderte regionale Gruppen. Unter ihnen kann
man prinzipiell drei Personengruppen unterscheiden.

Die erste bildeten die ,,Wilnaer* aus der Stadt Wilna sowie ihrer
Umgebung. Bei der ersten Zuriickfiihrung in die Heimat in den Jah-
ren 1945-1948 versuchten die Behorden ziemlich konsequent den
Grundsatz der Umsiedlung der Bevolkerung gemill dem Verlauf
der Breitengrade (Osten-Westen) anzuwenden, das heiflit man wollte
die Umsiedler in dhnlichen Landschafts- und Klimabedingungen
unterbringen. Aus diesem Grunde kamen die Bewohner der nord-
ostlichen Grenzgebiete Polens z.B. in die Wojewodschaft Olsztyn
(Allenstein).

Die zweite Gruppe bildeten diejenigen, die aus Lemberg und Um-
gebung sowie aus Wolhynien vertrieben wurden. Wihrend sie sich

2% Vgl. K. Zygulski, Repatrianci na Ziemiach Zachodnich. Studium socjolo-
giczne. (Repatrianten auf den Westgebieten Polens. Soziologisch Studie),
Poznan 1962, T. Gasztold, Przesiedlency z Kresow Pétnocno-Wschodnich
II Rzeczypospolitej na Pomorzu w latach 1945-1948 (Umsiedler aus den
Nordostlichen Grenzgebieten der Zweiten Republik Polen in Pommern
in den Jahren 1945-1948), in: Pomorze trudna ojczyzna? (Pommern —
schwierige Heimat?) op. cit.
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in die Westgebiete begaben, verloren sie nicht die Hoffnung, dass
sie schon bald nach der Beendigung des ukrainischen Terrors in ihr
altes Zuhause zuriickkehren konnen. Es kam auch vor, dass jemand
von der Familie zuriickblieb, um sich um den Hof zu kiimmern. Aus
diesem Grunde betrachteten sie ihren Aufenthalt im Westen als eine
vorldufige Situation. Daher waren sie an Stabilisierung ihrer eigenen
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Position in der neuen Hei-
mat wenig interessiert. Sie waren auch gegeniiber der ukrainischen
Bevolkerung, die im Rahmen der ,,Aktion Wista® (Weichsel) aus-
gesiedelt wurde, besonders feindlich gesinnt. Die Angst vermischt
mit Feindlichkeit wurde zur Konsequenz der tragischen Ereignisse,
die mit der polnisch-ukrainischen Nachbarschaft am alten Wohnsitz
verbunden waren. Vor diesem Hintergrund waren die Ankommlinge
aus den Wilnaer Gebieten und anderen norddstlichen Wojewodschaf-
ten, die in den ehemaligen deutschen Gebieten eingetroffen waren,
nicht so desorientiert, wie die Bevolkerung, die aus den ehemaligen
‘Wojewodschaften Stanislaus und Tarnopol gekommen war. Sie wuss-
ten nur zu gut, dass sie ihr bisheriges Zuhause fiir immer verlassen
hatten. Dazu wurden sie aber nicht von den terroristischen Banden
gezwungen. Unter den Aussiedlern waren meistens Menschen, die im
polnischen Staat und nicht im sowjetischen Litauen, der Ukraine oder
WeiBrussland leben wollten. Die meisten Polen haben ein unsicheres
Schicksal und ein unstetes Leben gewéhlt und verlieen ihre Heimat,
um sich in Polen niederzulassen.

Die dritte Gruppe bildeten die ,,Sibiraken®. Dazu gehorten Polen aus
verschiedenen Regionen der 6stlichen Grenzgebiete, die sich infolge
der aufeinanderfolgenden sowjetischen ,,Verschickungen® in Sibirien
oder anderen weit entfernten Regionen der Sowjetunion niederlassen
mussten. Fiir diese Gruppe bedeutete die Ankunft in Polen (ganz
gleich, in welchen Grenzen das Land wiedergeboren werden wiirde)
eine Chance, ihr Leben zu retten. Die Ankunft im Vaterland betrach-
teten sie als Erlosung und freuten sich, dass es ihnen gelungen ist,
die ,,sowjetische Holle* zu verlassen.

Die Ankommlinge aus den 6stlichen Grenzgebieten fiihlten sich ver-
letzt oder waren dariiber aufgebracht, dass man sie als ,,zza Buga®
(die von jenseits des Flusses Bug) oder ,,Ruskie” (Russische) be-
zeichnete. Es war fiir sie ein schmerzhaftes Gefiihl, umso mehr, weil
es die Rechtskraft ihrer nationalen Verifizierung in Frage stellte und
ihnen die Identitit mit den Nationalititen zuschrieb, die direkte Ge-
fihrdung des Polentums auf den Ostlichen Grenzgebieten bedeutete.
Dies wurde auch mit der Tatsache in Verbindung gebracht, dass die
offizielle Propaganda die 6stlichen Grenzgebiete ihrer Rechte, jemals
die ideologische Heimat zu sein, beraubte. Besonders deprimierend
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fiir die Leute war, dass in ihre Personalausweise ,,geboren in der
Sowjetunion® eingetragen wurde.

Eine andere fiir die unmittelbare Nachkriegszeit kennzeichnende
Erscheinung war das andersartige Verhéltnis der ehemaligen Be-
wohner der Ostlichen Grenzgebiete gegeniiber den Deutschen, die
ausgesiedelt werden sollten, und der einheimischen Bevolkerung, der
immer wieder Unrecht getan wurde. Bei den Ausgesiedelten und in
dem von der einheimischen Bevolkerung erlittenen Leid bemerkten
sie eine Widerspiegelung ihrer eigenen Tragddie. Einer Tragodie, die
durch Vertreibungen und Aussiedlungen verursacht wurde. Die im
Osten gesammelten Erfahrungen, Erlebnisse wihrend der Reise sowie
Empfindungen, die ihnen nach den Kontakten mit der neuen Wirklich-
keit geblieben sind, haben dazu gefiihrt, dass die Ankommlinge aus
dem Osten den Deutschen meistens mit Mitleid begegneten. Dieses
Mitleid kann auch groBtenteils mit der Besonderheit des Lebens
und der Gesinnung der Menschen aus den Ostlichen Grenzgebieten
Polens erklirt werden. Denn eben die ,,Sowjets* und ,,Russen®, und
nicht die Deutschen, waren fiir sie der Hauptfeind. Dies fiihrte zur
Entstehung einer ganz anderen Perspektive, als die, die sich bei
dem Rest der Polen, die die Deutschen fiir den Hauptfeind hielten,
entwickelt hatte. Diese Verschiedenheit wurde zu einem der Griinde
fiir das Misstrauen, mit dem die Verwaltung des kommunistischen
Polens die ,,Repatrianten* behandelt hatte. Sie waren auch mit der
These tiber den gerechten Abschluss des Zweiten Weltkrieges nicht
einverstanden. In ihrer Erinnerung gehorten beide Daten: der 1. und
der 17. September 1939 zu derselben Erfahrung und sogar die weni-
ger intelligenten sich dessen bewusst, dass nicht ausschlieBlich die
Deutschen den Zweiten Weltkrieg verursacht hatten.

Die Vertriebenen, nachdem sie die Kontakte zu dem friitheren geogra-
phischen, 6konomischen und kulturellen Milieu abgebrochen hatten,
standen nun vor der Notwendigkeit, sich an das vorgefundene neue
geographisch-kulturelle Milieu zu gewohnen. Dieser Prozess wurde
zum wichtigen Element der allgemeinen Akkulturationspolitik in
den neuen Westgebieten. Unter dem Begriff Akkulturation versteht
man den Prozess der Verdnderungen, die durch den interkulturellen
Austausch oder den Durchgang der Inhalte verursacht wird. Diese
Umwandlungen beruhen auf der Adaptation fremder Inhalte fiir die
eigene Kultur, auf Eliminierung einheimischer Inhalte, auf Modi-
fizierung (Restrukturierung) von Elementen der iibrig gebliebenen
Werte sowie auf Bildung neuer Werte und Verhaltensmuster. Das von
den Verwaltungsbehorden verfolgte Hauptziel war die Schaffung
geschlossener und integrierter lokaler und regionaler Gemeinschaften
in moglichst kurzer Zeit. Es stellte sich heraus, dass diese Bestre-
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bungen wenig realistisch waren, denn sie stieBen auf Barrieren und
Einschriankungen sowohl objektiver als auch subjektiver Natur.

Der Prozess der Adaptation in den West- und Nordgebieten verlief
in zwei Richtungen: Einerseits durch die Anpassung an das vorge-
fundene geographisch-biologische Milieu, also die wirtschaftlichen
Grundlage; andererseits an die kulturelle Grundlage, die als eine ganze
Gruppe von vorgefundenen materiellen Bedingtheiten verstanden
werden kann: ein konkretes Zuhause, konkretes Dorf, und konkrete
Infrastruktur in der ndheren und weiteren Umgebung — die durch eine
andere nationale Gruppe, im Rahmen einer anderen fremdartigen
Tradition und Zivilisation, geschaffen wurde.

Die Anpassung an das neue geographische Milieu vollzog sich in
der ersten Phase der Ansiedlung, fiir die es charakteristisch war, dass
die Ansiedler, die sich an die neuen verdnderten Lebens- und Wirt-
schaftsbedingungen gewohnen mussten, zugleich auch den Versuch
unternahmen, das Wohn- und kulturelle Milieu, in dem sie friiher
gelebt hatten, nun wiederherzustellen. Sie strebten danach, ihrem
neuen Milieu bestimmte heimische Eigenschaften zu verleihen.

Hier soll betont werden, dass die Ansiedler auf zahlreiche Schwierig-
keiten bei der Anpassung an das neue Milieu stieen. Diese Probleme
ergaben sich aus den Differenzen zwischen den Lebensbedingungen
in ihrem fritheren und in ihrem jetzigen Wohnort. Sie waren durch
unterschiedliche Typen und Formen der Wirtschaft bedingt, durch
unterschiedliche Bodenverhiltnisse, bei denen ganz andere agro-
technische Arbeiten durchgefiihrt werden mussten sowie auch durch
den Zivilisationsstandard — andere Stralen, andere Bauweise, unter-
schiedliche architektonische Losungen beim Inneren der Gebdude
sowie ihrer Ausstattung. Auf dieser Etappe der Anpassung wirkten
zwei Arten der Behandlung des vorgefundenen materiellen Milieus.
Die erste hatte einen zerstorerischen Charakter — man beseitigte
Elemente der Giiter, die ihre friiheren Besitzer zuriickgelassen hat-
ten. Die zweite Art des Verhaltens kann als Erhaltungsbehandlung
der vorgefundenen Bedingungen betrachtet werden. Es kam sehr oft
zur Ubernahme und Anpassung von Elementen der Kultur, die noch
von den fritheren Bewohnern dieser Gebiete entwickelt worden war.
Diese Erscheinungen sind besonders auf dem Gebiet der materiellen
Kultur deutlich geworden. Neben der Anpassung in wirtschaftlicher
Hinsicht hat sich auch ein bedeutend langerer Prozess vollzogen: der
Prozess der psychischen Adaptation an das fremdartige geographi-
sche und kulturelle Milieu, ein Prozess der Ziéhmung der fremden
kulturellen Landschaft.
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Ein spezifisches Anzeichen fiir die Prozesse der ,,Zdhmung* der kul-
turellen Landschaft ist das Einbeziehen und die Behandlung dessen,
was ihnen in kultureller Hinsicht fremd war, als eigenes Gut. Der
Prozess der Einbeziehung war kompliziert und langwierig, mit ver-
anderlichen Akzeptations- und Negationsamplituden. Der Prozess der
Aneignung der fremden Landschaft wurde auch zur demonstrativen
Ablehnung des vorgefundenen kulturellen Erbes.

Diesen beiden Prozessen schenkte man nur dann Interesse, wenn
sie sehr extreme Formen annahmen, z.B. Devastationen, oder wenn
man mit ihrer Hilfe manche politischen Manipulationen, die gelten-
de Doktrinen bestitigt hitten, z.B. das Nachweisen des polnischen
Charakters dieser Gebiete als Antwort auf den deutschen Revisio-
nismus, durchfiihren konnte. In den dorflichen Milieus hatten diese
Probleme eine lange Zeit grofle Bedeutung fiir die Bewohner der
kleinen Ortschaften gehabt und machten sich auf verschiedenen
Ebenen bemerkbar:

a) auf der konfessionellen Ebene (das Problem der sakralen Bauten
und der Friedhofe, auf denen die ersten Ansiedler sich nicht haben
begraben lassen wollen usw.),

b) auf der Eigentumsebene und

c¢) auf der politischen Ebene.

Besondere Eigentumsprobleme und die politische Atmosphére der
Nachkriegszeit in den dorflichen Milieus waren stark miteinander
verbunden, wirkten sich auf eine ganz besondere Art und Weise auf
die Aneignung der fremdartigen kulturellen Landschaft und auf die
Gestaltung einer neuen Landschaft aus. Dies fiihrte dazu, dass ein
neues Gesicht gebildet wurde und neue Stellungen und Lebensplidne
entwickelt wurden. Die stindige Unsicherheit, ob diese Gebiete fiir
immer bei Polen bleiben werden, die Einstweiligkeit der Zuerken-
nung der Bauernhofe und die Hoffnung auf baldige Riickkehr in ihre
Heimatdorfer bildete eine gewisse Reserve gegeniiber dem fremden
Gebiet, auf dem sie sich erst vor Kurzem niedergelassen hatten.
Der Prozess der Inbesitznahme der ehemaligen deutschen Gebiete
wurde im Laufe der Jahre zur endgiiltigen Tatsache. Doch im psy-
chologischen Sinne dauerte dieser Prozess unvergleichlich ldnger
an. Trotz offizieller Deklarationen hielt das Gefiihl des Mangels an
Stabilisation sehr lange an. Erst nach 1970 kam es dazu, dass die
Vision der Fremdartigkeit und das die Landschaft durchdringende
deutsche Wesen auf die Vorstellungskraft ganzer Gemeinschaften
zu wirken aufhorte.?’

#7A. Brencz, Oswajanie niemieckiego dziedzictwa kulturowego. Z badan
etnologicznych na Srodkowym Nadodrzu (Zéhmung des deutschen Kul-
turerbes. Von den ethnologischen Nachforschungen in den mittleren
Odergebieten), in: Wokot niemieckiego dziedzictwa kulturowego na
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Die allgemeine Atmosphire der Einstweiligkeit der ersten Nachkriegs-
periode konnte die Prozesse der gesellschaftlichen Stabilisierung kaum
begiinstigen. Erstim August 1945 wurde die nordliche Grenze zwischen
Polen und der Sowjetunion endgiiltig festgelegt, bis 1946 gab es noch
keine Masuren-Wojewodschaft (Allenstein), sondern nur einen Bezirk.
Die heimische Bevolkerung erhielt nur vorldufige Bescheinigungen
tiber die Zugehorigkeit zur polnischen Nation und die Ansiedler eine
vorlidufige Bestidtigung ihrer Eigentumsrechte. Die ersten notariellen
Urkunden gab es erst ab 1955 und ein vollstindiger Ausgleich der
Eigentumsrechte der hiesigen Bevolkerung mit denen der Bewohner
anderer Regionen des Landes erfolgte erst im Jahre 1957. Einen we-
sentlichen Faktor bildeten hier die Erscheinungen des Kalten Krieges,
denn in jener Zeit wurde die Bestdndigkeit der polnischen Grenzen im
Westen und Norden des Landes von vielen Seiten in Frage gestellt. Ein
anderes Symptom jener Zeiten waren zahlreiche Voreingenommen-
heiten und Stereotypen sowie negative Bezeichnungen, die einzelne
Gruppen fiireinander gefunden hatten.”®

Trotz dieser negativen Faktoren kam es auch in diesen Zeiten zum
Uberwinden der Antagonismen und Voreingenommenheiten, und was
damit verbunden ist — zur Schaffung von Voraussetzungen fiir die
Gestaltung von neuen gesellschaftlichen Bindungen. Gemeinsame
Arbeit, gemeinsames Streben nach Regelung des Zusammenlebens,
gleiches oder dhnliches Verhiltnis zu allgemein bekannten Instituti-
onen, wie Schule oder Kirche, gemeinsame Realisierung der mit der
Beseitigung der Kriegszerstorungen verbundenen Aufgaben bildeten
die Grundlagen fiir die Anndherung zwischen den Menschen. Es kam
zum allméhlichen Abbau der regionalbedingten Unterschiede innerhalb
der jungen Generation. Auch die Anzahl der Mischehen wuchs stetig.
Im Laufe der Zeit dnderten sich auch die Faktoren, die den Sinn fiir
Stabilisierung und die Gestaltung dieser gesellschaftlichen Bindungen
in Ermland und Masuren beeinflussten. Diese Prozesse verliefen mit
unterschiedlicher Dynamik und Intensitét auf folgenden Ebenen:

1. Auf der kulturell-sprachlichen Ebene — dies beruhte auf Ubernah-
me und Akzeptanz bestimmter in ganz Polen geltender Muster
sowie der polnischen Sprache von den Bewohnern von Pommern.
Dieser gesellschaftliche Prozess wird hauptsidchlich von Schu-
len, Bildungsinstitutionen, Rundfunk, Fernsehen und anderen
Massenmedien, der Kirche und ihren Institutionen sowie durch
Berufs- und Generationenbindungen realisiert.

Ziemiach Zachodnich i Péinocnych (Rings um das deutsche Kulturer-
be auf den West- und Nordgebieten). Hrsg. von Z. Mazur, Poznan 1997,
S. 195-196.

Vgl. A. Sakson, Mazurzy — spoteczn$¢ pogranicza (Masuren — Gemein-
schaft der Grenzgebiete), Poznan 1990.

298
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Auf der strukturellen und Institutionsebene, d.h. auf dem Gebiet
der Bildung gemeinsamer Ursprungsgruppen, wie z.B. der Inter-
essen- und Einflussgruppen oder auch gesellschaftlicher und poli-
tischer Organisationen, weiter auf dem Gebiet der gemeinsamen
Erfiillung verschiedener gesellschaftlicher und Berufsrollen, die
fiir eine globale Gesellschaft charakteristisch sind.

Auf der Eheebene, was seinen Ausdruck in zahlreichen Ehe-
schlieBungen unter Vertretern verschiedener Gruppen sowie in der
Erziehung der Kinder im gemeinsamen Geiste seinen Ausdruck
fand.

Auf der Personlichkeitsebene, was auf Beseitigung gegenseitiger
in den einzelnen Gruppen funktionierender Voreingenommenhei-
ten und Stereotypen sowie auf Mangel an Gefiihl fiir Zweitran-
gigkeit in der Gesellschaft beruhte.

Auf der identifikationsbiirgerlichen Ebene, was seinen Ausdruck
darin fand, dass man Verantwortung fiir den Staat, in dem man
lebt, iibernahm.?”

Eine ganz besondere Bedeutung fiir den Verlauf der gesellschaftlichen
Prozesse in den West- und Nordgebieten Polens hatten die Umwand-
lungen in Mittelosteuropa sowie der gesellschaftliche Wandel nach
1989 in Polen. Besondere Aufmerksamkeit verdienen hier folgende
Erscheinungen:

1.

Der Prozess der Wiedervereinigung Deutschlands sowie die end-
giiltige deutsche Anerkennung der Oder- und Neiflegrenze hat
nach der Periode des Anwachsens der Furcht vor der deutschen
Gefihrdung in den Jahren 1989-1991 den Prozess der gesellschaft-
lichen Stabilisation auf diesen Gebieten positiv beeinflusst.>® Die
Bewohner der West- und Nordgebiete werden jetzt als die recht-
maifBigen Herren dieser Gebiete betrachtet. Intensiviert wurden
auch verschiedene Bauinvestitionen. Die neue Generation sieht
diese Gebiete als ihre ,,kleine Heimat*.

Die polnisch-deutschen Grenzgebiete, die einen grofen Teil der
West- und Ostgebiete Polens bilden (von Swinoujscie [Swinemiin-
de] bis Watbrzych [Waldenburg]), verwandeln sich allméhlich von
vernachlédssigten Randgebieten in Gebiete, die sich sehr intensiv
entwickeln.

299
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Vegl. A. Sakson, Socjologiczne problemy tozsamosci regionalnej
wspotczesnych mieszkancéw bytych Prus Wschodnich. Préba porow-
nania. (Soziologische Probleme der regionalen Identitéit der gegenwiirti-
gen Bewohner des ehemaligen Ostpreuliens. Versuch eines Vergleichs),
in: Komunikaty Mazursko-Warminskie (Masurisch-ermlidndische Be-
richte), 1996, Nr. 2, S. 225-246.

Vgl. A. Sakson, Die Einstellung polnischer Grenzbewohner zur Einheit
Deutschland, Deutschland Archiv, 1991, Nr. 8, S. 822-830.
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3. Der Zerfall der Sowjetunion hat unter anderem zum vollstindigen
Riickzug der sowjetischen Truppen, deren meisten Krifte in den
West- und Nordgebieten stationiert waren, gefiihrt. Die Beseiti-
gung der zahlreichen militdrischen Stiitzpunkte hat zum Anwach-
sen der gesellschaftlichen Stabilisation und zum Verschwinden
der Feuerstellen der zahlreichen pathologischen Erscheinungen
gefiihrt.

4. Der demokratische Umbruch, der sich in Polen vollzogen hat, hat
es auch der Gemeinschaft der polnischen Vertriebenen aus Wilna,
Wolhynien, Podolien und Lemberg erméoglicht, eigene Organisati-
onen zu griinden, ihre eigenen Interessen zu artikulieren sowie die
Traditionen ihrer verlorenen Heimatlinder zu pflegen. Dies beein-
flusste weitgehend die Stellungen der dlteren Leute, die von jenseits
des Flusses Bug stammten, was es ihnen auch paradoxal bewusst
machte, dass der jetzige Verlauf der stlichen Grenzen endgiiltig ist
und dass es unmoglich ist, in ihre fritheren Wohnorte zuriickzukeh-
ren. Im Endeffekt war dies der entscheidende Faktor dafiir, dass sie
in den West- und Ostgebieten Polens endgiiltig geblieben sind. !

Wenn man die {iber fiinfzig Jahre dauernde Entwicklung der gesell-
schaftlichen Prozesse in den West- und Nordgebieten Polens von der
jetzigen Perspektive aus betrachtet, kann man zwei Phasen unterschei-
den. Die erste Phase ist gekennzeichnet durch Einstweiligkeit und
Stabilisationsmangel. Diese Periode dauerte bis Mitte der sechziger
Jahre an. In jener Zeit begannen allméhlich die Integrationsprozesse,
die zur Vereinheitlichung verschiedenartiger Vereinigungsmuster der
aus mehreren Gruppen bestehenden Gemeinschaft gefiihrt haben, an
Bedeutung zu gewinnen. Die zweite Periode, die im Prinzip ohne
Pause bis heute noch andauert, kennzeichnet sich durch Vertiefung
der gesellschaftlichen Bindungen sowie durch Anpassung der ge-
meinsamen Muster, die die fritheren, innerhalb der einzelnen Gruppen
bestehenden Bindungen, verdridngt haben. Eine wichtige Rolle in
diesem Prozess spielt die immer noch wachsende Zahl der Personen,
die in den Westgebieten geboren wurden und fiir die die Antagonis-
men und Voreingenommenheiten ihrer Eltern und GroBeltern etwas
weit Entferntes und oft ganz Unverstédndliches ist. Viele Jahrzehnte
mussten vergehen, viele neue Generationen mussten geboren werden
und die internationale Situation musste sich stabilisieren (u. a. die

91 Vel. A. Sakson, Przemiany wigzi lokalnej i regionalnej mieszkancéw
wsi lubuskiej (Verdnderungen der lokalen und regionalen Bindung der
Bewohner der Dorfer in den Lebuser Gebieten), in: Spoteczno$¢ Ziemi
Lubuskiej. Studia i materiaty z badan socjologieznych. (Die Gesellschaft
der Lebuser Gebiete. Studien und Materialien von soziologischen Nach-
forschungen), Hrsg. von J. Leonski, Opole 1993, S. 45-57; A. Sakson,
Stosunki narodowosciowe na Warrnii i Mazurach 1945-1997 (Nationa-
litatenbeziehungen in Ermland und Masuren 1945-1997, Poznan 1997.
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Anerkennung der polnischen Westgrenze des vereinigten Deutsch-
lands), bevor die polnischen Vertriebenen ihr Schicksal hingenommen
haben und ihre Nachkommen in den westlichen Grenzgebieten Polens
ihre neue Heimat gefunden haben.

(Zuerst erschienen in: Michael Wollenschldger, Eckhard Kref3el, Jo-
hann Egger (Hrsg.): Recht — Wirtschaft — Kultur. Herausforderungen
an Staat und Gesellschaft im Zeitalter der Globalisierung. Duncker
& Humblot 2005, S. 261-275. Ubersetzung von Dorota Matelska)
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15. Zwangsauswanderung der Juden aus Polen
nach 1968

In den Jahren von 1968 bis 1970 emigrierten aus Polen ca. 20.000 Ju-
den. Dies stellte die dritte grole Emigrationswelle nach dem Zweiten
Weltkrieg dar. Von 3,5 Millionen polnischen Juden iiberlebten den
Zweiten Weltkrieg 60.000; nach der Repatriierungswelle aus den
Grenzgebieten zihlte sie nur noch 250.000 Menschen.

Im Zuge einiger Emigrationswellen verlieen die meisten Juden Po-
len. Die erste und grofite Welle erfolgte in den Jahren von 1945 bis
1947 und die zweite von 1956 bis 1960. Die Emigration in den Jahren
von 1968 bis 1970 fand in der durch die kommunistischen Herrschen-
den initiierten antisemitischen Hysterie statt. Die Emigration war in
groflem Maf3e die Folge der Ereignisse aus dem Jahr 1968. Der Begriff
Mirz 1968 symbolisiert verschiedene, nicht unbedingt miteinander
verbundene und manchmal widerspriichliche Aktivititen wie:

— Die Studentenoppositionsbewegung, deren wohl am Besten be-
kannte Form die Tétigkeit des Fallschirmjidgers (polnisch: ko-
mandosi) war.

— Der Kampf der Parteifiihrung und des damaligen 1. Sekretérs der
ZK der PVAP, Wiadystaw Gomuika an deren Spitze, mit dem
Revisionismus in den Milieus der Intellektuellen, wie auch das
Streben der Parteifiihrung nach Einschriankung der Freiheiten im
Bereich Kultur und Wissenschaft.

— Die Fraktionskdmpfe in der PVAP-Fiihrung: der Kampf der sog.
Partisanen, deren Schutzherr Mieczystaw Moczar war, mit der
Gruppe um Wtadystwa Gomutka und mit Edward Giereks ,,Schle-
siern®.

— Die Antisemitismuskampagne und die damit verbundenen Kon-
sequenzen sowie die Folgekosten fiir Politik und Gesellschaft.

— Die internationalen Rahmenbedingungen und vor allem Ahn-
lichkeiten und Unterschiede zum Prager Friihling sowie dessen
Einfluss auf die Ereignisse in Polen.

Nach der Vernichtung der Studentenbewegung im Mirz 1968 ent-
fachte das kommunistische Regime eine antisemitische Hetze, die
gezielt auf konkrete Personen gerichtet war. Allein im Mérz 1968
wurden aus der PVAP 8.300 Personen ausgeschlossen; 80 hochran-
gige Parteifunktionire verloren ihre Posten, 14 Funktionidre mussten
ihren Ministerposten rdumen. Die Sduberungen betrafen nicht nur
Regimefunktionire jiidischer Abstammung, sondern auch das Militér,
Wissenschaftler, Kiinstler und Intellektuelle, Staatsbeamte usw. Fiir
viele Personen wurden diese Sduberungen zur personlichen Tragodie.
Zahlreiche Polen jiidischer Abstammung — sie wurden inzwischen
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assimiliert, d.h. polonisiert — und insbesondere ihre Kinder erfuhren
plotzlich, dass sie ,,nur Juden seien und dazu noch unerwiinscht im
,,sozialistischen* Polen.

Eine besondere Rolle bei der Verfolgung der ,,Zionisten® und Ent-
larvung ihrer ,,Umtriebe* spielten die mit der PVAP-Fraktion von
Mieczystaw Moczar verbundenen Propagandisten. Sie verleumdeten
alle demokratischen Bemiihungen, indem sie ihnen die fremde Ins-
piration, d.h. ,,zionistische®, also jlidische Inspiration, unterstellten.
Im Zuge dieser antisemitischen Hetze und der personellen Sdube-
rungen fanden auch die, durch die kommunistische Partei permanent
manipulierten Kundgebungen unter der Teilnahme von zahlreichen
,Parteiaktiven” und zusammengetriebenen Betriebsbelegschaften,
statt. Alle diese Veranstaltungen wurden unter dem Motto ,,Nieder
mit dem Zionismus‘ oder ,,Nieder mit der Partei* organisiert. Die
»antizionistische* Aktion war geplant und vorsitzlich durch den
Parteiapparat unter Beteiligung der Militidrorgane und des Sicher-
heitsdienstes gefiihrt. Der Neigung zum Zionismus wurden auch
Personen beschuldigt, die Nicht-Juden waren. Im Jahre 1968 wurden
Menschen aus verschiedenen Griinden fiir Juden gehalten. Es ging
nicht nur um Herkunft, Klang des Namens oder duf3eres Aussehen,
sondern auch um Bekanntschaften, aktuelle Arbeitsstelle und Pos-
ten, bisherige Berufsbiographie, Angehorigkeit zur PVAP und die
Teilnahme an religiosen Praktiken. Keine von diesen Bedingungen
war ausschlaggebend, keine von ihnen war notwendig, um als Jude
eingestuft zu werden. Ein Jude war derjenige, der in gesellschaftlicher
Empfindung ein Jude sein sollte.

Verschiedene Institutionen erhielten die mit grofer Sorgfiltigkeit
angefertigten Namenslisten der dort eingestellten Juden. Es passierte,
dass die Betroffenen erst aus dieser Quelle erfuhren, dass sie als Ju-
den eingestuft wurden. Die Partei- und Belegschaftsversammlungen
wurden manipuliert. Einzelne Beteiligte benutzten Informationen
aus Polizeiarchiven. Vorwiirfe jeglicher Art waren zuldssig. In dieser
Atmosphire war die Verteidigung selbst gegen die absurdesten Un-
terstellungen nicht moglich. Aufgrund von Versuchen, die Anschul-
digungen in Frage zu stellen, wurden auch vereinzelte Nicht-Juden
beseitigt, die — von ihrer Ehrlichkeit geleitet — fiir die Diffamierten
eintraten. Zu dieser Zeit reichte es, wenn jemand aussagte, dass der
Beschuldigte sich iiber den Sieg Israels gefreut habe.

Die Siduberung nach dem Mirz 1968 16ste bei den ehrlichen, doch
manchmal verdngstigten Leuten Abscheu und Schamgefiihle aus.
,JAntizionistische* Maflnahmen wurden mit dem Faschismus as-
soziiert. Doch waren die so formulierten Bewertungen zum Teil
tibertrieben. So schrieb ein Verfasser tiber den Mirz 1968 folgendes:
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,-Bs wurden Verfolgungen gestartet, die typisch fiir die Periode des
Faschismus waren.” Diese Dinge waren jedoch nicht vergleichbar.
Denn die antisemitische Hetze im Jahr 1968 initiierte keineswegs
Judenpogrome. Dies kann man iibrigens nicht als Verdienst ihrer
Urheber bezeichnen. Die obige These bedeutet nicht, dass es nicht
zu abscheulichen Ereignissen kam. Man kann exemplarisch konkrete
Beispiele nennen. Alina Grabowska gedenkt, dass der Rat des Jour-
nalistenclubs in £.6dZ den Journalisten jlidischer Abstammung den
Eintritt zum Clubgelénde verweigern sollte. Mitarbeiter der Volksrite
wurden damit beauftragt, Listen mit Immobilienbesitzern jiidischer
Abstammung anzufertigen. In der Augenklinik der Militdrakademie
fiir Medizin wurden die Arzte aufgefordert, die Taufurkunden vorzu-
legen. In einem damals kolportieren Flugblatt stand: ,,Ein allgemeines
Geheimnis der polnischen Gesellschaft war die Tatsache, dass die
Macht in unserer Heimat von den Juden-Zionisten ausgeiibt wird; sie
nahmen alle Fiihrungsposten im Parteiapparat, den Regierungsorga-
nen, in der Kultur, Wissenschaft und Industrie ein. Wir durften iiber
diese Themen nicht reden, denn wir wurden sofort als Antisemiten
gebrandmarkt. Heute weht der Wind der Erneuerung — die Partei, das
Volk fordert eine Selbstreinigung von den Juden-Zionisten. Dieser
Prozess verlduft jedoch sehr schlaff.*

An dieser Stelle kommen wir zu einer sehr schwierigen Frage, die
ohne Kenntnisse der Ergebnisse der damaligen soziologischen For-
schungen nicht erkennbar ist. Wie reagierte namlich die Gesellschaft
auf die antisemitischen Parolen? Zwar kann man sich hier auf die
eigene Erinnerung oder Berichte von verschiedenen Personen be-
rufen, aber in jedem Fall bekommen wir ein sehr fragmentarisches
und subjektives Bild. So konnen Beispiele dafiir angefiihrt werden,
dass sich die so genannten ordentlichen Leute dieser antisemitischen
Kampagne anschlossen, wie auch umgekehrte Fille bekannt wurden.
D.h. es gab Gesten der menschlichen Solidaritit, Hilfsaktionen gegen-
iiber denen, die brutal angegriffen wurden. Welche Haltungen traten
damals hiufiger auf? Es kann nicht endgiiltig beantwortet werden.
Vielleicht dominierte damals die Haltung des Nicht-Engagements
in jeglicher Art und Weise. Eine neutrale, abwartende und desinter-
essierte Einstellung.

Im Miirz 1968 sagte Jan J6zef Lipski zu diesem Thema: ,,Ich bin tief
tiberzeugt, dass diese Konzeption des politisch-gesellschaftlichen
Spiels, also eine Auseinandersetzung, die sehr tief greifen sollte, der
polnischen Gesellschaft in ihrem iiberwiegenden Malle mindestens
gleichgiiltig wird. [ ... ] Die damaligen Sduberungen waren sehr tief
und gingen iiber den Apparat hinaus. Sie gingen durch die gesamte
Gesellschaft. Es wurden Leute entlassen, wenn sie nur jiidischer Ab-
stammung waren, oder wenn sie nur eine Verdidchtigung aufkommen
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lieBen, dass sie vielleicht Juden seien. Derselbe Autor bemerkt, dass
vielen Leuten ,,der freie Weg in die Emigration® nahegelegt wurde.
Dies waren sowohl halbamtliche Ermunterungen, auch in der Presse
und in den Kontakten mit dem Machtapparat, als auch der psychische
Terror. Vielen von meinen Bekannten mit jlidischer Abstammung
widerfuhr dieses Schicksal. Es gab Anrufe oder auch angebrachte
Zettel mit verschiedenen Drohungen. Diese Menschen lebten mit
grofler Anspannung. (...) Ihre Ausreisen waren meistens durch massive
Bedrohungen, Furcht vor zunehmenden Antisemitismus oder Angst
um das Schicksal der Kinder motiviert. Es gab auch Entscheidungen,
die durch familidre Bindungen kompliziert wurden. Ich kannte Leute,
die nicht ausreisen wollten. Ein Ehemann wollte das Land verlassen,
aber seine Frau nicht. Die Entscheidungen kamen damals 6fter da-
durch zustande, dass die Leute sich nicht trennen wollten und wenn
eine Seite bereits entschieden hatte, dann gewann diejenige, die mehr
Beharrlichkeit zeigte. Manchmal war dies eine Emigration, die von
der Hoffnung begleitet war, die eigenen Lebensverhiltnisse qualitativ
verbessern zu konnen, also eine Emigration, die der sog. Erwerbse-
migration dhnlich war. Solche Fille gab es zweifelsohne auch, aber
m.E. bildeten sie nicht das Charakteristikum von dem, was damals
passierte. Ich denke, dass es seinerzeit auch solche Leute gab, die es
vorzogen, Polen zu verlassen, um im Falle groflerer innenpolitischer
Umwandlungen keine Verantwortung fiir die Dinge tragen zu miissen,
die sie frither als Angehorige des Machtapparats getan hatten. Ich
denke, dass mancher aus diesem Grunde damals ausreiste. Diese
Leute sind oft diejenigen, die iiber Polen und die polnischen Biirger
in einer Art und Weise sprechen, die wir nicht verdienen.

Wir wissen nicht, wie viele Leute nach dem Mérz aus Polen emig-
rierten. Von Anfang September 1968 an emigrierten durchschnittlich
500 Personen im Monat. Bis Ende 1969 reisten ca. 12.000 aus. Da
diese Emigration noch zwei Jahre andauerte, kann angenommen
werden, dass nach dem Mirz insgesamt 15.000 bis 20.000 Personen
Polen verlieen.

Der Soziologe Julian Ilicki, selbst ein Emigrant, erhielt folgende
Informationen aus den Léndern, in denen sich die Mérz-Emigranten
niederlieBen: nach Israel kamen 3.800, nach Dianemark 3.000, in die
Vereinigten Staaten und in die anderen Statten mehr als 10.000 Perso-
nen. Er bekam weiterhin folgende Erkldrung ihrer Ausreisemotive:

40 % — weil jemand personlich oder ein Familienangehdriger schi-
kaniert wurde,

30 % — weil jemand die Arbeitsstelle verloren hatte und

25 9% — weil jemand sich personlich bedroht fiihlte.
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Bei einem Viertel der Unentschiedenen wurde die Entscheidung
durch die PAP-Meldung beschleunigt, dass die Antrige nur bis Ende
September 1969 bearbeitet werden. Die Personen, die sich zur Emi-
gration entschieden, erhielten im Allgemeinen keine polnischen Pis-
se, sondern spezielle Reisedokumente, die nur fiir den einmaligen
Grenziibertritt giiltig waren. Um dieses Dokument zu bekommen,
war es notwendig, Israel als Reiseziel anzugeben, auch dann, wenn
man nur eine lockere oder gar keine Bindung zur jiidischen Kultur
und Tradition fiihlte, auch dann, wenn es durchaus klar war, dass
sich die jeweilige Person in Westeuropa oder in Nordamerika stindig
aufhalten wird. Volkerrechtler wiesen darauf hin, dass der Entzug von
Reisepidssen im Lichte sowohl der polnischen Vorschriften als auch
des Volkerrechts rechtswidrig seien.

Bei der Uberreichung der hochsten polnischen Auszeichnung an
Karol Modzelewski und Jacek Kuron anldsslich des 30. Jahresta-
ges der Mérz-Ereignisse stellte der polnische Prisident Aleksander
Kwasniewski fest: ,,Heute muss klar gesagt werden: Der Mirz 1968
ist eine Schande fiir die polnische Geschichte. Vielen Leuten wurde
Unrecht angetan und viele unserer Werte wurden mit Fiilen getreten.
Hervorragende Schriftsteller, Kiinstler, Gelehrte wurden mit der Zen-
sur belegt. An den Universititen wurden Sduberungen durchgefiihrt.
Junge Leute lernten damals den Geruch der Liige und den Geschmack
des Gefingnisbrotes kennen. Gerichte fillten die Urteile, iiber die
die Parteiinstanzen friiher entschieden hatten. Man griff aus der pol-
nischen Tradition die dunkelsten und lumpigsten Stereotype heraus.
Die Vernunft schlief ein, Gespenster wurden wach. Und in dieser
Erinnerung steckt eine Mahnung fiir uns alle: Verschieden kénnen die
Masken (sie konnen auch sehr patriotisch sein) derjenigen sein, die im
Grunde genommen einen Anschlag auf Demokratie und Grundsétze
des Rechtsstaates veriiben [wollen].* Das polnische Parlament stellte
in der Sondererkldrung vom 2. Mirz 1998 fest: ,,Das Unrecht, das
infolge der Mirz-Ereignisse geschah, soll wiedergutmacht werden:
Insbesondere betrifft das die polnischen Biirger, die zur Emigration
gezwungen wurden. Diese Ereignisse ,.kratzen an dem guten Ruf
Polens in der Welt.*

(Zuerst erschienen in: AWR-Bulletin 4/1998, S. 212-215)
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16. EU-Osterweiterung und Migration

Am 1. Mai 2004 befanden sich unter den zehn Staaten, die der EU
beigetreten sind, sieben Lédnder, die sich bis 1989/90 in der sowje-
tischen Einflusszone befanden. Diese Lander waren Polen, Ungarn,
die Slowakei, die Tschechische Republik sowie die baltischen Staa-
ten Litauen, Lettland und Estland. Die dreiletzt genannten Linder
gehorten vor 1989 dem sowjetischen Imperium, der Sowjetunion,
an. Slowenien war Mitglied der sozialistischen Foderationsrepublik
Jugoslawien. Der Beitritt von acht postkommunistischen Lindern
zur EU beendete in einer symbolischen Art und Weise den Kalten
Krieg. Am 5. Mirz 1946 stellte Winston Churchill wihrend der Rede
in Fulton fest: ,,Von Szczecin (Stettin) an der Ostsee bis Triest am
Adriatischen Meer fiel der Eiserne Vorhang, der unser Festland teilte.
Aufer dieser Linie sind Hauptstidte dessen, was sich Mitteleuropa
und Osteuropa nannte, geblieben. Warschau, Berlin, Prag, Wien,
Budapest, Belgrad, Bukarest und Sofia, alle diese Stiddte und alle
ihre Einwohner liegen in so etwas, das man sowjetische Zone nennen
muss, sie sind in dieser oder jener Form dem sowjetischen Einfluss,
aber auch — und dies in einem hohen und immer steigenden Ausmal
— der Kontrolle seitens Moskau untergeordnet.

Mit dem Beitritt der 10 Staaten hat sich die Einwohnerzahl der EU
um 100 Millionen auf nunmehr 480 Millionen Einwohner erhoht.
Damit ist dieser Raum der gegenwirtig grofite Binnenmarkt der
Welt. Die Erweiterung der EU um die postkommunistischen Staa-
ten besal} eine wesentliche Bedeutung fiir die EU, aber auch fiir die
einzelnen Lander. Das grofle Problem sowohl vor dem Beitritt als
auch danach war die Angelegenheit der Grenzenbewahrung der EU
vor dem Fliichtlingszufluss als auch die Migrationsprobleme der
Arbeitskrifte zwischen den ,,neuen‘ und ,,alten Liandern®. Fiir die
neuen EU-Mitglieder aus Mittel- und Osteuropa haben zwei Faktoren
eine grundsitzliche Bedeutung:

1. Wann erfolgt die Umsetzung des Schengener Abkommens?
2. Wann werden die Biirger der neuen Mitgliedsstaaten den vollen
Zugang zum Arbeitsmarkt der ,,alten* EU-Staaten erhalten?

Mit diesen zwei Schliisselproblemen muss sich die Europdische Union
auseinandersetzen. Dabei ist es wichtig, dass man sich noch einmal
ins Bewusstsein ruft, dass Polen und die restlichen sieben Linder
15 Jahre in dem ,,Vorraum* der EU warteten, um institutionell dem
Europa anzugehoren, zu dem es iiber 1000 Jahre gehorte, in dem sie
ein Element der christlichen Welt waren, die auf der Tradition der
griechisch-romischen und judaistischen Welt gebaut wurde.
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Die erste Angelegenheit, d.h. die Umsetzung des Schengener Ab-
kommens scheint lediglich eine Zeitfrage zu sein und ist eher mit
der Bewiltigung von technischen Problemen verbunden. Es wird
als Termin der 31.12.2007 angestrebt. Die zweite Angelegenheit ruft
dagegen zahlreiche Diskussionen hervor.

Das 20. Jahrhundert wurde vollig zu Recht als das Jahrhundert der
Migrationen bezeichnet. Mit Beginn des 21. Jahrhunderts schlossen
sich den internationalen Migrationen zahlreiche neue Menschenmas-
sen an. Sowohl in Polen als auch in den neuen Staaten der erweiterten
EU ist dies eine Massenerscheinung. Es wird geschétzt, dass nach
dem Jahr 2004 iiber 1.120.000 Polen hauptsichlich in Linder des
»alten* Europas (EU15) auswanderten. Das bedeutet, dass in diesen
Staaten ungefihr 3 % der Bevolkerung Polens arbeiteten. Vergleichs-
weise ldsst sich sagen, dass in den EU-Lindern 1.863.000 Italiener
arbeiten. Die nachfolgende Tabelle zeigt die Anzahl und das Ziel der
ausgewanderten, arbeitssuchenden Polen.

Tabelle 7: Migration von Polen in andere EU-Lander

Land Anzahl

GroBbritannien  264.000

Irland 100.000

Frankreich 90.000

Italien 72.229

Niederlanden 20.000

Osterreich 12.615

Deutschland Von den 534.990 in Deutschland lebenden Polen haben
10.000 eine Arbeitserlaubnis erhalten.

Spanien 6.118

Schweden 3.838

Belgien 3.086

Dinemark 2.656

Portugal 434

Die Daten beziehen sich auf die Zeitperiode von Juli 2004 bis Dezember
2005.

Wenn es sich um die Daten handelt, die die gesamte EU betreffen, dann
bleibt die Verdienstmigration der Biirger aus den neuen Unionsstaaten
zu den alten auf dem niedrigen Niveau und bestimmt lediglich 0,2 %
der Arbeitnehmer der 15 alten Mitgliedsstaaten.

Trotzdem ist es ein Phinomen, das vor allem diejenigen Léander be-
trifft, die ihre Arbeitsmirkte bereits 2004 fiir die neuen Mitglieder
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geoffnet hatten. Zur Arbeitssuche fuhren 447.000 Personen nach
Grof3britannien und 198.000 nach Irland. Nach Schweden, das nicht
nur den Arbeitsmarkt 2004, sondern auch den Zugang zum System des
Gesundheitswesens 6ffnete, fuhren kaum 8.768 Arbeitnehmer. Es gibt
auch kaum Beweise dafiir, dass die Arbeitnehmer der EU deswegen
ausreisen, um die soziale Sicherung in diesen Landern auszunutzen.
In GroBbritannien wurden lediglich 768 Antrige auf Sozialhilfe von
den neuen Arbeitnehmern aus dem Osten aufgelistet.

Neun spanische Firmen wollen Fabriken in der Region Malopolska
[Kleinpolen] aufmachen. Sie planen, dem polnischen Arbeiter in
Spanien zuriick nach Polen zu bringen. Die Spanier sind sich be-
wusst, dass die Mehrheit der polnischen Arbeiter nicht beabsichtigt,
fiir immer auf der Iberischen Halbinsel zu bleiben, weil sie in Polen
Familien haben. Daher entstand die Idee, den Besten die Arbeitsmdg-
lichkeit in den spanischen Betrieben in Polen anzubieten. Inspiriert
durch westliche Firmen bildeten solche Ideen den Anfang des Re-
Emigrationsprozesses der Polen.

Die Auswanderung hat einen starken Einfluss auf die demographi-
schen und wirtschaftlichen Prozesse, auf die Kultur und politische
Ereignisse, sowohl in den Zuwanderungs- als auch in den Herkunfts-
landern. Die neuen EU-Lénder haben jedoch unterschiedliche An-
sichtspunkte vom alten Europa was die Migration, insbesondere
was die gegenseitigen Migrationen betrifft. Die neuen EU-Lénder,
besonders aus Mittel- und Osteuropa, sind in einem tiberwiegenden
Ausmal} die Staaten, die gegenwirtig mit dem Problem der Aus-
wanderung zu tun haben. Die Migrationsbilanz der Lander ist stark
negativ. Die Lander der EU 15 kdmpfen dagegen mit dem Thema der
Einwanderung. Die oben genannten Tatsachen machen die Migration
zu einem duferst empfindlichen Konfliktpunkt, unter groem Interesse
der Offentlichkeit.

Die Lénder der alten Européischen Union lassen sich beziiglich der
Arbeitsmarktoffnung in verschiedene Gruppen unterscheiden. Ers-
tens, die Linder, die ihren Arbeitsmarkt vollig aufgemacht haben:

— Schweden, Irland und Grof3britannien seit dem 1. Mai 2004.

— Finnland, Griechenland, Spanien und Portugal seit dem 1. Mai
2006.

— Italien seit Juli 2006.

Zweitens, die Lénder, die die Arbeitmirkte nicht aufgemacht haben,
aber die Vereinfachungen fiir manche Berufskategorien einfiihrten
oder die Prozeduren der Erlaubniserteilung vereinfachten (Frankreich,
Belgien, die Niederlande, Belgien und Luxemburg).
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Drittens, diejenigen, die die Aufrechterhaltung der Einschriankungen
bis zum 1. Mai 2011 angedeutet haben (Osterreich und Deutsch-
land).

Es bestehen wesentliche Griinde fiir die Migration. Der erste Grund
stellt den sich aufrechterhaltenden Unterschied zwischen dem Lohnni-
veau dar. Der zweite Faktor ist die permanent hohe Arbeitslosenquote,
die gegenwirtig bis zu 16 % betrigt. Dieses Problem betrifft insbe-
sondere die Jugend. So haben z.B. in Polen 35-40 % der Absolventen
keine Moglichkeit, eine Arbeit in ihrem Heimatland aufzunehmen.
Drittens, bereits seit langerer Zeit gib es in vielen Zielstaaten eine
polnische oder tschechische Gesellschaft, die den Neuankommlingen
ein Kontaktnetzwerk und Einstiegsmoglichkeiten ermoglichen.

Es hatten nicht diejenigen Recht, die einen uneingeschrinkten Zufluss
von Arbeitnehmern aus den neuen Mitgliedsstaaten befiirchteten.
Wie im Bericht von European Citizen Action Service (ECAS) aus
dem Jahr 2006 zu lesen ist, war der Zufluss von Arbeitnehmern
vollig kontrolliert und Linder, in denen sie Beschiftigung fanden,
hatten Vorteile davon. Die Panikstifter, die vor dem riesigen Zufluss
von billigen Arbeitskriften warnten, lagen falsch — behauptet Tony
Venables, der Institutsdirektor.

GrofBbritannien und Irland, die beiden Lénder, die an das Problem von
Arbeitnehmern aus den neuen Mitgliedslédndern liberaler herangegan-
gen sind, profitieren sehr stark von dieser Gruppe. Die Ankommlinge
aus den neuen EU-Staaten steuerten 500 Mio. Pfund zum jeweiligen
Bruttoinlandprodukt bei. Weiterhin trat nicht der prognostizierte An-
stieg der Arbeitslosigkeit in den beiden Lindern ein. Paradoxerweise
kommt hinzu, dass die Staaten, die die schirfsten Einschriankungen
eingefiihrt hatten, Lander wie Frankreich, Deutschland oder Belgien,
eine Ausdehnung der Schattenwirtschaft riskieren.

Nach Julianne Traser von ECAS ist es duflerst schwierig, die Grof3e
dieses illegalen Arbeitsmarktes einzuschitzen. Auf jeden Fall ist es
bekannt, dass auch die stirksten Einschrinkungen nicht imstande
sind, dem Zufluss von illegalen Arbeitnehmern entgegenzuwirken.
Das Institut schitzt, dass binnen fiinf Jahren die neue Lohnmigration
1,1 Mio. Menschen betragen wird. Andere Berichte weisen darauf
hin, dass diese Anzahl von 41.000 Arbeitnehmern jdhrlich nicht iiber-
schritten wird.

Im Bericht von ECAS wurden der Analyse die Daten aus den 20
Mitgliedsldandern der EU untergeordnet. Es stellte sich heraus, dass
der prozentuelle Anteil der Lohnmigration aus den neuen Mitglieds-
landern weniger als ein Prozent der gesamten Arbeitskraft betrifft. Der
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typische Lohnmigrant ist jung, ledig und gut ausgebildet. Er wohnt
tiber eine bestimmte Zeit im Ausland und schickt das von ihm verdien-
te Geld in seine Heimat. Nach Aussage des Berichtes konkurrieren
die Unternehmen der alten Union um solche Arbeitnehmer.

Es kann sich sogar erweisen, dass es zur Gehirndrinage aus den
neuen Mitgliedslandern und nicht zum Wegnehmen der Arbeitsplitze
in den Lindern der ,,15° kommt. Wenn wir bemerken, dass deutlich
mehr Personen aus den neuen Mitgliedsldndern nach Westeuropa
reisen, dann muss man als Grund vor allem den Einstieg der bil-
ligen Fluggesellschaften in die Mérkte der neuen EU nennen, und
nicht die massenweise Lohnemigration. Die Flugzeuge sind in beide
Richtungen voll.

Es sind die neuen Mitgliedslidnder, denen vorgeworfen wird, dass sie
den Anstieg der Arbeitslosigkeit in den Landern der ,,15* verursachen.
Der beriihmte polnische Klempner wurde zu einem Symbol, der be-
reit ist, fiir einen niedrigen Stundenlohn zu arbeiten. Dies stellt das
bisherige Model der westlichen Gesellschaft in Frage. Nach Meinung
des Verfassers waren es genau diese Vorurteile, die ausschlaggebend
fiir das ,,Nein“ beim Verfassungsreferendum in Frankreich und den
Niederlanden waren. Wahr ist, dass der Kohl erntende Pole auf dem
franzosischen oder niederldndischen Feld monatlich 900 Euro ver-
dient. Also dreimal soviel wie in seiner Heimat. Aber nicht nur sein
Einkommen ist hoher, sondern auch die anfallenden Lebenskosten.

Bisher konnten die Biirger der EU-Linder freilich auswihlen, in
welchem Land sie arbeiten wollen. Erst die Erweiterungsrunde vom
1. Mai 2004 fiihrte zu sehr hohen Einschrinkungen bei der Freizii-
gigkeit von Arbeitskriften. In manchen Fillen gelten diese sogar
sieben Jahre. Die europdische Kommission will im nichsten Jahr
die Verkiirzung solcher Einschriankung vorschlagen. Die endgiiltige
Entscheidung liegt aber bei den Regierungen der einzelnen Mit-
gliedsstaaten.

Die groBten Vorteile aus dem Zustrom der neuen Migranten haben
GrofSbritannien und Irland gewonnen. GrofB3britannien erlebt heute
die grofite Imigrationswelle seit der Zeit als tausende irische Ar-
beitnehmern im 19. Jahrhundert kamen, um die Infrastruktur des
viktorianischen Englands aufzubauen. Die Beziehungen zwischen
Polen und Grof3britannien waren noch nie so eng wie gegenwartig.
Sogar Stralenschilder in polnischer Sprache werden aufgestellt. Die
450.000 jungen Polen waren eine der ersten und grofiten Imigranten-
gruppen aus den acht neuen Mitgliedsldndern aus Osteuropa, die seit
Mai 2004 nach GroBbritannien kamen. Die meisten Vorteile bietet
London. Die Stadt, die in einem Tempo von 2 % jéhrlich wichst,
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bereichert Grofbritannien um 20 Milliarden Pfund jéahrlich. London
bildet einen liberalen und flexiblen Markt, ein Arbeitsfeld fiir junge
und mobile Arbeitnehmer.

In den wirtschaftlich entwickelten ,,alten* Liandern der EU zeichnet
sich deutlich eine unregelmé@Bige Verteilung der Nachfrage auf Mig-
ranten mit verschiedenem Qualifikationsniveau ab. Eine verhiltnisma-
Big grofle Anzahl von qualifizierten Arbeitnehmern und ein negativer
Anstieg der entsprechenden Arbeitsplitze schrinken die Nachfrage
ein und veranlassen die Regierungen zur Durchfiihrung einer res-
triktiven Migrationspolitik. In der Schicht der hoch qualifizierten
Arbeitnehmer herrscht in der Regel ein Defizit. Dieses kann kurzfristig
nur mit dem Import von Arbeitskriften behoben werden.

Im Niedriglohnsektor fiir gering Qualifizierte entstehen Defizite. Oft
lehnen die ansdssigen Arbeitnehmer die Aufnahme einer Arbeit ab,
obwohl Bedarf vorhanden ist: Niedrige Lohne, niedriger sozialer
Status dieser Tatigkeiten oder das Vorhandensein alternativer Ein-
kommensquellen wie Arbeitslosen- oder Sozialhilfe konnen dafiir
Griinde sein. Der gering qualifizierte Teil des Arbeitsmarktes erfasst
viel mehr Personen als die hoch qualifizierte Schicht und hat deswe-
gen auch einen groeren Einfluss auf die politische Ausgestaltung
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit.

Die Flexibilitit der Arbeit bedeutet auch, die Fiahigkeit zu haben, auf
entstehende Nachfrage schnell reagieren zu konnen — genauso die
Moglichkeit, den Arbeitnehmer loszuwerden, sobald er nicht mehr
gebraucht wird. Die Chance einer einfachen Entlassung des Arbeit-
nehmers senkt die Kosten und verringert das Risiko des Arbeitneh-
mers in den Wirren der Konjunkturschwankungen. Nachfrage dieser
Art von Arbeit, bei der Schliisselmerkmale hohe Saisonbedingtheit
und/oder Instabilitdt der Lohne sind, ist besonders ausgeprigt im
Dienstleistungssektor.

Die hohe Migration der hoch qualifizierten Arbeitnehmer, z.B. Arzte,
Krankenschwestern, Schweiler oder andere Spezialisten, verursacht
Storungen auf den Mérkten der neuen EU-Mitglieder. Als Resultat
hat die polnische Verwaltung zum 1. Septembers 2006 die Erlaubnis
auf Saisonbeschiftigung in der Landwirtschaft von Arbeitnehmern
aus der Ukraine, WeiBrussland und Russland erstellt. Es ist u.a. mit
der Tatsache verbunden, dass nach dem Betritt Polens zur EU von
den Biirgern dieser Lander die Visa abverlangt werden. Vor dem 1.
Mai 2004 funktionierte das System des visafreien Personenverkehrs.
Eine der Folgen des Beitritts von neuen Landern zur EU ist auch die
strengere Einschriankungspolitik der Fliichtlinge und Migranten von
auBerhalb der EU.
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17. Kulturelle Freiheit in Polen

., In meinem Vaterland, im Osten Europas,
zwischen Steppe und den Ruinen Roms “.

aus Czeslaw Milosz: ,,Der Baum*

1. Werte und Regeln der polnischen Kultur

Die polnische Kultur ist in verschiedenen Traditionen und Weltan-
schauungen verwurzelt und zeichnet sich durch eine Mannigfaltigkeit
von Formen und Stilen aus. Sie entfaltete sich unter den Bedingungen
des Zusammentreffens verschiedener ideologischer Stromungen. Das
tiefe Empfinden der eigenen kulturellen Identitét war einer der wesent-
lichen Faktoren, die es dem polnischen Volk erlaubte, die 120-jihrige
Teilung (von 1795 bis 1918) sowie die Jahre der Ausrottungspolitik
der nationalsozialistischen und stalinistischen Okkupanten in den
Jahren des Zweiten Weltkrieges zu iiberdauern.*"

Das wesentlichste Element der nationalen Kultur in Polen ist der
starke Drang nach Freiheit und der eigenen kulturellen Identitit.
Weitere Elemente des traditionellen Wertesystems des polnischen
Volkes sind:

— FEine starke Bindung an die katholische Religion sowie deren
kirchliche Institutionen, die wihrend der langen Zeit der Unterdrii-
ckung oft die einzigen Orte waren, die das polnische Nationalbe-
wusstsein pflegten und forderten. Oftmals deckte sich der Kampf
gegen das Polentum mit der konfessionellen Andersartigkeit der
Teilungsmichte wie z.B. dem protestantischen Preulen und dem
orthodoxen Russland.

— Die gemeinsamen historischen Schicksale und Lebenserfahrun-
gen, gewonnen aus dem Zusammenleben mit Litauern, Weilrus-
sen, Ukrainern und Deutschen, in einem gemeinsamen polnischen
staatlichen Organismus, der auf die Zeit der polnisch-litauischen
Union und des polnischen GroBreiches zuriickgeht, haben in
der Idee der Gleichheit verschiedener Nationen ihren Ausdruck
gefunden. Die Ohnmacht gegeniiber der Teilung Polens und die

32 Sowohl deutsche als auch sowjetische Repressionen waren vor allem ge-

gen die Elite des Volkes gerichtet, umfafiten also die obere Schicht der
Intelligenz. In den Jahren 1939-1945 kamen ungefihr 30.000 (37,5 %)
Absolventen von Hochschulen um, unter 2.460 wissenschaftlichen An-
gestellten gaben 29,5 % ihr Leben hin sowie 75.000 (30 %) mit hoherer
Schulbildung. Vgl. K. Kersten: Narodziny systemu wtadzy (Die Geburt
eines Herrschersysterns), Warszawa 1983.
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Abwehrmalinahmen der nationalen Ideologie fiihrten spéter zu
dem Glauben an eine besondere nationale Stellung Polens.

— Diereligiose Toleranz gehorte immer zum festen Bestandteil des
polnischen Wertesystems.

— Die gro3e Bedeutung, die der Bildung in der polnischen Gesell-
schaft entgegengebracht wird, geht vor allem auf die Genealogie
der polnischen Intelligenz und ihrer nationalen Fiihrungsrolle
zuriick.

— SchlieBlich ist in diesem Zusammenhang auch auf die auBlerge-
wohnliche Bedeutung der personlichen Ehre und Individuali-
tat hinzuweisen. Diese hat ihre Wurzeln im Ehrbewusstsein der
Adelskultur und wurde von der Intelligenz als wesentliches Un-
terscheidungsmerkmal zu anderen Schichten ibernommen.>*

In Bezug auf die traditionellen Werte des polnischen Volkes und der
Kultur schreibt Jan Szczepanski zusammenfassend: ,,Thus, in the
traditional set of cultural values making up the foundations of the
Polish way of life of the higher classes, faith, honor, freedom and
intellectual or artistic excellence were more valued than the set of
middle values — Such as the prestige of work and work achievement,
thrift, frugality, respect for money, technological skills, sense of or-
ganization, and admiration for succes in business — which led to the
greatness of the Western democracies. For Poles, the consequence of
this set of values was a lack of experience on organized cooperation
and in the collective solution of common problems in its stead there
was a credo of individualism. %%

11. Kultur und der stalinistische Totalitarismus

Im Jahre 1945 wurde das historisch gestaltete Wertesystem der pol-
nischen Gesellschaft mit dem totalitiren kommunistischen System
konfrontiert. Das Polen gewaltsam aufgezwungene herrschende
System, die so genannte Diktatur des Proletariats, iibergab das Volk
in die Hiande einer Regierung, die — nach eigener Definition — ein
Zwangsapparat war. Ziel dieses Apparates war die Liquidierung
des Widerstandes gegeniiber der Ideologie des wissenschaftlichen
Sozialismus und einer neuen, sozialistischen kulturellen Formation.
In diesem System war es das Ziel der Kulturpolitik, dhnlich wie in
anderen totalitdren Systemen, mit Hilfe der Kunst das Volk zu lenken.

303 Vgl. J. Szezepanski: Polish Society, New York 1970; J.F. Morrison: The
Polish People Republic, Baltimore 1968; F. Golczewski/W. Reschka: Ge-
genwartsgesellschaften: Polen, Stuttgart 1982; G. Chatasinski: Przeszto$¢
1 przysztos¢ inteligencji polskiej (Vergangenheit und Zukunft der polni-
schen Intelligenz), Warszawa 1958; A. Sakson; Socjologia zachowan po-
litycznych (Die Soziologie des politischen Verhaltens), Olsztyn 1984.

304 7. Szcezepanski: Polish Society, a.a.0., S. 150.
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Diese Form der Politik wurde besonders in der stalinistischen Zeit, in
den Jahren 1949-1956, zum Werkzeug der Propaganda, die danach
strebte, den Menschen der totalitiren Herrschaft unterzuordnen. Vo-
raussetzung war, dass die Kultur dem Aufbau einer mystifizierten
Wirklichkeit diene. Aus diesem Grund wurde Anfang der 1950er
Jahre der sozialistische Realismus als einzige Richtung in der Kunst
erlaubt. Obwohl dieser in Polen, im Gegensatz zu anderen Staaten des
,realen Sozialismus”, in denen er viel ldnger bestand, lediglich bis
zum Jahre 1956 verbindlich existierte, kontrolliert auch die spitere
Kulturpolitik die Verbreitung der Kultur. Druckereien, Verlage und
Bibliotheken, der grofBite Teil der Zeitschriften, Radio und Fernsehen,
Lichtspielhduser und Theater wurden verstaatlicht. Eine zusitzliche
Beschrinkung stellte die Priaventivzensur dar.

Ein fiir die Kulturpolitik der Kommunisten besonders charakteristi-
sches Merkmal in den ersten Jahren nach Beendigung des Zweiten
Weltkrieges war die Disproportion ihrer Erfolge gegeniiber dem, was
sie wirklich den Kulturschaffenden anzubieten vermochten. Ahnliches
galt auch fiir Erfolge auf anderen Gebieten. Hier kann eine gewisse
charakteristische Gesetzméfigkeit beobachtet werden. Die grofiten
Erfolge errangen die Kommunisten auf dem Gebiet der Kultur in den
vierziger und fiinfziger Jahren, in einer Zeit, in der sie die polnische
Kultur am meisten unterdriickten. Im Verlauf der Jahre, als eine deut-
lichere Liberalisierung des gesellschaftlichen Lebens eintrat, nach
1956 und 1968, begann eine schrittweise, spéter, besonders nach 1975
und 1980, eine immer sichtbarer werdende Trennung der kulturellen
Zentren von der kommunistischen Ideologie und der durch diese auf-
gestellten MaBstibe der “sozialistischen Kultur”. Schrittweise wurde
das Monopol des kulturellen Lebens durchbrochen und es breiteten
sich Zonen der Freiheit aus. Es gab viele Ursachen, die dazu fiihrten,
dass manche Kulturschaffende von der kommunistischen Ideologie
fasziniert waren.’®

35 Ende der vierziger und zu Beginn der fiinfziger Jahre unterlagen viele,
bisher mit dem Unterdriicker nicht verbundene beriihmte Kulturschaf-
fende einer spezifischen ,,Erstickung® durch deren Ideen. Die beriihmte
Schriftstellerin Maria Dabrowska schrieb in der Zeitung ,,Zycie Wars-
zawy‘‘ einen an Stalin gewidmeten Nachruf. Antoni Stonimski besang in
einem Gedicht die Klugheit Bolestaw, Bieruts. Czestaw Milosz, Ksawe-
ry Pruszynski, Tadeusz Breza und Julian Przybo$ erklérten sich einver-
standen, die Rollen von diplomatischen Vertretern der Warschauer Re-
gierung zu iibernehmen, die unter Bruch der Beschliisse der Konferenz
von Jalta zur Macht gelangte. Leszek Kotakowski schrieb antireligio-
se Agitationen und Xawery Dunikowski meif3elte das Denkmal Lenins.
Vgl. J. Walc: 0 sposobach uzycia nie uzytej kultury in: 40 lat wiadzy
kommunistycznej w Polsce (Uber die Arten der Anwendung nicht ange-
wandter Kultur: in 40 Jahren kommunistische Herrschaft in Polen), Eine
Gemeinschaftsarbeit unter der Redaktion von J. Lasota, London 1986,
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Die Machtiibernahme Hitlers und seine Erfolge trugen zu einer Ver-
breitung der Uberzeugung iiber die Krise in der sich auf traditionelle
Werte des Mittelmeerraumes stiitzenden europdischen Kultur bei. Das
kommunistische Angebot war die einzige Hoffnung fiir ein Erwachen
der Welt, die die Zukunft vor einer Wiederholung der Entartung der
europdischen Kultur sichern wiirde, zu der es in der Zeit des Dritten
Reiches kam.

Nach der Beendigung des Zweiten Weltkrieges war Polen das Land,
in dem es zweifellos die meisten Griinde gab, iiber den Sinn der tradi-
tionellen Vorkriegsordnung zu zweifeln. Die Abrechnungen der Intel-
ligenz mit der vergangenen Welt kamen der Politik der Kommunisten
entgegen. Diese gingen neben der Unterdriickung der Opposition
zur Nationalisierung der Industrie iiber, fiihrten landwirtschaftliche
Reformen durch, verbreiteten in einem bisher nicht gekannten Aus-
maf Bildung und Kultur und schufen damit den Menschen derartige
Aufstiegsmoglichkeiten, von denen ganze Generationen der polni-
schen Intelligenz nur traumten. Der Krieg sowie die Verschiebung
der Staatsgrenzen verursachten eine Massenverlagerung der Bevol-
kerung sowie die Zerschlagung der Intelligenz. Die Folge war eine
Entwurzelung von vielen Zehntausenden von Menschen aus ihrer
Heimat. Viele politische Kulturschaffende fanden sich auflerhalb der
Landesgrenzen wieder. Die Einstellung der polnischen Intelligenz und
der Kulturschaffenden gegeniiber dem neu entstandenen politischen
System kann in drei Kategorien unterschieden werden —,,unbeugsam®,
,;oppositionell* und ,,defétistisch*. Ausgangspunkt einer jeden war
die Beurteilung der internationalen Situation und die aus jener Be-
urteilung entspringenden Perspektiven fiir Polen. Daraus erwuchsen
die sich im Laufe der Zeit verindernden Proportionen:

1. Die,unbeugsame® Haltung war in Polen verhdltnisméBig schwach,
sie trat in erster Linie unter den Emigranten auf. Diese Einstel-
lung stiitzte sich vor allem auf die Uberzeugung von einem friih
auftretenden bewaffneten Konflikt zwischen der USSR und der
westlichen Welt sowie auf die Unmoglichkeit eines Kompromisses
mit den Kommunisten.

2. Die ,,oppositionelle” Haltung stiitzte sich auf die Abneigung ge-
geniiber dem Jalta-Abkommen. Diese Stromung verband — um
es allgemein auszudriicken — den politischen Kompromiss, den
Kampf um innere Souverinitit sowie die Erhaltung des Pluralis-
mus miteinander. Sie besal} viele Varianten sich den Bestrebungen
einer Monopolisierung der regierenden Organe zu widersetzen,
wie auch der Unterschiede in der Auffassung der Grenzen des
Kompromisses und des Bereichs, wie auch dem Charakter des

S. 110-111; B. Fijatkowska: Polityka i twércy (1948-1959), [Politik und
Schopfer (1948-1959)], Warszawa 1985.
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Widerstandes. Diese Stromung besall verschiedene Ausmalfie,
das politische, berufliche, kulturelle, konfessionelle und das des
tiaglichen Lebens.

3. Die ,defitistische® Haltung stellt den Gegensatz zur ,,unbeug-
samen® Stromung dar. Es waren jene Kreise und Personen, die
der Uberzeugung waren, dass der Wille Stalins und spéter der
kommunistischen Partei fiir die Erringung von Freiheit und Un-
abhingigkeit, sowohl auf innerer als auch internationaler Ebene
enge Grenzen setzt. Sie waren liberzeugt, dass der Versuch, den
Kommunisten ihre dominierende Position streitig zu machen,
mit dem Verlust des Staatswesens und der kulturellen Freiheiten
enden wiirde.3*

Der 1956 begonnene Prozess zur Entstalinisierung des politischen
Lebens verursachte eine schrittweise Entfernung immer groBerer
Kreise der Kulturschaffenden vom kommunistischen Weltbild. Im
gesellschaftlichen Leben wurde die Kultur immer stirker als Boll-
werk der sozialen Selbstverteidigung und als Feld zur Erhaltung der
Unabhingigkeit von den kommunistischen herrschenden Organen
angesehen.

Im Jahre 1956 erlangte die polnische Kultur als Erstes ihre Autonomie
auf dem Gebiet der Ausdrucksmittel sowie der gesellschaftlichen
Kritik wieder. Viele Jahre mussten vergehen, ehe Kulturschaffende das
staatliche Monopol auf dem Gebiet der Ideologie durchbrachen.

Der Staat resignierte friihzeitig auf die offizielle Politik in der As-
thetik, dem ,,sozialistischen Realismus®. Dies zeigte sich sowohl in
der Literatur, im Film, im Theater, der bildenden Kunst als auch in
der Presse. Der Staat, der sich teilweise vom stalinistischen Modell
der Kultur I6ste, iibernahm gern die Schirmherrschaft iiber simtliche
Experimente und Extravaganzen, die Ausdrucksformen betrafen.
Gleichzeitig wurde jedoch eine umfassende Zensur fiir die Kritik an
der aktuellen Politik der Regierung eingefiihrt. Nichtsdestoweniger
kamen alle, lange Zeit von den Vorschriften der Zensur erfassten Be-
reiche des gesellschaftlichen Lebens zum Vorschein und zwar in einer
Art, die ihre Verheimlichung ganz einfach unmoglich machte.*”’

Zu den Errungenschaften des Durchbruchs im Jahre 1956 zéhlen die
Beschrinkung der Forderungen des kommunistischen Schirmherrn und

3% Vgl. K. Kersten: Dylematy inteligencji (Das Dilemma der Intelligenz),
,» Iygodnik Kulturalny*, 24.12.- 30.12.1989.

Vgl. den Vortrag Andrzej Kijowskis auf dem Kongress der polnischen
Kultur in Warschau iiber den Dezember 1981 u.d. Titel: ,,Literatu-
ra 1 kryzys* (Literatur und Krise), ,,Kultura®, Paris (Nr. 6) 417/1982,
S. 8-13.

307
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damit die Befreiung der Kulturschaffenden von den Propagandapflich-
ten sowie die Riickgewinnung des vorher durch den Staat liberwachten
Bereichs der Privatsphire und der Privatinitiative des Einzelnen. Auch
das Tor nach Westen wurde aufgemacht. Dies erlaubte Kontakte mit dem
intellektuellen Leben der freien Welt, wenn auch unter der Kontrolle des
Staates. Zu diesem Zeitpunkt erschienen die ersten Verdffentlichungen
in Polen lebender Autoren in Emigrationsverlagen, insbesondere in der
Pariser ,,Kultur. Dies fiihrte zu einem Bruch des staatlichen Monopols
und der Befreiung von verbindlichen Worten, gleichzeitig auch zur
Weckung des Interesses fiir die Emigrationsliteratur.

Gleichzeitig wurden katholische Zeitschriften ,, Tygodnik Powszech-
ny“ (Allgemeine Wochenschrift), ,,Znak* (Das Zeichen), ,,Wiei*
(Der Bund) verbreitet, die zu einer Reduzierung oder auch zu einer
Abschaffung der mit allen Kriften durch die Kulturpolitik der kom-
munistischen Machthaber aufrecht erhaltenen Teilung in laizistische
intellektuelle Kreise und in die sich zum christlichen Erbe bekennen-
den Autoren fiihrte. Das, was die Einen und die Anderen bis heute
verbindet, ist die Verteidigung der Menschenrechte angesichts der
totalitdren Bedrohung der kommunistischen Ideologie.**®

Ende der 1950er Jahre und in den 1960er Jahren errang die ,,pol-
nische Filmschule® mit Andrzej Wajda, Andrzej Munk, Roman
Polanski, Jerzy Skolimowski Weltruhm. Polnische Schriftsteller wie
Jarostaw Iwaszkiewicz, Jerzy Andrzejewski, Kornel Filipowicz, Ka-
zimierz Brandys, Zbigniew Herbert, Tadeusz R6zewicz, Slawomir
Mrozek, Stanistaw Lec, Teodor Parnicki, Leopold Tyrmand, Andrzej
Kusniewicz, Julian Stryjkowski, Mirion Bialoszewski veroffentlichten
hervorragende Werke. Aber auch die polnische Graphik, die Plakat-
kunst, die Malerei sowie Theater und Musik (Witold Lutostawski,
Krzysztof Penderecki) erreichten internationale Anerkennung. Polen
wird zu dieser Zeit zu einem wichtigen Zentrum europdischer Kultur.
Nach Polen gelangen die neuesten Trends der Weltkultur, die in Ver-
bindung mit der polnischen Tradition eine spezifische Kultur bildeten.
Fiir Russen, Ukrainer, Litauer, Tschechen und Slowaken wird die
politische Kultur oftmals zur Hauptquelle von Informationen iiber die
westliche Kultur. An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden,
dass die Kulturpolitik der polnischen Regierung in den 40 Jahren
die sie unter sowjetischem Einfluss stand, zu einer der liberalsten im
gesamten ,,sozialistischen Lager* gehorte.

38 P, Janowski: Czerwony Syzyf. Z dziejow polityki kulturalnej PRL, w:
40 lat wtadzy komunistycznej w Polsce (Der rote Sisyphus. Aus der Ge-
schichte der Kulturpolitik der Volksrepublik Polen. in: 40 Jahre kommu-
nistische Herrschaft in Polen), a. a. 0., S. 212-134; G. Karpinski: Ustréj
komunistyczny w Polsce (Das kommunistische System in Polen), Lon-
don 1985.
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II1. Auf dem Wege zu Pluralismus und Freiheit

Die ersten deutlichen Anzeichen vom Zerbrdckeln des ideologischen
Monopols des Staates traten Ende der 1960er Jahre auf. Der Kataly-
sator, der diesen Umwertungsprozess beschleunigte, waren die Er-
eignisse vom Mirz 1968. Dieses Datum gilt als einer der Hohepunkte
in der politischen Fieberkurve Polens. Studenten demonstrierten fiir
,Freiheit ohne Zensur® und gegen staatliche Gewalt. Die Anfinge
konnten mit Tatigkeit des Klubs ,,Krummer Kreis“, dem Klub der
katholischen Intelligenz und ihrem beriihmten ,,Brief der 34* aus
dem Jahre 1964 ausgemacht werden. In diesem Brief wurde gegen
zahlreiche Versdumnisse auf dem Gebiet der Kulturpolitik protestiert
wie z.B. gegen die Zensur.

Im Mirz 1968 begann der Angriff der Regierungsorgane auf die
Universitidten, bei dem Sduberungsaktionen unter revisionistischen
Studenten und Professoren durchgefiihrt wurden. Unmittelbarer Aus-
I6ser fiir die Studentenunruhen im Jahre 1968 war die Absetzung
der Theaterauffiihrung ,,Ahnenfeier des polnischen Nationaldich-
ters Adam Mickiewicz. Ausschlaggebend fiir die Absetzung war der
Beifall des Publikums bei antizaristischen Akzenten des Stiickes, mit
denen unverkennbar die Sowjetunion gemeint war. Diese Absetzung
rief Emporung bei den literarischen Kreisen hervor.

Auf der Versammlung der Warschauer Abteilung des Verbandes Pol-
nischer Literaten (ZLP) stie} der Beschluss der leitenden Organe auf
allgemeine Ablehnung. Der Antagonismus zwischen dem kommu-
nistischen Staat und dem Literaten-Kreis trat nunmehr klar hervor.
Immer mehr Kulturelle nahmen eine ,,oppositionelle* Haltung ein.
Viele, die unldngst zur ,,defdtistischen® Strémung zéhlten, verifizierten

ihr Verhiltnis zum ,,realen Sozialismus‘.’”

Die Arbeiterstreiks auf der Werft in Danzig im Jahre 1970, die brutal
niedergeschlagen wurden, sowie der Wechsel der regierenden Gruppe
fiihrte, nach den Mirz-Unruhen von 1968, zu einem leichten poli-
tischen Tauwetter. Man kehrte zum Programm der ,,kleinen Stabili-
sation* zuriick, zum auf3erideologischen Konsumtionsmodell (dem
sog. Gulaschkommunismus), zu dem die breiten Massen stimuliert
wurden. Die Kultur sollte die Konsumtionshoffnungen und Illusio-
nen von Millionen von Polen in den 1970er Jahren widerspiegeln.

39 Vgl. P. Janowski: Czerwony Syzyf (Der rote Sisyphus). a.a.0.; J.K.
Hoensch/G. Nasarski, Polen. 30 Jahre Volksdemokratie, Hannover 1975,
S.222-224; P. Raina: Die Krise der Intellektuellen, Olten 1968; M. Kers-
ten: Aufstand der Intellektuellen, Stuttgart 1957; W. Wirpsza: Pole — wer
bist Du?, Luzern/Frankfurt 1971; M. Hirszowicz: Komunistyczny Le-
wiatan (Der kommunistische Leviathan), Paris 1973.
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In dieser Zeit erlaubte die Regierung vieles, wenn es sich nur in
den Grenzen eines verniinftigen Opportunismus hielt. Daraufhin
bliihte eine Masse verdummender ,,Unterhaltungskunst sowie eine
Literatur, die alle heiklen Themen vermied. Die Aufgabe der Schrift-
steller, den Missstand in der Welt anzuprangern und anzuzweifeln
wurde so verhindert. Die aufweichende Kulturpolitik fiihrte oftmals
zu einer Verwischung authentischer Schaffensquellen und zu der
Ausbreitung einer anmaflenden Haltung: mittelméfBige Autoren, mit
politisch korrekten und farblosen Texten, fiihlten sich zu einem Leben
auf offentliche Kosten berechtigt. Die Freiheit der Schriftsteller und
Kulturschaffenden wurde an ihrem Abstand vom ,,regierenden‘ Hof
gemessen und nicht an schmerzlichen Problemen, die jeder vergeblich
versuchte auszusprechen.

Am schirfsten auf die gesellschaftliche Situation reagierte die junge
Generation, die spiter die Bezeichnung ,,Neue Welle* oder ,,Genera-
tion 68 erhielt (u.a. Julian Kernhauser, Adam Zagajewski, Stanistaw
Barnczak, Ryszard Krynicki, Jacek Beresin, Ewa Lipska, Tomasz
Burek, Tadeusz Nyczek). Die jungen Schriftsteller wurden begleitet
von einer ungewohnlich dynamischen Bewegung des nicht professi-
onellen Studententheaters; dem Theater ,,Kalambur* in Breslau, dem
Theater ,,des Achten Tages* in Posen, dem Theater der ,,Hundert* und
dem ,,Pleonasmus® in Krakau. Diese Bewegung wurde ein Vorbild
fiir die spitere alternative Kultur in Polen.

Junge Kiinstler fiihlten sich der kritischen, gegen das ,,Establishment*
gerichteten Bewegung, die Ende der 1960 Jahre die westliche Welt
beunruhigte, nahe stehend. Als sich die im Dezember 1970 mit der
Regierung Giereks verbundenen Hoffnungen nicht erfiillten und junge
Kulturschaffende entgegen ihren Erwartungen nicht das Wort erheben
durften, obwohl sie sich noch auf den Sozialismus mit menschlichem
Antlitz beriefen, wurde klar, dass die zwar erschiitterte, aber immer
noch enge Bindung der Literatur an den kommunistischen Staat
seinem Ende entgegenging. Die ,,Neue Welle* ging schrittweise von
allgemeinen Vorwiirfen gegen die dltere und mittlere Generation, die
sie des Verrats anklagte, zur ,,aufgestellten* Ordnung iiber, zu einem
,Nein® gegeniiber bisher von niemandem offentlich in Frage gestell-
ten Fundamenten des Systems, insbesondere gegen das Monopol der
kommunistischen Partei und das Biindnis mit der UdSSR.

Durch den ausgebrochenen Protest der polnischen Arbeiter sowie
die Griindung des Komitees zur Verteidigung der Arbeiter (KOR) im
Jahr 1976 schlossen sich éltere Menschen der jungen protestierenden
Generation an. Von dieser Zeit an kann man eine Reihe stiirmischer
Entwicklungen von unabhingigen gesellschaftlichen und kulturellen
Bewegungen beobachten. Hauptziel war es, einem unterdriickten
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Volk die Wahrheit zu sagen. Augrund von Verlagen, die nicht von
der Zensur betroffen waren, war es moglich, nicht nur den freien
Gedanken zu offenbaren, sondern auch die in der ,,offiziellen‘ Kul-
tur praktizierte Isolierung der Landes- von der Emigrationskultur
zu iiberwinden. Es erfolgte ein freier, wenn auch gesellschaftlich
immer noch beschrinkter Austausch von Ideen und Informationen.
Offizielle Bildungs- und Verlagsstrukturen wurden durch die spontane
Entwicklung der Selbstbildungsbewegung sowie der unabhingigen
Presse und Literatur erginzt.>'°

Auch eine Alternativkultur sowie neue soziale Bewegungen konnten
sich entfalten. Die in Polen legal titige Alternativkultur bemiihte sich,
neue Werte zu entwickeln. Diese Bewegung war eine Reaktion auf
die erstarrten Strukturen der ,,offiziellen Kultur“.?'' Ein Herausgehen
aus dem vom ,,offiziellen* Modell des kulturellen Lebens festgesetz-
ten Rahmen wurde zur Chance einer authentischen Evolution, der
zum ersten Mal nach dem Kriege vom Druck der Zensur befreiten
polnischen Humanistik.

1V. Die Bewegung der unabhdngigen Kultur

Der Massenprotest der polnischen Arbeiter im August 1980, in dem
Vertreter der Kultur eine wesentliche Rolle bei der Formulierung der
Forderungen spielten, verursachte Bewusstseinsverdnderungen bei
zahlreichen Kiinstlern. In dieser Zeit wurde das staatliche Monopol
der Kultur definitiv durchbrochen.

In den 16 Monaten des Wirkens von ,,Solidarno$¢* erfolgte eine
erstaunliche Entfaltung des unabhéngigen Verlagswesens. Lang-
jihrige Riickstinde wurden aufgeholt und ,,weille Flecke* in der
Kulturlandschaft ausgefiillt. Auch auf anderen Gebieten wurde das
Staatsmonopol gebrochen: es wurden unabhingige Zeitschriften
herausgegeben, Ausstellungen, Vorlesungen und Konzerte organi-
siert, ohne die Erlaubnis der Behorden einzuholen oder sich um die
Zensur zu kiimmern. Der Druck des Volkes war derart grof3, dass
auch im zensierten ,,offiziellen* Umlauf eine weitgehende Freiheit
herrschte. Kulturschaffende lernten schnell, sich mit dem Publikum
ohne amtliche Vermittlung zu verstindigen. Das Publikum gewohnte
sich ebenfalls recht schnell daran, dass man auf Texte, Bilder oder
Aufnahmen zuriickgreifen konnte, in denen der Inhalt klar und ohne

310 Vgl. R. Zawrat: Przemiany w kulturze polskiej (Der Wandel in der pol-
nischen Kultur), Teil 1, ,,Kultura®, Paris (Nr. 9) 396/1980, S. 105-115.
Vgl. A. Sakson: Ruch alternatywny albo pluralizm po polsku (Die
Alternativbewegung oder der Pluralismus auf Polnisch), ,,W Lewo*®,
Nr. 2, 1981, S. 8-11; A. Jawlowska: Wigcej niz teatr (Mehr als Thea-
ter), Warszawa 1988.
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andeutende Chiffre ausgedriickt wurde. Die liberale Zeit zeigte, dass
die Kultur ohne totalitdren Staat prichtig erbliihte und wie gut dies
auf die Gesellschaft wirkte. Dieser Zeitraum erlaubte es auch, zwei
Mythen zu widerlegen, die von den regierenden Organen lanciert
worden waren. Den Mythos, dass die Verbreitung von Meisterwerken
nur den Anstrengungen des Staates zu verdanken ist und dass ein
Kiinstler, der den servilen Kontakt mit dem ,,Hofe* abbricht zum
Hungertode verurteilt ist.

Nachdem am 13. Dezember 1981 der Kriegszustand verhédngt wurde,
bemiihte sich die Regierung, das kulturelle Leben zuriick zum ,,realen
Sozialismus* zu fiihren. Der Kiinstler speziell und die Kunst an sich
sollten dem Staat zurtickgefiihrt werden, dass Publikum, der polni-
sche Mensch, sollte sich mit einer rationierten Kultur begniigen. Zu
diesem Zweck wurden ungewohnlich drastische Mittel angewandt.
AulBer dem offiziellen Fernsehen und der Presse wurde alles ver-
boten. Das Kulturleben schwebte wieder in einer Atmosphire der
Kontrolle, Liquidierung und Repression. Aber, und das musste der
Staat erkennen, die vorangegangenen Verdnderungen im polnischen
Kulturbewusstsein waren nicht mehr aufzuhalten. Die Menschen
wollten weiterhin unzensierte Biicher und Zeitschriften lesen und
es fanden sich polnische Biirger, die — selbst auf Gefahr hin, in das
Gefingnis gehen zu miissen — diese schrieben und verdffentlichten.

Die Unterschiedlichkeit und Reife der unabhingigen Kultur in den
achtziger Jahren war in keinem anderen Lande des Ostblocks an-
zutreffen und wurde moglich dank der zahlreichen Beteiligung von
Kulturschaffenden sowie einer aktiven Unterstiitzung der Bevolke-
rung. In dieser Zeit erschienen 1200-1300 unabhingige Zeitungen,
Zeitschriften, Biicher und andere kulturelle Monatsschriften, an deren
Ausgabe iiber 10.000 Personen beteiligt waren.'?

Der Koordinierung der unabhingigen Kultur nahm sich das Komitee
der Unabhingigen Kultur (KKN) an, das von Vertretern verschiedener
Kulturkreise zu Beginn des Jahres 1983 gebildet und von der damals
im Untergrund tétigen Leitung der ,,Solidarno$¢* anerkannt wurde.
Dieses Komitee sammelte soziale Kulturfonds, um damit entspre-
chende Initiativen zu unterstiitzen und Zusammenarbeit zwischen

312 Vgl. J. Perkal: Polityczna historia prasy w Polsce w latach 1944-1984
w: 40 lat ...) (Eine politische Geschichte der Presse in Polen in den Jah-
ren 1944-1984 in: 40 Jahre ... ), a.a.0.. S. 183-184; J. Jagodzinski: Wy-
dawnictwa niezalezne w Polsce, w: Prace Kongresu Kultury Polskiej,
Tom II, Biezace zagadnieia krajowe (Unabhingige Verlage in Polen, in:
Die Arbeiten des Kongresses der polnischen Kultur, Band 11. Aktuel-
le Probleme des Landes), u.d. Red. von J. Drewnowski, London 1986,
S. 196-221.
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den einzelnen Gruppen und Personen zu erleichtern. Es ergriff das
Wort in wichtigen, die politische Kultur betreffenden Fragen wie
z.B. in der Frage des Boykotts der Massenmedien und der offiziellen
Veranstaltungen. Auf Anregung des KKN wurde eine Dokumentation
der ,,unabhéngigen Kultur erstellt. AuBerdem gab das Komitee die
Monatsschrift ,,Unabhédngige Kultur* heraus und verteilte jdhrlich
Kulturpreise der ,,Solidarnos¢* fiir Errungenschaften auf dem Gebiet
der Kultur.*

In den 1980er Jahren wurde eine wirkungsvolle Konkurrenz fiir das
staatliche Mizenatentum gegriindet. Diese Forderung erfolgte durch
die Katholischen Kirche sowie durch Spenden aus dem Ausland, die
hauptsichlich durch die Vermittlung der ,,Solidarno$¢* zur Finanzie-
rung bestimmter kultureller Vorhaben iiberwiesen wurden.

Mit der Einfiihrung des Kriegsrechts im Jahre 1981 wurde auch die
kulturelle Tétigkeit im Land eingeschrinkt. Die einzigen kulturellen
Zentren und Zufluchtsorte waren die Kirchen. Sie blieben auch nach
der Authebung des Kriegsrechts Betreuer der Kultur, da die Mehr-
zahl der kulturellen Klasse ihre Teilnahme an den Massenmedien
boykottierte. Der grofite Teil der polnischen Schriftsteller, Schau-
spieler, Wissenschaftler, Regisseure, Journalisten, Kritiker, Kompo-
nisten und Plastiker nahm ,,nur* an Veranstaltungen teil, die von den
Probsten organisiert wurden. Die Veranstaltungen wurden nicht nur
von Katholiken, sondern auch von Menschen mit unterschiedlichen
Weltanschauungen, darunter auch von Mitgliedern der Kommunisti-
schen Partei besucht. Institutionelle Erscheinungen waren mit unter-
schiedlicher Dynamik an vielen Orten organisierte Zusammenkiinfte
im Rahmen der christlichen Kulturtage oder Kulturwochen. Thre
Anziehungskraft entsprang sowohl aus der Wahl der Themen als auch
der Auswahl der Redner. Unter letzteren waren ehemals internierte
Schriftsteller, Journalisten, bekannte Literaten und Wissenschaftler.3'#
Nach der Verhidngung des Kriegsrechts in Polen wurden im Westen
zahlreiche neue Zeitschriften in polnischer Sprache herausgegeben,
die auch Abnehmer in Polen erreichten.?!

Der Sieg der ,,Solidarno$¢™ bei den Parlamentswahlen am 4. Juni
1989 sowie die spiter erfolgende Regierungsiibernahme und der
Beginn des Aufbaus eines neuen, demokratischen politischen Systems

313 Vgl. Polska 5 lat po sierpniu, Raport (Polen 5 Jahre nach dem August,
ein Bericht), London 1985, S. 326-344.

314 Vgl. P. Raina: Ko$ciét w Polsce 1981-1984 (Die Kirche in Polen
1981-1984), London 1985, S. 302-304.

35 Vgl. J. Radomyski: Pomoc krajowi przez informowanie Zachodu w:
Biezace zagadnienia krajowe (Dem Land helfen indem der Westen in-
formiert wird, in: Aktuelle Probleme des Landes), a. a. 0., S. 223-238.
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erdffneten eine neue Epoche der kulturellen Entwicklung. Mit der
vollstandigen Authebung der Zensur im Jahre 1990 verschwand auch
die unnatiirliche Teilung in eine ,,offiziellen‘ und eine ,,inoffizielle*
Kultur im Land. Das grofie Misstrauen der Kulturschaffenden gegen-
tiber der Politik der kommunistischen Machthaber untermauerte die
Ende 1989 gefiihrte 6ffentliche Diskussion, die iiber den Sinn eines
Ministeriums fiir Kultur und Kunst debattierte.

Eine wichtige Folge der Authebung der Zensur ist die Tatsache,
dass Theater- und Filmschaffende, Journalisten und Schriftsteller
nicht mehr mit einer Einmischung der Biirokratie bei der Wahl des
Repertoires oder mit einer Inhaltiiberpriifung rechnen miissen. Sdmt-
liche ,,Tabu“-Themen wurden freigegeben. Die in Panzerschrinken
verborgenen, bislang verbotenen Filme, Rundfunk- und Fernsehpro-
gramme und Biicher wurden einem breiten Publikum vorgefiihrt.
Reaktiviert wurden die verbotenen Zeitschriften wie z.B. die Wo-
chenschrift ,,Solidarno$¢®. Es wurde zahlreiche neue Zeitschriften,
Wochenschriften und Zeitungen herausgegeben sowie unabhingige
Rundfunk- und Fernsehstationen gegriindet.

Die Reprivatisierung der Kultur fiihrte allein im Jahre 1989 dazu,
dass ungefihr 100 private Verlage gegriindet wurden. Es entstanden
gleichzeitig 120-130 neue filmtechnische Firmen. Bisher verbotene
Kulturverbdnde wurden wieder ins Leben gerufen sowie neue Orga-
nisationen gegriindet, die jene zusammenschlossen.’'¢ Alle ideolo-
gischen und formellen Beschrinkungen wurden aufgehoben. Damit
konnte sich die moderne polnische Kultur so entfaltet, wie es fiir eine
demokratische Gesellschaft charakteristisch ist.

Die Demokratisierung in Polen bringt jedoch fiir die Kultur eine neue,
bisher nicht gekannte Bedrohung mit sich. So z.B. fiihrte der Anstieg
der Papierpreise zu einer wesentlichen Senkung der Produktion von
Biichern und damit zu einer Verteuerung der Buchpreise. Schwierig
ist auch die Situation vieler, mit finanziellem Verlust arbeitender
Zeitschriften. Die ,,neue Gesellschaft bedroht nicht die intellektuelle
Freiheit der Kulturschaffenden, sondern die materielle Existenz. Es
wird in Polen eine umfassende Kommerzialisierung der Kultur erwar-
tet.’!” Es scheint so, als ob dies der Preis fiir die Demokratie ist.

Die Transformation der polnischen Kultur ist kompliziert und tief
greifend. Hier trafen kontridre Wertsysteme aufeinander. In den letz-
ten Jahren entstand ein, infolge gesellschaftlicher und moralischer

316 Vel. , Przeglad Tygodniowy* Nr. 1, 1990.

317 Vgl. ,,W. sprawie sytuacji piSmiennictwa polskiego® (Denkschrift des
Verbandes Polnischer Schriftsteller. Zur Frage der Situation des polni-
schen Schrifttums), ,,Tygodnik Powszechny*, Nr. 2, 1990.
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Erschiitterungen, demokratisches Normensystem. Dieses vereint
sowohl christliche Werte, antitotalitire Haltungen und die Vertei-
digung der Menschenrechte als auch die fundamentalen Werte der
europdischen Kultur und das Streben nach Freiheit.

(Zuerst erschienen in: Siegfried Mampel/Alexander Uschakow (Hrsg.):
Die Reformen in Polen und die revolutiondren Erneuerungen in der
DDR, Duncker & Humblot 1991, S. 90-101)



234 Potsdamer Textbuch 10

Literaturverzeichnis von Prof. Dr. Andrzej Sakson
(Auswahl)

Monographien

Zbuntowana mtodziez? Nowe ruchy mtodziezowe w RFN i Berlinie
Zachodnim [Protestierende Jugend? Neue Jugendbewegungen in
der BRD und West Berlin], Poznan 1987.

Mazurzy — spoteczno$¢ pogranicza [Masuren — Gemeinschaft des
Grenzgebiets], Poznan 1990.

Mtodziez Berlina Zachodniego. Studium socjologiczne. [Die Jugend
von West Berlin. Eine sozialwissenschaftliche Studie], Poznan
1991.

Stosunki narodowosciowe na Warmii i Mazurach 1945-1997. [Die na-
tionalen Verhiltnisse in Ermland und Masuren], Poznan 1998.

Herausgeberschaften

Sakson, Andrzej (Hrsg.): Socjologia zachowan politycznych. [Sozio-
logie des politischen Verhaltens], Olsztyn 1984.

Sakson, Andrzej (Hrsg.): Polska-Niemcy — mniejszo$¢ niemiecka
w Wielkopolsce. Przeszto$¢ i terazniejszos$¢. [Polen-Deutsche
— deutsche Minderheit in Grosspolen. Vergangenheit und Gegen-
wart], Poznan 1994.

Orlowski, Hubert/Sakson, Andrzej (Hrsg.): Utracona ojczyzna. Przy-
musowe wysiedlenia, deportacje i przesiedlenia jako wspdlne
doswiadczenie. [ Verlorene Heimat. Zwangsaussiedlungen, Depor-
tationen und Umsiedlungen als gemeinsame Erfahrung], Poznan
1996, 1997.

Kiwerska, Jadwiga/Sakson, Andrzej/Tomczak, Maria (Hrsg.): Mto-
dziez w Europie. Raport o §wiadomosci europejskiej mtodziezy
w Polsce i w Niemczech. [Jugendliche in Europa. Bericht iiber
europdisches Bewusstsein der Jugendlichen in Polen und Deutsch-
land], Poznan 1996.

Sakson, Andrzej (Hrsg.): Pomorze — trudna ojczyzna? Ksztaltowanie
si¢ nowej tozsamosci 1945-1995. [Pommern — schwierige Heimat?
Herausbildung der neuen Identitit. 1945-1995], Poznah 1996.

Montag, Claus/Sakson, Andrzej (Hrsg.): Die deutsch-polnischen
Beziehungen. Bilanz nach fiinf Jahren Nachbarschaftsvertrag,
Potsdam 1996.

Domagata, Bozena/Sakson, Andrzej (Hrsg.): Tozsamo$¢ kulturowa
spoteczenstwa Warmii i Mazur. [Kulturelle Identitét der Gesell-
schaft von Ermland und Masuren], Olsztyn 1998.

Schweisfurth, Theodor/Poeggel, Walter/Sakson, Andrzej (Hrsg.):
Deutschland, Polen und Tschechien — auf dem Weg zur guten
Nachbarschaft, Berlin/Heidelberg 1999.



Menschen im Wandel 235

Molik, Witold/Sakson, Andrzej/Stryjakiewicz, Tadeusz (Hrsg.): Wie-
lkopolska wobec wyzwan XXI wieku. [Grosspolen angesichts der
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts], Poznan 2004.

Misiak, Wtadystaw/Kurcz, Zbigniew/Sakson, Andrzej (Hrsg.): Z
pogranicza na pogranicze w §wietle teorii i wynikéw badan.
[Von der Grenzregion zur Grenzregion im Lichte der Theorie und
Forschungsergebnisse], Wroctaw 2005.

Sakson, Andrzej (Hrsg.): Porzadek spoteczny a wyzwania wspéicze-
snosci. [Soziale Ordnung und die Herausforderungen der Gegen-
wart], Poznan 2005.

Sakson, Andrzej (Hrsg.): Ziemie Odzyskane/Ziemie Zachodnie i
Pétnocne 1945-2005. 60 lat w granicach panstwa polskiego. [Wie-
dergewonnene Gebiete/West- und Nordgebiete 1945-2005. 60
Jahre in den Grenzen des polnischen Staats], Poznan 2006.

Aufsdtze

Changes in Social Ties in Warmia and Mazuria, in: Polish Western
Affairs, Vol. XXX, Nr 2/1989, S. 141-153.

Die Wandlungen der gesellschaftlichen Bande im Ermland und in
Masuren, in: Polnische Weststudien, Bd. VIII, Poznan 1989,
S. 49-63.

Aktuelle Fliichtlingsprobleme in Polen, in: AWR-Bulletin. Vierteljah-
resschrift fiir Fliichtlingsfragen, No. 4/1990, S. 217-219.

Hintergriinde der polnischen Massenemigration — die De-facto-
Fliichtlinge aus Polen, in: AWR-Bulletin. Vierteljahresschrift fiir
Fliichtlingsfragen, No. 3/1990, S. 118-125.

Die deutsche Minderheit im heutigen Polen, in: Deutsche Studien.
Vierteljahreshefte. Heimat Europa? XXIX Jahrgang, Sept. 1991
(Mirz 1992), S. 224-239.

Die Einstellung polnischer Grenzbewohner zur Einheit Deutschlands,
in: Deutschland Archiv. Zeitschrift fiir das vereinigte Deutschland
8/1991, Koln: 1991, S. 822-831.

Kulturelle Freiheit in Polen, in: Mempel, Siegfried/Uschakow, Ale-
xander (Hrsg.): Die Reformen in Polen und die revolutioniren
Erneuerungen in der DDR, Berlin 1991, S. §9-103.

The Mazurians: The Dilemma of National Identity, in: Polish Western
Affairs, Vol. XXXII 2/1991, S. 53-71.

Die neueren Wanderungsbewegungen polnischer Arbeitskrifte. Eine
Dokumentation, in: Prokla 83 Migrationsgesellschaft. Zeitschrift
fiir politische Okonomie und sozialistische Politik, Jg. 21, Juni
1991, S. 285-291.

Die Genfer Fliichtlingskonvention und die Fliichtlingssituation in
der Republik Polen, in: AWR-Bulletin. Vierteljahresschrift fiir
Fliichtlingsfragen, Nr. 1/1992, S. 12-15.



236 Potsdamer Textbuch 10

Polen und die Fliichtlingsbewegungen im neuen Europa, in: AWR-
Bulletin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 4/1992,
S. 206-210.

Bestimmungen iiber nationale Minderheiten in polnischen Ver-
fassungsgesetzen, in: Osteuropa Recht, Jg. 39, Heft 3, 1993,
S. 208-214.

Die deutsche Minderheit in Polen. Gegenwart und Zukunft, in: van
der Meulen, Hans (Hrsg.): Anerkannt als Minderheit. Vergangen-
heit und Zukunft der Deutschen in Polen, Baden-Baden 1994,
S. 113-127.

Kaliningrad und Europas Sicherheit. Ein polnischer Standpunkt, in:
Chaos Europa. Welt Trends. Zeitschrift fiir internationale Politik
und vergleichende Studien, Nr 2, 1994, S. 62-71.

Konigsberg, Kaliningrad, Krélewiec oder Karaliau€ius? Polnische
Betrachtungen iiber eine russische Exklave, in: Kluge, Friede-
mann (Hrsg.): ,,Ein schrecklicher Platz**? Konigsberg/Kaliningrad
in der Sicht von Bewohnern und Nachbarn, Osnabriick 1994,
S. 179-193.

Konigsberg/Kaliningrad unter européischen Perspektiven aus pol-
nischer Sicht, in: Miiller-Hermann, Ernst (Hrsg.): Konigsberg/
Kaliningrad unter europdischen Perspektiven. Bremen 1994.

Nationale Minderheiten im heutigen Polen, in: AWR-Bulletin. Vier-
teljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 1-2/1994, S. 61-69.

Ost-West Wanderungsbewegungen in Europa, in: Migration. Welt
Trends. Zeitschrift fiir internationale Politik und vergleichende
Studien, Nr 5, 1994, S. 64-77.

Polnische Forschungen iiber Konigsberg, in: Nordost-Archiv. Zeit-
schrift fiir Regionalgeschichte. Konigsberg und seine Universitét.
Eine Stitte ostmitteleuropdischen Geisteslebens, Bd. 3, Heft 2.
1994, S. 507-513.

The Problem of the Kaliningrad Region, in: Polish Western Affairs,
Vol. XXXV, 1/1994, S. 71-77.

Zur soziologischen Theorie ethnischer Gruppen in Polen, in: Brunner,
Georg/Lemberg, Hans (Hrsg.): Volksgruppen in Ostmittel- und
Siidosteuropa, Baden-Baden 1994, S. 87-95.

Die deutsche Minderheit in Polen, in: AWR-Bulletin. Vierteljahres-
schrift fiir Flichtlingsfragen, Nr. 1/1995, S. 18-28.

Sakson, Andrzej/Jonda, Bernadette/Kiwerska, Jadwiga/Tomczak,
Maria: ,,Europiische Visionen* der jungen Generation in Polen
am Beispiel Posen, in: Henschel, Thomas R. (Hrsg.): Mobilitit
ist mehr als Reisen. Die Einstellungen der jungen Generation in
Polen und Deutschland zu einer Schliisselqualifikation. Schrif-
tenreihe der Forschungsgruppe Jugend und Europa Centrum fiir
Angewandte Politikforschung (CAP), Bd. 5, Miinchen 1995,
S. 84-99.



Menschen im Wandel 237

Angst vor einem {ibermichtigen Nachbarn. Polen und die deutsche
Frage 1945-1989, in: Anndherungen — Zblizenia. Deutsche und
Polen 1945-1995, Diisseldorf 1996, S. 118-226.

Die Deutschen in der 6ffentlichen Meinung Polens, in: Deutschland
und Polen. Welt Trends. Zeitschrift fiir internationale Politik und
vergleichende Studien, Nr 13, 1996, S. 52-66.

Politische Aspekte des Minderheitenschutzes in Polen und Litauen,
in: Mohr, Manfred (Hrsg.): Friedenssichernde Aspekte des Min-
derheitenschutzes in der Ara des Volkerbundes und der Vereinten
Nationen in Europa, Berlin/Heidelberg 1996, S. 315-337.

Das ,,deutsche Kulturerbe* und die Frage nach dem historischen
RegionalbewuBtsein. Ein Projekt des Posener West-Instituts. (Mit
Diskussionsbeitridgen), in: Karp, Hans-Jiirgen (Hrsg.): Deutsche
Geschichte und Kultur im heutigen Polen. Fragen der Gegen-
standsbestimmung und Methodologie, Marburg 1997, S. 51-67.

Polen — Land der Ost-West-Migrationen, In: AWR-Bulletin. Viertel-
jahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 4/1997, S. 156-164.

Ansiitze fiir eine ,,vierte Ostpolitik* Deutschlands, in: Welt Trends.
Zeitschrift fiir internationale Politik und vergleichende Studien.
Nr. 21, 1998/99, S. 52-56.

Die Beziehung zu den Asylanten als Maf} der Demokratie und der
Menschenrechtebeachtung in Polen, in: AWR-Bulletin. Viertel-
jahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 4/1998, S. 68-79.

Regionale Identitit heutiger Bewohner des ehemaligen Ostpreuf3en.
Versuch eines soziologischen Vergleichs, in: Kultursoziologie.
Aspekte. Analysen. Argumente, Nr. 1/1998, S. 131-150.

Staatsangehorigkeit und nationale Identitit, in: Staatsangehorigkeit
und nationale Identitit im Kontext der européischen Integration,
Gliwice 1998, S. 8-15.

Zwangsauswanderung der Juden aus Polen nach 1968, in: AWR-
Bulletin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, No. 4/1998,
S. 212-216.

Die deutsche Minderheit in Pommern, im Ermland und in Masuren,
in: Hrsg. Drobek, Felicitas: Polen in Deutschland — Deutsche in

_ Polen, Freiburg 1999, S. 145-155.

Uberlegungen zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Ost
und West, in: Die Staaten des Ostlichen Europa auf dem Weg in
die europiische Integration. Analyse und Perspektiven, Bonn
1999, S. 73-89.

Zur kulturellen Identitédt der Deutschen in Polen. Bericht aus der Pra-
xis, in: Schweisfurth, Theodor/Poeggel, Walter/Sakson, Andrzej
(Hrsg.): Deutschland, Polen und Tschechien — auf dem Weg zur
guten Nachbarschaft. Berlin/Heidelberg 1999, S. 135-143.

Zwischen Polentum und Deutschtum — gibt es noch Masuren und
Ermlédnder?, in: Nordost-Archiv. Zeitschrift fiir Regionalgeschich-
te. Heimat und Ethnizitit. Uber den Umgang mit Fremdheit in



238 Potsdamer Textbuch 10

Masuren und Schlesien nach dem Zweiten Weltkrieg. Neue Folge
Bd. VIII/1999, Heft 1, S. 221-237.

Crisis or Normalcy? Reflections on Contemporary Polish-German
Relations, in: Yearbook of Polish Foreign Policy, Warsaw 2000.
S.234-242.

Die Nationalitdtenpolitik der III Republik, in: Welt Trends. Zeit-
schrift fiir internationale Politik und vergleichende Studien, Nr.
27 (2000), S. 61-79.

Polnische Migrations- und Fliichtlingspolitik — 10 Jahre nach der
Transformation (1990-2000), in: AWR-Bulletin. Vierteljahres-
schrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 3-4/2000, S. 135-141.

Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, in: Wolff-Powegska, Anna/
Schulz, Eberhard: Polen in Deutschland. Integration oder Sepa-
ration?, Diisseldorf 2000, S. 309-319.

Polen: Ist das der dritte Weltkrieg?, in: Welt Trends. Zeitschrift
fiir internationale Politik und vergleichende Studien, Nr. 33
(2001/2002), S. 126-130.

Polen: Aktuelle Situation von Integration und Asyl, in: AWR-
Bulletin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 4/2002,
S. 230-232.

Das religios-kulturelle Erbe der Masuren, in: Acta Borussica. Beitrige
zur ost- und westeuropdischen Landeskunde 1997-1998, Bd. VI,
Oberschleiheim 2003, S. 229-239.

,-Ost-Festung Europa?‘‘ Polen und die Ost-Erweiterung der EU — Aus-
wirkungen auf Migration und Asyl, in: AWR-Bulletin. Vierteljah-
resschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 3-4/2003, S. 168-171.

Polnische Minderheitenpolitik, in: Franzke, Jochen (Hrsg.): Das
moderne Polen. Staat und Gesellschaft im Wandel. Potsdamer
Textbiicher Bd. 8, Potsdam 2003, S. 94-107.

Ethnic conflicts in present-day Poland: A sign of nationalism or
conflicts of interests?, in: Ed. Burszta, Wojciech, J./Kamusella, To-
masz/Wojciechowski, Sebastian: Nationalisms Across the Globe.
Vol. 1, Europe, Poznan 2005, S. 191-205.

Konigsberg — Krélewiec — Kaliningrad: eine geopolitische Hinter-
lassenschaft, in: Wolff-Powgska, Anna/Bingen, Dieter (Hrsg.):
Nachbarn auf Distanz. Polen und Deutsche 1998-2004, Wiesbaden
2005. S. 364-395.

Masurians — Between Polish and German Identity, in: Ethnologia
Polona, Vol. 26, Poznan 2005, S. 107-123.

Repatriierung der polnischen Bevolkerung: 1945-2005, in: AWR-
Bulletin. Vierteljahresschrift fiir Fliichtlingsfragen, Nr. 3/2005,
S. 195-203.

Vertreibung und Aussiedlung aus den ehemaligen polnischen Ostge-
bieten und polnische Akkulturationspolitik in den neuen West-
gebieten, in: Wollenschlidger, Michael/KreBel, Eckhard/Egger,
Johann: Recht-Wirtschaft-Kultur. Herausforderungen an Staat und



Menschen im Wandel 239

Gesellschaft im Zeitalter der Globalisierung, Festschrift fiir Hans
Hablitzel zum 60. Geburtstag, Berlin 2005, S. 261-277.

Die Kluft wichst. Das Deutschlandbild der Polen, in: Welt Trends.
Zeitschrift fiir internationale Politik und vergleichende Studien,
Nr. 50, 2006, S. 125-131.

Polnische Nationalititenpolitik. Vom multinationalen zum ethnisch
(fast) homogenen Polen, in: Salzborn, Samuel (Hrsg.): Minder-
heiten in Europa. Fallbeispiele und Losungsansitze. Innsbruck
2006, S.189-201.

Diskussionsbeitrdge

In: Ipsen, Knut/Poeggel, Walter (Hrsg.): Das Verhiltnis des verei-
nigten Deutschlands zu den osteuropdischen Nachbarn — zu den
historischen, volkerrechtlichen und politikwissenschaftlichen As-
pekten der neuen Situation. Wissenschaftliche Konferenz anliss-
lich des 50. Jahrestages der Beendigung des Zweiten Weltkrieges,
Bochumer Schriften zur Friedenssicherung und zum Humanitéren
Volkerrecht, Bd. 21, Bochum 1993, S. 99-102.



240 Potsdamer Textbuch 10

Biographische Angaben

Andrzej Sakson, geb. 1952, Professor der
Sozialwissenschaften an der Adam-Mi-
ckiewicz-Universitit in Poznan, Direktor
des West-Instituts in Poznan.

Hochschulabschluss: Adam-Mickiewicz-
Universitét in Poznan. Vizeprisident der
,»~Association for the Study of the World
Refugee Problem*.

Mitgriinder und Redakteur des politolo-
gischen Journals ,,WeltTrends. Zeitschrift
fiir internationale Politik*. Mitglied vieler
wissenschaftlicher und Redaktionsrite
(u.a. der ,,Acta Historica Universitatis Klaipendiensis*). Autor von
iiber 300 Arbeiten.

Forschungsinteressen: nationale und ethnische Minderheiten, pol-
nisch-deutsche Beziehungen, Migrationsangelegenheiten, Gebiet
Kaliningrad, gesellschaftliche Verdnderungen auf den West- und
Nordgebieten Polens.



Potsdamer TethﬁCher Potsdamer Textbiicher PTB

2 3 oo . Juan J. Linz
PTB 1: Regionen in der Européischen Union

PTB 2: Polen — Staat und Gesellschaft Totalitire und autoritire
PTB 3: Naher Osten — Politik und Gesellschaft Regime

PTB 4: Totalitdre und autoritire Regime
PTB5: Kommunale Selbstverwaltung
PTB 6: Die verschwundene Diplomatie
PTB 7: Recht in der Transformation
PTB 8: Das moderne Polen

PTB9: Making Civil Societies Work
PTB 10: Polen und Deutsche

Bestellungen: ubpub @uni-potsdam.de, www.welttrends.de

Potsdamer Textbuicher P T B

Das moderne Polen
Jochen Franzke (Hrsg.)

Politologen, Historiker, Juristen, Okonomen und Soziologen aus Polen
und Deutschland diskutieren Staat und Gesellschaft unseres Nachbarn.
Eine exzellente Analyse der polnischen Entwicklungen!

PTB 2, 253 S. und PTB 8, 208 S., brosch., zus. 13 €

Anspriiche?
Eigentumsfragen zwischen Deutschland und Polen

Die Volkerrechtler Prof. Sandorski und Dr. Irmscher setzen sich mit der
RechtméBigkeit der Anspriiche auseinander, bieten unterschiedliche
Sichtweisen und suchen nach Losungsansitzen.

WeltTrends-Papiere 3, 54 S., brosch., 5 €

Bestellungen: ubpub @uni-potsdam.de, www.welttrends.de



Welt Trends

Zeitschrift fiir internationale Politik

(f i?’ssou rce
1.

Militirmacht
Wasser Deutschland?

Psur Bebrdungen, altes Cevien
Regulirren statl Frivathlerrs Wil ma Natienendsldang !
Al Bl s sadel wnd Wanser Frlgrrosgie Limdtnr

Woarmers odwrie Crwviabem
Frritralandrr § s wnd Brobd
Wamrn b Sulalafrika

Pt mlig sy Frard rfomslet®

St epeedah i
Intrrmsen s 1 g
Tavistpe an Furipwindeni|
Dhuits hastl i Slinimmiachilt

Chimun S1abeilin
|: | [ L

\L

alternativ

o vadin, G2 Blrger und ldertii

Goewind in Vieliall

Syl palilil
Wiw und iles Kremede

r."““n “',' I'lu”'”' Dymami dev ddenlieit

Bradiliens Sche LU U T

Ché | 1I‘.I!ﬂ.blll|.lul'\'\trb'hbﬂ

=0 Drutihe Mitie
(L= Ralsgrmemge

Bundevwehr im Linats
Rakrten in Miflelosnps

bestellung@welttrends.de

4 Hefte fiir nur 20 €.
Die kleine politische Bibliothek.
www.welttrends.de



Welt& Trends

Zeitschrift fir internationale Politik

Bisher erschienene Themenhefte

59
58
57
56
55
54
53
52
51
50
49
48
47
46
45
44
43
42
41
40
39
38
37
36
35
34
33
32
31
30

EU-AufBenpolitik

Regionalmacht Iran

Ressource Wasser

Militarmacht Deutschland?

G8 Alternativ

Identitat Europa

Rotes China Global

Deutsche Ostpolitik

Geheime Dienste

Kerniges Europa

Militér in Lateinamerika

Internet Macht Politik
Europdische Arbeitspolitik
Globale Finanzmarkte

Von Dynastien und Demokratien
Modernisierung und Islam
GroBBmachtiges Deutschland
Europaische AuBenpolitik
Transatlantische Perspektiven Il
Transatlantische Perspektiven
Wohlfahrt und Demokratie
Politisierung von Ethnizitat
Vergelten, vergeben oder vergessen?
Gender und IB

Krieg im 21. Jahrhundert
EU-Osterweiterung im Endspurt?
Entwicklungspolitik

Balkan - Pulverfal3 oder ... ?
Recht in der Transformation
Fundamentalismus

www.welttrends.de

29
28
27
26
25
24
23
22
21
20
19
18
17
16
15
14
13
12
11
10

9)

8
7
6
5
4
3
2
1

Die autoritare Herausforderung
Deutsche Eliten und Au3enpolitik
10 Jahre Transformation in Polen
(Ab-)Rustung 2000
Dezentralisierung und Entwicklung
Wohlfahrtsstaaten im Vergleich
Kooperation im Ostseeraum

Die Ostgrenze der EU

Neue deutsche AuBBenpolitik?
Demokratie in China?

Deutsche und Tschechen
Technokratie

Die Stadt als Raum und Akteur
Naher Osten - Region im Wandel?
Identitdten in Europa

Afrika - Jenseits des Staates
Deutschland und Polen

Globaler Kulturkampf?

Europa der Regionen
NATO-Osterweiterung

Sonderheft Russland und die GUS

Gewalt und Politik
Reform der UNO
Integration im Pazifik
Zerfall von Imperien
Migration

Geopolitik

Realer Post-Sozialismus
Chaos Europa

Neue Weltordnung



Welt& Trends Papiere

Sie mochten Forschungsarbeiten veroffentlichen?
Sie mochten in aktuelle Debatten streitbar eingreifen?
Sie mochten ,klassische” Texte fur die Lehre einsetzen?

Dies alles schnell, preiswert und fir ein breites Publikum?
Wir bieten Ihnen dafir die WeltTrends Papiere!

1| Noch zu retten? Pladoyer fiir die EU-Verfassung

2| Deutsche EU-Ratsprasidentschaft Ende der Verfassungskrise?

3| Anspriiche? Eigentumsfrage Deutschland - Polen

4| Europaischer Einigungsprozess

5| Deutsche Auslandseinsdtze - Streitplatz um Militarmacht

6| Herausforderung Integration— Migration und Integration in Brandenburg

7| GroBmachtpolitik oder Wahlagitation - Russlands Auenpolitik 2007/2008
Wenn Sie an der Publikation eines eigenen WT-Papieres interessiert sind, wenden
Sie sich bitte an Frau Azadeh Zamirirad (0331-9774540 oder welttrends@web.de).

Bestellungen: bestellung@welttrends.de oder ubpub@uni-potsdam.de
www.welttrends.de

Welt& Trends Lehrtexte

Anregend fiir die Debatte.
Unverzichtbar fiirs Seminar.
Kostengiinstig fiir das studentische Budget.

Fur Studenten und Dozenten!

1| Nachdenken tiber Europa 6 | Internationale Beziehungen: Konzepte
2 | Autoritare Regime 7 | Regime im Nahen und Mittleren Osten
3 | Grenzen der EU 8| Regieren in Brandenburg

4 | Wissenschaftliches Schreiben 9| Politische Herrschaft im Vergleich

5 | Herrschaft in Stid- und Mittelamerika

Wenn Sie an der Publikation eines eigenen WT-Lehrtextes interessiert sind, wenden Sie
sich bitte an Herrn Raimund Krdmer (0331-9774535 oder rkraemer@welttrends.de).

Bestellungen: bestellung@welttrends.de oder ubpub@uni-potsdam.de
www.welttrends.de



PTB 10
Universititsverlag Potsdam
ISBN 978-3-940793-09-6




	Titel
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort der Herausgeber der Reihe Potsdamer Textbücher
	Vorwort des Autors
	I. Polen und Deutsche
	1. Angst vor einem übermächtigen Nachbarn Polen und die deutsche Frage 1945 bis 1989
	Negative Stereotype
	Monopol der Kommunisten
	Durchbruch in der Nachkriegsgeschichte
	Dilemma der Partei
	Aufruf zur Mäßigung
	Spekulationen und Prognosen

	2. Die Einstellung polnischer Grenzbewohner zur Einheit Deutschlands
	Die Einstellung der westlichen Grenzbewohner zur Einheit Deutschlands
	Nach den Zwei-plus-Vier-Gesprächen
	Ausblick

	3. Die Deutschen in der öffentlichen Meinung der Polen
	Das deutsche Syndrom
	Differenzierung des Bildes
	Das Verhältnis zur Wiedervereinigung Deutschlands
	Evolution der Vorstellungen über Polens westlichen Nachbarn

	4. Die Kluft wächst. Das Deutschlandbild der Polen

	II. Minderheiten in Polen und Deutschland
	5. Polen in Deutschland Teilnahme am gesellschaftlichen Leben
	Distanz zum öffentlichen Leben
	Gefühl der Diskriminierung
	Schwache polnische Organisationen

	6. Die deutsche Minderheit in Polen Gegenwart und Zukunf
	Stärke, Verteilung und Zusammensetzung der deutschen Minderheit in Polen
	Die autochthone Bevölkerung deutscher Option
	Die ethnisch Deutschen
	Die Aktivitäten der deutschen Minderheit
	Unterschiedliche Bindungen
	Die deutsche Minderheit – eine neue Chance oder eine Bedrohung für die polnisch-deutschen Beziehungen?

	7. Zwischen Polen und Deutschen gibt es noch Masuren und Ermländer?
	8. Die Nationalitätenpolitik der III. Republik
	Die Minderheitenpolitik der Volksrepublik Polen
	Die Abkehr von der sozialistischen Minderheitenpolitik
	Die Institutionalisierung der neuen polnischen Minderheitenpolitik
	Das neue Minderheitenrecht
	Nationale Minderheiten in Polen
	a) Die deutsche Minderheit
	b) Die ukrainische Minderheit
	c) Die weißrussische Minderheit
	d) Die litauische Minderheit
	e) Die jüdische Minderheit


	9. Regionalidentität von heutigen Einwohnern des ehemaligen Ostpreußens. Ein soziologischer Vergleich
	Faktoren der Regionalidentität der heutigen Einwohner des ehemaligen Ostpreußens
	Nationale Mythologie
	Die Nationalitätenstruktur
	Verhältnis zum deutschen Kulturerbe
	Von soziologischer Leere bis zur Postmigrationsgesellschaft
	Schlussfolgerungen

	10. Königsberg – Królewiec – Kaliningrad. Eine geopolitische Hinterlassenschaft
	Königsberg wird zu Kaliningrad
	Mythologie des „Vaterländischen Krieges“ und der „Pionierarbeit“
	Russland
	Litauen
	Deutschland
	Polen
	„Aneignung“ des neuen Vaterlandes
	Umgeben von der NATO und der Europäischen Union
	Die orthodoxe Kirche als Symbol Russlands


	III. Migration in Europas Geschichte und Gegenwart
	11. Ost-West-Wanderungsbewegungen in Europa
	Ursachen der neuen Ost-West-Migrationen
	Umfang und Formen der Ost-West-Migrationen
	Migration aus der ehemaligen Sowjetunion
	Die Länder des ehemaligen Jugoslawien
	Ungarn, Tschechien, Slowakei, Rumänien und Bulgarien
	Der Fall Polen
	Situation der Flüchtlinge in Polen
	Inoffizielle Emigranten

	12. Polnische Migrations‑ und Flüchtlingspolitik 10 Jahre nach der Transformation (1990‑2000)
	13. Die Beziehung zu den Asylanten als Maß der Demokratie und der Achtung der Menschenrechte
	Das Problem der Asylanten und illegalen Migranten in Polen

	14. Vertreibung und Aussiedlung aus den ehemaligen polnischen Ostgebieten und polnische Akkulturationspolitik in den neuen Westgebieten
	I. Ursprung und Verlauf der Vertreibungen und Aussiedlungen
	II. Prozesse der Akkulturation

	15. Zwangsauswanderung der Juden aus Polen nach 1968
	16. EU‑Osterweiterung und Migration
	Literaturverzeichnis

	17. Kulturelle Freiheit in Polen
	I. Werte und Regeln der polnischen Kultur
	II. Kultur und der stalinistische Totalitarismus
	III. Auf dem Wege zu Pluralismus und Freiheit
	IV. Die Bewegung der unabhängigen Kultur

	Literaturverzeichnis von Prof. Dr. Andrzej Sakson (Auswahl)
	Monographien
	Herausgeberschaften
	Aufsätze
	Diskussionsbeiträge

	Biographische Angaben




